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Raubdrucke über die Geschichte 
der „anderen’’ Arbeiterbewegung 


Band 1: „DIE WOBBLIES” 
238 Seiten, 5 Mark 


drin sind die wichtigen Teile von L. Adamic: 
„Dynamit’ und die erste Hälfte von Gisela 
Bocks ‚‚Die ‚andere’ Arbeiterbewegung in den 
USA”. 


zu kriegen durch Überweisung von 6 Mark 
auf Postscheckkonto Nr. 1257 03-755 PschA 
Karlsruhe, Karlsruher Stadtzeitung. 


Aus dem Vorwort: „In den letzten Jahren ist 
das Interesse an den ‚Industrial Workers of the 
World’, den Wobblies, spürbar gestiegen. Die 
Gründe sind schnell aufgezählt: die Wobblies a- 
gierten und organisierten im Jahrzehnt vor dem 
Ersten Weltkrieg und sie versuchten, die ganze 
Klasse von unten her zu organisieren, wobei sie 
die Vision von einer einzigen, weltweiten Gesell- 
schaft hatten. (...) 

Heute ist sowohl die damalige-Klassenzusam- 
mensetzung (flüssige, mobilisierte, dequalifizier- 
te, multinationale) der Arbeitskraft als auch die 
Wobbly-Kampfform (wilde Streiks, direkte Ak- 
tion, Sabotage, kollektive Aneignung) als auch 
die kapitalistische Krise (das Jahrzehnt vor dem 
Ersten Weltkrieg) äußerst aktuell — und so ist es 
auch kein Wunder, daß z.B. die Zeitung der Mai- 
länder Jobber „‚Wobbly’’ heißt und daß die 
schwarze Katze (Symbol für wilden Streik, engl. 
= wildcat) in Paris, Italien, BRD... wieder auf- 
getaucht ist... 

Damit wir also aus den Erfahrungen der Wobb- 
lies lernen können, haben wir angefangen, alles 
Material über sie und von ihnen zu sammeln, zu 
übersetzen usw. und willen das wichtigste davon 
rausbringen. (...)’' 

Der nächste Band wird bald folgen. 
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Zu diesem Heft 


Nach über zweijähriger Arbeit legen wir das erste Heft einer 
insgesamt zwei bis drei Ausgaben umfassenden Serie vor, der 
wir den Übertitel Imerpialismus in den Metropolen gegeben 
haben. Damit soll die Absicht ausgedrückt werden, nach der 
Veröffentlichung eines globalen Thesenpapiers über Antiim- 
perialismus in den achtziger Jahren hinter die eigenen metro- 
politanen Haustüren zurückzukehren. 

Die kritischen Begleiter unseres Projekts werden aus der Aus- 
einandersetzung mit unseren bisherigen Analysen längst wis- 
sen, daß die Eröffnung eines Zyklus von Untersuchungen 
über die sich abzeichnende neue Klassenzusammensetzung in 
den Metropolenländern der achtziger Jahre überfällig war. 
Immer wieder haben wir thematisch begrenzte Anläufe in 
diese Richtung gemacht. So haben wir versucht, den neuen 
Stellenwert des Anstaltswesens mit seiner Doppelgesichtig- 
keit von Hochsicherheitstrakt und therapeutisch-‚offenem’ 
Strafvollzug auszuleuchten. Wir haben eine Bestandsaufnah- 
me über die Folgen der neuen Boden- und Sanierungspolitik 
in den Ballungszentren produziert und uns die Frage gestellt, 
wie es nach dieser zweiten Zerstörung Deutschlands weiterge- 
hen soll: diese Frage wurde von der Häuserkampfbewegung 
der letzten Jahre zumindest zeitweilig praktisch beantwortet. 
Wir haben uns an die neue sozialrassistische Bevölkerungspo- 
litik herangetastet, die in voller nazistischer Kontinuität wie- 
der offen ihr Haupt zu erheben beginnt. Mit Beiträgen über 
den Zusammenbruch des militantesten großbetrieblichen Ar- 
beiterkampfzyklux in Europa — bei Fiat in Turin — haben 
wir den Zusammenhang mit Erfahrungen und Hoffnungen 
wiederhergestellt, die hierzulande schon 1973/74 zusammen- 
gebrochen waren. In einer riesigen Anstrengung, die indes 
fast folgenlos blieb, machten wir uns an die (selbst-)kritische 
Auseinandersetzung mit Erfolgen und Rückschlägen in der 
Sozialbewegung gegen den herausziehenden Atomstaat. Eine 
ganze Menge von Anläufen also, die im Kontext unserer brei- 
teren politischen Identität mit der militant-autonomen Szene 
manches bewirkt hat, aber gleichzeitig immer auch zeigte, daß 
wir auch im Hinblick auf ihre Schwächen gegenüber dem gan- 
zen Sozialprozeß ein — hoffentlich nicht mehr so ohne weite- 
res verzichtbarer — Teil eben dieser Szene sind. 

Wenn wir nun den Versuch machen, den bisher vorgegebenen 
Rahmen zu sprengen und Fragen zu erörtern, die über die 
praktischen Bezugspunkte und die fragmentierten Bewußt- 
seinsstrukturen der sozialen Teilbewegungen der letzten Jah- 
re hinausgehen, dann nicht, weil wir beabsichtigen, uns von 
den bisherigen Begrenztheiten zu distanzieren und in irgend- 
welche abstrakte und noch mehr als bisher ohnehin schon 
mit sprachlichen Mängeln behaftete Wolkenkuckucksheime 
abzuheben. Wir halten die analytische Beschäftigung mit all 
den großen Problemen, die aus der Sicht der kleinen Bröt- 
chen und der beschränkten Erfahrungen nicht mehr zu erfas- 
sen sind, inzwischen für eine Überlebensfrage. Das hat sich un 
erstmals unzweideutig entschlüsselt, als wir — zunächst in di- 
rekter Auseinandersetzung mit der neuen antiimperialistischen 
Bewegung von 1980/81 — bemerkten, wie fatal sich längst 
überholte ‚globale’ Positionen immer wieder mit den unmit- 
telbaren Erfordernissen von Praxis/Widerstand verquicken 
und wie lähmend sich dies auswirkt. Auch das in seinen Be- 
grenzungen vorhandene ‚kollektive Bewußtsein’ der Revolte 
thematisiert sehr wohl — und sei es nur im Kampf fürs Über- 
leben seiner Hoffnungen — den Anspruch auf die gesamte ge- 
sellschaftliche Realität, und fällt notwendig falschen Mythen 
zum Opfer, wenn es sie sich nicht selbständig erarbeitet. Der 
Anstrengung, diesem hoffnungslosen Kreislauf zu entrinnen 


und weiterreichende Handlungsdispositive zu entwickeln, ver- 
dankt sich das voraufgegangene Heft über den Imperialismus 
der achtziger Jahre. Von da aus versuchten wir gleichzeitig, in 
ersten Hypothesen die grundsätzlich neuen Probleme des me- 
tropolitanen Kampfs zu thematisieren. Das Thesenpapier 
(‚Wir haben keine Zeit mehr”) wurde diesem Anspruch nur in 
einer extremen Verkürzung gerecht. 


Inzwischen sehen wir das Manko bei unseren bisherigen Ver- 
suchen, im Rahmen der militanten Teilströmungen ein über- 
greifendes soziales Terrain postulieren zu helfen, in zweierlei: 
— erstens darin, daß die von uns in mühsamen Debatten ent- 
wickelten neuen Begriffe (‚nach-keynesianische Massenarmut’, 
‚Bestimmung des sozialen Terrains’, ‚diffuses Ghetto’ usw.) 
uns zu überholen drohen, bevor wir sie in umfangreichen Un- 
tersuchungen auf ihren Realitätsgehalt abgeklopft haben. 

— zweitens, daß die Strategie des Regimes, die ausgebeuteten 
Klassen in ein unübersehbares Gewirr von Ghettos, Teilar- 
beitsmärkten und abgestufter Verarmung aufzusplittern, es 
zumindest aktuell unmöglich macht, allein aus den Erfahrun- 
gen einer dieser Segmente heraus eine revolutionär verallge- 
meinerbare Gegenlinie zu entwickeln. Gerade in einer Situa- 
tion des Übergangs, in der der ausbeuterische Sozialprozeß 
die Klasse immer unzweideutiger in eine völlig neue Zusam- 
mensetzung umschmilzt, ist es aber wichtiger denn je, aus der 
antagonistischen Vorwegnahme dieser neuen Klassenstruktur 
in ihrer Gesamtheit Positionen zu erobern, die für den Kampf 
von unten die Nebel lichten helfen und alle Einzelerfahrun- 
gen mit einem allgemeinen Rahmen verbinden, der eine auto- 
nom-gegenläufige Homogenisierung der neu zusammengesetz- 
ten proletarischen und subproletarischen Schichten denkbar 
und somit auch durchsetzbar macht. 


So haben wir uns vorgenommen, nach der thesenhaften Ver- 

abschiedung von Lösungsvorschlägen noch einmal von vorn 
zu beginnen und die Wirklichkeit selbst inmittelbar zu befra- 
gen. Wir haben dabei bewußt in Kauf genommen, daß man- 
che der vorläufig festgeschriebenen Zusammenhänge zeitwei- 
lig wieder auseinanderfallen. Aber gleichzeitig erging an je- 
de(n) der Verfasser(innen) der Auftrag, im Ergebnis seines / 
ihres jeweiligen Teilbeitrags über das große Ganze der neuen 
metropolitanen Klassenzusammensetzung vorzutragen, wel- 
che Vorstellungen er/sie aus ihrer/seiner Sicht zur Perspektive 
eines sich von unten zusammenschließenden sozialrevolutio- 
nären Angriffs für möglich hält. Die Beiträge dieses und der 
folgenden Hefte werden diesem Anspruch recht unterschied- 
lich gerecht. Es werden durchaus unterschiedliche Antworten 
auf die Frage spürbar, welche praktisch-organisatorischen 
Konsequenzen der Befund der neuen Klassenzusammenset- 
zung habe. Bewußt haben wir auch akzeptiert, daß in der ei- 
nen Untersuchung mehr die Analyse des sozialtechnischen 
Angriffs des Regimes überwiegt, während in der nächsten so 
gut wie ausschließlich von der subjektiven Konstellation in 

dieser oder jener Teilstruktur der neu zusammengesetzten 

Klasse ausgegangen wird. 

Indes wollen wir diese Widersprüche keineswegs für alle Zei- 

ten undiskutiert nebeneinander stehen lassen. Wir hoffen, im 

letzten (wahrscheinlich dritten) Heft dieser Serie ein weiteres 

zusammenfassendes Thesenpapier über die Bedingungen des 

metropolitan-antiimperialistischen Kampfs vorlegen zu kön- 

nen, das im Gegensatz zum kürzlich veröffentlichten von ei- 

ner umfassend und kritisch angeeigneten Realität durchdrun- 

gen ist. 


Das vorliegende erste Heft haben wir unter das Motto Zwang 
zur Arbeit — Neue Armut gestellt. Von unterschiedlichen 
und teilweise auch bewußt begrenzten Positionen aus wird 
ein Panorama der neuen Klassenzusammensetzung entwor- 
fen. Es wurden zunächst solche Untersuchungen zusammen- 
gestellt, die im wesentlichen von den Plänen und Aktivitäten 
des Regimes ausgehen. 


Der erste und umfangreichste Beitrag konzentriert sich auf 
eine Analyse der aktuellen Wandlungen auf dem Arbeitsmarkt 
und sucht nachzuzeichnen, auf welche Weise sie eine neue 
Klassenzusammensetzung in den Metropolen bewirken. Er 
stellt in seiner Geschlossenheit und in seinem methodischen 
Ansatz, der von dem — sicher richtigen — Befund bestimmt 
ist, daß der nachkeynesianische Staat derzeit fast unangefoch- 
ten einen neuen Handlungsspielraum gegenüber dem neuen 
Proletariat erobert, gegen den das antagonistische Subjekt 
sich erst noch zu definieren hat, einen Schwerpunkt inner- 
halb der ganzen Serie dar. Hinsichtlich der Frage, inwieweit 
aus der neuen Klassenzusammensetzung ein homogenisieren- 
des Moment für eine sozialrevolutionäre Antwort zu finden 
sei, ist der Autor dieser Untersuchung eher skeptisch. Er rech- 
net am ehesten mit der Möglichkeit, daß sich ein neuer ‚roher 
Syndikalismus’ seitens der sprunghaft anwachsenden pauperi- 
sierten Massen mit der keineswegs avantgardistisch gemeinten 
‚Selbstorganisation’ revolutionärer Kerne verbinden Könnte. 
Inwieweit diese Skepsis berechtigt ist, wird sich erst aus der 
Aneignung der Widerstandsbedingungen diskutieren lassen, 
die gegenwärtig in den wichtigsten Sektoren des neuen Prole- 
tariats — ungarantierte Jobber, unbezahlte Reproduktionsar- 
beiterinnnen und Ausländercommunities — als Antwort auf 
den Krisenangriff des Regimes heranreifen. Diese Beiträge, 
die den notwendigen Umkehrschluß zum Aufsatz über ‚Ar- 
beitsmarkt und neue Klassenzusammensetzung in den Metro- 
pulen’ darstellen, werden im zweiten Heft der Serie erschei- 
nen. 


' 


Diese Untersuchung wird durch einen Aufsatz über Prekäre 
Arbeit und junges Proletariat in der Pariser Region ergänzt. 
Die Lektüre des Berichts demonstriert anschaulich, wie sehr 
sich die Überlebens- und Kampfbedingungen des neuen ju- 
gendlichen Proletariats in allen wichtigen europäischen Bal- 
lungszentren angleichen. Mit seinen umfangreichen Befragun- 
gen liefert er gleichzeitig einen ersten Versuch, die sozialen 
Existenzbedingungen durch ‚Selbsturkrsuchungen von unten’ 
anzueignen. Und auch hier wird in der Auseinandersetzung 
mit den in Frankreich nicht weniger grassierenden Ansätzen 
zur falschen Integration der neuen jugendlichen Jobberarmut 
in traditionell-sozialistische Arbeitskultur oder alternative Ni- 
schenwirtschaft dem Versuch, daraus eine neue Arbeiteriden- 
tität zu konstruieren, eine Absage erteilt. Stattdessen wird 
die Konstitution eines neuen, von außen kommenden Prole- 
tariats als Prozeß bezeichnet, der sich immer neue proletari- 
sche Territorien erobert, in denen der Kampf gegen die Spal- 
tung mit den ‚Emeuten’ der sozialen Aneignung neue Verbin- 
dungen eingeht. 


Als dritten Beitrag haben wir eine Dokumentation „Zur ak- 
tuellen Situation bei Sozialhilfeempfängern, Asylbewerbern 
und Internierten” abgedruckt. Wir wollten uns damit die In- 
formationsbasis über einen Aspekt der neuen Klassenzusam- 
mensetzung sichern, über den viel in Einzelheiten geschrieben, 
aber umso weniger zusammenhängend nachgedacht wird. Das 
neue Klassenregime der achtziger Jahre gewinnt immer mehr 


die Dimension eines Arbeitsstaats, der die untersten Segmen- 
te des neuen Proletariats erneut — zunächst eher dezentrali- 
siert und verdeckt — auf Anstalten der Zwangsarbeit verteilt. 
Die staatliche Repressionsmaschinerie der siebziger Jahre ist 
kaum mehr wiederzuerkennen in dieser direkten Kopplung 
von offener Gewalt und Zwangsarbeit. Noch sind wir nicht in 
der Lage, dieses neue Fundament einer nachindustriellen Ein- 
schließung auf die Klassenzusammensetzung in ihrer Gesamt- 
heit zu beziehen. Aber es wird dringend notwendig sein, alles, 
was wir in Zukunft denken und tun, im Bewußtsein zu be- 
werkstelligen, daß eine neue Ära des Konzentrationslagers ih- 
re Schatten über die Kämpfe der kommenden Jahre ausbrei- 
tet. 

Das vorliegende Heft der Serie endet mit einem Papier über 
den „Energiesektor als strategischer Faktor im Klassenkampf”. 
Wir machen damit den Versuch, an einer entscheidenden 
Nahtstelle aufzuzeigen, wo die neue Klassenzusammenset- 
zung sich aus ihren internationalen Verflechtungen herleitet. 
Es wird herausgearbeitet, wie vordringlich es mehr denn je ge- 
worden ist, jene Zentren, in denen das Kapital sich in seiner 
offensten Abkopplung vom Arbeitsmarkt reorganisiert, als in- 
ternational bestimmte Motoren der Restrukturierung des me- 
tropolitanen Proletariats zu begreifen und entsprechend ernst 
zu nehmen. Dieser Aspekt, der unmittelbar vom voraufgegan- 
genen Heft über den ‚Antiimperialismus in den 80er Jahren’ 
ausgeht, wird in der zweiten Folge dieser Serie durch eine 
Dokumentation über den VW-Konzern als BRD-ansässigem 
Transnationalen ergänzt werden. 


Arbeitsmarkt 
und neue Klassenzusammensetzung 
in den Metropolen 


Der Bericht und die Überlegungen, die ich hier vorlege, sind 
das Resultat einer Mischung aus redaktioneller Verantwort- 
lichkeit und Ungenüge. Daran ist immerhin soviel Typisches, 
was den Produktionsvorgang innerhalb eines Zeitschriften- 
Projekts mit dem Selbstverständnis der ‚„‚Autonomie’’ betrifft, 
als daß ich die Geschichte und Mängel des folgenden Beitrags 
alleine verantworten müßte. 

Das Redaktionsvorhaben ‚‚Arbeit in den 80er Jahren’ haben 
"wir 1980 begründet. Es lohnt sich nicht aufzuzählen, welche 
Fragestellungen und Zusagen für einzelne Beiträge in den 
zweijährigen, wechselvollen Planungen annulliert worden sind. 
Denn umgekehrt haben sich diese Planungen und manche 
Diskussionsfortschritte zunehmend im Rahmen einer größe- 
ren politischen Debatte unter uns orientiert. Ich rede von der 
Grundsatzdebatte, von der wir bisher im Anhang zu den Hef- 
ten 8 und 10 unter dem Titel „Die Volksmodjahedin des Iran 
und die sozialrevolutionäre Perspektive in der BRD” und 
„Antiimperialismus und Sozialrevolte’’ allererst einige Ergeb- 
nisse veröffentlicht haben, die uns aber — nachdem die Zirku- 
lation unfertiger Begriffe und Konzepte unseren internen 
Wissensstand überholt hat — zur Falle zu werden droht. Inner- 
halb dieser Debatte war es klar, daß wir unter anderem des- 
sen bedürfen, was die Marxisten früher „Klassenanalyse’” 
nannten: einer genauen Untersuchung und Einschätzung der 
sozialen Realität in der BRD unter dem Vorzeichen des staat- 
lichen Krisenmanagements, der Restrukturierung der Arbeit 
und einer restriktiven Sozialpolitik. Ohne eine solche Analyse 
müßte jede Strategie mit sozialrevolutionärem Anspruch fehl- 
gehen, und sei sie noch so sehr vom globalen antiimperialisti- 
schen Zusammenhang auf die Metropolen hin gerichtet und 
existentiell ehrlich in ihrem Bezug auf die Unterklassen und 
Opfer des inneren Imperialismus hierzulande. 


Nur: diese soziale Realität erschließt sich uns nicht nur nicht 
mehr unter dem Blickwinkel des „Kampfs der Arbeiterklasse’ 
oder der „Vielfalt der sozialen Teilbewegungen’’, wie wir in 
den 70er Jahren glauben mochten. Es ist auch nicht die 
Fremdheit des linken Intellektuellen und Angehörigen der 
„educated society’’ gegenüber dem Volk, ein durch die NS- 
Geschichte belastetes Verhältnis, was den unmittelbaren Zu- 
gang zur sozialen Realität und zum Uhnterklassenwiderstand 
verstellen würde. Vielmehr handelt es sich um ein Problem 
der Konstitution der Wirklichkeit (im Sinn von Gesellschaft) 
selbst. Bevor man diesen Zweifel für kopflastig erklärt, beant- 
worte man sich einmal die Frage, wieweit der eigene Horizont 
reicht — welche Alltagserfahrungen mit Leuten, sozialen Si- 
tuationen, Arbeit, Widerstand einem verallgemeinerbar genug 
vorkommen, um zur Grundlage politischen Handelns herhal- 
ten zu können. Daß z.B. die Linke, wo sie noch keine Polizei- 


funktion übernommen hat, in ihrer alltäglichen Beschränkung 
auf das Ghetto lebt, hat sicher etwas mit dem verbreiteten 
und dokumentierten Gefühl zu tun, es gäbe in dieser Republik 
einen Platz zwischen Mündungsfeuer und Aufschlag. Und daß 
die linksradikale, militante Szene marginalisiert ist, gehört zu 
den Strukturelementen des Modells Deutschland. Aber auch 
die anderen: die Türken und die rasch wachsende soul-com- 
munity, die arbeitslosen proletarischen Jugendlichen, die Teil- 
zeitarbeiterinnen, die Sozialhilfeempfänger, die dem Paupe- 
rismus überlassenen Alten leben in solchen Ghettos und Seg- 
menten der sozialen Realität, als unbekannte Wesen eines me- 
tropolitanen Dschungels, von deren statistischer Existenz ein 
paar dem Regime als Seismologen dienende Sozialwissenschaft- 
ler, ein paar Computersysteme und das ausschwärmende Heer 
der Sozialarbeiter sich nähren, die aber nicht in ihrer Subjek- 
tivität und qualitativen Größe gesellschaftlich in Erscheinung 
«treten. Uns fehlt inzwischen, da das Soziale zunehmend frag- 
mentarisiert erscheint, jedes methodische Werkzeug für eine 
militante Untersuchungsarbeit, für einen „Gang ins Volk”. 
Kürzlich wurde der Begriff des „diffusen Ghettos’’ geprägt, 
um die Verborgenheit (und nur mehr informatisierte Präsenz) 
des umsichgreifenden Elends in der BRD zu kennzeichnen. 
Ich will daraus nicht die Rechtfertigung für eine unvollkom- 
mene, die Verhältnisse nicht wirklich lichtende Analyse zie- 
hen, sondern nur andeuten, welche Spannung zwischen der 
Notwendigkeit, eine in ihre Elemente zerfallene Klassengesell- 
schaft und „revolutionäre Subjektivität”’” zu befragen, und 
der Einsamkeit besteht, die Antwort vom Schreibtisch aus zu 
suchen. 


Dem Fortgang unserer Grundsatzdebatte entsprechend ist der 
folgende Beitrag mit einer Entstehungsgeschichte belastet, 
von der ich hier einige Etappen nachträglich benennen will. 
Das Thema war von zwei Ausgangspunkten her bestimmt: an- 
gesichts der Entsolidarisierungskampagne innerhalb der Lin- 
ken hätten die damals hoch in Kurs befindlichen alternativen 
Lebens- und Sozialreformkonzepte der neuen Mittelklasse als 
„Utopie der Arbeit’ kritisiert und auf die tatsächliche Verän- 
derung der Arbeitsmarktlage zurückgeführt werden sollen, 
auf die hin die Ideologen der Alternative ihrerseits längst spe- 
kulieren. Es kam zweitens aus der Anschauung der extrem 
zersplitterten Arbeitsverhältnisse und -märkte in Frankreich 
die Aufgabe hinzu, den Stand der ‚‚prekären Arbeit” (also 
der Jobberei, Zeitleiharbeit, Teilzeitarbeit, der illegalen und 
Schwarzarbeit) in der BRD zu untersuchen und herauszufin- 
den, ob der über die Verunsicherung der Beschäftigungsver- 
hältnisse und über den Arbeitsmarkt laufende Angriff des Ka- 
pitals, neben der technologischen Seite, zum entscheidenden 
Hebel seiner krisenhaften Restrukturierung nach dem ‚„‚Ende 


des Keynesianismus’’ werden würde. (Zur Situation in Frank- 
reich s. die Übersetzung des Aufsatzes von Patrick Cingolani 
über die prekäre Arbeit in der Pariser Region sowie des Inter- 
views, das ‚„‚Liberation’’ mit Benjamin Coriat geführt hat.) 


An dieser Stelle gerieten die Ausgangspunkte in den Sog einer 
allgemeinen Diskussion über den Charakter der gegenwärtigen 
Krise, die wir (im Anschluß an den richtungsweisenden Auf- 
satz von Montano) als kapitalistische Antwort auf die Spren- 
gung des „keynesianischen’’ Zyklus von hohen Einkommen 
und Arbeitsproduktivität durch die Kämpfe des Proletariats 
auf Weltebene in den 60er und Anfang der 70er Jahren be- 
greifen lernten. Wenn aber das Kapital in den 80er Jahren sei- 
nerseits auf die Bereitstellung einer produktiven Gesamtarbei- 
terklasse innerhalb seiner selbst zunehmend verzichten wür- 
de, wenn es die bisherigen rechtlichen und Lohnverhältnisse 
der Arbeit umwälzen würde, welche Bedeutung hätte dies für 
das Gesetz des Mehrwerts, der doch immer nur aus der Masse 
lebendiger Arbeit gezogen werden kann, von der sich das Ka- 
pital derzeit zu lösen sucht (augenfällig in der Arbeitslosig- 
keit und den neuen Technologien) beziehungsweise die es an 
der Grenze zur Armut neu verteilt? Es ist leicht zu vermuten, 
in welche akademische Richtung uns diese Frage brachte, ob- 
wohl doch die Krisenpolitik des Schmidt-Regimes und das 
Zerbrechen der Wohlfahrtsstaatsillusion handgreiflich genug 
eine Ära jenseits des Keynesianismus auch für die BRD an- 
kündigte. 
In unseren Diskussionen wurde, um die Dinge voranzutreiben, 
das (theoretische) Verhältnis zum Mehrwert und damit der 
Glaube an die Rekonstruktionsfähigkeit des Kapitals zur 
Richtschnur für das Verhältnis zu den ausgebeuteten Massen 
erklärt. Dies geschah in Abgrenzung von den einschlägigen 
franco-italienischen Thesen von der Dekomposition der Klas- 
se und der Vorherrschaft des politischen Kommandos über 
die Arbeit, die in der Konsequenz zu insurrektionalistischen 
Strategien geführt hatten (s. das Karlsruher 
„Lesebuch zur Nicht-Arbeit’’, dort insbesondere das 1979 
mit Toni Negri geführte Interview unter dem Titel „Vom Mas- 
senarbeiter zum gesellschaftlichen Arbeiter’‘). In der politi- 
schen Ökonomie sind die Rekonstruktion des Kapitalkom- 
mandos, die Reorganisation des Mehrwerts und damit der po- 
litischen Macht des Kapitals stets ein- und derselbe Prozeß ge- 
wesen. Ließe sich dann, aus der Reorganisation des Mehrwerts/ 
des Kapitalkommendos, aus der Zunahme der Volumina le- 
bendiger Arbeit in der gegenwärtigen Krise, eine „‚ouvrieristi- 
sche’’, (was heißt das?) aus der neuen Stellung mobiler Arbei- 
terschichten in diesem Rekonstruktionsprozeß abgeleitete 
Strategie für die Massenkämpfe der kommenden Jahre ziehen? 


Dies führte zu einer eigentlich politischen Differenz. Es wur- 
de bezweifelt, daß sich — sofern das je möglich gewesen ist — 
die Logik kommender Sozialbewegungen aus deren Stellung 
im kapitalistischen Rekonstruktionsprozeß würde bestimmen 
lassen. Der Forderung, dem Regime der 80er Jahre eine neue, 
militante Massenbewegung entgegenzusetzen, deren Kerne in 
der laufenden Revolte zu sehen und durch eine homogenisie- 
rende Programmatik (politischer Lohn / garantiertes Einkom- 
men) zur Gegenmacht organiserbar seien — wobei die Figur 
des Jobbers als des mobilen Kerns von Revolten und künfti- 
ger Organisation den Mittelpunkt bildet; dieser Forderung al- 
so stand ein Organisationskonzept gegenüber in der Perspekti- 
ve von Sozialbewegungen aus der nachindustriellen Armut, 


außerhalb der Fabrik und des keynesianischen Reproduktions- 
zusammenhangs — Sozialbewegungen, die ihre Logik aus ih- 
rer Selbstwertsetzung heraus — aus dem ‚„‚Lebenswert’’ und 
nicht aus dem Arbeitswert — entwickeln würden. Aus dieser 
Sicht konnte man die Diskussion um die Zukunft des Mehr- 
werts getrost den Marxisten überlassen; die Aufgabe, die sich 
von daher stellte, war die, eine synthetische Übersicht über 
die „neue Klassenzusammensetzung” in der BRD und eine 
Bestimmung der Perspektive „revolutionärer Subjektivität’’ 
zu liefern. 

Nun war von Anfang an klar gewesen, daß wir das Projekt 
„Arbeit in den 80er Jahren’’ zur Überprüfung und Klärung 
der vorläufigen Begriffe des „‚gesellschaftlichen Randes”, der 
„nachindustriellen Massenarmut’’, kurz: des sozialen Terrains 
begonnen hatten, auf das eine jede sozialrevolutionäre Per- 
spektive in den Metropolen sich ihrem qualitativen Anspruch 
nach beziehen müßte. In der Überfrachtung eines einzelnen 
Beitrags mit einer derartigen Aufgabenstellung kommt aber 
zum Vorschein, was die gegenwärtige Misere der „Autono- 
mie/NF’ ausmacht. Die Allgemeinheit und allgemeine Rich- 
tigkeit des Konzepts (im Stadium der Hypothesenbildung) 
schlägt, da ihr ein Mangel an Konkretion gegenübersteht, in 
die Publikation fixer Ideen um. Oder, um es umgekehrt aus- 
zudrücken: was einmal ein produktiver Prozeß von Diskus- 
sion und Theoriebildung in sozialrevolutionärer Absicht hätte 
sein sollen, ist in dem Maß steril geworden, wie die Wirklich- 
keit sich zum Gedanken drängt. In diesem Sinn hat die „Au- 
tonomie/NF” ihre eigene Grenze erreicht. 


Die folgenden Passagen beruhen in ihrem Zusammenhang auf 
Diskussionsprotokollen und „Strategiepapieren’” des letzten 
Jahres. Irrtümer und Ungenauigkeiten entsprechen also dem 
kollektiven Stand. Ich habe mich bemüht, nach einer Einlei- 
tung über die Krise der 7Oer Jahre und das Modell Deutsch- 
land hauptsächlich zwei thematische Abschnitte auszufüllen: 
eine Übersicht zu geben über die Segmentation der Arbeits- 
märkte unter Berücksichtigung der Zunahme prekärer Arbeit; 
und eine Auseinandersetzung mit der Arbeitsmarkttheorie 
bzw. mit den Ideologen der „dualen Gesellschaft” zu führen, 
soweit sie die Spaltung in mehr oder weniger garantierte Be- 
schäftigungsverhältnisse und den Gebrauch des „informellen 
Sektors’’ reflektieren. Daß im Spannungsfeld von nach-wohl- 
fahrtsstaatlicher Arbeits- und Sozialpolitik und neuer Armut 
allerdings eine „soziale Frage’’ in den Dimensionen heran- 
wächst, die der Epoche der ersten Industrialisierung in Europa 
vergleichbar sind, läßt wohl die Vermutung zu, die ich am 
Schluß formuliere, daß nämlich die 1980 einsetzenden Revol- 
ten in der BRD und Westberlin in diesem Zusammenhang ih- 
re Bestimmung und Ausweitungsperspektive haben. 

Ich möchte schließlich darauf hinweisen, daß vielen von dem, 
worauf ich im folgenden Anstrengung verwende, in den Hef- 
ten 26 und 27 der „Karlsruher Stadtzeitung’’ (Operation 82 — 
Regierungspolitik in der Krise u.a.) überaus anschaulich dar- 
gestellt wird. Den Karlsruhern kommt auch das Verdienst zu, 
die wichtigen Texte „Massenarbeiter und gesellschaftlicher 
Arbeiter — einige Bemerkungen über die neue Klassenzusam- 
mensetzung’ aus Primo Maggio 14/1980-81 und „Die St. Si- 
monisten der Krise’’ aus Primo Maggio18/1980 übersetzt zu 
haben, die in Heft 9 der Autonomie wiederabgedruckt sind 
und die den gegenwärtigen Stand der Analyse der Arbeits- 
märkte und der Zusammensetzung der Arbeit in Italien be- 
leuchten. 


Die Krise der 70er Jahre 
und das Modell Deutschland 


a. Die Kämpfe 1968-73; die kapitalistische Antwort 


Grob gesagt lassen sich gegenwärtig zwei Haupttendenzen der 
kapitalistischen Entwicklung in den Metropolen ausmachen: 
die Rekonstruktion bzw. Schaffung neuer Schlüsselindustrien 
unabhängig vom Arbeiterverhalten; und die Wiederentdeckung 
und exzessive Ausbeutung informeller Arbeit, worunter ich 
vorläufig den Gesamtzusammenhang von nichtentlohnter Re- 
produktion und Niedriglohnsektoren der reorganisierten Ar- 
beitsmärkte verstehen möchte. 


Im Rückblick auf das letzte Jahrzehnt erscheint daher die 
Krise dieser Jahre und die Restrukturierung der gesellschaftli- 
chen Arbeit durch das Kapital als eine begründete Antwort 
auf den weltweiten Kampfzyklus seit Ende der 60er Jahre, in 
dessen Zentrum die Massenarbeiterkämpfe in den Metropolen 
1968-1973 standen. Das Charakteristische dieser Kämpfe ist 
oft beschrieben worden (1): Der durchgesetzte Grad der Ho- 
mogenisierung der Massenarbeit — die vereinheitlichte Arbeits- 
platzsituation in der taylorisierten Fabrik — wurde gerade zu 
einer Voraussetzung für die Vereinheitlichung der Widerstands- 
linien, für die Entfaltung und Politisierung der Kämpfe. Egali- 
täre Lohnforderungen und der Arbeiteraufstand gegen das 
Fließband gewannen jene gesellschaftliche Dimension, an die 
man sich mit den Daten des französischen Mai '68, der Stu- 
dentenbewegung und der Septemberstreiks in Westdeutsch- 
land, des heißen Herbstes in Italien und der Automobilarbei- 
terkämpfe von 1973 erinnern mag. Die vielfältigen Formen 
des Kampfs gegen die Arbeit und die Arbeitsorganisation in 
der Fabrik (Absentismus, Sabotage, wilde Streiks, Fabrikbe- 
setzungen, hohes turn over), die Verweigerung der Arbeits- 
produktivität durch den Massenarbeiter und seine unorgani- 
sierte Kampfstärke führten zu einer fortschreitenden Entkop- 
pelung von Leistung und Lohn, zu Lohnsteigerungen über 
den Produktivitätszuwachs hinaus. Dieser „Krise der Massen- 
arbeit’’ entsprach im gesellschaftlichen Bewußtsein und Han- 
deln eine weitgehende Verweigerung der Fabrik- und Lohnar- 
beit als Maßstab zur Bedürfnisbefriedigung, eine „kulturelle 
Revolution’’ der Bedürfnisse, die insbesondere in der deut- 
schen Tradition des nazistischen Leistungsfanatismus einen 
Bruch markierte. Ihr entsprach eine faktische Loslösung des 
Einkommens von der Arbeit durch den autonomen Gebrauch 
und die Aneignung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen und Ein- 
richtungen von seiten der Arbeiter, mehr noch der schwäche- 
ren Glieder des Arbeitsmarktes: der Arbeitslosen, der Jugend- 
lichen und Jobber-Studenten und — in immer stärkerem Maß — 
der Frauen. Damit weiteten sich die Kämpfe aus, ins Territo- 
rium und auf die Bereiche der sozialen Reproduktion und 
Ausbildung. 


Montano hebt in diesem Zusammenhang die politische Quali- 
tät des internationalen Kampfzyklus hervor: „die Neuzusam- 
mensetzung der entlohnten und der nichtentlohnten Schich- 
ten der Klasse. Politische Neuzusammensetzung meinte eine 
Lohn- und Wohlfahrtsexplosion zugleich”. Auch A. Bihr und 
J.M. Heinrich, französische marxistische Sozialökonomen, 
verweisen darauf, daß „der Kampf des Proletariats in den 
Zentren, vor allem der europäischen Arbeiterklasse, im Ver- 
lauf der 60er Jahre durch eine Ausweitung der den Wert der 
Arbeitskraft betreffenden Forderungen .die kapitalistische Or- 
ganisation des gesellschaftlichen Lebens immer heftiger und 
zielgerichteter angegriffen hat, und zwar sowohl innerhalb als 
auch außerhalb der Arbeit.’’ (2) 

Alle diese Ansprüche und Entlohnung von Nichtarbeit schlu- 
gen sich in der Inflation der Staatshaushalte nieder. Die Krise 
der Massenarbeit, die Schere zwischen den Einkommensfor- 
derungen der metropolitanen Klassen und der Arbeitsproduk- 
tivität bzw. der Verwertung, führte zur „Krise des Keynesia- 
nismus’”’ und zwang das Metropolenkapital, von der Ära der 
Massenarbeit, der Vollbeschäftigung und der Sozialleistungen 
Abschied zu nehmen und darüberhinaus das bisherige ökono- 
mische und rechtliche Verhältnis von Arbeit und Lohn umzu- 
wälzen. Die Massenarbeiterrevolte wird in der Fabrik techno- 
logisch und durch das Nebeneinander von Produktionsfor- 
men, von garantierten und marginalen Sektoren (Dezentrali- 
sierung der Produktion) neu eingekreist. Und jene Momente 
der Mobilität auf dem Arbeitsmarkt und die Vielfalt der Kul- 
tur der Nichtarbeit verkehren sich im kapitalistischen Angriff 
zu integralen Bestandteilen eines einzigen Rekonstruktions- 
Prozesses. 


Die Antworten und Krisenlösungsstrategien zur Wiederherstel- 
lung der Bedingungen der Rentabilität des Kapitals und des 
kapitalistischen Kommandos über die Arbeit unterscheiden 
sich in den verschiedenen europäischen Ländern voneinander. 
Sie stehen zugleich alle im Zeichen der Anfang der 70er Jahre 
auf Weltebene produzierten Währungskrise (Dollarabwertung 
1971) und Energiekrise und der damit durchgesetzten neuen 
internationalen Arbeitsteilung. Die Rückwirkungen der Ener- 
giekrise auf die Metropolen entsprechen den Erfordernissen 
der kapitalistischen Strategie und lassen sich — wiederum 
Montano folgend — einfach zusammenfassen: die Energiekri- 
se setzt das Kapital von Arbeit frei, sie trifft die arbeitsinten- 
siven Sektoren, von denen die vorausgegangenen Lohnkämpfe 
ausgegangen waren (Automobil), und sie verwandelt die Ein- 
kommen der Arbeiterklasse in Ölprofite und OPEC-Dollars, 
die auf dem Weg des sog. Recycling reinvestiert und für einen 
technologischen Sprung des Kapitals benutzt werden. (3) 


„Daß das multinationale Kapital 1972-73 die Erdölkrise pro- 
duzierte, um die Massenarbeiterrevolte auf Weltebene neu 
einzukreisen, scheint mir heute aus der Retrospektive eine ge- 
sicherte Tatsache. Der Erdölsektor ist maximal kapitalinten- 
siv, also vom Arbeiterverhalten des vergangenen Zyklus nicht 
geprägt gewesen (erst der Anti-Modernismus von 1978 hat 
ihn im Mittelosten wieder eingeholt). Via Energiepreis garan- 
tiert er eine neue kapitaldiktierte internationale Arbeitstei- 
lung: Diversifizierung der Enrgieproduktion selbst auf Welt- 
ebene, neue Schwerpunktbildungen territorial in den Metro- 
polen wie in den Entwicklungszentren selbst, Erhöhung der 
Mobilität der Energieverteilung. Hohe Erdölkosten sind Vor- 
bedingungen für standortunabhängige Energie-Erzeugung 
(AKW) und damit 


a. für die Rekonstruktion bzw. Entwicklung neuer Schlüssel- 
sektoren unabhängig vom Arbeiterverhalten 
— Diversifizierung der kampf,geschädigten’ Multis mit den 
Weltmarkt-Montagefabriken in den abhängigen Entwicklungs- 
zentren und Osteuropa als neuen Schwerpunkten eines neuen 
Kampfzyklus (Textilimperien, VW); 
— Auflösung der Fabrikgiganten in den Metropolen (Blau- 
pausenarbeit in der ‚diffusen Fabrik‘); 
— Expansion der Investitions- und Elektroniksektoren, die 
verbilligte und mobilisierte Energieanwendung und die Ab- 
schaffung der manuellen Arbeit in den Metropolen ermögli- 
chen (zentrale Rolle der chip-Automation, die auch die klei- 
nen Klitschen / Serien automatisiert und damit erst die ‚dif- 
fuse Fabrik’ ermöglicht). 


b. für die Beschleunigung des Kapitalzyklus — Transportkapi- 

tal. So wie die neuen Weltmarktfabriken die Kathedralen 
der kommenden Kämpfe auf territorialer Ebene sein werden, 
werden die Transportarbeiter den globalen inneren Zusam- 
menhang zwischen metropolitaner diffuser Fabrik, segmen- 
tierten /dualen Arbeitsmärkten und den Massenarbeiterkämp- 
fen in Polen, Brasilien und im Irak herstellen. 


Diese Entwicklung ist nicht kapitalimmanent, sondern Ant- 
wort auf den Arbeiterkampfzyklus von 1968-73. Sie ist nur 
von daher zu verstehen. (...) Von der Tatsache, daß sie den 
kapitalistischen Plan für die 80er Jahre darstellt, bin ich zu- 
tiefst überzeugt. Es ist der Plan der 200 Multinationalen, die 
in der Linie Thatcher - Schmidt/Genscher 1980 — und zuletzt 
Reagan den staatlichen Spätkeynesianismus eliminiert ha- 
ben.” (4) 


Die kapitalistische Krisenpolitik der 70er Jahre war in jeder 
Hinsicht offensiv gegenüber der Arbeiterklasse. Als Politik 
der ‚„‚Austerität’' blockierte sie die Reallöhne in Verbindung 
mit Inflation. Unter dem Druck der strukturellen (Rationali- 
sierungs-) Arbeitslosigkeit und der Entindustrialisierung der 
Metropolen, der Produktionsverlagerungen und der Interna- 
tionalisierung der Arbeitsmärkte (im Rahmen der kapitalisti- 
schen Weltökonomie) konnte die Arbeiterklasse ihrer erkämp- 
ften Positionen und Rechte beraubt und gespalten werden in 
einen stabilen Sektor (professionelle Arbeiterklasse, Mittel- 
klasse der technisierten intellektuellen Arbeit = Blaupausen- 
arbeit) und Schichten ungarantierter, unregelmäßiger Arbeit. 
(5) 

Im Innern der europäischen Metropolen des Kapitals wurde 
also eine klar erkennbare Doppelstrategie gefahren: Die Ar- 
beiterkämpfe der 60er Jahre hatten, vor allem in Frankreich 
und Italien, dem Patronat als weitgehendes Zugeständnis die 
Neuformulierung des Arbeitsrechts, die Etablierung der Ge- 
werkschaftsmacht in den Betrieben und eine gewisse Bereini- 
gung der überholten Lohndifferenzierungssysteme abgerun- 
gen. In allen Fließbandindustrien Europas, vorab in der Auto- 
mobilindustrie, setzten — im Zeichen der beschworenen „‚Kri- 
se des Taylorismus’’ — die arbeitswissenschaftlich begleiteten 


Bemühungen um eine „Humanisierung’’ und „Wiederaufwer- 
tung” der Arbeit ein, die sich freilich im Nachhinein als Zwi- 
schenetappe zur Komplexautomation und Roboterisierung 
verstehen lassen. Was sich in den Betrieben als Manöver der 
gewerkschaftlich organisierten Kontrolle und Bindung der 
militanten Massenarbeiterbasis auswirkte, enthüllte sich als ei- 
ne gesamtgesellschaftliche, über die Arbeitsmärkte und die 
produktiven Regionalstrukturen vorangetriebene Strategie 
der Desorganisation des einheitlichen Widerstands — im wei- 
testen Sinn als Angriff auf die zentrale Rolle und Macht des 
Massenarbeiters in der Fabrik und als ein sozialer Differenzie- 
rungs- und Zerstörungprozeß (Dekomposition). Seither hin- 
terläßt das Kapital einen Kern der gewerkschaftlich garantier- 
ten Fabrikarbeiterklasse, der zunehmend technologisch ge- 
bunden ist, um auf den Wegen der Dezentralisierung der Pro- 
duktion (die italienische „fabbrica diffusa”) und/oder der 
Segmentation der Arbeitsmärkte (= Aufsplitterung in qualita- 
tiv verschiedene Abschnitte) in die arbeitsrechtlich und ge- 
werkschaftlich nicht geschützten Bereiche auszuweichen und 
von dieser Randzone ungesicherter, prekärer Beschäftigungs- 
verhältnisse her das Kommando über die Arbeitskraft zurück- 
zugewinnen. Der Arbeitsmarkt wird in verschiedene Segmen- 
te aufgeteilt, entsprechend einer Kombination von hochent- 
wickelter Großtechnologie mit Sektoren von mobiler Arbeits- 
kraft und Niedriglohnarbeit. Die Speerspitze dieser Strategie 
ist die Massenarbeitslosigkeit, eine Arbeitslosigkeit, deren ge- 
wandelte Funktion darin besteht, selbst zum Werkzeug der 
Zerstörung und Reorganisation des Arbeitsmarktes zu wer- 
den. (6) 

Dies verstehen wir vor allem darunter, wenn wir von neuer 
Klassenzusammensetzung sprechen: die prekäre, unregelmä- 
Rige Arbeit, die jedoch im produktiven Kontext der techno- 
logischen Restrukturierung steht. Darüberhinaus schwillt der 
Sektor jener niedrigentlohnten und unsicheren Beschäftigun- 
gen an, denen mehr und mehr eine disziplinierende Funktion 
im Rahmen der restriktiven Sozial- und Bevölkerungspolitik 
zukommt. 
Was es als ein gemeinsames Merkmal der krisenhaften Re- 
strukturierung zu begreifen gilt, auch wenn die Entwicklung 
in der BRD nicht derart markant zu sein scheint, ist, daß das 
Kapital periodisch mit dem Instrument der Umschichtung 
der Arbeitsmärkte reagiert. Die vereinheitlichte Front der 
Massenarbeiter wird aufgebrochen, und die atomisierte Ar- 
beitskraft, die den lebendigen Bezug zum Kollektiv der Fa- 
brik nicht mehr hat, wird unter Einsatz von technologischen 
Möglichkeiten, wie sie mit den „Humanisierungs”-Strategien 
vorbereitet wurden und die eine weitgehende Dezentralisie- 
rung der Produktion erlauben (Roboterisierung, chip-Auto- 
mation, Informatik), zu einer Manövriermasse für die Neuzu- 
sammensetzung der metropolitanen Klassen. 


Die Arbeitsmarktsegmentation ist also in erster Linie das In- 
strument in einer historischen Situation, in der das Kapital 
ohne die sofortige Möglichkeit eines Sprungs in der relativen 
Mehrwertproduktion auf soziale Revolten, auf die Massenar- 
beiterkämpfe zu antworten gezwungen war. Aber zweifellos 
gibt es von hier aus einen Zusammenhang zu neuen investiven 
Zyklen. Die steigenden Rationalisierungsinvestitionen (z.B. in 
der Autoindustrie) laufen ebensowohl auf eine Kontraktion 
des Kapitals und der Stammbelegschaften wie auf eine stärke- 
re Mobilität, Dezentralisierung und kurzfristige Vernutzung 
von Arbeitskraft hinaus. Diese Investitionsvorhaben bedürfen 
allerdings einer Arbeiterklasse, deren Akzeptanz und Unter- 
werfungsbereitschaft gegenüber der Einführung neuer Tech- 
nologien allererst herzustellen ist. Die Welle der Humanisie- 
rung der Arbeit, mit der das Kapital und die Arbeitswissen- 
schaft der Revolte der Arbeiter gegen das Fließband zu be- 
gegnen suchten, erweist sich — wie gesagt — heute als eine 


bloße Episode innerhalb eines weiteren gigantischen Enteig- 
“nungsprozesses der lebendigen Arbeit, als erster Schritt zur 
Wiederherstellung einer taylorisierten Produktion auf neuer 
Ebene, in der jegliches subjektive Vermögen und die Kontrol- 
le des Arbeitsprozesses enteignet und in technologischer Form 
vergegenständlicht wird. Und alle Arbeitsmarktpolitik, alle 
betrieblichen Personalplanungssysteme, die interne (innerbe- 
triebliche) und externe Mobilität (in Form von Zeit- und 
Leiharbeit, Jobberei, von Dezentralisierung und Auslagerung 
der Produktionsstätten oder von Migrationsarbeit) dienen 
dieser Forderung nach einer präventiven Unterwerfung des 
Arbeitsverhaltens. Die Automobilindustrie in Italien liefert 
den Anschauungsunterricht dafür, wie das Kapital mit der 
Zerschlagung der alten Massenarbeiteravantgarden der Jahre 
1969-73 in den Fabriken die Segmentation der Arbeitsmärk- 
te zugleich dazu benutzte, den Sprung in die Komplexauto- 
mation zu vollziehen, arbeitsintensive Fertigungsschritte in 
Klitschen und Heimarbeit zu verlagern und Komplexautoma- 
tion und Arbeit auf der Armutsgrenze miteinander zu ver- 
schweißen. 


b. Rückwirkungen auf das Modell Deutschland 


Angesichts des durch die Verfünffachung des Erdölpreises 
Ende 1973 hervorgerufenen „Schocks’’ der in ihrer Energie- 
versorgung stark abhängigen europäischen Länder; und unter 
dem Druck, die mit höheren Produktionskosten belasteten 
Profitraten der Unternehmen und das von der Ölrechnung ge- 
störte Gleichgewicht der Zahlungsbilanzen wiederherzustel- 
len; angesichts dieses Schocks also hat die BRD (ebenso wie 
Japan) eine rasche und brutale Anpassung ihrer Wirtschaft an 
die neuen internationalen Bedingungen gewählt. Insoweit las- 
sen sich, bei aller Abhängigkeit von der Weltkonjunktur und 
innerhalb der Aufteilung der EG in vorerst relativ stabile Län- 
der (BRD - Frankreich) und Krisenregionen (Italien - GB), 
auch Besonderheiten der konjunkturellen Entwicklung der 
BRD erklären (s. die OECD-Statistiken). 


„Die Summe der von der deutschen Regierung seit fünf Jah- 
ren getroffenen Maßnahmen dreht sich um einige zentrale 
Achsen: ein fortwährender Druck auf die Gewerkschaften, 
um die Lohnforderungen zu ‚mäßigen‘; zweitens ein Wider- 
stand gegen den internationalen Druck, der — insbesondere 
von den USA — auf die BRD ausgeübt wird, um sie zu einer 
mehr expansionistischen Politik zu veranlassen; drittens eine 
Ausgleichung der Außenhandelsrechnungen durch eine offen- 
sive Spezialisierung der Industrie und eine fortschreitende 
Anhebung der Wechselkurse, die aus dieser Spezialisierung 
und zugleich aus der dauerhaften Wertschätzung der D-Mark 
resultiert. 

Man kennt die Ergebnisse dieser Politik: Deutschland ist das 
einzige der großen kapitalistischen Länder, das seine Außen- 
handelsbilanz gegenüber der OPEC seit 1977 ins Gleichge- 
wicht gebracht hat; es ist das in der Welt führende Export- 
land für Industrieprodukte; hauptsächlich für Ausrüstungsgü- 
ter; seine Inflationsrate ist (die Schweiz ausgenommen) die 
geringste der Welt; seine Zahlungsbilanz ist überschüssig; seine 
Währung beweist sich als stabil angesichts des geschwächten 
Dollars und des Yen, dem ein Aufschwung noch fehlt; sein 
Produktionsapparat ist in denjenigen Sektoren (Investitions- 
güter) besonders konzentriert und leistungsstark, in denen die 
weltweite Nachfrage ebenfalls stark geblieben ist und die von 
hoher Rentabilität sind. 

So drängt sich mehr und mehr der Eindruck auf, daß die BRD 
den Weg zum kapitalistischen Ausgang aus der Krise aufzeigt. 


Dieser ‚deutsche Weg’ kann in einige simple Rezepte zusam- 
mengefaßt werden: der Formel des Kanzlers Schmidt entspre- 
chend — einer Formel, die ebenso alt ist wie der Kapitalismus 
— ‚werden die Profite zu Investitionen führen, und die Inve- 
stitionen werden das Wachstum und die Beschäftigung nach 
sich ziehen‘. Absoluten Vorrang hat also die Wiederherstel- 
lung der Rentabilität des Kapitals, das allein für geeignet ge- 
halten wird, eine dauerhafte Wiederankurbelung des Akku- 
mulationsprozesses, der Investitionen und des Wirtschafts- 
wachstums einzuleiten. Gleichwohl — und zweifellos erklärt 
das Trauma der galoppierenden Inflation, die Deutschland 
vor dem 2. Weltkrieg erlebt hat, hier einiges — soll diese Wie- 
derherstellung der Profitrate nicht durch eine Inflation erkauft 
werden, sondern durch eine systematische Einschränkung der 
Lohnkosten. Es geht also darum, im Frühstadium — im Stadi- 
um der Mehrwertbildung — die Teilung zwischen Löhnen und 
Profiten zu verändern; und solange diese Teilung nicht in ei- 
nem für das Kapital günstigen Sinne verläuft, ist es nutzlos, 
sich mit aufeinanderfolgenden ‚Konjunkturplänen’ zu verzet- 
teln, die nur die Inflation weiter entfachen können, ohne ei- 
nen wirklichen Antrieb für das Wachstum zu liefern. 


Verhältnis von Brutto- und Realverdiensten 1980-81 
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in den sieben führenden OPEC-Ländern 1971-80: 
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Kanada. 
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Der von den Arbeitern bezahlte Preis ist hoch: ein brutaler 
Rückgang der Beschäftigung in der Industrie von 9,4 Mill. im 
Jahr 1974 auf 8,5 Mill. 1976; ein noch weitergehender Rück- 
gang der Gesamtbeschäftigung (von 26,7 Mill. 1973 auf 25 
Mill. Ende 1977); die Zahl der in Deutschland beschäftigten 
Arbeitsimmigranten ist auf ungefähr 600000 zurückgegan- 
gen, d.h. um ein Viertel zwischen Ende 1973 und Ende 1976; 
die Arbeitslosigkeit steigt von 1% zu Beginn des Jahres 1973 
auf mehr als 5% Ende des Jahres 1975. Im ersten Halbjahr 
1975 hat sich der Anstieg der durchschnittlichen Kosten für 
‚die Arbeitskraft stark verlangsamt; diese Kosten haben 1975 
und zu Beginn des Jahres 1976 einen Tiefstand erreicht. 
Die niedrige Zahl der Neuzugänge auf dem Arbeitsmarkt, die 
durch die Bevölkerungsstruktur bedingt ist, hat zweifellos 
diese Situation weniger unerträglich gemacht; aber hauptsäch- 
lich ist es der herrschende Konsensus zwischen der Welt der 


. Arbeit, den Gewerkschaftsorganisationen und der sozialde- 


mokratischen Regierung, der zur Akzeptierung der Situation 
erfolgreich beiträgt. Selbst wenn einige Gewerkschaftsverant- 
wortliche in der letzten Zeit so weit gegangen sind, den Nut- 
zen der ‚sozialen Marktwirtschaft’ zu bestreiten oder an die 
Tradition der Kritik des Kapitalismus wiederanzuknüpfen; 
und selbst wenn im Verlauf des Jahres 1978 mehrere Konflik- 


Rückgang der Beschäftigungszahlen in der europäischen Industrie 
1970-1981 (BRD, Frankreich, Großbritannien, EG). 


LA DIMINUTION DES EFFECTIFS 
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1970 1961 Evolution 
en % 
R.F.A. . 
Agriculture „...ooon.n soon. 2 262 000 1493 000 —33,9 
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107 402 006 107 908 000 + 0,47 
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te (der Hafenarbeiter, der Drucker, der Metallarbeiter in Ba- 
den-Württemberg und der Stahlarbeiter an der Ruhr) die 
Kampfkraft der westdeutschen Arbeiterklasse und damit 
auch den wachsenden Vertrauensverlust zwischen den Arbei- 
tern und ihren Organisationen bewiesen haben...” (7) 


Der besondere ‚„‚deutsche Weg” aus der Krise zielt zunächst 
dem Anschein nach — jedenfalls was die einheimische Arbeits- 
kraft angeht — nicht auf die Enthomogenisierung der Sozial- 
struktur ab, wie sie in Italien und Frankreich über die gespal- 
tenen Arbeitsmärkte verläuft. Vielmehr verbirgt das „Modell 
Deutschland’’ bis gegen Ende der 70er Jahre solche gesell- 
schaftlichen Auflösungstendenzen. Das Resultat der Kämpfe 
von 1968/69 (Septemberstreiks 1969) war bis zu dem großen 
Ford-Streik von 1973 und dem Streik im öffentlichen Dienst 
1974 ein keynesianisch-sozialdemokratischer Frühling der 
Reformen gewesen, der nun von der Administration Schmidt 
1974 ff., mit der die Politik des staatlichen Krisenmanage- 
ments begann, in die Verfaßtheit und relative Stabilität des 
„Modells Deutschland’’ überführt wird, das ebensowohl auf 
Konsens wie auf Repression beruht. „Wenngleich sich der 
SPD-Slogan vom ‚Modell Deutschland’ Mitte der 70er Jahre 
noch auf die Phase der ‚Inneren Reformen’ unter der Brandt/ 
Scheel-Regierung bezogen hat, so steht doch dieser Begriff 
für eine erfolgreiche gesellschaftspolitische Krisenverarbei- 
tung der Folgen der Weltwirtschaftskrise 1974/75 und der 
nachfolgenden Strukturveränderungen insbesondere auf dem 
Arbeitsmarkt. Dabei war es nicht zuletzt die starke Bindung 
der Gewerkschaften an die Regierungspolitik, die es der So- 
zialdemokratie ermöglichte, aus dem Scheitern der keynesia- 
nischen Globalsteuerung im ökonomischen Krisenzyklus rela- 
tiv konfliktlos auf eine Sanierungs- und Modernisierungspoli- 
tik umzustellen, die mit erheblichem sozialen Sprengstoff 
verbunden war (und ist), diesen aber durch Partikularisierungs- 
und Marginalisierungspolitiken neutralisieren konnte.” (8) 


Die Wirtschafts- und Finanzpolitik des Schmidt-Regimes im 
unmittelbaren Gefolge der Krise 1974/75 weist bei oberfläch- 
licher Betrachtung ein Nebeneinander von expansiven Maß- 
nahmen, kurzfristigen Konjunkturprogrammen und Investi- 
tionssubventionierungen einerseits und restriktiven Bemühun- 
gen um Haushaltssanierung und -konsolidierung andererseits 
auf. Durchgängig wird eine strikte Antiinflationspolitik von 
der Bundesregierung verfolgt, die die Inflationsrate bis 1979 
vergleichsweise niedrig hält (durchschnittlich 5 bis 7% pro 
Jahr, je nach Berechnungsgrundlage). Generell läßt die Kurz- 
fristigkeit der Zyklen auf die Dysfunktionalität der keynesia- 
nischen Steuerungsinstrumente schließen. Erst im Aufschwung 
nach 1976 wird eine Tendenz zu einer qualitativen Struktur- 
politik erkennbar, eine zwischen Staat und westdeutschem 
Kapital koordinierte Strategie zur „Modernisierung der Volks- 
wirtschaft’ (9), deren Ziel die Wiederherstellung der Profitra- 
te in der Metropole und eine aggressive Eingliederung in die 
gewandelten Weltmarktbedingungen ist. (Die Frage bleibt 
freilich, welche dauerhafte Qualität dieser investive Zyklus 
gehabt hat und ob es die Modernisierungsförderung vermocht 
hat, in der BRD tatsächlich eine moderne Technologie auf 
breiter Ebene durchzusetzen; s.u.) 

Jetzt werden die Weichen gestellt für die neue Energiepolitik 
der Bundesregierung, für die Neuorientierung in der Regional- 
politik und für die technologische Restrukturierung: Der Weg 
in den Atomstaat hinterläßt die Krise im Ruhrgebiet, an der 
Saar und führt zur Verschärfung regionaler Ungleichheiten 
und zur Industrialisierung der Unterelbe und des Oberrheins. 
Im Ruhrgebiet gehen bis 1977 weit über 200 000 Arbeitsplät- 
ze verloren; Neuinvestitionen, die die mit Millionengeldern 
begünstigte schwerindustrielle Monostruktur aufbrechen wür- 
den, werden an der Ruhr nicht mehr getätigt. An der Saar ha- 
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ben auch Rationalisierungen die Krise der Stahlindustrie nicht 
verhindert, die Arbeitslosenquote steigt von 1,2% im Jahr 
1970 auf 10,2% 1978. Die industrielle Entwicklung des Nord- 
West-Raums der BRD, um ein anderes Beispiel zu nehmen, 
folgt der funktionalen Arbeitsteilung des Kapitals und der Se- 
lektion nach Führungs- und Ausführungsregionen: Großun- 
ternehmen verlagern ihre angewandte Produktion in die länd- 
lich-peripheren, strukturschwachen Gebiete und übernehmen 
dabei bislang selbständige Betriebe in der Form der „Filiali- 
sierung” (10). Der Nord-West-Raum bleibt das „Armenhaus 
an der Küste’. 


Rationalisierungsinvestitionen von gigantischem Ausmaß, de- 
nen gegenüber die Erweiterungsinvestitionen weit zurückblei- 
ben, Mikroelektronik und Datenverarbeitung erfassen gleich- 
zeitig in einer zweiten Welle des Taylorismus die Fließband- 
und Prozeßindustrien, das Druckgewerbe und den Tertiärsek- 
tor und revolutionieren die Kapitalzusammensetzung. (11) 
Mit der technologischen Entwicklungsoffensive und Moderni- 
sierungsstrategie wird eine weltmarktkonforme Konzentra- 
tion, eine monopolistische Spezialisierung der westdeutschen 
Industrie auf die Bereiche des Exports von Investitionsgütern 
und der Blaupausenarbeit im weitesten Sinn (Planung / Kon- 
struktion / Management) staatlicherseits gefördert. Zugleich 
überleben und konsolidieren sich während der 70er Jahre in 
neuen regionalen Agglomerationen zahlreiche Klein- und Mit- 
telstandsbetriebe in der Form der abhängigen Zulieferindu- 
strie. Und hier liegen auch die Ansatzpunkte für eine verschärf- 
te Arbeitspolitik und Arbeitsmarktpolitik, die bei allgemei- 
nem Lohndruck und steigenden Ausbeutungsraten die stabi- 
len Belegschaften der Unternehmen im Kern zu reduzieren 
und im übrigen eine hohe Flexibilität der randständigen Ar- 
beitskraft zu erreichen sucht. 


Arbeitslosigkeit X. 
regıonal gesehen 
re 


Die BRD verfügte als Immigrationsland seit den 60er Jahren 
über einen doppelten Arbeitsmarkt, dessen klassische Funk- 
tion jedoch mit den Revolten des multinationalen Massenar- 
beiters (Ford Köln 1973) zusammengebrochen war. Der an- 
schließende Einwanderungsstop und alle weiteren restriktiven 
Maßnahmen gegenüber den Arbeitsimmigranten haben, neben 
der neomalthusianisch-bevölkerungspolitischen Zielsetzung, 
wohl vor allem die Funktion gehabt, die Ausländer in die Sek- 
toren der illegalen Beschäftigung zu drängen. Jedenfalls über- 
schneiden sich diese Maßnahmen mit einem massenhaften 
kontrollierten Abbau von Arbeitskräften in den Krisenindu- 
strien (z.B. bei VW 1975). Der geplante Beschäftigungsrück- 
gang war dosiert, und so ging der Übergang in die Massenar- 
beitslosigkeit in der BRD schrittweise vonstatten. Die Arbeits- 
losenquote stieg von durchschnittlich 1% bis 1973 auf über 
4,5% in der zweiten Hälfte der 70er Jahre; die Zahl der Be- 
schäftigten ging 1973-77 um 6,5% zurück (1970-81 allein in 
der Industrie um fast 14%, das sind 1,8 Mill. Beschäftigte). 


Konnten auf diese Weise die Folgen der Krise eine zeitlang 
abgemildert werden, so wurde der Druck doch ganz auf die 
Arbeiterklasse abgewälzt. Das Lohnniveau wurde in den 70er 
Jahren eingefroren (die Realverdienste erreichten 1970 mit 
einem Zuwachs von 8,7% ihre Spitze seit 1960, seit Mitte der 
70er Jahre liegen sie an der Grenze der Inflationsrate) — die 
Gewerkschaften tolerierten die Steigerung der Ausbeutung 
infolge der Intensifikation der Arbeit und sorgten dafür, daß 
die Lohnkosten im Rahmen oder unterhalb des Produktivi- 
tätszuwachses im Exportsektor blieben — und zudem wurden 
die Masseneinkommen über die erhöhten Energiepreise abge- 
schöpft. 

Daß trotzdem der überwiegende Konsens gegenüber dem 
„Modell Deutschland” erhalten blieb, muß im wesentlichen 
als ein Erfolg sozialdemokratischer und gewerkschaftlicher 
Arbeiterpolitik gewertet werden. Dieser Erfolg und die Inte- 
gration der Arbeiterklasse beruhte auf zwei Eckpfeilern: zum 
einen verfolgte die Administration Schmidt bis Ende der 70er 
Jahre in der Hoffnung auf das Ende des Krisenzyklus eine Po- 
litik des deficit spending (Überforderung des Staatshaushaltes 
durch Verschuldung), mit der wohl auch einige der Reformen 
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der Brandt-Ära fortfinanziert wurden, die aber vornehmlich 
die Subventionen und staatlichen Forschungs- und Entwick- 
lungskosten zur Modernisierung der westdeutschen Industrie 
und zugleich die Sozialfolgelasten der forcierten Rationalisie- 
rung (einschließlich eines präventiven polizeilichen Aufwands) 
übernahm. Zweitens war es die Weltmarktabhängigkeit des 
„Modells Deutschland”, wodurch die Kernarbeiterklasse — 
vermittelt über den Integrationskurs der Gewerkschaften — 
immer wieder an die vermeintlichen volkswirtschaftlichen Not- 
'wendigkeiten der Rationalisierung, der Konkurrenzfähigkeit 
und der Exportoffensive gebunden wurde. _ 

Genau diese beiden Pfeiler des Spätkeynesianismus sind 1979/ 
80 zusammengebrochen. Die Rückwirkungen der Krise nach 
dem sog. zweiten Ölschock von 1979, den die iranische Revo- 
lution auslöste, führten schließlich auch in der BRD zu einer 
restriktiven Gleichschaltung der Haushalts- und Geldpolitik, 
zu einer offen verkündeten Demontage der Fassaden des So- 
zialstaats und zu einer Antizipation und Inkaufnahme einer 
dauernden Arbeitslosigkeit in Höhe von mehreren Millionen 
Menschen. 


Die Eliminierung des staatlichen Spätkeynesianismus in der 
Linie Thatcher - Schmidt - Reagan ist ein Projekt der Multi- 
nationalen. „Die Multis haben die — sowieso nur metropoli- 
tan wirksame — Kopplung von hoher Arbeitsintensität und 
Sozialstaat gesprengt, weil sie die Spätkeynesianisten davon 
überzeugt haben, daß sie 
a. bis heute kein Konzept entwickelt haben, das am Gipfel- 
und Sprengpunkt des deficit spending (BRD-Staatsschuld 
1980 = 70 Mrd. DM) immanent einen Weg weist, wie hohe 
Mehrwertraten und Sozialkosten gleichzeitig ineinen 
neuen Entwicklungssprung zu überführen seien (Sieg der ‚Mo- 
netaristen‘) 
b. daß die Multis derzeit noch die einzigen funktionierenden 
Machtzentren des Kapitals darstellen. Die Planungsgehirne 
der Multis sind derzeit in einem knappen Dutzend Großban- 
ken konzentriert. Über den Mechanismus der Euromärkte 
und ihre Funktion beim Petrodollar-Recycling haben die 
Banken auch die Erdölmultis in diese Durchbruchsperspektive 
integriert (...) 
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c. die sozialpolitische Befriedungsseite ihres Konzepts (So- 

zialgelder für alle claiming mothers, Nichtarbeiter usw.) 
zugunsten der parasitär-unproduktiven Vernichtungsmomen- 
te streichen müssen. Die Expansion der metropolitanen Rü- 
stungssektoren besagt, daß die Multis den Nach-Indochina- 
Keynesianismus durch die Doppelgesichtigkeit der ‚Waffen- 
hilfe’ an die staatlichen Entwicklungsdespotien der drei Kon- 
tinente ersetzen wollen. An die Stelle der pazifistischen Be- 
friedungs-Sozialarbeit des metropolitanen ‚Tertiärsektors’ 
tritt mehr und mehr die parasitäre Figur des hochentlohnten | 
Rüstungsarbeiters und des Waffenanwenders / Bullen gegen 
einen neuen Kampfzyklus von unten.” (13) 


Demgegenüber erscheint die repressive, polizeiliche Seite des 
„Modells Deutschland’’ während der 70er Jahre zwar spekta- 
kulär, aber noch zweitrangig. Sie gewinnt ihre eigentliche Di- 
mension erst vor dem Hintergrund fortgeschrittener gesell- 
schaftlicher Segmentierungs- und Auflösungsprozesse, wie sie 
sich in der Arbeits- und Sozialpolitik des Schmidt-Regimes 
jetzt abzeichnen, und für den Fall des Zerbrechens von Mas- 
senloyalität. 

Auch von der anderen Seite her, so muß man nachträglich sa- 
gen, waren die Klassenkämpfe gegen das „Modell Deutsch- 
land’ in den 70er Jahren von den neuen sozialen Bewegun- 
gen überlagert. Nicht nur, daß diese Bewegungen gegen einen 
traditionellen Typus von Organisation und Arbeiteropposi- 
tion sich wendeten, den die Klasse selbst in ihren Kämpfen 
längst liquidiert hatte; darüberhinaus ist die Abkehr von der 
Wirklichkeit der Konfrontation zwischen Regime und Unter- 
klassen bemerkenswert gewesen. Ihr ideologisches Paradigma: 
Subjektivität und erste Natur, Lebensreform und Selbstbe- 
stimmung weist diese soziale Bewegungen als Bewegungen 
der neuen Mittelklassen (Erziehungs-, Sozialarbeits- und 
Dienstleistungsberufe, ‚neue Selbständige’’) aus, die zumin- 
dest solange ambivalent waren und sind, wie nicht in den 
Kämpfen selbst ein Klassengehalt von unten herausgearbeitet 
wird. Nur in einem einzigen, freilich auch dem zentralen Fall 
wurde die laufende Restrukturierung des Kapitals wirklich 
getroffen. Die Anti-AKW-Bewegung hat den Weg in den Atom- 
Staat ein Stück weit zu blockieren vermocht, und das Atom- 
programm — ein Programm der ersten Krisenjahre bis 1976 — 
liegt seither auf Eis. 


Tatsache bleibt aber, so fassen die Herausgeber der „Prokla” 
in einem Rückblick 1980 zusammen, „daß trotz schwerer 
ökonomischer Krise, Massenarbeitslosigkeit, Abbau von Tei- 
len des ‚Sozialstaats’, Rücknahme der ‚Inneren Reformen’ 
etc. keine politische Krise — geschweige denn eine gesellschaft- 
liche — offen ausgebrochen ist, stattdessen ist die politische 
und soziale Krisenverarbeitung als ‚Modell Deutschland’ bei- 
spielhaft geworden. (...) Das Spezifische dieses Konzepts, wie 
es sich im Zuge der Krisenverarbeitung Mitte der 70er Jahre 
herausgebildet hat, liegt u.E. in einer Trennungsstrategie zwi- 
schen dem Kern und den Rändern der Gesellschaft. Zentrale 
Elemente dieses in Politik umgesetzten ‚Modells’ sind dann: 
a. die enge Harmonisierung von Regierungs- und Gewerk- 
schaftspolitik (vermittelt über die Verbindung SPD-DGB); 
b. eine Politik der Weltmarktoffensive / Weltmarktanpassung 
(‚Modernisierung der Volkswirtschaft’) unter Wahrung der In- 
teressen der Kernbelegschaften; c. eine Politik der sozialpoli- 
tischen Pazifizierung von ‚Problemgruppen’ unter Wahrung 
eines Minimalgrades an Solidarität; d. eine Politik der Mini- 
malisierung, Abspaltung und Repression von Systemgegner- 
schaft unter Wahrung eines Minimalgrades von Rechtsstaat- 
lichkeit.” (14) 


c. Perspektiven der Massenarbeitslosigkeit 


Schaut man sich in diesen Wochen (August 1982) in der Pres- 
se nach Wirtschaftsdaten um, so ergibt sich ein uneinheitli- 
ches Bild: Schmidt erklärt in einem Brief an den DGB über 
den „wirtschaftspolitischen Gesamtzusammenhang”’, die BRD 
sei gezwungen, sich an die veränderten weltwirtschaftlichen 
Bedingungen anzupassen. Deshalb sei es unumgänglich, „daß 
ein größerer Teil unseres Bruttosozialprodukts für investive 
Zwecke eingesetzt wird und der Teil des BSP, der für konsum- 
tive Zwecke verwendet wird, eingeschränkt wird”. Die Bun- 
desregierung habe seit Mitte der 70er Jahre in erheblichem 
. Umfang Kredite aufgenommen, „und daraus investive Aufga- 
ben finanziert”. Dies habe dazu beigetragen, die Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit in der BRD günstiger zu gestalten (!) als 
in anderen Industrieländern. Allerdings führe die hohe Staats- 
verschuldung und Zinsbelastung dazu, daß ‚‚der Spielraum 
des Bundeshaushalts, gerade auch für beschäftigungsfördern- 
de Maßnahmen, erheblich eingeschränkt’ werde. (15) Aus 
Nürnberg wird mit mehr als 1,7 Mill. Arbeitslosen (davon 
170.000 Jugendliche und 230.000 Ausländer) der Höchststand 
der Arbeitslosigkeit im Sommer seit Bestehen der BRD gemel- 
det, und die FAZ erklärt „die Zeit der Forderungen, der hem- 
mungslosen Ansprüche an den Sozialstaat’’ für beendet. (16) 
Die Massenarbeitslosigkeit hat alle Branchen und Regionen 
erfaßt. Sie wächst gegenwärtig in der BRD rascher als in den 
anderen Industrieländern. Während der vergangenen zwölf 
Monate stieg die Zahl der Erwerbslosen in Frankreich um 
15,6%, in GB um 16,1%, in den USA - die ebenfalls mit 9,8% 
die höchste Arbeitslosenrate seit Ende des 2. Weltkriegs er- 
reicht haben — um 34,6% und in der BRD um 48,3%, näm- 
lich von 5,3% auf 7,2%. (17) Die Prognose für den Jahres- 
durchschnitt 1982 belaufen sich auf 1,8 Millionen, für die 
kommenden Winter werden weit über 2 Mill. Menschen ar- 
beitslos registriert sein; für 1983 sagt das HWWA durchschnitt- 
lich 2,1 Mill. Arbeitslose voraus — Arbeitslosigkeit in mehrfa- 
cher Millionenhöhe setzt sich fest. (18) Zugleich sorgen mäßi- 
ge Lohnabschlüsse dafür, daß die Gewinne der Unternehmen 
1982 um 8,5% steigen werden, die Arbeitnehmereinkommen 
dagegen nur um 3,5%, was die realen Einkommensverluste 
schon im dritten Jahr zwischen eins und zwei Prozent hält. 
(Lt. WSI werden die Nettorealeinkommen in diesem Jahr un- 
ter das Niveau von 1978 fallen; die Jahreswerte von 1981 zei- 
gen, daß es bereits im vergangenen Jahr bei einem durch- 
schnittlichen Anstieg der Tariflöhne und -gehälter von 4,8% 
zu einem Rückgang des Nettorealeinkommens um 1,2% ge- 
kommen ist. (19) Auf der anderen Seite aber feiert die west- 
deutsche Industrie zur Zeit einen Exportsieg nach dem an- 
dern, auch wenn sich die Grenzen der Aufnahmefähigkeit im- 
portierender Länder (EG, Schwellenländer, Ölstaaten) abzu- 
zeichnen scheinen. Im vergangenen Jahr vermehrten die Ex- 
porte das Bruttosozialprodukt um 12,2 Mrd. DM, 1982 wird 
mit 35 Mrd. gerechnet, und für 1983 ist ein weiterer Anstieg 
auf 40 Mrd. DM eingeplant. Die Leistungsbilanz der BRD hat 
sich aufgrund dieses „Exportrausches’’ sensationell schnell 
verbessert. (20) 
Aus dem Datum, daß sich der Exportboom ungebrochen 
fortgesetzt hat, während der Eintritt in die Massenarbeitslo- 
sigkeit spätestens seit 1980 definitiv ist, muß man eine einzi- 
ge, entscheidende Frage ziehen: Waren die 70er Jahre zurei- 
chend für eine Modernisierung des BRD-Kapitals (21), waren 
die Investitionsschübe und die Strategie des deficit spending, 
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die den Boom von 1976-79 ausgelöst haben, zureichend, um 
die Krisenfolgen zu dämpfen und auf eine Stabilisierung hin 
zu überbrücken? Oder steht der BRD nach der Verschleppung 
der Krise ein Einbruch von englisch-italienischen Ausmaßen 
bevor, den jetzt kein neuerlicher investiver Zyklus mehr auf- 
zuhalten vermag? Steht die BRD erst jetzt — wie alle anderen 
westlichen Industrieländer — vor der längsten Krise seit Kriegs- 
ende? Die Antwort ist da zu suchen, wo sich die Planung und 
der Gebrauch der Massenarbeitslosigkeit enthüllt. 


Als vor genau zwei Jahren, im Juli 1980, 853.000 Arbeitslose 
registriert waren, ließ der damalige Forschungsminister Hauff 
verlauten: „Die BRD hat sich in dieser neuen Situation” — 
Stagnation in den Industriestaaten, ökonomischer Machtzu- 
wachs der Ölländer — „nur auf den ersten Blick sehr gut be- 
hauptet‘. Der Arbeitsmarkt, der in den Jahren zuvor durch 
den Rückgang der Arbeitsimmigration entlastet gewesen sei, 
werde zukünftig durch die Schere zwischen Erwerbssuche 
(der Zuwachs der Beschäftigungssuchenden wird bis 1985 auf 
mehr als eine Mill. Menschen angesetzt) und Beschäftigungs- 
möglichkeiten gekennzeichnet. Zur Verhinderung von Massen- 
arbeitslosigkeit wäre, so forderte das Hauff-Ministerium in ei- 
nem Szenario für die 80er Jahre, ein staatliches (mit geliehe- 
nen Petro-Dollars finanziertes) Investitionsprogramm in Höhe 
von 120 Mrd. DM zur gezielten Strukturverbesserung in den 
Bereichen Kommunikationstechnologie, Energie, Wohnungs- 
bau und soziale Dienstleistungen erforderlich. Wie man weiß, 
hat es ein solches Programm der Rekonstruktion des west- 
deutschen Kapitals nicht gegeben. Was heute nur mehr be- 
merkenswert bleibt, das ist das alternative (,‚hmonetaristische”’) 
Szenario, das vom Rückzug des Staats und der Eigengesetz- 
lichkeit der ‚„‚Reinigungskrise’’ ausgeht und in dem eine Ar- 
beitslosigkeit von über 2 Millionen bis in die 90er Jahre pro- 
gnostiziert wurde. (22) Nicht allein, daß diese Zahl längst ein- 
geholt ist undüberschritten werden wird. Festzuhalten bleibt, 
daß seit 1980 das „Modell Deutschland” ausdrücklich nach 
der Seite der Planung eines ökonomischen „Gleichgewichts 
auf Unterbeschäftigungsniveau’’ (Pöhl) (23) hin korrigiert 
worden ist. 


Wie sehr die Massenarbeitslosigkeit geplant war, zeichnet sich 
seit der zweiten Hälfte der 70er Jahre ab. Es war, so sagt der 
Chef des Nürnberger Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung Mertens heute, ‚die genauest prophezeite Krise des 
Jahrhunderts’. (24) Rechtzeitig zum kurzfristigen Boom der 
Jahre 1976 ff wurden die Weichen gestellt: Das Kapital und 
seine Presse beklagten damals die „Lohnkostenexplosion’’ 
(„überzogene Ansprüche und inflatorisches Handeln”) und 
die „Lücke zwischen Lohn- und Leistungszuwachs” — tatsäch- 
lich waren in den Verteilungskämpfen nach dem September 
1969 Löhne und Gehälter (und auch die Sozialabgaben an 
den Staat) beträchtlich angestiegen, bis 1974/75 um mehr als 
30% (inflationsbereinigt), während die Leistung, nach wel- 
chen Ausbeutungskriterien auch immer gemessen, im glei- 
chen Zeitraum angeblich nur um 21% gewachsen war. Das 
Klagelied von den sinkenden Profiten bildete die Begleitmu- 
sik für die Unternehmerantwort, nämlich für den ausgespro- 
chenen Verzicht auf Beschäftigung lebendiger Arbeit. Was als 
„Investitionsunlust” und Flaute der Jahre 1974/75 gehandelt, 
aber im wesentlichen durch eine antiinflationistische ‚„‚Stabili- 
sierungspolitik’’ der Notenbank gefördert wurde, die die Geld- 
menge drastisch kürzte, war nichts als der Auftakt für die 
Umgruppierung der Investitionen. An der Grenze der keyne- 
sianischen Globalsteuerung wurde der Weg freigemacht für ei- 
ne staatliche Förderung privater Investitionen zur Produktivi- 
tätssteigerung. Die Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen wa- 


Geheimes Gutachten: Arbeitsiosenzahl steigt 


Bundeskanzler Helmut Schmidt hält 
Unangenehmes unter Verschluß: In 
zwei von der Bundesregierung in 
Auftrag gegebenen Gutachten über 
die Auswirkungen des technischen 
Fortschritts auf Wirtschaft und Ar- 
beitsmarkt wird ein kräftiger Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen bis 1985 vor- 
ausgesagt. Dennoch halten die betei- 
ligten wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute — zwei Projekt- 
gemeinschaften unter Führung des 
Münchner Ifo-Instituts und der Ba- 
seler Prognos AG — die Nutzung der 
Mikroelektronik aus Wettbewerbs- 
gründen für unverzichtbar. 

Mitte dieses Jahrzehnts wird es 
laut Prognos in der Bundesrepublik 
1,65 Millionen registrierte Arbeitslo- 
se geben. Bis 1990 werde ein Rück- 
gang der Arbeitslosenzahl auf ledig- 
lich 1,2 Millionen erreichbar sein. 

Die Ifo-Projektgemeinschaft er- 
wartet noch eine etwas stärkere Ar- 
beitslosigkeit, ohne aber konkrete 
Zahlen zu nennen. Das Vollbeschäf- 
tigungsziel könnte in diesem Jahr- 
zehnt nur bei einem jährlichen Wirt- 
schaftswachstum von fünf Prozent 
erreicht werden. Aus heutiger Sicht 


zeichnet sich aber, wie Ifo feststellt, 
ein Wachstumstrend von durch- 
schnittlich nur etwas über drei Pro- 
zent in den achtziger Jahren ab. 
Der Prozeß zur Automatisierung 
verlaufe aber unterschiedlich 
schnell: In der industriellen Produk- 
tion werden nach dem Urteil der 
Gutachter die Automationsmöglich- 
keiten durch Einsatz der Mikroelek- 
tronik überwiegend schon bis 1985 
wirksam werden. Mit fühlbaren Aus- 
wirkungen der Robotersysteme dürf- 
te allerdings erst für Ende der achtzi- 
ger Jahre zu rechnen sein. Im Büro- 
bereich werde die Breitenwirkung 
der Datentechnik in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrzehnts erwartet. 


Mit dem Automatisierungsprozeß 
steigen auch die Qualifikationsanfor- 
derungen an die Erwerbstätigen. 
Prognos erwartet, daß in den näch- 
sten zehn Jahren die Zahl der Ar- 
beitsplätze für un- und angelernte 
Tätigkeiten um zwölf Prozent auf 4,3 
Millionen zurückgehen wird. Auch 
Arbeitskräfte, die für einen engen 
Einsatzbereich ausgebildet wurden 
— etwa Bürofachkräfte, Maurer 


oder Drucker —, werden weniger 
gefragt sein. In diesem Bereich wird 
mit einem Rückgang der Arbeits- 
plätze um acht Prozent auf 9,2 Mil- 
lionen gerechnet. 

Dagegen gibt es Prognos zufolge 
im Jahr 1990 29 Prozent mehr Ar- 
beitsplätze für Berufstätige mit 
Fach- und Hochschulausbildung. 
Die von Ifo befragten Industrieun- 
ternehmen meldeten zwar einen an- 
haltend hohen Bedarf an Facharbei- 
tern, wobei allerdings weniger fach- 
spezifische Qualifikationen als viel- 
mehr 
Grundwissen, Abstraktionsvermö- 
gen und Verantwortungsbewußtsein 
gefordert sind. 

Rationalisierung und Automati- 
sierung können durch ihre Folgewir- 
kungen für die Beschäftigungsstruk- 
tur und für die Arbeitnehmer zu 
einer wachsenden Gefahr für den 
Arbeitsfrieden werden. So hält Pro- 
gnos eine Verschärfung der sozialen 
Auseinandersetzungen mit negati- 
ven Auswirkungen auf den wirt- 
schaftlich-technischen Fortschritt für 
möglich. Auch die Ifo-Gutachter er- 
mittelten Anhaltspunkte für ein be- 


Eigenschaften wie breites’ 


trächtliches Konfliktpotential zwi- 
schen den Tarifparteien, auch wenn 
grundsätzlich davon ausgegangen 
werden könne, „daß die Gewerk- 
schaften dem technischen Fortschritt 
weiterhin nicht unaufgeschlossen ge- 
genüberstehen“. 


Ein Arbeitskampf um die Einfüh- 
rung neuer Techniken — im Früh- 
jahr 1978 im Druckgewerbe — war 
der Anlaß für den damaligen Kabi- 
nettsauftrag, die Konsequenzen des 
technologischen Fortschritts zu un- 
tersuchen. Doch Kanzler Schmidt 
war mit dem Ergebnis, das Wirt- 
schaftsminister Otto Graf Lambs- 
dorff, Arbeitsminister Herbert Eh- 
renberg und Forschungsminister 
Volker Hauff am Mittwoch vergan- 
gener Woche dem Bundeskabinett 
vorlegten, unzufrieden. Der Regie- 
rungschef untersagte die Veröffentli- 
chung der Gutachten, bevor das Mi- 
nistertrio nicht eine gemeinsame 
Stellungnahme angefertigt habe. 
Der Kanzler bestimmte auch die 
Richtlinie des Ministergutachtens: 
Die Bundesregierung glaubt nicht an 
das düstere Bild der Wissenschaftler. 


ren dementsprechend rückläufig zugunsten von Rationalisie- 
rungsinvestitionen, die die Kapitalintensität erhöhten, und 
das bedeutete ein Wegrationalisieren von Arbeitsplätzen un- 
ter dem Druck der Löhne und der Ölpreise. In der Gesamtin- 
dustrie gingen 1975/76 920.000 Arbeitsplätze verloren, da- 
von rund 400.000 in den Erfolgsbranchen der Metallverarbei- 
tung, des Maschinenbaus, der Automobil- und Elektroindu- 
strie; die größte Entlassungsaktion Westdeutschlands setzte 
25.000 VW-Arbeiter frei. Eine Welle von Pleiten (1973-76 
schlossen 23.000 Unternehmen, allein 3400 Baufirmen gin- 
gen Konkurs) und die seitdem betriebenen Produktionsverla- 
gerungen in die Niedriglohnländer des Ostblocks und des Fer- 
nen Ostens (Textil- und Bekleidungsindustrie, Photo, Unter- 
haltungselektronik) taten ein übriges für den planmäßigen in- 
dustriellen Rückgang in der BRD, der schließlich alle Bran- 
chen umfaßte. Schmidt verkündete in jenen Jahren, die BRD 
solle „anstelle von Kraftwerken Blaupausen exportieren”. 
Dies war nicht nur unter dem Eindruck der sich formieren- 
den Anti-AKW-Bewegung gesagt. Sondern damit war für die 
Metropole selbst zugleich eine neue Beschäftigungspolitik an- 
gezeigt, eine Unternehmensstrategie, die im krisenhaften Aus- 


leseprozeß gegenüber einer jederzeit freisetzbaren Randbeleg- 
schaft eine dauerbeschäftigte Stammbelegschaft (nach dem 


Verfahren: Facharbeiter vor An- und Ungelernten, Deutsche 
vor Ausländern, Männer vor Frauen) heranzüchtete. Opfer 
des auf diese Weise „‚sedierten Arbeitsmarktes’’ waren in er- 
ster Linie die Arbeitsimmigranten, die der Anwerbestop für 
Nicht-EG-Länder betraf (zwischen Ende 1973 und Anfang 
1976 gingen 400.000 Ausländer auf Rückreise). In der BRD 
selbst schlug die Arbeitslosigkeit — 1976/77 lag die registrier- 
te Zahl bei 1,2 Millionen — zuerst bei den Neuzugängen auf 
dem Arbeitsmarkt zu, aus denen ein Subproletariat arbeitslo- 
ser Jugendlicher (11,5%) herausgefiltert wurde. 

Während der Jahr 1978/79, als die konjunkturelle Aufwärts- 
entwicklung die Arbeitsmarktlage zu entlasten schien (die 
durchschnittliche Arbeitslosenzahl lag bei 900.000, wobei al- 
lerdings verstärkt Problemregionen und -gruppen verzeichnet 
wurden: Jugendliche, Frauen auf der Suche nach Teilzeitjobs, 
Ungelernte; 500.000 Haushalte von Arbeitslosen in der BRD 
leben von einem Einkommen unterhalb der Sozialhilfe), wur- 
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den vom Regime verschiedene administrative Begleitmaßnah- 
men für die Reorganisation der Arbeit angeboten. Eine lan- 
cierte Diskussion über ‚„‚Arbeitsunwilligkeit’’ und „Scheu vor 
geregelter Arbeit” führte zur Neufassung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, das nicht nur 1979 80.000 Arbeitslose durch 
Arbeitsplatzbeschaffungsmaßnahmen (ABM) vermittelte, son- 
dern die erste Fassung einer verschärften „Zumutbarkeitsord- 
nung” enthielt, mit der die räumliche und berufliche Mobili- 
tät der Arbeitskraft erzwungen werden sollte. 


1980 könnte das Jahr der Prognosen genannt werden. Die Öl- 
verteuerung und ölimportierte Inflation rief abermals eine 
strikte Geldpolitik der Bundesbank auf den Plan. Die Flaute 
erfaßte die Auto- und Investitionsgüterindustrie. Die Arbeits- 
losenzahl näherte sich zum Jahresende erstmals seit 1975 
wieder der Millionengrenze, und die Kurzarbeit nahm zu. 
Kurz: „Eine schwere Krise zieht auf”’ (IWW Kiel). Sämtliche 
privaten und öffentlichen Forschungsinstitute, die Bundesan- 
stalt für Arbeit und das statistische Bundesamt, Arbeitgeber- 
und Gewerkschaftszentralen sind sich über den Anbruch der 
Massenarbeitslosigkeit einig, Abweichungen beschränken sich 
auf die Marge zwischen 1,65 Millionen bis 1985 (Prognose) 
bzw. 2 Mill. (Hauff-Ministerium, s.o.) und 4 Mill. Arbeitslo- 
sen bis 1990 (WSI/DGB) — jeweils für den Fall, daß die Ar- 
beitslosigkeit den „Selbstheilungskräften des Marktes” über- 
lassen wird. Einigkeit herrscht auch über die spezifischen Ur- 
sachen dieses Einbruchs. Vor allem die von der Bundesregie- 
rung als Geheimgutachten behandelte Prognos-Studie „Tech- 
nischer Fortschritt — Auswirkungen auf Wirtschaft und Ar- 
beitsmarkt”’ (s. Kasten) macht außer der demographischen 
Entwicklung — die im Verein mit der Abschiebung von Ar- 
beitsimmigranten bis Ende der 70er Jahre trotz des Rückgangs 
an Beschäftigung den Arbeitsmarkt entlastet hatte, aber bis 
1985 wie gesagt eine Zunahme der Erwerbsbevölkerung um 
1,2 Mill. Menschen bringen soll — den zu erwartenden Ein- 
satz der Mikroelektronik, der Daten- und Nachrichtentechno- 
logien für die Beschäftigungseinbrüche verantwortlich. Klar 
ist schließlich, daß die technologische Entwicklung und der 
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Zur Struktur der Arbeitslosigkeit 


1000 N 1000 Bo 1000 a 1000 Be E& u 
r- ib: IR. |NEIEEBERNER we 
Insgesamt : „u.5u 4:00 sus wa 04 954 100 8-46 100 yı13 zu0 776 100 767 100 
MANNEP ae een 500 52,3 465 49,1 439 48,1 345 44,5 353 46,0 
TIaueN ensure 454 47,6 482 50,9 474 51,9 43] 353 414 54,0 
Nach Nationalität 
j Deuische a 43250 #1 7:8 258 11 040% 852 89,5 852 90,0 810 85,7 688 83,7 662 86,3 
Ausländer ee 102 10,7 y4 10,0 103 11,3 88 113 105 13,7 
Nach Berufsausbildung 
mit:Äbschluß: z...=..:W:48s: 88:23 429 45,0 432 45,7 406 44,5 346 44.6 438 43,8 
ohne Abschluß ................. 525 55,0 514 54,3 507 55,5 430 55,4 431 56,2 
Stellung im Beruf \ 
Fächarbeitler „urn P a 128 13,5 128 14,0 97 12,5 94 12,3 
Nichtfacharbeiter .............. R R 444 46,9 444 48,6 382 49,3 381 49,7 
Angestellte 
mit gehobener Tätigkeit ......... : 228 24,1 216 233,7 187 24,1 183 23,8 
miteinfacher Tätigkeit ........ P e 147 13,5 125 13,7 110 14.1 109 14,2 
Nach gewünschter Arbeitszeit 
Vollzeitarbeit, sa: 8050: % 787 82,4 762 80,5 730 80,0 604 77,9 610 79,5 
Teilzeitarbeit - ern chnıe Wars 168 17,6 185 19,5 183 20,0 171 23,1 157 20,5 
Mit gesundheitlichen Einschränkungen] 230 24,1 237 25,0 263 28,8 262 338, 266 347 
darunter: Schwerbehinderte ..... 37 3,9 44 4,7 52 5,7 60 7,8 65 8,5 
Nach Dauer der Arbeitslosigkeit 
unter 1Monät .............. a5 110 11,6 123 13,0 106 11,6 100 139 112 14,6 
lbisunter3 Monate ............. 218 22,9 227 24,0 206 22,5 176 22,7 192 25,0 
3 bis unter 6 Monate ............. 199 20,8 201 21.2 214 23,5 154 19,9 160 20,8 
6bis unter 12 Monate ....... REERNE 266 27,9 224 23,7 185 20,2 182 3353 160 20,8 
lbisunter2Jahre .............. 130 13,6 113 11,9 112 12,3 9 12,4 8l 10,5 
2Jahreundlänger .............. 30 3,2 59 6,2 9 9,9 67 8,6 63 8,2 
Nach Altersgruppen 
nnter20 Jahre... .....22222 22220. 85 89 87 y,2 77 8,4 58 7,4 55 7,2 
20bisunter25 Jahre ............ 160 16,7 164 17,3 157 17,2 127 16,4 124 16,1 
25bisunter45Jahre ............ 445 46,6 436 46,1 418 45,8 344 44,3 339 44,2 
45bisunter55Jahre ............ 153 16,1 148 15,6 142 15,6 123 15,3 120 15,6 
55bisunter 60 Jahre ............ 60 6,3 712 7,6 84 y,2 y4 12,1 95 12,3 
60Jahreundaäülter............:... äl 5,4 39 4,1 34 3,7 31 3,9 34 4.4 
MitSozialplan ........c2eeeeee.o- e e : : i : 18 2,4 19 2,5 
Leistungen nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz 
Bezieher von Arbeitslosengeld .... 492 51,6 430 45,5 390 42,7 301 38,8 280 36,6 
Bezieher von Arbeitslosenhife .... 149 15,6 ° 146 15,4 146 16,0 114 14,7 102 13,3 
Leistungen beantragt ........... 200 21,0 ER 35 207 227 188 24,2 2312 27,7 
keineLeistungen ............... 113 11,8 14% 15,5 170 18,6 173 22,3 172 23,3 
Nachrichtlich: Vor der Arbeits- " 
losigkent in schulischer Ausbildung R R 5 3,7 28 3. 24 3,1 34 341 
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Im Jahr 2000 sieben 
Millionen Ausländer? 


Wissenschaftler: Zugleich fünf Millionen Deutsche weniger 


In hren wird das deut- 
D. GURATZSCH, Augburg ce Ar ind ds deut- 
Die Arbeitslosigkeit in der Bun- zwar um 1,7 Millionen si 
. wird weiter zunel- beim lNachwuchspotential wi 
der deutsche i 


esanstali 
bei J der Deut drei- 
schen Pe Bevölke- einhalb Prozent z.. pn 
orschung in Augsburg auf- Jahr 2000 wieder zu einer its- 
pheit kommen könnnte 
Nach den Berechnungen Klau- (was fe des Wissen- 
wird die Situation auf dem freilich sofort einen neu- 
in den 80er Jahren en „Nachfragesog“ nach ausländi- 
immer stärker von dem deu schen Arbeitskräften . 
aus den 60er Jahren würde), 
und von der Zunahme der auslän- 
dischen Bevö bestimmt Sozialer Konfliktstoff 
werden. Wie der Wissenschaftler 
ausführte, würde der ausländis<ne Die Gefahren dieser Entwick- 
Bevölkerungsteil selbst ohne jeden lung sieht Klauder in der Tatsache, 
weiteren Zuwanderungsüber-- daß die Ausländer von der Arbeits- 
schuß bis zum Jahre 2000 auf fünf losigkeit der kommenden J, 
nen anwachsen. Stellt manin „überdurchschnittlich betroffen“ 
diese Rechnung jedoch das Fami- sein würden. Schon heute sind 


Een De ne 

von riechen, an its '- 
Spaniern und Portugiesen im Zuge te der 4,6 Mi n . 
der EG-Erwei „von 1988 an, der Bundesrepublik ein Kind unter 
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Produktivitätsfortschritt in diesem Sinn nicht nur quantitati- 
ve, sondern strukturelle Arbeitsmarktprobleme in den 80er 
Jahren schaffen wird. Neben den Randgruppen, den Frauen, 
Jugendlichen und Ausländern, wird auch der Kern der Arbei- 
terklasse selbst von der Massenarbeitslosigkeit betroffen wer- 
den. (25) 


Angesichts dessen und im Gefolge der Hochzinspolitik der 

USA und der Dollarhausse antwortet das Regime mit einer 

restriktiven Geld- und Haushaltspolitik. Der „Thatcherismus’’ 

der Bundesbank unter Pöhl ist spätestens seit 1981 sprich- 
wörtlich. Gleiches kann vom sog. Sachverständigenrat der 
Bundesregierung gesagt werden. Gefordert und durchgesetzt 
wird von hier aus das Ende des deficit spending und die An- 
passung an die außenwirtschaftliche Situation mittels produk- 

tivitätssteigernder Investitionen, an die Notwendigkeit neuer 

Exportschlachten einerseits (26), eine Fortsetzung der Hoch- 
zinspolitik, und im Innern eine lineare Kürzung der Sozialaus- 
gaben andererseits. In der Tat steht die BRD mitten in der 
weltweiten Rezession 1981 vor einem nochmaligen Export- 
aufschwung, begünstigt durch die DM-Abwertung gegenüber 
dem Dollar. Aber W. Hankel hatte wohl recht, als er von dem 
„in der BRD populären Ausweg aus der Krise in eine neue 
Exportkonjunktur, inzwischen muß man wohl sagen: in die 
Japanisierung der gegenwärtigen Beschäftigungsmisere’’ 
sprach. (27) Die Kontraktion und Aussonderung von Teilen 
des produktiven Gesamtarbeiters, die der Arbeitslosigkeit oder 
den instabilen Niedriglohnbeschäftigungen überlassen wer- 
den, bilden die innere Seite eines erneuerten „Modells Deutsch- 
land’, für das Pöhl u.a. den Kurs angeben. Die Hochzinspoli- 
tik der Bundesband und das allgemeine Haushaltsdefizit (vor 
allem auch die Defizite der BfA) lassen 1981 die von den Ge- 
werkschaften vorangetragene Diskussion um ein staatliches 
Konjunktur- und Beschäftigungsprogramm — wie es in modi- 
fizierter, modernistischer Fassung auch Hauff vertreten hat- 
te — im Kompromiß der Regierungsparteien versanden. (Die 
Unternehmerlobby im Bundeswirtschaftsministerium um 
Schlecht / Lambsdorff weiß ein solches Programm zu verhin- 
dern und setzt die Investitionszulagen für den Exportbereich 
durch. Was im Februar 1982 als Bonner Beschäftigungspro- 
gramm verabschiedet wird, ist im Kern ein Programm der In- 
vestitionszulagen.) Stattdessen greift der Restriktionskurs bei 
den Haushaltsberatungen 1981/82 die Unterklassen in der 
BRD erstmals auf ganzer Front an: mit dem Spruch, der Wohl- 
fahrtsstaat sei nicht mehr finanzierbar, werden die Soziallei- 
stungen einkassiert, werden das Arbeitslosengeld, die Sozialhil- 
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fe und die Rente gekürzt. Die Arbeitsmarktsituation der BRD 
zieht im Laufe des Jahres 1981 mit den übrigen OECD-Län- 
dern gleich. Nachdem zur Jahreswende die Millionengrenze 
überschritten ist (4,8%), klettert die Arbeitslosenquote im 
Sommer auf den bisherigen Höchststand von mehr als 5% 
(1,25 Mill.), im Herbst auf über 6% (1,5 Mill., dem Stand des 
Prognos-Gutachtens entsprechend) und Ende 1981 auf 7,3% 
(1,7 Mill.). Von diesem absichtsvollen Zusammenbruch der 
Bonner Beschäftigungspolitik, von der Arbeitslosigkeit in al- 
len Industriezweigen und Regionen sind nicht allein die sog. 
Problemgruppen betroffen. Das Alarmsignal ist gesetzt, als 
die Zahl der arbeitslosen Facharbeiter überdurchschnittlich 
ansteigt. 


Im Chor bekunden jetzt die Bundesbank und die Bundesan- 
stalt für Arbeit, Pöhl und Stingl, ihre öffentliche Unruhe an- 
läßlich einer vorhersehbaren, von der Rationalisierungswelle 
produzierten dauerhaften Arbeitslosigkeit an der 2-Millionen- 
Grenze (die zum Jahresbeginn 1982 mit einer Quote von 8,2% 
erreicht wird), mit einem überproportionalen Anteil an Aus- 
ländern (250.000 = 12-13%) und Jugendlichen (Anstieg 
1981 um 68,9%); einer Arbeitslosigkeit, die zudem in diesem 
Jahr rund 20 Mrd. DM kosten soll. Wenn nicht alles täuscht, 
wird 1982 das Jahr sein, in dem die Massenarbeitslosigkeit 
vom Regime als Hebel eines wachsenden sozial- und bevölke- 
rungspolitischen Drucks verwendet wird. Es beginnt mit dem 
Druck auf die Arbeitslosen selbst. Seit Februar läuft die Pla- 
nung einer Zumutbarkeitsregelung, wie sie noch 1979 nicht 
vollständig durchgesetzt werden konnte. Die im April verab- 
schiedete Regelung sieht kurzerhand eine zwangsweise Degra- 
dierung der Arbeitssuchenden vor. Aus der abgedruckten Ta- 
belle (Zur Struktur der Arbeitslosigkeit) ist zu ersehen, daß 
die Dauer der Arbeitslosigkeit für den einzelnen nach 1976 
abnimmt, während die Zahl derer, die keine Sozialleistungen 
empfangen, sich verdoppelt: Mobilität und Arbeit um jeden 
Preis ist angesagt, für die die Massenarbeitslosigkeit nur den 
Umschlagplatz bildet. Dies ist das Wesen der gegenwärtigen 
Krise. Den eigentlichen Angriffspunkt aber stellt im Moment 
die Ausländercommunity der BRD dar. Mit der geschürten 
Feindseligkeit der Deutschen und der Schuldzuschreibung, 
wonach die Arbeitsimmigranten die Arbeitslosigkeit verstär- 
ken, von der sie selbst am meisten betroffen sind, wird inzwi- 
schen eine rassistische Pogrompolitik betrieben, die von der 
Alternative „Ausländerbevölkerungsentwicklung’” oder „Wirt- 
schaftswachstum der BRD’ ausgeht. (s. Kasten) 


d. Ende des Keynesianismus 


Durch die Krise hindurch zeichnet sich das Ende des keyne- 
sianischen Projekts in den Metropolen ab. Für das „Modell 
Deutschland’ gab es und gibt es keine Modernisierungsstrate- 
gie, keine Perspektive der Rekonstruktion, die eine Wieder- 
herstellung der Vollbeschäftigung zu garantieren vermöchte. 
Der Verzicht auf Massenarbeit in diesem Sinn und der Ge- 
brauch der Arbeitslosigkeit ist längst Programm des Kapitals 
auch in der BRD. 

Das ist gemeint, wenn vom Ende des Keynesianismus gespro- 
chen wird: Im antagonistischen Verhältnis von Kapital und 
Arbeiterklasse ist der Zusammenhang von Maseneinkommen/ 
Hochlohn, Steigerung der Produktivität der lebendigen Ar- 
beit und kapitalistischer Entwicklung (von „hoher Mehrwert- 
rate und Sozialkosten’’) aufgebrochen. Die Klasse hat zu ei- 
nem historischen Zeitpunkt (1968/69-1973) aufgehört, die 
Dynamik des Kapitals zu reproduzieren. Die Entkopplung 


von Produktivität und Einkommen findet ihren Ausdruck in 
der Inflation. Damit versagt die staatliche Politik, die effekti- 
ve Nachfrage (die Lohnnachfrage der Arbeiterklasse) anzuer- 
kennen und vermittelt über die Staatsausgaben (deficit spen- 
ding) zu lenken und zur Grundlage des Wirtschaftswachstums 
und der Vollbeschäftigung zu machen, ebenso, wie der Wohl- 
fahrtsstaat an der Last der inflatorischen Ansprüche scheitert. 
(29) Das Kapital sucht, sich vom Arbeiterverhalten unabhän- 
gig zu machen, und was als Rückzug des Staats aus der Sphäre 
der Ökonomie erscheint (Entstaatlichung der Gesellschaft), 
verstärkt die direkt politische Staatsfunktion bei der Klassen- 
zusammensetzung und Bereitstellung von Arbeit. 


Was heißt aber dann „‚Arbeit’’ in den 80er Jahren? Zunächst 
einmal das Ende des bisherigen, in den Arbeiterkämpfen ge- 
sicherten ökonomischen und rechtlichen Verhältnisses von 
Arbeit und Lohn. Die Formen des Einkommens und der Sta- 
tus der Beschäftigung werden in einen neuen Bezug zueinan- 
der gebracht, die Arbeit wird entlang der Grenze von Arbeit 
und Nicht-Arbeit reorganisiert. Eines ist jedenfalls klar, daß 
nämlich die gegenwärtige Massenarbeitslosigkeit und ihre Per- 
spektive sich nicht allein dadurch von allen vorausgegangenen, 
Formen der Arbeitslosigkeit unterscheidet, daß sie systema- 
tisch geplant und herbeigeführt worden ist; sondern vor allem 
auch dadurch, daß die Arbeitslosigkeit zum Ansatzpunkt der 
Neuordnung der Arbeitsmärkte gemacht wird. Die Massenar- 
beitslosigkeit selbst in ihrer Zyklik und mobilisierenden Wir- 
kung auf die Arbeitskraft ist zu einem Stadium des Kapital- 
verhältnisses geworden, mit fließenden Übergängen zur pre- 
kären, unregelmäßigen Beschäftigung. Und das bedeutet 
nichts anderes, als daß die Arbeit von der Nicht-Arbeit her 
organisiert wird. 


Indem das Kapital zunehmend wieder die Konstitution der 
Arbeitskraft oder (eigene oder staatliche) Sozialkosten und 
auf niedrigstem Lohnniveau voraussetzt, lagert es die taylori- 
sierte Arbeit — und es besteht kein Zweifel daran, daß der 
Taylorismus sowohl im Sinn der Arbeitsorganisation wie als 
Prinzip der Organisation von Gesellschaft im Fortschritt be- 
griffen ist — endgültig aus der keynesianischen Perspektive 
aus. Es verzichtet auf die (ökonomische, materielle und ideo- 
logische) Bildung der Arbeiterklasse als eines für das Kapital 
produktiven Ganzen im Reproduktionsbereich und treibt die 
Desintegration der Arbeiterklasse (eine Arbeitsteilung, die die 
Arbeit nicht wie in der Figur des Massenarbeiters vereinheit- 
licht, sondern im Gegenteil enthomogenisiert) auf der Ebene 
der fabrikmäßigen Organisation der Arbeit wie auf der Ebene 
der Taylorisierung gesellschaftlicher Lebenszusammenhänge 
voran, wobei der Staat die Form der Kontrolle über die Des- 


integration übernimmt, die das Kapital seinem Inhalt nach 
bildet. 


Wenn man den Keynesianismus als eine Nutzanwendung der 
klassischen Arbeitswertlehre verstehen will (= das Kapital 
zahlt — unter Vernutzung unterbezahlter Hausarbeit — die 
Reproduktionskosten der Arbeitskraft als direkten und indi- 
rekten Lohn, solange die Klasse selbst in ihrer Produktivität 
das Kapitalverhältnis nicht nur immer wiederherstellt, son- 


“dern auf erweiterter Stufenleiter wiederherstellt), dann ist al- 
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so diese Anwendung und Integration durch das Kampfverhal- 


ten des Proletariats selbst, durch steigende Lohnforderungen 
und zugleich die Verweigerung der Produktivität zerstört 
worden. Die Zielrichtung des Klassenkampfs wird jetzt vom 
Kapital gewissermaßen aufgegriffen und durch eine gedoppel- 
te Perspektive überboten: durch die Perspektive, die Massen- 
arbeit abzuschaffen und durch eine Produktion ohne lebendi- 
ge Arbeit und ohne produktive Klasse zu ersetzen, durch den 
Abschied des Kapitals von der Arbeitsproduktivität und Voll- 
beschäftigung. (Montano spricht — etwas spekulativ und un- 
ter Rückbezug auf die Marx’schen ‚Grundrisse’ — von einer 
Trennung der Arbeiterklasse von der Produktion, insbesonde- 
re der Produktion von Reichtum ohne Arbeit in den strategi- 
schen Sektoren der Energie und der Lebensmittel; von der 
Abschaffung der produktiven Arbeit innerhalb der kapitalisti- 
schen Produktionsweise und durch das Kapital selbst. Ich 
glaube nicht, daß sich das so halten läßt. Zugleich hebt er die 
künftige Neuinszenierung von Arbeit als Form der Kontrolle 
der Klasse und allgemein ihren politischen Charakter hervor. 
Dieser Aspekt steckt auch hinter dem in der italienischen Dis- 
kussion eingeführten Schlagwort des „politischen Komman- 
dos’ über die Arbeitskraft. (30) Und in einer zweiten Front 
richtet sich das Kapital verstärkt in Sektoren der unregelmä- 
Rigen, arbeitsintensiven Niedriglohnarbeit auf der Grenze zur 
Arbeitslosigkeit ein. Diese Sektoren überschneiden sich zu- 
gleich mit dem neuerlichen Gebrauch der Arbeit, des Arbeits- 
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zwangs, als Sozialpolitik und mit der Selektion der nichtge- 
brauchsfähigen Unterklassen von Staatsseite. 


Ob davon die Zukunft des Wertgesetzes betroffen ist (wonach 
der Wert einer Ware von dem zu ihrer Herstellung aufgewen- 
deten Quantum lebendiger Arbeit bestimmt wird und wonach 
dieses Wertquantum in sich die Differenz zwischen der zur 
Reproduktion des Arbeiters notwendigen Arbeitszeit und der 
Mehrarbeit für den Profit des Kapitals trägt); und welche Ent- 
wicklungsperspektive dem Kapital zur Wiederherstellung des 
Mehrwerts und Profits in den Metropolen eigentlich verbleibt 
— dies ist demgegenüber eine akademische Frage, die wir — 
wie auch Montano sagt — getrost den Marxisten überlassen 
wollen, eine Frage jedenfalls, die die Diskussion nur in Sack- 
gassen hat enden lassen. Daß das Kapital Teil der Arbeiter- 
klasse freisetzt, mit denen es nicht mehr gewillt ist zu produ- 
zieren; daß es aus seinen technologisch fortgeschrittensten 
Sektoren Arbeitskraft herausschleudert; daß es die Arbeiter- 
population seinem eigenen Kontraktionsprozeß in den Metro- 
polen und seiner globalen Erweiterungsperspektive anpaßt, 
aus all dem kann nicht geschlossen werden, dies laufe auf 
eine Produktion von Nicht-Arbeit durch das Kapital hinaus, 
die nicht zugleich wieder eine Bereitstellung für neue Formen 
der Ausbeutung und Verwertung einschlösse. 
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„Metropolitan wird in den kommenden Jahren eine hohe Ar- 
beitslosigkeit und eine kaskadenartige Segmentierung der Ar- 
beitsmärkte in Kauf genommen, um im Kontext der ange- 
strebten multi-monetaristisch-rüstungspolitischen Stabilisie- 
rung auf Weltebene Arbeitsintensität und -moral so effektiv 
wie möglich zu reorganisieren. Es ist falsch anzunehmen, daß 
die Ausweitung der Mehrwertkette (die Globalisierung des 
prozessierenden Widerspruchs) den Ausgangspunkt der Kette 
sozusagen lahmlege oder bedeutungslos mache. Im Gegenteil: 
Segmentierung von Arbeitsmärkten heißt zu allererst, den 
informellen-subkulturellen Kollektivierungsprozeß von Ar- 
beitsverweigerung aufzusplittern, zu desinformieren, sich 
in Ghettos leerlaufen zu lassen; 

die neue Kaskade der metropolitanen Ausbeutungshierar- 
chie hat vor allem die Funktion, der Blaupausenarbeit hin- 
ter Bildschirm und computergesteuertem Mehrstellenar- 
beitsplatz die global höchste Ausbeutungsrate auch in 
Zukunft zu sichern: komplexe Automationsarbeit als ‚Ju- 
wel” von Ausbeutungseffizienz wird bewußt von Störfak- 
toren abgeschottet; 


in den hierarchisch niedriger stehenden / geringer proukti- 
ven / geringer technologisch beherrschten Sektoren wird 
um jeden Preis nach Wegen gesucht, um durch extensive 
(Selbst-)Überausbeutung, Motivationstraining usw. eben- 
falls die notwendige Arbeitszeit zu senken (freiwillige Sen- 
kung des Lebenswerts durch Ersatz-Sinnfälligkeit in koope- 
rativer Arbeit usw.); 

‚Resozialisierung” wird immer eindeutiger an Zwangsarbeit 
gekoppelt: ‚Arbeit macht frei’ — heißt es mehr denn je für 
Knackis, Psychiatrisierte und Behinderte! 

Es wäre falsch zu glauben, daß in dem Augenblick, wo die 
Unterklassen der Metropolen häretisch den ‚Lebenswert’ ge- 
gen den Mehrwert in Front bringen (was in der marxistischen 
Theorie, auch der operaistischen, nicht vorkommt), das Kapi- 
tal darauf verzichtete, auf maximale Ausbeutungsraten zu po- 
chen.” (31) 


Noch mehr als schon heute wird es künftig um die Bereitstel- 
lung von Niedriglohn-Arbeitskraft für neue Formen der Aus- 
beutung und Verwertung gehen — Kleinbetriebe, Schwitzbu- 
den, prekäre Arbeitsverhältnisse, Alternativen usw. einge- 
schlossen. Ein von der Mehrwertproduktion unabhängiger 
Sektor wird auch in den Metropolen nicht koexistieren. Die 
Perspektive liegt auch hier, wie im Weltmaßstab, im integra- 
len Nebeneinander von Produktionsweisen, in der neuen Un- 
gleichzeitigkeit der kapitalistischen Entwicklung und in der 
Anbindung der unsicheren, schlecht entlohnten, arbeitsinten- 
siven Sektoren an die entwickelte Großtechnologie. Das Bin- 
deglied in dieser rekonstruierten, diversifizierten Mehrwert- 
kette bildet die‘ Politik des gespaltenen Arbeitsmarkts, die 
eine Antwort auf die Massenarbeiterkämpfe der 60er und 
70er Jahre darstellt. 
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Die Segmentation der Arbeitsmärkte 
und die Zunahme prekärer Arbeit 


Die Neuzusammensetzung der Arbeiterklasse in den Metropo- 
len verläuft — wir haben es schon gesagt — entlang der Linie 
von Arbeit und Nicht-Arbeit. Die heutige Arbeitslosigkeit, 
wie sie allerdings durch die Freisetzung von Arbeit aus den 
Sektoren des Arbeiterkampfes und den strategischen Sekto- 
ren des Kapitals erzeugt wurde, ist zugleich eine einzigartige 
Maschinerie zur Mobilisierung der Arbeitskraft und ein ver- 
deckter Status von Arbeit, Teil eines erzwungenen prekären 
Beschäftigungsverhältnisses. Kurzfristige Jobs, Teilzeitarbeit 
und Schwarzarbeit, ein hohes turn over, das nichts freiwilliges 
an sich hat, werden von der offiziellen Statistik der Arbeitslo- 
sigkeit überzogen. (Umgekehrt erscheint die Arbeitslosigkeit 
dort nicht, wo Bildungsinstitutionen und Bafög-Geld das Pen- 
dant der Jobberei bilden.) Nur unter diesem Blickwinkel läßt 
sich das, was in der neueren Arbeitsmarkttheorie die Segmen- 
tation der Arbeitsmärkte genannt wird, also die Zersplitte- 
rung und qualitative Umschichtung des Gesamtarbeiters, rich- 
tig verstehen. Daß in einer neuen kapitalistisch bestimmten 
Ungleichzeitigkeit kapitalintensive Automations- und Blau- 
pausenarbeit mit arbeitsintensiven Sektoren ausgelagerter 
Fertigung und mit einem Heer mobilisierbarer Zeitarbeitskraft 
verknüpft werden, ist nur möglich auf der Grundlage einer 
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Massenarbeitslosigkeit, deren innerer Widerspruch darin be- 
steht, ein Phänomen der Umschlagsgeschwindigkeit der Ar- 
beit und selbst ein kaschiertes Segment des Arbeitsmarktes 
zu sein. 

Der Angriff auf die bisherige Zusammensetzung der Arbeit 
liegt zum einen in der Konsequenz der Taylorisierung. Nicht 
nur bleibt die tayloristische Arbeitsorganisation (Fließband, 
Arbeitstempo, Taktzeiten) in der Fabrik vorherrschend und 
dehnt sich auf den Distributionssektor und die Büroarbeit 
aus; nicht nur wird die Schichtarbeit (einschließlich Nacht- 
schichten — fast jeder 4. Erwerbstätige in der BRD mußte 
1980 nachts arbeiten) in Bereichen eingeführt, in denen eine 
kontinuierliche Produktion technisch nicht erforderlich wäre. 
Überdies stehen mit der Mikroelektronik und Datenkommu- 
nikation technologische Voraussetzungen einer weiteren, de- 
zentralisierten Arbeitsteilung bereit. Die andere Seite ist die 
Arbeitsmarktpolitik. D.h. der Angriff auf die Beschäftigungs- 
verhältnisse und die arbeitsmarktpolitische Neuzusammenset- 
zung der Klasse werden die Arbeit in den 80er Jahren ent- 
scheidend prägen: 

„Es kommtnoch mehr und, mit einem Wort, noch schlimmer: 
die Unternehmen starten einen systematischen Angriff, um 


die Arbeitswelt aufzubrechen und zu zersplittern — und zwar 
einerseits in relativ gewerkschaftlich geschützte und stabili- 
sierte Kategorien von Arbeitern (unter Anerkennung der 
Qualifikation und mit einer gewissen Sicherheit der Beschäf- 
tigung und der Löhne) und andererseits in prekarisierte Ar- 
beiterkategorien, worunter man in der Mehrzahl die am mei- 
sten angreifbaren Arbeiter findet (Immigranten, Jugendliche, 
Frauen, ältere Arbeiter... .). Die Mittel hierzu liefert die Ent- 
wicklung der Untervermietung von Arbeit, des Subunterneh- 
mertums (sous-traitance; wovon in Frankreich zwei bis drei 
Millionen Arbeiter betroffen sind), der Zeitleihbeschäftigung 
(die im Verlauf des letzten Jahrzehnts einen immensen Auf- 
schwung genommen hat und die jetzt ein Massenphänomen 
geworden ist) sowie der Beschäftigung mit Verträgen von be- 
grenzter Dauer (die sich weithin bis in den Bereich der Ver- 
waltung und der öffentlichen Dienste ausdehnt). 

Auf diese Weise wird in Ländern, in denen dies — aufgrund 
der Tradition der Arbeiter und der sozialen Kämpfe — nicht 
existierte, ein doppelter Sektor geschaffen: ein Kern von Ar- 
beitern, der von beträchtlichen Errungenschaften profitiert 
und an den sich die Sprache der Integration und des Konsen- 
ses richtet; und ein Flügel von prekarisierter Arbeitskraft, der 
durch die miteinander verbundenen Mittel des ökonomischen 
Drucks, der alltäglichen Repression und der organisierten 
Zerstreuung (Fernsehen, Toto, Lotto etc.) zusammengehal- 
ten wird. Dieser doppelte Sektor existiert seit langem auf- 
grund historisch verschiedener Traditionen in den Vereinig- 
ten Staaten, in Italien und in Japan. Einige Anzeichen ermög- 
lichen das Verständnis dafür, bis zu welchem Grad er in der 
Krise dienlich ist: in Japan ist die ‚reguläre entlohnte Beschäf- 
tigung’ seit Mitte 1974 zurückgefallen, während andere Be- 
schäftigungsformen progressiv voranschreiten; in den Verei- 
nigten Staaten ist zwar die Lohnhöhe, die von kollektiven 
Vereinbarungen gedeckt wird, nach 1974 gleichgeblieben, 
aber die Höhe der übrigen Löhne ist seit 1975 deutlich zu- 
rückgegangen — muß man daran erinnern, daß die Arbeitslo- 
senrate sich hier um 40% für die ‚Nicht-Weißen’ unter zwan- 
zig Jahren bewegt? 

Was im Rahmen der gegenwärtigen Strategie für einen kapita- 
listischen Ausweg aus der Krise abläuft, ist insgesamt ein 
frontaler Angriff auf die Welt der Arbeit: die Schaffung eines 
doppelten Beschäftigungssektors, die mehr oder weniger um- 
fangreiche Ausnutzung von immigrierter Arbeitskraft, die 
Schaffung von Unternehmen in den Ländern der Dritten Welt 
mit autoritären Regimes, die Arbeitslosigkeit — all das sind 
verschiedene Mittel ebendieser einen Strategie.” (1) 


Gewiß ist eine solche Strategie auf dem Arbeitsmarkt in der 
BRD nur in Umrissen zu sehen. Und es ist auch die Frage, ob 
die Arbeitsmarktentwicklung in den 80er Jahren mit dieser 
Tendenz zur Dualität nicht zu vereinfacht gefaßt wird. Im- 
merhin ergeben im Auftrag des DGB angestellte Untersuchun- 
gen der „Perspektiven und Handlungsspielräume der Arbeits- 
marktpolitik” folgendes differenziertere Bild auch für die 
BRD: 

„Bei niedrigen Wachstumsraten des Sozialprodukts und zu- 
nächst noch steigendem Erwerbspotential ist mit einem An- 
wachsen des Arbeitslosensockels (sic!) in den 80er Jahren auf 
über 2 Millionen bei wachsender Stiller Reserve zu rechnen. 
Wollte man Vollbeschäftigung allein durch Abwarten auf die 
demographische Verminderung des Erwerbspersonenpoten- 
tials erreichen, so wäre man in etwa auf das Jahr 2000 ver- 
wiesen. (...) Eine solche Erhöhung des Arbeitslosensockels 
wird vermutlich auch zu erheblichen qualitativen Veränderun- 
gen der Arbeitsmarktstrukturen führen (...); die wichtigsten 
dieser Veränderungen sind: 
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(1) Verkleinerung der Stammbelegschaften: Bei dauerhaft 
niedrigen Wachstumsraten nimmt der Anteil der Stammbeleg- 
schaften mit überdurchschnittlichen Aufstiegschancen, guter 
Entlohnung und ausgebauter betrieblich-sozialpolitischer 
Schutzfunktion ab, während der Anteil von Arbeitsplätzen 
mit schlechten Beschäftigungsbedingungen wächst. Aufgrund 
der verschärften Selektion bei Einstellungen und Entlassun- 
gen werden der Personalstand ‚aufgefrischt’ und verjüngt und 
das Qualifikations- und Leistungsniveau erhöht. Diese Perso- 
nalration führt dazu, daß die Barrieren zwischen den (verklei- 
nerten) Stamm- und den Randbelegschaften wachsen. Zuneh- 
mend werden auch Stammbelegschaften vom Arbeitslosig- 
keitsrisiko bzw. vom Abrutschen auf unterwertige Arbeits- 
plätze bedroht. Gleichzeitig mit der Auflösung sozialpoliti- 
scher Schutzfunktionen betrieblicher Arbeitsmärkte, die in 
den 60er und 70er Jahren recht ausgeprägt waren, steigen die 
Belastungen in der Arbeit. 


(2) Anwachsen des instabilen Beschäftigungssektors: Um 
einen Teil des Personalbedarfs zu flexibilisieren, unterlaufen 
Großunternehmen zunehmend gesetzliche und tarifliche Kün- 
digungsschutz- und sonstige Schutzregelungen, indem ver- 
stärkt Zeitverträge, Werkaufträge, freie Mitarbeiteraufträge, 
Zeitarbeit, Verlagerung von normalen Betriebsaufgaben auf 
Drittfirmen etc. in Anspruch genommen werden. Dadurch er- 
gibt sich ein labiler, tendenziell wachsender Beschäftigungs- 
sektor, für den die Errungenschaften der Arbeits- und Sozial- 
gesetzgebung z.T. außer Kraft gesetzt sind. 


(3) Steigende Mobilitätsrisiken für alle Beschäftigtengrup- 
pen: Aufgrund der Personalrotation werden einem Großteil 
der Beschäftigten unfreiwillige innerbetriebliche und zwischen- 
betriebliche Wechsel mit erheblichen Verschlechterungen 
(unterwertige Arbeit, Einkommenseinbußen, Schichtarbeit, 
Pendeln etc.) abgefordert. Dadurch sind insbesondere die be- 
trieblich angelernten Beschäftigten gefährdet (...) 


(4) Zunehmende Strukturierung der Arbeitslosigkeit: Mit 
zunehmender Dauer hoher Massenarbeitslosigkeit konzentriert 
sich die Arbeitslosigkeit stärker auf die Problemgruppen des 
Arbeitsmarktes. Anwachsen wird insbesondere der Anteil der 
Frauen, der Älteren, Behinderten und Angelernten (insbeson- 
dere aufgrund der erwähnten Auflösung von Teilen der be- 
trieblichen Arbeitsmärkte) und der Unqualifizierten unter 
den Arbeitslosen. Bei einem höheren Niveau der Arbeitslosig- 
keit sinken aber die Wiedereingliederungschancen dieser Ar- 
beitslosen ab. Dadurch wird 

— der Anteil von Dauerarbeitslosen steigen, die zum Teil 
durch Erlöschen ihres Anspruchs auf Arbeitslosenunterstüt- 
zung aus dem Netz der sozialen Sicherung herausfallen, 

— sich die. Arbeitslosigkeit von Berufsanfängern langfristig 
verschlechtern. Insbesondere Jugendliche ohne Ausbildung 
und die zweite Generation der Ausländer werden betroffen 
sein. 

— die Wiedereingliederung von Frauen nach längerer Haus- 
frauentätigkeit erschwert.’’ (2) 


a. Zur geschichtlichen Entwicklung 


des gespaltenen Arbeitsmarkts 


Was in den USA, in Japan und Italien seit langem die Arbeits- 
märkte gekennzeichnet hatte — die Spaltung der Arbeiterklas- 
se oder die Koexistenz verschiedener Produktionsweisen —, 
ist als Antwort auf die Arbeiter- und Gewerkschaftsmacht in 
der Krise zum unendlich verfeinerten und gezielten Instru- 
ment der kapitalistischen Herrschaft über die soziale Koope- 
ration fortentwickelt worden. In der neueren Arbeitsmarkt- 
theorie (3) selbst ist ausgesprochen, daß die Spaltung des Ar- 
beistmarkts und die Entstehung von benachteiligten Sektoren 
eine Reaktion auf die Stärke des Arbeiterkampfs darstellt. 
Um die Arbeitermilitanz bzw. deren institutionelle Veranke- 
rung zu umgehen, zieht das kapitalistische System die Arbeits- 
kraft überwiegend aus Klassen und Gruppen, die bisher nicht 
der Industriearbeit unterworfen waren. 

Die These vom dualen Arbeitsmarkt besagt in der einfachen 
Fassung, daß zwei Sektoren zu unterscheiden seien: ein pri- 
märer Sektor, der die attraktiveren und besser bezahlten Be- 
schäftigungsmöglichkeiten enthält, und ein sekundärer Sek- 
tor, dessen Arbeitsplätze als geringwertiger und weniger at- 
traktiv angesehen werden und dem unterprivilegierte Grup- 
pen (ethnische und rassische Minderheiten, Frauen und Ju- 
gendliche) zugeordnet sind. In dieser Fassung findet vor allem 
die Situation der schwarzen Arbeiter in den großen Städten 
des Nordens der USA während der 60er Jahre Berücksichti- 
‚gung. Die Klassenkämpfe und Streikbewegungen der 30er Jah- 
re und ihre institutionellen Resultate: Kündigungsschutz, 
Syndikalisierung und — verstärkt während des Krieges — Ko- 
operation von Gewerkschaften und Management, bilden das 
Panorama, vor dem sich mittels Zeitarbeit, Untervermietung 
und unter Umgehung von gewerkschaftlichen und Kündigungs- 
rechten ein zweiter Arbeitsmarkt zu Lasten von bestimmten 
Fraktionen der US-Arbeiterklasse herausbildete, von Frauen, 
Jugendlichen, ländlichen Arbeitern, Einwanderern und insbe- 
sondere Schwarzen. 


Diese Entstehungsgeschichte läßt sich, verkürzt auf den Zeit- 
raum nach 1968/69, ebenso für die Arbeitsmärkte Italiens 
und Frankreichs nachzeichnen. Die im Herbst 1969 kulminie- 
renden Arbeiterkämpfe in Italien hatten zu einer gesetzlichen 
Anerkennung und Ausweitung der Gewerkschaftsmacht ge- 
führt (statuto del lavoro), mit der die ursprünglich unorgani- 
sierte Basisbewegung integriert und zur Stärkung der Gewerk- 
schaften und ihrer Unabhängigkeit von den politischen Par- 
teien benutzt werden konnte. Diese Gewerkschaftsmacht ver- 
setzt das Kapital scheinbar in Ohnmacht gegenüber dem Ab- 
sentismus und der Disziplinlosigkeit der Arbeiter. Sie begrenz- 
te seine Bewegungsfreiheit im Kündigungsfalle und band es 
an eine gleitende Lohnskala. Demgegenüber antworteten die 
Unternehmer, um ihre „Flexibilität’’ wiederherzustellen, mit 
der Dezentralisierung und Rückübertragung der Produktion 
und Beschäftigung in einen sekundären Sektor, dessen Ur- 
sprünge in Italien frühindustriell sind bzw. in der Produktions- 
struktur der unmittelbaren Nachkriegsperiode gesucht wer- 
den müssen. Zur Beschränkung der gewerkschaftlichen Rech- 
te, der Arbeitsgesetzgebung und des Systems der sozialen Si- 
cherheit, vor allem auch zur Senkung der Lohnkosten läßt 
das Kapital in Italien heute teils innerhalb eines legalen Rah- 
mens von verstreuten Klitschen, teils aber auch auf einem 
grauen und schwarzen Arbeitsmarkt arbeiten. Die extreme 
Form davon ist die Heimarbeit, die auf der Erneuerung des 
Auslagerungssystems beruht und bei der die Produktion über 
Kontaktfirmen zur Ausführung in den Wohnstätten der Ärm- 
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sten weitergegeben wird. Die mangelnde soziale Sicherheit in 
diesem Sektor ist nur durch eine andere, vorherbestehende 
Reproduktionsbasis (zumeist in der Landwirtschaft) zu kom- 
pensieren. Dieser Rückgriff auf die Ausbeutungstraditionen 
des 19. Jahrhunderts hat es bisher überflüssig gemacht, in Ita- 
lien die Zeitarbeit zu legalisieren. 


In Frankreich wurden die Kämpfe vom Mai 1968 und die 
Lehren, die das Kapital daraus ziehen konnte, in den sog. 
Vereinbarungen von Grenelle (accords de Grenelle) verrecht- 
licht. Diese institutionelle Reform des Arbeitsrechts schränk- 
te die Unternehmerfreiheit bei Kündigungen und Entlassun- 
gen aus konjunkturellen Gründen ein; und sie ließ — ähnlich 
wie in Italien — die Organisierung und Verankerung der Ge- 
werkschaften in den Betrieben zu. Indem sie eine ihren Kampf- 
formen nach ‚„‚wilde’” Arbeiterbewegung in die vorhandenen 
Arbeiterorganisationen, in eine interne Gewerkschaftsmacht 
und in neue gewerkschaftliche Rechte am Arbeitsplatz über- 
führte, veranlaßte die Reform zugleich das Patronat zum 
Übergang in einen sekundären, weniger gesetzlich geschützten 
Sektor. Dieser Sektor war im wesentlichen bereits vom un- 
gleichmäßigen Anwendungsbereich der Vereinbarungen von 
Grenelle abgesteckt worden. Zudem konnten vorhandene 
Differenzen in der Zusammensetzung der französischen Arbei- 
terklasse und die nahezu unbegrenzte Verfügbarkeit eines Im- 
migrantenproletariats aus den maghrebinischen Ländern aus- 
'genutzt werden. Die Möglichkeit von Ausnahmen und Son- 
derregelungen der Reform, die nur die dauerhaft beschäftigte 
Arbeit betraf, ließ einen sekundären Markt in den Bereichen 
der Zeitleiharbeit (für temporär Beschäftigte galten weder die 
Kündigungsschutzbestimmungen noch das Personalvertre- 
tungsrecht), der Kontraktarbeit und Untervermietung (sous- 
traitance) und der Dezentralisierung der Betriebe zu, der für 
die Unternehmer jene Handlungsfreiheit wiederherstellte, die 
mit der Arbeitsrechtsreform aus dem primären Sektor ausge- 
schlossen worden war. Der sekundäre Sektor, soweit er legal 
ist, ist in Frankreich heute der Sektor der Arbeitsimmigration, 
der Jugendlichen und zunehmend der Frauenarbeit. Die Zahl- 
der Zeitarbeitsverträge hat sich von 1975 bis 1980 auf 2 Mil- 
lionen verdoppelt, entsprechend stieg die Zahl der Agenturen 
und Verleihklitschen uferlos an, von denen allerdings nur we- 
nige marktbeherrschend sind; 7,8% der aktiven Bevölkerung 
und 16,2% der Frauen waren 1980 in Teilzeitarbeit beschäf- 
tigt. Ergänzt wird dies System durch die „sous-traitance’’, 
eine verdeckte Form der Leiharbeit hauptsächlich in den 
Dienstleistungsbereichen Reinigung und Restauration. (1980 
haben erstmals die von der Pariser Metro-Betriebsgesellschaft 
RATP über zahlreiche Kontraktfirmen beschäftigten Reini- 
gungsarbeiter, überwiegend Immigranten, gegen diese diffuse 
Beschäftigungsform gestreikt.) Darüberhinaus hat sich, nach- 
dem Anfang der 70er Jahre die illegale Einwanderung billig- 
ster Arbeitskräfte (700.000 Illegale) zunächst gefördert wor- 
den und dann unter den Druck einer ausgesprochen rassisti- 
schen Immigrationsgesetzgebung des Giscard-Regimes geraten 
war, ein clandestiner Arbeitsmarkt in Schwitzbuden der Pari- 
ser Textil- und Konfektionsindustrie, zu Hungerlöhnen auf 
trikontinentalem Niveau und zugeschnitten auf Lebensver- 
hältnisse in Lagern oder Bidonvilles (Marseille) herausgebil- 
det. 1981 gab es ca. 10.000 illegale Arbeiter „‚ohne Papiere’ 
in Paris, vor allem auch Türken, die z.T. unter 1000 FF für 
12-15 Stunden Arbeit verdienen. Der gewerkschaftliche 
Kampf um eine „‚Regularisierung”, d.h. eine Integration in 
den Status der französischen Arbeiter, ist von den Sozialisten, 
die auch die anderen prekären Beschäftigungen mit Gesetzes- 
werken festgeschrieben haben, jetzt um die Variante berei- 
chert worden, nur solche illegalen Immigranten zu regularisie- 
ren, die einen festen Arbeitsvertrag vorweisen können 
(100.000, während die Zahl der Illegalen z.Zt. auf 300.000 
geschätzt wird) — d.h. die negativen Folgen der bisherigen 
Immigrationsgesetze zu legalisieren. (3a) 


Clandestine Immigrationsarbeiter in der Pariser Konfektion. 


Einen völlig anderen Entstehungshintergrund hat schließlich 
die duale Wirtschaftsstruktur Japans, die allerdings immer 
häufiger als Modell für eine Krisenlösung und Arbeitsmarkt- 
entwicklung auch in der BRD herangezogen wird. (4) Der 
moderne Sektor, der in Japan die Großunternehmen der über- 
wiegend exportorientierten Produktions- und Konsumtions- 
güterindustrie und des Dienstleistungsbereichs umfaßt, ist ge- 
kennzeichnet durch hohe Kapitalintensität, die Anwendung 
fortgeschrittener Technologien, hohe Produktivität und ho- 
hes Lohnniveau; daneben besteht ein traditioneller Sektor 
von Klein- und Mittelbetrieben aller Branchen des einheimi- 


schen Bedarfs und der Zulieferung, für den die umgekehrten. 


Kennzeichen gelten und in dem das Gros der japanischen Er- 
werbstätigen arbeitet. Diese Arbeitsmarktspaltung ist nicht 
frühindustriellen Ursprungs, sondern sie entstand (der Darstel- 
lung von J. Welsch zufolge) in den 20er Jahren durch eine 
staatlich forcierte Entwicklung von Schwerindustrie, Groß- 
technologien und Massenproduktionsverfahren, mit denen 
das japanische Kapital in einer Art nachgeholter Akkumula- 
tion den Anschluß an das amerikanisch-europäische Industria- 
lisierungsniveau suchte. Aus dieser Zeit stammen die spezifi- 
schen Institutionen des japanischen Beschäftigungssystems 
(lebenslange Beschäftigung, Entlohnung nach dem Senioritäts- 
prinzip), die nicht auf die traditionellen paternalistischen Be- 
triebsstrukturen in Japan zurückgehen, sondern ebenfalls vor 
allem für die Stammbelegschaften von Großunternehmen, 
Großbanken etc. reserviert sind. Die Bedeutung dieser duali- 
stischen Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstruktur als Faktor ka- 
pitalistischer Entwicklung wird in folgendem gesehen: 

„Japan hatte nach dem Zweiten Weltkrieg ein großes Poten- 
tial an gut ausgebildeten Arbeitskräften. Aufgrund des ex- 
trem niedrigen Lohnniveaus wäre bei der privatwirtschaftli- 


23 


chen Organisation des Produktionsprozesses eine verstärkte 
Einführung arbeitsintensiver Produktionsverfahren zu erwar- 
ten gewesen, wie dies in den 50er Jahren z.B. in der BRD der 
Fall war. Die staatliche Wirtschaftspolitik hat diesen Tenden- 
zen dadurch entgegengewirkt, daß sie den Import fortgeschrit- 
tener kapitalintensiver Technologien forcierte. Diese wurden 
im modernen Sektor absorbiert, der somit ein hohes Tempo 
des technischen Fortschritts aufweisen konnte. Ohne die Exi- 
stenz des traditionellen Sektors wäre eine solche Politik 
kaum erfolgreich gewesen. Im traditionellen Sektor fanden 
nicht nur die im modernen Subsektor nicht unterzubringen- 
den Erwerbstätigen Beschäftigung, so daß gesamtwirtschaft- 
liche Beschäftigungsprobleme hierdurch vermieden werden 
konnten. Dadurch, daß der traditionelle Sektor die im mo- 
dernen Sektor ausrangierten Produktionsanlagen übernahm, 
verhalf er diesem zu hohen Amortisationsraten, die wiederum 
die Modernisierung des Kapitalstocks in diesem Sektor be- 
schleunigen halfen. Weiterhin bot der traditionelle Bereich 
für den modernen Sektor ein Reservoir an billigen und gut 
ausgebildeten Arbeitskräften, die bei Bedarf schnell absorbiert 
werden konnten. Nicht zuletzt vermochte der moderne Sub- 
sektor am niedrigen Lohnniveau des traditionellen Sektors 
durch Subkontrahierungsbeziehungen zu partizipieren. Im- 
merhin liegt das Lohnniveau im traditionellen Sektor um 
rund ein Drittel unter dem des modernen Sektors. Gleichzei- 
tig besteht ein erhebliches Produktivitätsgefälle zwischen bei- 
den Bereichen. Durch die Verlagerung arbeitsintensiver Pro- 
duktionen via Auftragsvergabe an Unternehmen des traditio- 
nellen Bereichs konnten die Unternehmen des modernen Sek- 
tors vom Zusammenwirken starker Produktivitätsfortschritte 
und geringer Arbeitskosten profitieren.” (5) Modell Japan! 


weatshops Return to N.Y. Apparel Trad 
New Flow of Immigrants Creates Pool of Easily Exploitable Workers 


Wieder Schwitzbuden in der New Yorker Bekleidungsindustrie 


Neuer Immigrantenstrom bildet einen Pool leicht 
auszubeutender Arbeiter 


New York. Versteckt hinter übergemalten Schaufenstern, 
eingezwängt in abgeteilte Dachböden und Keller, erscheinen 
die Schwitzbuden wieder in der New Yorker Bekleidungsin- 
dustrie, wie Regierungsstellen und Gewerkschaftsfunktionä- 
re berichten. 

Nach Auskunft amtlicher Untersucher breiten sich die 
Schwitzbuden von der Chinatown her aus, wo sie sich seit 
langem etabliert haben, und haben nun auch viele weitere 
Stadtviertel erreicht. Schwitzbuden wurden auch im Nor- 
den New Jerseys und in Teilen von Westchester gefunden. 
„Es explodiert”, sagte Herbert Rickman, Sonderbeauftrag- 
ter des Bürgermeisters Edward I. Koch. 


Gesetzloser Status 


Während die Bedingungen in den Schwitzbuden unterschied- 
lich sind, ist ihre grundsätzliche Erscheinung doch von er- 
schreckender Eintönigkeit. Reihen von Frauen, über Näh- 
maschinen gebückt, getrennt durch schmale Gänge, die we- 
gen Kleiderständern und Warenhaufen oft unpassierbar sind. 
Notausgänge und Fenster sind oft zugestellt oder gar mit 
Schlössern versperrt, so daß in Notfällen nur wacklige Fracht- 
aufzüge oder unbeleuchtete Stiegen bleiben. 

Selbst die windigsten Kleidungsfabriken werden mit der Zeit 
von den modernen Standards eingeholt. Aber in Schwitzbu- 
den können die Gesetze bezüglich Minimallöhnen oder Ar- 
beitszeitregelung, Kinderarbeit und Sicherheitsbestimmun- 
gen leicht umgangen werden. 

Wieviele Schwitzbuden und Schwitzbudenarbeiter es in 
New York genau gibt, ist unmöglich zu sagen. In einem Be- 
richt, der am Donnerstag 'vorgelegt werden soll, schätzt Se- 
nator Franz Leichter aus dem oberen Manhattan District, 
wo in der letzten Zeit zahlreiche Schwitzbuden entstanden 
sind, daß etwa 50000 Menschen in vielleicht 3000 Schwitz- 
buden beschäftigt sein mögen. Vor zehn Jahren gab es, nach 
Leichter, nur 200 Schwitzbuden in der Stadt, die Hälfte da- 
von in der Chinatown. Offiziell wird die Zahl der in New 
York industriell Beschäftigten auf weniger als 200 000 ge- 
schätzt, trotzdem erscheint die Beschäftigungszahl für die 
Schwitzbuden niemandem als zu hoch gegriffen. 


Diese neue Entwicklung findet statt fast 70 Jahre nach dem 
Brand in der Triangle Shirtwaist Fabrik, wo 146 Textilarbei- 
terinnen starben. An dieses gut bekannte Ereignis erinnern 
die Regierungsstellen, wenn sie die heutige Situation be- 
schreiben. 

Zunehmend sind die Arbeiter illegale Ausländer — aus Hong- 
kong, Südkorea, der Dominikanischen Republik, aus Haiti 
oder Lateinamerika. Sie haben keine Arbeitsgenehmigung 
und sprechen schlecht Englisch, so daß sie ein leichtes Ob- 
jekt der Ausbeutung sind. Herman Starobin, Forschungsdi- 
rektor bei der Internationalen Gewerkschaft der Textilar- 
beiterinnen, schrieb: „Es gibt eine wachsende Textilproduk- 
tion inmitten einer völlig anderen Kultur.” 


Die Regierung, Gewerkschaften und Vertreter der Industrie 
nennen mehrere Gründe für die Ausbreitung der Schwitzbu- 
den: 
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— Budgetstreichungen haben die Regierungsstellen gezwun- 
gen, die Stellenzahl der Inspektoren zu kürzen und diese 
nur in den absoluten Problemsektoren einzusetzen, wozu 
der Bekleidungssektor aber nicht gehört; 

— der große Einstrom von Immigranten, legal und illegal, 
hat ein beträchtliches Reservoir gelernter Arbeitskräfte ge- 
schaffen, die leicht ausbeutbar sind; 

— das mangelnde Problembewußtsein und die Ineffizienz 
einiger Regierungsstellen und der ILGWU, der wichtigsten 
New Yorker Gewerkschaft auf dem Bekleidungssektor, wird 
von einigen Unternehmern angeschuldigt, zu dem Problem 
beizutragen. Viele Betriebe in der Chinatown sind gewerk- 
schaftlich organisiert und verletzen nichtsdestoweniger bau- 
liche Bestimmungen und Brandschutzerlasse; 

— das Kontraktsystem, mit dem Firmen der Bekleidungsin- 
dustrie Teile der Produktion in kleine Kontraktfirmen und 
Subkontraktfirmen auslagern, wird als Grund dafür ange- 
führt, daß ein Lohndruck entsteht, während die Firmen 
gleichzeitig jegliche Verantwortung umgehen. 


Theoretisch sind eine Reihe von Regierungsstellen dafür ver- 
antwortlich, den Bekleidungssektor zu überwachen und 
straf- oder zivilrechtliche Strafen zu verhängen. Aber abge- 
sehen von periodischen — und publizistisch breit herausge- 
stellten — Razzien, eine letzte wurde vor 18 Monaten in der 
Chinatown durchgeführt, sind Inspektionen und Überwa- 
chung scharf zurückgegangen als Folge von Budgetstreichun- 
gen, wie zuständige Beamte berichten. 


Streichung der Inspektionen 


Während die städtischen Behörden nur für die Bau- und 
Brandschutzbestimmungen zuständig sind, soll das Bundes- 
arbeitsministerium die Einhaltung der Sicherheitsbestim- 
mungen an den Maschinen, die Mindestlohn- und Arbeits- 
schutzbestimmungen und den Arbeitsschutz für Minderjäh- 
rige überwachen. Seit der Razzia in der Chinatown aber hat 
das Ministerium seine Aufmerksamkeit anderen Industrie- 
zweigen mit höherer Priorität zugewandt. 

„Gewöhnlich führen wir keine Inspektionen durch, wenn 
keine Klagen kommen’’, sagte Nicholas DiArchangel, der für 
Arbeitssicherheit und Gesundheit in New York zuständige 
Sachbearbeiter des Arbeitsministeriums. Und er fügte hin- 
zu: „Aus den Schwitzbuden kommen nur sehr wenige Be- 
schwerden. Dort spricht man kein Englisch und die Beschäf- 
tigten haben Angst.” 

Was den Stücklohn betrifft, das in Schwitzbuden gängige 
Lohnsystem, so verletzen die Betriebe die Minimallohnbe- 
stimmungen nicht, wenn sie mindestens 3,35 Dollar pro 
Stunde zahlen. ‚„‚Aber in den meisten Fällen können die Be- 
schäftigten unmöglich einen solchen Akkord vorlegen, daß 
sie diesen Mindestlohn auch nur im entferntesten erreichen”, 
sagte Frank Mercurio, Sachbearbeiter des Arbeitsministeri- 
ums für Arbeitsverträge. 

Mercurios Abteilung hat Schwitzbuden ermittelt, wo die 
Beschäftigten durchschnittlich 1,50 Dollar verdienen bei ei- 
ner 50-Stunden-Woche. Um offiziell eine 40-Stunden-Woche 
vorzutäuschen, lassen die Unternehmer die Arbeitskarten 
oft von den Stechuhren abstempeln, während die Beschäf- 
tigten weiter an den Maschinen sitzen, aber für die Über- 
stunden nicht bezahlt werden. 


( Sandra Salmans, Internat. Herald Tribune 4.3.1981) 


b. Die prekären Arbeitsmarktabschnitte 


Das Wesen der gegenwärtigen Krise und der Zusammenhang 
von Massenarbeitslosigkeit und Reorganisation des Arbeits- 
markts enthüllt sich nirgends besser als in den jüngeren Stu- 
dien über Mobilität und Arbeitszeitflexibilisierung. (6) Es ist 
hier zudem eine scheinwissenschaftliche Diskussion in Gang 
gekommen, die so verlogen ist wie nichts. Unter dem Stich- 
wort „‚Zeitsouveränität’’ wird die Auflösung von kollektiven, 
aus der 150jährigen Geschichte des Kampfs um den Normal- 
arbeitstag stammenden Arbeitszeitregelung einem individuel- 
len Bedürfnis nach Autonomie und flexibleren Arbeitszeiten 
zugerechnet. (7) Hinter diesem ideologischen Geschwätz von 
Vertretern der „Neuen Selbständigkeit” liegt allerdings eine 
Wahrheit verborgen: Mit der Strategie einer vorgeblichen Zeit- 
souveränität antwortet das Kapital in erster Linie auf die Kri- 
se der Arbeitsmotivation, auf den Widerstand vor allem Ju- 
gendlicher gegen restriktive Arbeitsbedingungen. Es kommt 
mit dem Angebot neuer Teilzeit-Beschäftigungsformen für 
weibliche Arbeitskräfte deren gesellschaftlicher Doppelfunk- 
tion als Haus- und Lohnarbeiterinnen nach. Und es gebraucht, 
wie es bei Gensior/Wolf in aller Naivität heißt, „‚die Entwick- 
lung neuer ‚Arbeits: und Lebensrhythmen’ im Zusammen- 
hang praktischer Perspektiven des ‚Aussteigens aus der Lohn- 
arbeit’ unter dem Druck der Erwerbslosigkeit’’. (8) 

Der Zielpunkt und das Ideal der neuen kapitalistischen Mobi- 
litäts- und Zeitstrategie besteht aber in nichts anderem, die 
Identität zwischen der Biographie der Arbeitskraft, der ent- 
lohnten Arbeitszeit und dem unregelmäßigen Rhythmus des 
kapitalistischen Betriebs (wieder-)herzustellen, „die im Be- 
trieb verbrachte Zeit ... von allen nicht tätigkeitsgebundenen 
Motivlagen zu ‚bereinigen’ '’. (9) Es ist leicht zu sehen, daß 
eine solche Strategie aufs engste mit der Spaltung der betrieb- 
lichen Belegschaften und des Arbeitsmarkts in Kern und 
Randgruppen verknüpft ist. (10) Die allgemeine Mobilität 
und das, was im Jargon eine streng „chronometrische” Flexi- 
bilisierung genannt wird, wird den prekären Arbeitsmarktab- 
schnitten zugemutet: nämlich Jobberei und Frauenteilzeitar- 
beit; während die einer individuellen Disponibilität eher nach- 
kommenden „chronologischen” Regelungen (job-sharing ) 
für die betrieblichen Mittelschichten reserviert werden. 


Aber die Entsprechung zwischen der flexiblen, variablen Nut- 
zung des Arbeitszeitvolumens durch das Kapital und der Ar- 
beitsmarktsegmentation reicht weiter. H.G. Mendius hat die- 
se Entsprechung dadurch zu bestätigen versucht, daß er die 
zunehmende Disproportionalität zwischen der tariflichen und 
der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit in der BRD vergleicht. 
Er gelangt zu dem Resultat, daß die Verbindlichkeit kollekti- 
ver tarifvertraglicher Arbeitszeitregelungen der Tendenz nach 
ab- und die unternehmerische Flexibilität bei der Vernutzung 
‚der Arbeitskraft fortlaufend zunimmt. Darin kommt der Wi- 
derspruch zum Vorschein, der wie gesagt das Wesen der Krise 
ausmacht, daß „Mehrarbeit und Unterbeschäftigung” / Ar- 
beitslosigkeit nicht nur „stark zyklisch geprägt” sind, son- 
dern „offensichtlich ... mehr und mehr kompatibel’ werden. 
(11) Selbst im Krisenjahr 1975 entsprach das Mehrarbeitsvo- 
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lumen (die übertarifliche Arbeitszeit) in der BRD umgerech- 
net 1,7 Millionen Vollarbeitsplätzen, 1977 waren es 1,9 Mil- 
lionen; die Arbeitslosenzahl lag in diesen Jahren jeweils deut- 
lich darunter. Welch großen Umfang die Mehrarbeit aufweist, 
zeigt auch der Tatbestand, daß 1980 pro Beschäftigten (!) 
durchschnittlich 103,7 Mehrarbeitsstunden im Jahr angefal- 
len sind. (12) Mendius hat diese Berechnungen unter dem Ge- 
sichtspunkt zusammengestellt, daß die Variabilität und Zu- 
nahme des Arbeitszeitvolumens die Stammbelegschaften selbst 
betrifft, also auf der Grundlage der in der BRD stark ausge- 
prägten Segmentierung und Verfestigung betrieblicher Arbeis- 
märkte, während die Randgruppen der Betriebe ohnehin mit 
einem arbeitsrechtlichen Status versehen sind, der ihre jeder- 
zeitige Freisetzung vorsieht. (‚In Krisenjahren bewirken be- 
triebliche Strategien demnach, daß die, die von der Entlas- 
sung verschont bleiben, nicht nur ihren Arbeitsplatz behalten, 
sondern sogar noch überbeschäftigt werden”; Überstunden 
sind demnach „ein Indiz für das Wirken einer Unternehmens- 
strategie der Spaltung der Belegschaften in eine Gruppe mit 
verstärktem Entlassungsrisiko in der Rezession und sich ver- 
ringernden Wiedereintrittschancen bei steigender Konjunktur, 
da die.Betriebe mehr Reagibilität über eine Flexibilisierung 
des Arbeitsvolumens der anderen Gruppe suchen”. (13)*Das 
Phänomen der Gleichzeitigkeit von Massenarbeitslosigkeit 
und wachsender Unterbeschäftigung bei aktueller Zunahme 
der Mehrarbeit müßte aber, wie Mendius nur andeutet, wo er 
die negativen Rückwirkungen einer gewerkschaftlichen Stra- 
tegie der Arbeitszeitverkürzung diskutiert (14), zugleich auf 
den äußeren, überbetrieblichen Arbeitsmarkt und die prekä- 
ren Kategorien der legalen und illegalen Leiharbeit, Schwarz- 
arbeit, Teilzeitarbeit und Heimarbeit bezogen werden, wo 
Doppel- und Dreifachbelastungen augenscheinlich sind. 


# (Siehe auch Kasten S. 28) 


Legale und illegale Leiharbeit 


Die „Zeitarbeit’” (legale Leiharbeit / „Arbeitnehmerüberlas- 
sung”) — tatsächlich eine zeitlich befristete Beschäftigung 
durch Subkontrakt, bei der die Arbeitskraft ihre Arbeit nicht 
im Betrieb des Arbeitgebers (des Verleihers), sondern in ei- 
nem entleihenden Drittunternehmen ausführt — entstand als 
Verhältnis auf dem Arbeitsmarkt, als es noch um die Mobili- 
sierung von Arbeitskraftreserven ging. W. Then, Randstad-Boß 
und Funktionär des „Bundesverbandes Zeitarbeit”, hielt 
noch 1974 die „Verknappung der Arbeitskräfte eindeutig 
(für) das Kernproblem der Zukunft jeglicher wirtschaftlichen 
Entwicklung” und für die Rechtfertigung seines Gewerbes, 
auch wenn er bereits die ersten Erfahrungen mit einem neuen 
Typus von Jobbern sammeln konnte (s. Ausschnitt). (15) 
Zeitleiharbeit hat jedoch in den 70er Jahren nach ihrer end- 
gültigen Legalisierung (BRD 1972, Frankreich 1973) mit den 
Strukturveränderungen auf dem Arbeitsmarkt eine vollstän- 
dig andere Funktion bekommen, die der Flexibilisierung im 
Gebrauch der Arbeitskraft bei konjunkturellen und Rationa- 
lisierungssprüngen (bei Einsatz innovativer Techniken), der 
Schaffung betriebsexterner Randbelegschaften (Segmenta- 
tion) und der Vermeidung von tarif- und sozialrechtlichen 
Verpflichtungen, Personalunkosten und Fehlzeiten der Dauer- 


Zeit-Arbeit. Neue Formen am Arbeitsmarkt — 
Neue Chancen im Beruf. 


Auch wenn es manchem vielleicht nicht gefällt, so muß es 
doch hier berichtet werden: Viele der jungen Menschen, die 
den „Leistungsstreß” und die „Überforderung unserer Lei- 
stungsgesellschaft” einem einfachen Leben der Entbehrung 
als „Blumenkinder” oder ‚„Gammler”, wie man so schön 
sagt, vorziehen, finden immer wieder den Weg in die Zeit- 
Arbeit. Es sind mit einigen Ausnahmen nicht die Schlechten 
oder Faulen der Gesellschaft, wie oft zu Unrecht angenom- 
men wird, die sich, kritisch eingestellt, einen anderen Le- 
bensinhalt und eine andere Lebensart wünschen, als die 
Mehrzahl unserer Bevölkerung. Sicherlich werden diese jun- 
gen Menschen früher oder später ihre jugendliche Auffas- 
sung revidieren. Aber auch in ihrer Zeit der „Freiheiten” 
gammeln sie nicht herum, denn sie brauchen in jedem Fall 
die lebensnotwendige Grundlage: Geld. So haben gerade Zeit- 
Arbeit-Unternehmen in den „Ballungszentren der Gammler” 
gute Erfolge und Ergebnisse mit dem Einsatz dieser jungen 
Menschen, die vielfach begabt sind und zuverlässig Hand an- 
legen können, denn auch sie haben erkannt: „Nur gammeln 
ist zu teuer.” 
W. Then: Düss./Wien 1974, S. 80. 


beschäftigung. In Frankreich, wo die Zeitarbeit sich mit 37% 
auf den Produktionsbereich, mit 34% auf Büro und Verwal- 
tung und mit 7% auf den Handel verteilt (1975), ist „‚der 
größte einzelne industrielle Benutzer die Schwerindustrie, 
womit sich die Hypothese zu bestätigen scheint, daß der 
Rückgriff auf die Zeitarbeitsfirmen eine Antwort der Groß- 
unternehmen auf die zunehmende Arbeitermilitanz im Be- 
trieb und auf die Beschränkungen der Kündigungs- und Ent- 
lassungsmöglichkeiten darstellt.’ (16) 


In der BRD wurde die Entwicklung der Zeitleiharbeit von ei- 
ner konzertierten Aktion zwischen den großen Verleihfirmen, 
der Bundesanstalt für Arbeit und der Gesetzgebung eingelei- 
tet. Nach dem alten ‚„‚Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung‘” von 1956 war die sog. Arbeitnehmer- 
überlassung in das Vermittlüngsmonopol der Bundesanstalt 
einbezogen worden; und als 1962 die Schweizer Firma Adia 
Interim in Hamburg auf dem traditionellen Terrain des Skla- 
venhandels und der „‚Shanghai-Arbeit” ihr erstes Büro eröff- 
nete, stellten die Arbeitsämter Strafantrag, den ein Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes von 1967 zugunsten von Adia 
mit der sophistischen Abgrenzung des staatlichen Monopols 
der „Arbeitsvermittlung” von der „Arbeitnehmerüberlassung” 
und der Verfassungswidrigkeitserklärung der entsprechenden 
Paragraphen des AVAVG hinfällig machte; das Bundessozial- 
gericht bestätigte dies 1970, schob aber immerhin die sozial- 
und arbeitsrechtlichen Arbeitgeberrisiken den Zeitarbeitsfir- 
men zu. Die Branche kam in Gang, nach Adia zogen Man- 
power, Randstad, ECCO u.a. in die BRD, die ersten Tarif- 
verträge mit der DAG wurden geschlossen (1970). Schließlich 
wurde das Adia-Urteil und seine Folgen 1972 in das „‚Arbeit- 
nehmerüberlassungsgesetz’’ (AUG) gegossen. Demnach heißt 
legale Leiharbeit (im Unterschied zur Arbeitsvermittlung der 
BfA), daß der Verleiher eine Genehmigung des Arbeitsamtes 
haben muß; daß der Arbeitsvertrag zwischen dem Arbeitneh- 
mer und dem Verleiher als dem juristischen Arbeitgeber un- 
befristet sein soll; daß aber die Überlassung an Entleihbetrie- 
be eine Frist von jeweils drei Monaten nicht überschreiten 
und daß keine Deckungsgleichheit zwischen der Verleihfrist 
und dem Leiharbeitsvertrag bestehen darf. Wer damit nichts 
anzufangen weiß, mag es wieder vergessen, denn die meisten 
dieser Bestimmungen, zu denen noch ein Mindestmaß an ar- 
beitsrechtlicher und sozialer Sicherung kommen soll (auf 
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Immer mehr Arbeitnehmer 
lassen sich „verleihen“ 


Entwicklung der 

Anzahl der Leiharbeitnehmer 
und der Verleihbetriebe 

seit 1973 


Abhängig Beschäftigte 1981 
insgesamt ca. 22 Millionen 
davon Leiharbeitnehmer 43.100 


1978 1979 1980 1981 


dem Papier: Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und bei 
Nichteinsatz, solange ein Arbeitsvertrag besteht... .), sind in 
der Praxis unwirksam, so daß die Grenze zur illegalen Leihar- 
beit völlig fließend ist, vor allem seitdem die Zeitleiharbeit 
sich in einem reorganisierten Arbeitsmarkt weiterentwickelt 
hat. Das AUG, das die gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlas- 
sung freigab und den Markt für private Verleiher öffnete, 
schlug damit zugleich die Bresche für den illegalen Verleih, 
für den ein Gewerbeschein als Freibrief des Menschenhandels 
genügt. 


Zu Beginn der Krise 1973/74 gab es noch mit 1300 legalen 
Verleihern und durchschnittlich 34000 Leiharbeitnehmern 
einen bisherigen Höchststand. Bei den Entleihern handelte es 
sich mit 38,9% um solche des Dienstleistungssektors, mit 
26,2% war die Industrie und mit 13,8% der Einzelhandel im 
Geschäft; sowohl ausgesprochen kleine Betriebe (40,3%) als 
auch Unternehmen mit mehr als 100 Beschäftigten (36,9%) 
griffen zeitweilig auf Leihpersonal zurück. Diese Entwicklung 
war bis 1975/76 zunächst rückläufig (700-800 Verleiher und. 
10-17000 Beschäftigte, davon ein Drittel Frauen und ein 
wachsender Männeranteil). Im ersten konjunkturellen Auf- 
schwung 1976 ff. stellt sich dann die gewandelte Arbeitsmarkt- 
funktion der Zeitleiharbeit klar heraus. Der legale Verleih ex- 
pandiert in diesen Jahren mit Wachstumsraten von 40-50%, 
auch wenn seine statistische Bedeutung für den Gesamtarbeits- 
markt gering zu sein scheint. 1977 steigt die Zahl der Verleih- 
agenturen erneut an, 1979 sind wieder 1205 Verleiher zuge- 
lassen — dabei konsolidieren sich die großen Firmen Adia, 
Manpower, Adhoc, Randstad, Pasit, die auch für die Einhal- 
tung des sozialtechnischen Rahmens sorgen; im gleichen Zeit- 
raum nimmt die Zahl der registrierten Leiharbeitnehmer von 
21000 auf über 36000 zu (mit 278000 ‚Überlassungsfäl- 
len’’ im Jahr 1978), davon 1/4 Frauen. Die Entleihfirmen 
(40000 im Jahr 1979) liegen schwerpunktmäßig einerseits im 
kaufmännischen Bereich von Organisation, Verwaltung und 
Büro (1/4 bis 1/3 entsprechend dem Frauenanteil), anderer- 
seits traditionell im Hoch- und Tiefbausektor (wo der illegale 
Verleih allerdings ein Mehrfaches ausmacht) und in der Me- 
tallverarbeitung; die Hilfsarbeiterjobs machen 1979 16% aus. 
Dies Zeitarbeitsvolumen vermehrt sich, wenn man den auf- 
blühenden illegalen Markt hinzunimmt (s.u.) 


Wichtiger als die Statistik sind aber folgende Strukturmerk- 
male der Zeitleiharbeit: Nach der Regel „Leihkräfte im Boom 
sind Puffer in der Flaute” verzichtet das Kapital jetzt unter 
dem Vorwand der Unbestimmtheit der Konjunktur auf neue 
Festeinstellungen in den Betrieben; dies führt zum Boom der 
Zeitleiharbeit. „Einer der Gründe für die Zunahme der Arbeit- 
nehmerüberlassung im vergangenen Jahr (1977) liegt nach 
Auffassung der Bundesregierung neben der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Entwicklung darin, daß zahlreiche Betriebe we- 
gen der für sie schwer überschaubaren Wirtschafts- und Auf- 
tragslage darauf verzichtet haben, zusätzliche Stammarbeit- 
nehmer einzustellen und damit langfristige Bindungen einzu- 
gehen. Der erhöhte Arbeitsanfall wurde stattdessen mit Leih- 
arbeitnehmern bewältigt, von denen sich die Firmen jederzeit 
wieder trennen können.” (17) Die Lohnkosten für die Leihar- 
beiter liegen oftmals kaum über denen der Stammbelegschaft, 
und wo sie höher sind, ersparen sie den Personalverwaltungs- 
aufwand und Nebenkosten. Auf jeden Fall wird mit der Be- 
schäftigung von Leiharbeitern die Tarifeinheit in den Betrie- 
ben durchbrochen. 

Hinzukommt ein zweites Merkmal, daß — obwohl nach dem 
AUG das Leiharbeitsverhältnis grundsätzlich unbefristet zu 
sein hätte — die Anstellungsdauer beim Verleiher selbst über- 
wiegend weniger als zwei bis drei Monate und oft nur wenige 
Wochen beträgt, und daß sich mit einer durchschnittlichen 
Dauer des „‚Überlassungsfalls’’ von 16 Tagen (1977) die Ten- 
denz zur kurzfristigen Jobberei durchsetzt. 


Die Zeitleiharbeit paßt also ziemlich genau in die gesamtwirt- 
schaftliche Zwischenkonjunktur 1976-1980. Sie stagniert 
spätestens seit 1981 wieder; zwar hat sich der legale Markt in- 
zwischen auf 1500 Verleihfirmen, vorwiegend Klitschen und 
etwa 90 Firmen des BZA mit der Hälfte des Gesamtumsatzes, 
und auf 44000 Beschäftigte (rund 300000 Überlassungen) 
erweitert, aber der Umsatz ist insgesamt rückläufig. In dieser 
Situation steigen die Verleiher zunehmend in die Bereiche 
der medizinischen und pädagogischen Dienste ein und verspre- 
chen ihre zukünftige Leistung „etwa bei der Eingliederung 
von Dauerarbeitslosen (Jugend!)’. (18) 


Tatsächlich aber fällt die Stagnation der Zeitarbeit 1981 mit 
einer Hochkonjunktur der illegalen Leiharbeit zusammen. 
Und es ist genau dieses Entsprechungsverhältnis, das letztlich 
vom „Arbeitnehmerüberlassungsgesetz’’ vorgezeichnet wurde. 
Indem das Gesetz grundsätzlich den privaten Verleih von Ar- 
beitskräften ermöglicht und zugleich auf die staatlich konzes- 
sionierten Verleiher durch die Dreimonatsregelung beschränkt, 
läßt es Raum für flexiblere Formen der Arbeitnehmerüberlas- 
sung, die zumeist über (Schein-)Werkverträge zwischen dem 
Sklavenhändler, der als Sub-Unternehmer auftritt, ohne in 
Wirklichkeit das Arbeitgeberrisiko zu übernehmen, und dem 
Entleiher als dem faktischen Arbeitgeber abgewickelt wer- 
den. Dadurch kommen Arbeitsverhältnisse zustande, die nur 
insoweit illegal sind, wie alle Beteiligten die Bestimmungen 
der Steuer und der Sozialversicherung hintergehen oder wie 
Ausländer ohne gültige Arbeitserlaubnis beschäftigt werden, 
für die diese Grauzone der Legalität aber die Funktion hat, 
die Ausbeutung der Arbeit und die Löhne, die zwischen dem 
Sklavenhändler und den Arbeitern halbiert werden, in brutal- 
ster Weise auf das Niveau eines dritten Arbeitsmarkts jenseits 
von Kern- und prekären Randgruppen zu bringen. Diese Re- 
servearmee des Arbeitsmarkts bilden die Arbeitslosen, die 


. Ausländer ohne Arbeitserlaubnis und die Asylanten. Der seit 


1973 bestehende Anwerbestop von Arbeitsimmigranten für 
die BRD hat einen bandenmäßig und international organisier- 
ten Verleih illegaler Arbeitskraft provoziert. Neben den 
Grenzgängern aus den Niederlanden und GB in Norddeutsch- 
land und Österreich und Jugoslawen im Süden, meist Kolon- 
nen qualifizierter Bau- und Montagearbeiter, ist es vor allem 
der gesteuerte Zustrom von Menschen aus den Nicht-EG-Län- 
dern (Türkei), auf die sich der Anwerbestop bezog, womit 
diese Maßnahme unterlaufen und als ein Filter der Illegalisie- 
rung auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt benutzt wird. (19) 


Die Expansion des illegalen Sektors fällt direkt mit der Zu- 
nahme der Massenarbeitslosigkeit und dem Einbruch von 
1979/80 zusammen. Die BfA und der DGB machen seither 
den Versuch, die Dunkelziffer der Arbeitskräfte aus illegaler 
Leiharbeit aufzuhellen, Ehrenberg drängt auf ein teilweises 


Anwerbung von Arbeitsemigranten: Türken vor dem deutschen Arbeitsbüro in Istanbul 
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Weniger Arbeitszeit, 
mehr Schichtarbeit 


Die strengen Vorschriften für Schichtarbeit von 
Frauen könnten gelockert werden 


WUPPERTAL, 21. Februar. Weitere Verkür- 
zungen der Arbeitszeit, von Wissenschaftlern für 
die Zukunft vorhergesagt oder erwartet, von den 
Gewerkschaften wiederholt gefordert, sınd 
durch die strukturelle und konjunkturelle Situ- 
ation, in der sich die Wirtschaft der Bundesrepu 
blık nun schon über einen geraumen Zeitraum 
hifiweg befindet, verstärkt in den Blickpunkt ei- 
ner breiten Öffentlichkeit geraten. 

Bei näherer Betrachtung werden insbesonde- 
re zwei Problemkomplexe erkennbar, deren po- 
tentielle Auswirkungen auf die industrielle 
Schichtarbeit ım folgenden zu untersuchen sind, 
namlich die Entwıicklungstendenzen im Bereich 
der tarıfpohtisch bzw. arbeitsrechtlich determi- 
nierten täglichen und wöchentlichen Höchstar- 
beitszeit und die Entwicklungstendenzen im Be- 
reich der gesetzlichen Arbeitszeitvorschriften. 

1. Im Zeitraum von 1962 bis 1972 hat sich die 
taritliche Arbeitszeit in der Industrie um etwa 9 
Prozent verringert. Die derzeitige tarifliche Wo- 
chenarbeitszeit liegt im Durchschnitt bei 40 bis 
42 Stunden und verteilt. sich in der Regel auf 
fünf Arbeitstage. Die Arbeitszeit könnte grund- 
sätzlich weiter verkürzt werden, in der Form ei- 
ner Reduzierung der täglichen und wöchentli- 
chen Arbeitszeit, der jährlichen Arbeitszeit 
durch lüngeren Jahresurlaub oder der lebensar- 
beitszeit in Form einer Herabsetzung des Ren- 
tenalters. 

Die hier vor allem interessierende Herabset- 
zung der turiflichen oder gesetzlichen täglichen 
und wöchentlichen Arbeitszeit würde unter 
sonst gleichen Bedingungen zu einer entspre- 
chenden Verkürzung der Betriebsmittelnut- 
zungszeiten führen und hätte im Fall voller Ka- 
pazitätsauslastung hinsichtlich der Fixkosten 
zwangsläufig einen Anstieg der Leerkostenan- 
teile zur Folge. Diese betriebswirtschaftlich un- 
erwünschten Effekte könnten vom Absatzbe- 
reich her noch zusätzlich verstärkt werden. Muß 
die in einer Periode bislang erzielte Beschäfti- 
gungsmenjie aufgrund verringerter Arbeits- und 


Betriebsmittelnutzungszeiten reduziert werden, 
so kann daraus zwangsläufig eine Aufgabe zuvor 
unter Umständen muhsam erkämpfter Marktan- 
teile resultieren. Eine Vermeidung dieser un- 
wirtschaftlichen Auswirkungen taglıch - wo- 
chentlicher Arbeitszeitverkürzungen erscheint 
insbesondere durch die Einführung von Schicht- 
arbeiten realisierbar. 

Eine Herabsetzung der tariflichen, gesetzli- 
chen täglıchen und wöchentlichen Arbeitszeit 
wird folglich eine potentielle Zunahme von 
Schichtarbeiten nach sich ziehen. Bei Unterstel- 
lung langfristig-kontinuierlicher Arbeitszeitver- 
kürzungen durfte von den Betrieben zunächst 
das 2schichtige Spätschichtsystem bevorzugt 
werden. Erst von einer gewissen, betriebsindivi- 
duell unterschiedlich zu definierenden Grenze 
ab werden auch Nachtschichtsysteme mit in der 
Regel 3 Schichten zum Eınsatz gelangen. Kurz- 
frıstige und einschneidende Arbeitszeitreduzie- 
rungen konnen allerdings einen sofortigen Über- 
BuuR zu dieser Schichtarbeitsform zur Folge hu- 

en. 


2. Die wichtigsten gesetzlichen Regelungen 
der Arbeitszeit finden sich in der Arbeitszeitord- 
nung vom 30. April 1938. Eine grundlegende Be- 
deutung für die Schichtarbeit in der Industrie 
muß insbesondere der vom Gesetzgeber erwoge- 
nen Novellierung des bisher geltenden Verbots 
der Nachtarbeit für Arbeiterinnen beigemessen 
werden. Die bisherige Fassung des Paragraphen 
19 der Arbeitszeitordnung schreibt vor, dal Ar- 
beiterinnen „nicht in der Nachtzeit von zwanzig 
bis sechs Uhr“ beschäftigt werden dürfen. In so- 
genannten „mehrschichtigen Betrieben“ dürfen 
Arbeiterinnen, dagegen bis 23 Uhr eingesetzt 
werden. Abgesehen von einigen ausdrücklich zu- 
gelussenen Ausnahmen laufen die geltenden ge- 
setzlichen Bestimmungen auf eine wesentliche 
Begrenzung der Einsatzmöglichkeiten von Ar- 
beiterinnen für industrielle Schichtarbeiten hin- 
aus. 

Die vom Arbeitskreis „Novellierung der Ar- 
beitszeitordnung“ vorgeschlagene neue Kepe- 
lung der Nachtschichtarbeit sieht eine für männ- 
liche und weibliche Arbeitnehmer zusammenge- 
faßte Vorschrift vor. Demnach dürfen sowohl 


wenn sie vor Aufnahme der Nachtarbeit ärztlich 
untersucht und für schichttauglich befunden 
worden sind. Nach zwei Jahren ist eine Wieder- 
holungsuntersuchung für eine Weiterbeschäfti- 
gung während der Nachtzeit obligatorisch. Für 
Arbeitnehmerinnen wurde insofern eine Aus- 
nahmeregelung vorgesehen, als eine Beschäfti- 
gung zur Nachtzeit stets dann nicht zulässig sein 
soll, wenn sie Kinder unter sechs Jahren im ge- 
meinsamen Haushalt ohne ausreichende Hilfe 
betreuen müssen. 


arbeitsmedizinischen Erkenntnis, daß für eine 
bislang unterstellte besondere Gefährdung weib- 
licher Arbeitnehmer durch Nachtarbeiten wis- 
senschaftlich haltbares Beweisgut noch nicht 
vorliegt. Sollte der zitierte Novellierungsentwurf 
Gesetzeskraft erlangen, so könnten Frauen weit 
über den bisher üblichen Rahmen hinaus indu- 
strielle Schichtarbeiten auch in Form von Nacht- 
schichtsystemen leisten. Dies würde zu einer be- 
trächtlichen Ausweitung des für Schichtarbeiten 
unter Einfluß von Nachtschichtarbeiten zum ge- 
gebenen Zeitpunkt verfügbaren Arbeitskrülwun- 
gebotes führen. Offensichtlich liegt hier ein die 
Expansion von Schichtarbeiten wesentlich be- 
günstigender Faktor. 


ten dürfte nach der neuen Regelung nur inso- 
weit eintreten, als fortan eine ärztliche Unbe- 
denklichkeitsbescheinigung für Nachtschichtur- 
beiten sowohl für Männer als auch für Frauen 
gefordert wird und weibliche Arbeitnehmer düor- 
über hinaus bei Überlastungen im Haushalt 
Nachtschichtarbeiten nicht leisten dürfen. Bei 
Gegenüberstellung dieser die Schichtarbeit ın 
Form sämtlicher Nachtschichtsysteme begünstı- 
genden und der sie begrenzenden Umstunde 
kann mit großer Wahrscheinlichkeit ein Über- 
wiegen der einer Expansion förderlichen Ten- 
denzen unterstellt werden. 


illegale Leiharbeiter bei der Bundesbahn 


m 11. Juli überhörte ein Hilfsarbeiter auf 
A eıner Baustelle im Güterbahnhof Hanno- 

ver-Linden das Signalhorn des Sicherheits- 
postens. Er wurde von der E-Lok eines Güterzugs 
überrollt und schwer verletzt. Die polizeiliche 
Untersuchung des Unfalls war eine Routinesache; 
doch sie förderte Überraschendes zutage: Der 
verunglückte Mann stand auf keiner Gehaltsliste 
der an dem Stellwerkbau beschäftigten Firmen. 
Fr hatte illegal gearbeitet, ebenso wie sieben an- 
dere Arbeiter. 

Die Miinner standen im Dienst des Leiharbeit- 
unternehmens Klaus Gester aus Gelsenkirchen, deı 
wiederum als Subunternehmer der von der Bun- 
de«bahn beauftragten Firma Friedrich Duensing 
KG tatıg war. Gesters illegale Truppe mußte für 
zehn Mark je Mann und Stunde Schotter schip- 
pen und Kabel ziehen. Angemeldet hatte Gester 
sein Gewerbe nur für vier Mann - für die er folg- 
lich auch nur Steuern und Sozialabgaben zahlte. 

Zwar hatte ein Bundesbahn-Bauwart jeden 
Freitag die Stundenzettel für die Männer unter- 
schrieben. Auch hatte er, wenn er die Baustelle 
kontrollierte, mit den Leuten geredet. Doch 
daß sie dort schwarz arbeiteten, hatte er nicht 
gemerkt. 

Für die Behörden ist es äußerst schwierig, ille- 
gale Verleihgeschäfte auf dem Bau nachzuwei- 
sen. Um dem bandenmäßig organisierten Verleih- 
geschäft beizukommen, will Bonn nun die Leih- 
arbeit zumindest für die Baubranche ganz ver- 
bieten. Arbeitsminister Herbert Ehrenberg: „Auf 
andere Art und Weise ist Ordnung in diesem Be- 
reich nicht wieder herzustellen.“. 

Die Politiker reagieren spät. Inzwischen haben 
die „modernen Sklavenhändler* (1G Bau, Steine 
Erden) die Baustellen mit Bronarbeirern über- 
schwemmt. Die Angaben über den Umfang diffe- 
rieren allerdings erheblich: 

@ Offiziell gibt es in der Bundesrepublik 1200 
gemeldete Leihunternehmer mit 36 318 Arbeit- 
nehmern. 

© Im vierten Bericht der Bundesregierung über 
„Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeit- 


nehmerüberlassungsgesetzee (AUG)“ nennen 
Ehrenbergs Rechercheure 200 000 illegale Ver- 
leihkräfte. 

©® Der Deutsche Gewerkschaftsbund spricht von 
„mindestens 10 000 Verleihfirmen mit einer hal- 
ben Million Arbeitskräften“. 

© Andere Experten schätzen die Dunkelziffer 
noch höher. F 

Regionaler Schw ie der illegalen Arbeits- 
vermittler ist däs Ruhrgebiet. Die Staatsanwalt- 
schaft Bochum ermittelt zur Zeit gegen 350 ille- 
gale Verleihfirmen, von ‘denen allein hundert 
ihren Sitz in Gelsenkirchen haben sollen. 

Für Gelsenkirchens Oberstadtdirektor Heinrich 
Meya war das Anlaß, zusammen mit dem Ar- 
beitsamt, der Oberfinanzdirektion Münster, der 
Dortmunder Steuerfahndung und den Hand- 
werks- sowie Industrie- und: Handelskammern 
eine 53-Seiten-Dokurientation „Das Problem der 
illegalen Arbeitnehmerüberlassung“ zu erarbei- 
ten. Fazit der Fleißarbeitt „Konkrete gesetzliche 
Maßnahmen zur Eindämmung der illegalen Ar- 
beitnehmerüberlassung gibt es derzeit nicht.“ 

„Es gibt auch keine Lücken im Gesetz, das 
Geserz ist die Lücke", stelle dazu Alfred Sems- 
roth, Landesvorsitzender' der IG Bau in Nieder- 
sachsen, lapidar fest. 


Wie lukrativ das Verleihgeschäft ist, zeigt fol- 
gende Rechnung aus dem Bericht des Gelsen- 
kirchener Oberstadtdirektors: Ein angestellter 
Facharbeiter kostet pro Stunde etwa 38 Mark. 
Als Leiharbeitgeber zahlt die Firma dem Sub- 
unternehmer nur 22 bis 28 Mark, von denen der 
Facharbeiter 15 bis 18 Mark erhält. Für unge- 
lernte Arbeiter kassiert der Subunternehmer pro 
Stunde zwischen 18 und 22 Mark, von denen er 
acht bis zwölf Mark weitergibt. Illegal arbeitende 
Ausländer werden meist mit sieben Mark abge- 
speist. 

Um die Behörden zu täuschen, führen viele 
Verleiher zwar für ein paar Leute Steuern und 
Versicherung ab, beschäftigen aber Dutzende von 
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männliche als auch weibliche Arbeitnehmer in 


mehrschichtigen Betrieben zwischen 0 und 5 
Uhr sowie in einschichtigen Betrieben zwischen 
l und 4 Uhr regelmäßig nur beschäftigt werden, 


, 22.2.1980 


Dieser Neufassungsentwurf gründet auf der 


Eine mögliche Limitierung von Schichtarbei 


Blick durch die Wirtschaft. Hrsg.: Frankfurter Allgemeine Zeitung (Frankfurt/M) Nr. 45 


Dr. Peter Muller-Sc9 


Baukräften. Selbst mancher legale Verleiher läßt 
mehrere Männer schwarz mitlaufen. So bringt 
eine illegale Kolonne von vier Mann im Monat 


Ar den Verleiher leicht an die 10 000 Mark Pro- 
it. 


Seit zwei bis drei Jahren wird das Verleihge- 
schäft immer mehr von Arbeitern aus dem Aus- 
land versorgt. In Gaststätten und Hinterhöfen 
haben sich sogar regelrechte Börsen für ‚Verleih- 
kräfte organisiert, die selbst Fachingenieure und 
Statistiker vermitteln. Über Holland werden 
hauptsächlich Engländer. Holländer und Belgier 


auf deutsche Baustellen geschleust. Auch illegal 
in der Bundesrepublik weilende Poten, Türken, 
Jugoslawen und Pakistani wurden von der Poli- 
zei aufgespürt. j 

Doch noch sind es hauptsächlich deutsche Ar- 
beitnehmer, die für Nettolöhne, die höher sind 
als in den „normalen“ Arbeitsverhältnissen, die 
Sozialversicherung in den Schornstein schreiben. 
Es sind Leute dabei, die sich vor Lohnpfändun- 
gen drücken, Unterstützung kassieren und daher 
oline Papiere arbeiten wollen. 

Fast immer aber wird die Notlage der Män- 
ner ausgenutzt: 30 beherbergte der Subunterneh- 
mer Kaspar'Amelunxen auf seinem Bauernhof im 
westfälischen Wickede zeitweise bis zu hundert 
Leute, die er mit -sicherem Blick vor den Schnell- 
diensten der Arbeitsämter, vor Gefängnissen, auf 
Hinupebah lien oder ganz einfach auf der 
Straße aufgelesen hatte. 

Der Dortmunder Norbert Kuhn, der gegen 
den Großbauern :vör Gericht zog, sohilderte die 
Abhängigkeit‘ der Männer: ‚Amblunket Lahlıo 


neun Mark, von denen er drei angeblich füf So- 
zialabgaben für sich. einstrich. g mußte pro 
Wöche im voraus für. Unterbringung und Ver- 
flegung zahlen und durfte nur an Amelunxens 
Privarktosk kaufen. Da fast alle anfangs kein 
Geld hatten, li sie anschreiben. So bekamen 
viele monatelang kein Geld zu sshen, manche 
standen mit über tausend Mark in.der Kreide.“ 


Die Zeit, 17.10.1980 


Verbot im Bereich der Bauwirtschaft, was die Lambsdorff- 
Clique zu verhindern und der Bundesverband Zeitarbeit — 
nachdem ab Januar 1982 ein „Gesetz zur Bekämpfung der il- 
legalen Beschäftigung” erlassen ist — mit einer Verfassungsbe- 
schwerde in bewährter Manier rückgängig zu machen versucht. 
Den vorsichtigsten Schätzungen zufolge beträgt das Verhält- 
nis von legalem und illegalem Arbeiterverleih 1:10. Der DGB 
setzt die Zahl der illegalen Firmen 1980 mit 10000 und die 
Zahl der von ihnen vermakelten Arbeitskräfte mit 500000 
an, was eher noch für zu gering gehalten wird. (20) Im 4. Be- 
richt der Bundesregierung über Erfahrungen bei der Anwen- 
dung des AUG, der auf Angaben der BfA für die Jahre 1978- 
1979 beruht (s. Kasten), wird allein für das Baugewerbe mit 
200000 illegalen Arbeitskräften gerechnet. Der Menschen- 
handel mit Pflegepersonal floriert in den Kliniken. Paria-Arbei- 
ter werden — auch dies hat in Deutschland Tradition — beim 
Eisenbahnbau und Kasernenbau eingesetzt. 1981 sollen in 
Bayern 500 000, davon in München 30 000, in Nordrhein-West- 
falen 80-120000 und in Hamburg 70000 Illegale arbeiten 
(hier unter Aufsicht der Kripo, denn Hamburg besitzt ab 
1.10.79 eine neue Fachdirektion für „Wirtschaftsdelikte und 
Verstöße gegen Ausländergesetze’’); in Bremen werden 20 000 
Polen mit staatlicher Billigung, jedoch unter Umgehung des 
AUG mit Werkverträgen ohne Sozialversicherung usw. halb- 
legal beschäftigt. (21) 


Schwarzarbeit 


Die Krise und Arbeitslosigkeit zerstört das Verhältnis der 
Lohnarbeit in einem doppelten Sinn. Einerseits bricht das 
Kapital mit der Strategie der „Flexibilisierung’’ und Anpas- 
sung Regelungen des Lohnarbeitsverhältnisses auf; anderer- 
seits nimmt das Bedürfnis, einen Ausweg aus der Lohnarbeit 


zu finden, immer mehr die Form der Notwendigkeit des Über- 
lebens an. Von dieser Doppelheit ist die Schwarzarbeit ge- 
prägt, wie sie sich im Spektrum von illegaler Überausbeutung, 
Institutionalisierung der Illegalität und undeklariertem / un- 
versteuertem Einkommen, cash-Ökonomie und Feierabendar- 
beit in den verschiedenen europäischen Ländern während der 
Krise entwickelt hat. Unter dem mehrdeutigen Begriff der 
„Untergrundökonomie”, die gegenwärtig 4% des Bruttosozial- 
produkts der westlichen Industrienationen ausmachen soll, 
werden inzwischen so unterschiedliche Arbeits- und Einkom- 
mensverhältnisse gefaßt wie die Tauschökonomie, der organi- 
sierte Steuerbetrug, der Drogenhandel und die Prostitution in 
den USA; die clandestine Immigrationsarbeit und Schwarzar- 
beit in Frankreich (800000 Beschäftigte und ein Umsatz von 
90 Mrd. Francs 1980, der dem Umsatz der französischen 
Automobilindustrie gleichkommt) (22); die Schwarzarbeit 
und „‚ecöonomia sommersa’’ in Italien, wo der illegale Teil der 
in Heimarbeit ausgelagerten Fabrikproduktion quasi institu- 
tionalisiert ist und mit 6 Mill. Beschäftigten 25-30% des BSP 
erwirtschaftet; und der illegale Arbeiterverleih der BRD eben- 
so wie die hier am weitesten verbreitete Schwarzarbeit ohne 
Steuer und Sozialabgaben, als Doppelbeschäftigung oder in 
Überstunden, als Zuverdienst oder Dauerjob. In der BRD 
wurden 1980 2 Mill., 1981 3 Mill. Schwarzarbeiter vermutet, 
die mit 20-30 Mrd. DM und mehr als 2% am Bruttosozialpro- 
dukt beteiligt sind und 10 Mrd. DM Sozialabgaben und Steu- 
ern hinterziehen; den Hauptanteil bilden das Handwerk (Bau 
mit 10% Schwarzarbeit, Maler, KfZ) und private Putzhilfen 
(80% schwarz), darin sind aber auch die Leiharbeiter, Maurer- 
kolonnen und Asylanten enthalten, die illegal beschäftigt 
werden. 


Die lancierte These, diese 2 bis 3 Mill. Schwarzarbeiter wür- 
den mehrere Hunderttausend Arbeitsplätze wegnehmen und 
die Arbeitslosigkeit verstärken, macht den funktionalen Zu- 
sammenhang von Arbeitslosigkeit und neuen Ausbeutungs- 
formen vergessen. Ebenso zweifelhaft sind jene anderen An- 


Arbeitsemigranten werden in ihre Heimat zurückgeschickt. 


29 


sätze, die auf der Grundlage der Berechnung sei es der Eigen- 
produktivität (23) oder der monetären Mechanismen der Un- 
tergrundökonomie (der Ökonom M. Gutman setzt aufgrund 
der Differenz zwischen Geldumlauf und Bankdepots das Vo- 
lumen des US-Schwarzmarkts, den er als cash-Ökonomie be- 
greift, für 1979 auf 10% des BSP an (23a)) das Zeitalter der 
einfachen Warenproduktion und des Tauschhandels, eine 
„duale’” / informelle und von der kapitalistischen Verwertung 
unabhängige Ökonomie heraufziehen sehen. (24) Auf diese 
Ideologen eines neuen Kleinbürgertums werde ich noch zu- 
rückkommen. Die Tatsache aber, daß immer mehr der Be- 
schäftigten des Schwarzmarkts zugleich arbeitslos gemeldet 
sind und oftmals auch Arbeitslosengeld zu beziehen versu- 
chen, erklärt sich vielmehr aus der Zielrichtung des kapitali- 
stischen Angriffs auf dem Arbeitsmarkt: Schwarzarbeit ist ei- 
ne Komplementärfarbe für die anderen Niedriglohnsektoren 
(Teilzeitarbeit usw.) und die Arbeitslosigkeit, die zur Annah- 
me von irregulären Nebenverdiensten nötigen. Und es sind — 
wie Delerozoy, Verfasser des Regierungsberichts über die 
Schwarzarbeit in Frankreich, Präsident der Industrie- und 
Handelskammer, feststellt — die „Zwänge des Arbeitsmarkts, 
die sozialen Lasten und der Steuerdruck, die zwingende Ar- 
beitsgesetzgebung”, die die Entwicklung der Schwarzarbeit 
begünstigen und aus der Sicht des Kapitals wünschenswert 
machen. (25) Desgleichen kann „im gegenwärtigen Klima der 
Krise und Arbeitslosigkeit die Tatsache, daß Arbeiter die 
Möglichkeit zur Beschäftigung in der Untergrundökonomie 
haben, als ein Sicherheitsventil für Unzufriedenheit und so- 
ziale Spannungen dienen’’ (ILO-Mitarbeiter R. De Grazia). 
(26) Das Programm lautet, die Schwarzarbeit und ihre ver- 
schiedenen Möglichkeiten der Ausbeutung in der Illegalität, 
der Doppelarbeit oder der Selbstverwertung als Selbstüber- 
ausbeutung und pauperistische Einkommensperspektive voll 
auszunutzen, ohne die soziale Kontrolle darüber zu verlieren. 
Wie sehr der Ausstieg aus der keynesianisch-regulierten Öko- 
nomie und das Abtauchen des Kapitals in die Illegalität zum 
Programm der Krise gehören, hat Milton Friedman dem 
„Spiegel’ verraten: „Ich hätte es lieber offen und legal. Aber 
die Untergrundwirtschaft ist ein Sicherheitsventil, das den 
Schaden staatlicher Mißwirtschaft reduziert — vor allem in 
den sozialistischen Wohlfahrtsstaaten Westeuropas ...’’ (27) 


Bundesanstalt für Arbeit 


—— [22 


Betreff: 


Nürnberg, den 72. Nor. 1940 


Der Präsident 
Ia4 - 5160 


Diskussionsunterlage 


Sitzung des Vorstandsausschusses 
für Planungs-, Rechts- und Verwal- 
tungsfragen am 21. November 1980 


Illegale Beschäftigung 


Eine der Ursachen für die zunehmende illegale Beschäftigung 
von Ausländern ist zunächst in dem starken Gefälle der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen in der Bundesrepublik ver- 


glichen mit denen der Herkunftsländer zu sehen, so daß 
trotz Anwerbestoppsund einer auf Konsolidierung der Aus- 
länderbeschäftigung gerichteten Politik die Arbeitsauf- 
nahme in der Bundesrepublik Deutschland nach wie vor 
attraktiv erscheint. Ainzu kommt, daß auchden im Rahmen 


des Familiennachzuges legal einreisenden Familienangehö- 
rigen durch die Wartezeitregelung bei der Erteilung der 
Arbeitserlaubnis der Zugang zum Arbeitsmarkt - zumindest 
für eine gewisse Zeit - versperrt ist. 


Auf der anderen Seite läßt sich die Bereitschaft von Ar- 
beitgebern, illegal Ausländer zu beschäftigen, nur zum kleine 
ren Teil auf Diskrepanzen in der Qualifikationsstruktur am 
Arbeitsmarkt zurückführen. Personelle Engpässe bestehen 

in. Teilbereichen der Wirtschaft in erster Linie auf der 
Facharbeiterebene, einer Qualifikationsstufe, der die illegal 
be schäftigten Ausländer zumeist auch nicht entsprechen. 
Viel entscheidender für die illegale Ausländerbeschäfti- 
gung dürfte die Bereitschaft sein, auch Arbeitsbedingungen 
zu akzeptieren, unter denen Deutsche und ihnen gleichge- 
stellte Arbeitnehmer nicht gewonnen werden können. Diese 
Bereitschaft entspringt einmal dem Zwang, den Lebensunter- 
halt bestreiten zu müssen, um in der Bundesrepublik ver- 
bleiben zu können. Zum anderen wirkt sich auch insoweit 

das Gefälle in den Lebens- und Arbeitsbedingungen aus. 


Arbeitslose und Schwarzarbeiter warten jeden Morgen auf Schlepper und einen Job. 
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Bundesanstalt für Arbeit Eürnberg, den 7. April 1980 


Der Präsident 
EHFAHRUNGEN 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 
bei der 


Darchfübrung des Arbeitnehrerüberlassungsgesetzes - AG - 
in der Zeit vom 1. Januar 1978 bis 31. Dezember 1979 


I, Die Situation auf dem Leiharbeitssmarkt 
Die Situation auf dem Leiharbeitsmarkt war im Berichtszeitrum, stär- 
ker noch als im Jahre 1977, vor allem durch eine erhebliche Zunahme 
der Verleihtätigkeit - sowohl im legalen als auch im illegalen Be- 
reich - gekennzeichnet. 


1. Umfang der Arbeitnehmerliberlassung (ANÜ) im legalen Bereich 


Die Zahl der erlaubt tätigen Verleiher stieg von 815 (31.12.1977) 
über 969 (31.12.1978) auf nunmehr 1.205 (31.12.1979) und damit 
innerhalb des Berichtszeitraumes um knapp 50 %. 179 Verleiher 
(15 % der Erlaubnisinhaber) hatten am 31.12.1979 eine undefri- 
stet erteilte Erlaubnis, 

Danach lag die Zahl der Leiharbeitnehmer (jeweils Ende Juni) 1978 
mit 26.408 um 24,6 % und 1979 mit 36.318 um 71,4 % höher ale 1977 
(21.186). Der seit Inkrafttreten des AUG höchste Stand an Leih- 
arbeitnehnern mit 34.379 (30.6.1973) wurde damit am 30.6.1979 um 
5,6 % übertroffen. 


LE 


Der Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit (Stichtag 30.6.1979) 
lag bei den Männern zu 22,2 % im Baubereich und fast gleich stark 
mit 21,8 % bei den Schlossern, Mechanikern und den diesen zugs- 
ordneten Berufen, bei den Frauen jedoch eindeutig mit 74,6 % bei 
den Crganisations-, Verwaltungs- und Büroberufen. 


Der Ausländeranteil (jeweils am 30.6.) ist von 14,5 % im Jahre 
1977 über 17,2 % 1978 auf 23,1 % 1979 gestiegen. 


2. Umfang der AHÜ im illegalen Bereich 


Über den Umfang der illegalen AHt} gibt es kein aussagefähiges 
Zahlenmaterial. 

Zur Zehl der illegal verliehenen Leiharbeitnehner lassen sich 
überhaupt keine Angaben machen, In einer Reihe von Fällen ille- 
galen Verleihs, die durch die Landesarbeitsänter aufgedeckt wur- 


3. 


den, lag die Zahl der verliehenen Arbeitneimer erheblich über 
der durchschnittlichen Beschäftigungszahl von 40 pro Verleiher 
im legalen Bereich. Andererseits wurden auch Fälle aufgedeckt, 
in denen nur wenige Arbeitnehmer verlieben wurden. 


Aufgrund’ der Beobachtungen Aer LAl und Insbesondere der Hinveise 
auf illegale Verleiher, die sie im Rahmen der Zusammenarbeit von 
anderen Stellen erhielten sowie aller weiteren im Berichtszeit- 

raus gewonnenen Erfahrungen der Dienststellen der BA muß festge- 
stellt werden, daß der Umfang der illegalen AH den der legalen 

erbeblich Übersteigt. 


Die Schwerpunkte des illegalen Verleihg lagen im gewerblichen 
Sektor und hier - wie bei der legalen AN - vor allem im Bau- 

und Metall-(Montage-)Bereich. Hauptorte für den illegalen Verleih 
varen nach wie vor die wirtschaftlichen Ballungsgebiete und Groß- 
stkäte. Aber auch in weniger industrialisierten Gebieten nahm 
der illegale Verleih zu. Die illegalen Verleiher arbeiteten ver- 
mehrt direkt vom Ausland aus oder wählten ihren Sitz möglichst 

in einem Ort eines anderen Landesarbeitsamtsbesirks, der außer- 
halb des Zentrums ihrer Verleihtätigkeit liegt. Besonders ausge- 
prägt ver diese Situation im Hamburger Raum. Hier haben sich zahl- 
reiche (vermutete) illegale Verleiher in den niedersächsischen 
und holsteinischen Randgebieten niedergelassen, während das 
Schwergewicht ihrer Tätigkeit in Hamburg liegt. 


Die im Berichtszeitraum illegal überlassenen Arbeitnehmer waren 
zu einem großen Teil Ausländer. Besonders der Anteil der Arbeit- 
nehmer aus Großbritannien, den Niederlanden, Frankreich, Belgien, 
Italien und Österreich ist gestiegen. 


Gründe für die Zunskme der Verleihtätigkeit 


Wie auch in früheren Jahren stand die Situetion auf dem Leihar- 
teitemarkt in engen Zussmmenhang mit dem Geschehen auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt und der dieses bestimmenden wirtschaftlichen 
Brtwicklurg. 


Die verbesserte konjunkturelle Lage steigerte auch die Nachfrage 
nach Arbeitskräften. Insbesondere wegen struktureller Unterschie- 
de auf dem Arbeitsmarkt und der sich daraus ergebenden Ungleich- 
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dies für den Baubereich. Hier waren vor allem Facharbeiter in 
der Zeit der Resession in andere Wirtschaftsbereiche abgevan- 
dert. Sie standen damit der Arbeitsvermittlung für die Bauwirt- 
schaft nicht mehr zur Verfügung (ep. Anlagen 1 und 2). 


Vielfach haben Unternehmen wegen Erfahrungen der Vergangenheit 
und ihrer Einschätzung der Zukunftsaussichten - insbesondere im 
Bausektor - sich zu der grundsätzlichen Entscheidung veranlaßt 
gesehen, nur noch einen kleinen Teil von Stammarbeitern zu behal- 
ten und im übrigen je nach Auftragslage das Angebot der Verlei- 
her su nutsen. Rinige größere Unternehmen haben betriebliche Un- 
strukturierungen vorgenossen, nach denen nicht nur bestimmte Ar- 
beiten, sondern die Aufgaben ganzer Betriebsabteilungen in die 
Hände von Fremdfirmen gegeben wurden. Bei den dabei abgeschlosse- 
nen Verträgen handelte es sich teilweise um echte Werk-, teilwei- 
se um Scheimwerk- und zum Teil auch um echte Arbeitnehmerüberlas- 


sungsverträge. 


Viele Firmen paßten angesichts der für sie schwer überschaubaren 
wirtschaftlichen Entwicklung mur zögernd ihre Belegschaft der 
Auftragslage an. Auftragsspitzen wurden durch Überstunden oder 
den Einsatz von Leiharbeitnehmemabgedeckt. Dabei war nach ihren 
Angaben der Einsatz von Leiharbeitnehsern vielfach kostengünsti- 
ger als die Überstundenbezahlung der Stemmarbeitnehmer. 


Diese Entwicklung der AN im Berichtszeitraum und die hierfür 
ma3gabenden Gründe bestätigen, daß die vorrangige Bedeutung der 
AWÜ für die Unternehmen in ihrer Pufferfurktion liegt, die es 
ermöglicht, im Personalbereich konjunkturell bedingte Belastungs- 
schwankurgen relativ schnell abzufangen und Beschäftigungsrisi- 
ken auf andere (Verleiher) abzuwälzen, 


Die für die Rntwicklung der ANÜ im Berichtszeitraum maAgebli- 
chen Faktoren haben sich vor allem bei der illegalen ABU ausge- 
wirkt. 


Von den Betrieben wurden-in einigen Bereichen-in Sroßer Zahl-"Letb 


arbeitnehmer” fiberwiegend für eine Tätigkeit von über 3 Monaten 


&esucht. Da die Verleiher ihre Erlaubnis vielfach nicht aufs 
Spiel setzen wollten, 


zogen es die Entleiher vor, statt mit Erlaubnisinhs- 
bern mit sog. Subunternehmen zusamsensuarbeiten, weil sich die 
mit diesen abgeschlossenen Überlassungsverträge generell leichter 
als Werkverträge terman ]ießen. 


Fördernd für den illegalen Verleih wirkte sich femer aus, daß 

im Verlauf eines Lermproresses die Scheinwerkverträge immer per- 
fekter werden und ihr Umgehungscharakter erst bei genauer Prüfung 
der tatsächlichen Durchführung erkamt werden kann. Auch stimmen 
die Beteiligten ihr Verhalten immer besser aufeinander ab 


Die Tarnung von Überlassungsverträgen als Werkverträge ist für 
die Entleiher nicht mur im Hinblick auf die Dreimonatsfrist von 
Bedeutung. Sie ermöglicht auch die Beschäftigung von arbeitserlaub- 


"nispflichten auslänäischen Arbeitnehmern, die im Hinblick auf $ 6 


Abs. 1 Satz 2 AEVO keine Arbeitse-laubnis nach $ 1 AEVO für eine 
Tätigkeit als Leiharbeitnehmer erhalten. 


Heben der immer perfekter werdenden Tarmıng illegaler Überlas- 


"sung durch Scheinwerk- und andere Umgehungsverträge, auf die be- 


reits oben unter I. 3. hingewiesen wurde, wirkte sich vor allem 
die starke Zunahns des illegalen Verleihs aus dem Ausland im Be- 
richtszeitraum sehr erschwerend auf die Arbeit der Dienststellen 
der BA aus. 


Ausländische Verleiher kamen vor allem deshalb gut ins Geschäft, 
weil die inländischen Terleiher die erforderlichen Arbeitskräfte 
nicht zur Verfügung stellen konnten. Ausländische Arbeitnehser 
werden zudem von hohen Nettolöhnen, die in der Bundssrepublik 
Deutschland zu erzielen sind, angezogen. 


Die Einschleusung und Beschäftigung der illegal überlassenen Ar- 
beitnshuer ist gut orgenisiert und abgesichert, so daß sie kaum 
zu kontrollieren und zu unterbinden ist, 


Wir haben etwas gegen 
den Alltagstrott! 
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Teilzeitarbeit für Frauen 


„Die Arbeitszeitform ‚Teilzeitarbeit’ wird als ein elastisches 
und wirksames Instrument der Arbeitsmarktpolitik angese- 
hen, mit dem sowohl eine Erhöhung wie auch eine Verminde- 
rung des Arbeitsvolumens erreicht werden kann” (28) — ein 
Instrument, das in der Konjunktur fehlende Arbeitskräfte aus 
dem Reservoir der Problemgruppen, großenteils Frauen, an- 
ziehe, wie es in der Rezession den Arbeitsmarkt entlaste und 
für eine Verteilung der vorhandenen Arbeitsplätze sorge. Die- 
se Wunderwaffe des Kapitals wird vom Internationalen Ar- 
beitsamt (ILO) definiert als „ein regelmäßiges, unbefristetes, 
freiwillig eingegangenes (!) Beschäftigungsverhältnis, das sich 
‘von anderen nur durch eine kürzere als die allgemein übliche 
Arbeitszeit (BRD: Weniger als 36 Wochenstunden) unterschei- 
det’‘. In der Realität handelt es sich um die hauptsächlichste 
Form der ‚„Flexibilisierung’’ auf dem Arbeitsmarkt, um eine 
Kategorie der Beschäftigung von sekundären, vergleichsweise 
unqualifizierten Arbeitskräften: 1977 waren 50% der Putz- 
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Als ADIA-Mitarbeiter 

sind Sie fest angestellt. Auf 
tariflicher Grundlage, mit 
vielen Sozialleistungen und 
gutem Gehalt. 


LA. Deutschlands 
Nummer] für Zeitarbeit. 


ADIA Interim GmbH & Co. 
2000 Hamburg/City I 
Rathausstraße 12 

2000 Hamburg 50 (Altona) 
Neue Große Bergstraße 6 
2050 Hamburg 80 (Bergedorf) 
Weidenbaumsweg 4 

2100 Hamburg 90 (Harburg) 
Bremer Straße 27 


2000 Hamburg 70 (Wandsbek) 
Wandsbeker Marktstraße 113 


ADIA 


‚Arbeit nach Maß 


frauen, 25% der Verkäuferinnen und 19% der Schreibkräfte 
teilzeitbeschäftigt. Obwohl die Teilzeitarbeit grundsätzlich 
den gleichen arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen 
wie die Vollzeitbeschäftigung unterliegen soll, also auch im 
Prinzip sozialversicherungspflichtig ist (es gibt jedoch die 
Versicherungsfreigrenze von 390 DM monatlich, die offen- 
sichtlich nicht wie geplant 1982 abgeschafft wurde, weil die 
Unternehmer Sturm gelaufen sind und weil damit nur der Be- 
reich von Schwarzarbeit zugenommen hätte), vermindert sie 
doch die Sozialversicherungsansprüche geschlechtsspezifisch 
(benachteiligt die Frauen in der Rente) und ist sie das vorzüg- 
liche Instrument für eine Unternehmerstrategie gewesen, die 
Teilzeitarbeiterinnen unterhalb der Sozialversicherungsgrenze 
zu beschäftigen und von tarifrechtlichen Leistungen auszu- 
schließen. Vorreiter einer solchen ‚Prekarisierung”’ der Frau- 
enlohnarbeit ist in der BRD ähnlich wie in Frankreich der öf- 
fentliche Dienst gewesen, der schon 1977 jede zweite Lehre- 
rin nur mit Zeitvertrag anstellte und wo sie bei Post, Bahn 
und Kommunen die Anzahl der Teilzeitbeschäftigten von 
1962-75 auf 8,7% aller Beschäftigten verdoppelte. 


Entwicklung der Teilzeitquoten 


(Arbeitszeit normalerweise 36 Stunden oder weniger 
—Mikrozensus und eigene Berechnungen) 


Teilzeitquoten 
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Der eigentliche Vorteil der Teilzeitarbeit aus der Sicht des 
Kapitals wird aber in folgendem gesehen: daß „Teilzeitkräfte 
aufgrund ihrer verhältnismäßig kurzen Arbeitszeit in der Lage 
sind, pro Zeiteinheit wesentlich ergiebigere Arbeitsleistungen 
zu erbringen, als dies ganztags beschäftigten Arbeitnehmern 
möglich ist; daß bei unregelmäßigem Arbeitsanfall, Arbeits- 
spitzen (etwa im Einzelhandel) und Saisonarbeit Teilzeitbe- 
schäftigte einen flexiblen Ausgleich ermöglichen können; daß 
aufgrund der geringeren Arbeitszeit Teilzeitarbeitskräfte mo- 
notone Tätigkeiten besser ertragen. Aus dieser Tatsache erge- 
ben sich positive Impulse auf die quantitative Leistungsfähig- 


‚keit der Teilzeitarbeitskräfte.’’ (29) Dies ist eine Erwartung, 


die vollständig auf die weibliche Arbeitskraft zugeschnitten 
ist, auf minderqualifizierte Tätigkeit (Reinigung etc.), mono- 
tone und stark ermüdende Arbeiten und Arbeiten mit Spit- 
zenbelastungen, in denen eine komprimierte Arbeitszeit „kon- 
traproduktive Verhaltensweisen’’ (30) einschränkt (Fließ- 
band, Bildschirm, Kasse) und auf Aushilfskräfte, die kurzfri- 
stig verfügbar und leicht zu entlassen sind. Als Niedriglohnar- 
beit ist die Teilzeitarbeit der Beitrag der Frauen zum redu- 
zierten Familieneinkommen und schreibt zugleich deren 
Doppelrolle in der Gesellschaft fest. Als sekundäre Kategorie 
macht die Teilzeitarbeit die Frauen in ihrer Doppelrolle und 
in Hilfsfunktionen zu Arbeitsmarktpuffern. 

In all dem — und nicht in der angeblich geringeren Konjunk- 
turanfälligkeit des Dienstleistungssektors — liegt das Geheim- 
nis für den Anstieg der Zahl teilzeitbeschäftigter Frauen seit 
den Rezessionsjahren 1974/75 ff. Daß der Teilzeitarbeits- 
markt durch die negative Konjunktur hindurch expandiert, 
läßt darauf schließen, wie sehr er selbst das Instrument der 
Krise und nicht das Heilmittel dagegen ist. Die Vertreter des 
westdeutschen Kapitals, die DAG-Frauen, Lambsdorff und 
Hauff rufen nach dem Ausbau der Teilzeitarbeit und verschie- 
dene Bundesländern fördern sie mit Modellprojekten. 1960- 
1975 steigt die Teilzeitarbeit von 2,9% auf 8,3% (7% Frauen) 
bei konstantem Männeranteil; 1975 waren 22% aller abhän- 
gig beschäftigten Frauen teilzeitbeschäftigt; 1973-1981 gab 
es zwischen 2 und 3 Mill. Teilzeitarbeitsplätze, davon entfie- 
len fast 95% auf Frauen (von den 1981 rund 8,5 Mill. erwerbs- 
tätigen Frauen der BRD arbeiteten 30% in Teilzeit). Zugleich 
überträgt sich die steigende Arbeitslosenzahl ab 1980 nicht 
proportional auf den Teilzeitarbeitsmarkt (die Zuwachsquote 
betrug 1979-80 5%, während die allgemeine Arbeitslosigkeit 
um 11,5% stieg), vielmehr wird die Frauenarbeitslosigkeit auf 
diesen Markt gerichtet: mehr als die Hälfte der rund 600000 
arbeitslos registrierten Frauen suchten eine Teilzeitarbeit. 


Unter diesem Druck stehen die Frauen, die als Aushilfen von 
den modernsten Methoden der Taylorisierung des Arbeitsta- 
ges („Kapovaz’', s. Kasten) und der elektronisch gesteuerten 
Personalpolitik erfaßt sind. Sie bilden eine anwachsende Paria- 
schicht und das unterste Segment der Teilzeitarbeit — zusam- 
men mit ‘einem nach Hunderttausenden, wenn nicht Millio- 
nen zählenden Heer der niedrigstentlohnten Jobber, Schüler, 
Studenten, Hausfrauen und Asylanten, die von Fast-Food- 
Konzernen, im Einzelhandel und für Botendienste, auf dem 
Bau und in Klitschen des verarbeitenden Gewerbes „teilzeit- 
beschäftigt” werden. 


Diese Übersicht über Kategorien prekärer Arbeit in der BRD 
ist unvollständig in zweierlei Hinsicht. Wir verfügen nur über 
wenige Anhaltspunkte, was den tatsächlichen Einsatz der 
Leiharbeit, Teilzeitarbeit etc. in Brauchen und Betrieben an- 
geht. Wir haben die Tatsache ausgeblendet, daß auch in der 
BRD die traditionell niedrigkapitafisierten und arbeitsintensi- 
ven Branchen, Klein- und Mittelstandsbetriebe sich unterdes- 


Arbeitspapier des Hauptfrauenausschusses der Gewerkschaft HBV zum Thema: 


Kapazitätsorientierte variable Arbeitszeit 


BP PERTERSERBENEN Variable Arbeits- 


Die kapazitätsorientierte variable 
Arbeitszeit — kurz „Kapovaz” oder 
auch „Arbeitszeit auf Abruf“ genannt, 
gehört zu den derzeit diskriminierend- 
sten Teilzeitarbeitsformen. 


Dieses Teilzeitarbeitssystem funktio- 
niert so: Mit dem Arbeitnehmer werden 
im allgemeinen Arbeitsverträge abge- 
schlossen, die lediglich die jährlich oder 
monatlich zu leistenden Arbeitsstunden 
und das für diese Arbeitszeit verein- 
barte Gehalt festlegen. Der Arbeitneh- 
mer verpflichtet sich, dem Unterneh- 
men jederzeit abrufbereit zur Vearfü- 
gung zu stehen. 


„n welchen Tagen, zu‘ welcher Zeit 
der Arbeitnehmer arbeiten soll, seine 
Aıbei* vom Unternehmen „gebraucht“ 
wird, erfährt er kurzfristig per Telefon. 
3ezahlt wird nur die geleistete Arbeit, 
nicht aber die ständige „Arbeitsbereit- 
schaft“. 

Wie der Name ausdrückt, soll mittels 
„ıapovaz“ dem jeweils. unterschied- 
‚uchen Arbeitssnfall des Unternehmens 
(im Einzelhandel z. B. die unterschied- 
lichen Kundenfrequenzen während 
einer Woche / eines Tages durch eine 
variabel gehaltene personelle Besetzung 
‘entsprochen werden. 

Unternehmen, die diese Teilzeitar- 
beitsform anwenden, beschäftigen häu- 
fig nur so viele Arbeitnehmer „voll“, 
‘daß mit diesem Personal die Zeiten des 
getingsten Arbeitsanfalls notdürftig 
„abgedeckt“ sind. Für diese „Vollzeit“ 
im Unternehmen anwesenden Arbeit- 
nehmer hat „Kapovaz“ ganz spezielle 
Folgen: 

Mit Einführung von „Kapovaz” wer 
den freiwerdende - „Vollzeitarbeits- 
plätze” haufig wllenfulls duıch Teilzeit- 
arbeitskräfte ersetzt, die, wie beschrie- 
ben, nur in Zeiten:hohen Arbeitsanfalls 
eingesetzt werden. In der übrigen Zeit 
erledigen die. weiterhin Im Betrieb be- 
schäftigten Vollzeitbeschäftigten zusätz- 
ze die Arbeit der uusgeschiedenen, 
nıcht ersetzten Vollzeitarbeitskräfte, 
Darüber hinaus wird von den Volizeit- 


arbeitskräften im allgemeinen dieselbe 
A >eitsıntensität abverlangt, die die 
Tzi'zeitveschäi.igten aufgrund ihrer 
kürzeren Arbeitszeit leichter leisten 
könner. 

Das Unternehmen kommt mit diesem 
Teilzeitnodell voll auf seinen „Ge 
winn“: Dis Persanalkosten werden so 
niedrig wie möglich gehalien, bei 
gleichzeitiger „Höchstleistung“ der 
Arbeitnehmer. Für die Beschäftigten 
Dedeutet „Kapovaa” jedoch: 

„= Arbeitsintensivierung sowohl für die 
Tellzeitbeschäftigten als auch die Voll» 
— Druc auf Gehälter und Löhne, 
— Unterlauien der terifvertraglichen 
Rechte wie Übersitndenzuschläge, 
Spartförderung, Urlaub sowie 


— Abbau sozisier ! eistungen und vıeles 
mehr. 


EDV-unterstäste Persenaleinsatzpia- 
zung 

Der Einsatz elektronischer Datenkas- 
sen, EDV-unterstützte Wearenwirt- 
schaftssysteme im Einzelhandel ermög- 
lichen genaue und schnelle Erfassungen 
von *.-B. Umsatzvolumen, Umschlag- 
häufigkeit, Umsatz pro qm / Filiale / 
Abteilung, Kundenfrequenzen, Zeitpunkt 
von Arbeitsanfällem / Arbeitsvolumen: 
Die erfaßten’Daten können auf Monat/ 
Jahr hochgerechnet werden und erlau- 
ben Zukunftsprognosen. 


Aufgrund dieser Daten ist es darüber 
hinaus möglich, entsprechend dem er- 
warteten Arbeitsaufall den dulür not- 
wendigen „Personaleinsatz“ pro Betrieb 
und Abteilung exakt auf Stunden, Tage 
und auch Wochen im voraus zu planen. 


Die Umsetzung einer solchen EDV- 
unterstützten Personaleinsatzplanung 


Aushilfen 


Die Arbeitsverträge für Aushilfen 
sind im Gegensatz zu den Vollzeit- und 
Tetlzeitarbeitsverträgen auf eine be 
stimmte Dauer befristet (in der Regel: 1 
— 3 Monate). Die Arbeitszeiten der Aus- 
hilfen werden entsprechend dem 
Arbeitsanfall im Unternehmen von 
wenigen Stunden bis zur Höchstgrenze 
der tariflichen Arbeitszeit vereinbart 
(ca. 10 — 160 Stunden im Monat). 


Mit Ablauf des Vertrages: endet da: 
Arbeitsverhältnis, ohne daß "es ejneı 
Kündigung bedarf. Diese :Form dei 
Arbeitsvertrages bedeutet für ' des 
Arbeitnehmer (vor allem im Einzelhag- 
del) oft . 

— kein Anspruch auf bezahlten Urlaub 

— kein Anspruch auf zusätzliches Ur- 
laubsentgelt 

— kein Anspruch auf vermögenswirk- 
same Leistungen 

— kein Kündigungsschutz 

— keine Mitbestimmungsrechte des Be- 
triebsrates bei Beendigung des Arbeit- 
nehmerverhältnisses (sonst hat der Be- 
triebsrat nach dem Betriebsverfas- 
sungsgesetz Mitbestiimmungsrechte bei 
Kündigung). 


In der Vergangenheit haben die Un- 
ternehiner häufig Aushilfsarbeitsver- 
hältnisse aneinandergereiht, somit 


rechtlich nicht zulässige Kettenarbeits- 
verträge mit den betroffenen Arbeit- 
nehmern vereinbart. Um rechtlichen 


a griu ige aus dem Weg zu 
zn. Eu sind die -Upternehmen inzwi- 
schen dazu übergegangen, zwischen den 

Beschäftigungsverhältnissen 


jeweiligen 

„Pausen“ von. einem bis mehreren 
Monaten einzulegen, So wird weiterhin 
festen unbefristeten Arbei' hältnis- 
sen aus dem Weg gegangen. Ini Ällgemei- 
nen verfügen die jeweiligen var 
men über zinen festen Stamm von 

hilfen, lie quasi.im "zollisrender, Ein- 
satz“ immer wieder beschäftigt werden, 
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stützt sich.im wesentlichen auf den ge- 
zielten Einsatz von Teilzeitkräften. Teil- 
zeitkräfte werden kapszitätsorientiert 
und variabel eingesetzt. Vollzeitarbeits- 
plätze werden in Teilzeitarbeitsplätze 
umgewandelt. 

Im Unterschied zu „Kapovaz“ erfolgt 
nach diesem System der Personaleinsatz 
nicht auf telefonischen Abruf, sondern 
dem Arbeitnehmer wird sein individuel- 
ler Einsatz einige Wochen vorher mitge- 
teilt.‘ 


Wem nutgt die Telizeltarbeit? 

Problem: Rationalisiefung j 

Die Ausweitung der Teilzeitarbeit 
kommt den Rationalisie trategien 
der Arbeitgeber sehr entgegen. Eine 
weitere Zerstückelung der Arbeitsab- 
läufe bietet sich geradezu an. Die bishe- 
rige Entwicklung zeigt, daß primär 
Vollzeitarbeitsplätze in Teilzeitarbeits- 
plätze umgewandelt werden. Keinesfalls 
werden dadurch, wie häufig angenom- 
men wird, zusätzliche Teilzeitarbeits- 
plätze geschaffen. Parallel zu diesem 
Umwandlungsprozeß findet eine Dequa- 
difizierung von qualifizierten Tätigkei- 
ten statt, Die schon bis jetzt bestehen- 
den geringen Aufstiegsmöglichkeiten 
von Frauen werden sich weiter ver- 
schlechtern. Die gesamte Problematik 


trifft natürlich auch auf neu einzustcl- 
lende Teilzeitbeschäftigte zu. 


Problem: ‚Leistungnverdichtung, 
schlechtere Lebems- und Arbeitsbedin- 
gungen 

Die Ausweitung der Truilzeiturbeit 
wird von den Arbeitgebern u. a. mit 
dem Ziel verfolgt, weitere Leistungs- 
steigerungen zu erzielen. 

Teilzeitbeschättigte: erbringen im 
“Azheitsprozeß Rähere Leistungen, da 
ihre-Arbeitskraft eine kürzere ne 

pi . biologische Rhythmus 
Febgi ee en mit natür- 
lichen, Leistungshöhen ‘und Leistungs- 
tiefen,wird bei .Teilzeitbeschäftigten in 
Zeiten höchster Leistungsfähigkeit zu- 
der Unternehmer voll ausge- 

nutzt, In einer Studie, die im Auftrag 
des Rheinland-Pfälzischen Ministeriums 
tür Soziales, Gesundheit und Sport er- : 
stellt wurde, wird offen zugestanden: j 
Teilzeitkräfte können bei insgesamt 
kürzerer täglicher Arbeitszeit hohere 
Leistungen pro Zeiteinheit erbringen als 
Ganztagskräfte. Die Leistungsfähigkeit 
und Bereitschaft von Teilzeitkräften 
wird besonders bei monotonen Tätigkei- 
ten nicht so leicht gestört. j 

Die Erhöhung der Arbeitsintensität 
hat zur Folge, daß die Leistungsnor":. 
der Teilzeitbeschäftigten zur allgemei- 
nen Leistungsnorm erhoben wird. 


aus: FR 14.9.1981 


Die Jobber-Ballade von La Hague 


ECCO, SOGETT, Societe Interservice Personel, R.M.O.... 
man kann auf dem Marktplatz von Cherbourg keine zwei 
Schritte tun, ohne mit der Nase auf ein Unternehmen für 
Zeitarbeit zu stoßen. Das erweckt den Eindruck, als müsse 
man in seiner Einkaufstasche einen Arbeitsvertrag vom 
Markt mitbringen. Überall in der Stadt, die mit Leiharbeits- 
klitschen vollgestopft ist, kündigen Plakate Stellenangebote 
an. Selbst noch im Hotel, für eventuelle Besucher, die sich 
in der Gegend niederlassen wollen. Und im Polizeirevier sieht 
man durch das Fenster den Jahreskalender von ECCO: die 
Allgegenwärtigkeit der Zeitarbeit ruft zur Ordnung! Eine 
Ordnung, die die Arbeiter hauptsächlich in das Militärgebiet 
des Arsenals von Cherbourg oder in Richtung der dauern- 
den Gefahren radioaktiver Verseuchung von La Hague 
treibt. 

Unter all diesen Zeitarbeitsfirmen sticht die SOGETT her- 
vor, eine Filiale der Reinigungsgesellschaft ONET, die das 
Monopol auf dem Entseuchungsmarkt hält. Von den vierzig 
auswärtigen Unternehmen, die ungefähr 1200 Personen auf 
der Anlage von La Hague beschäftigen, ist die ONET mit 
Abstand das bekannteste. Sie rekrutiert sogar noch Studen- 
ten von der Universität Caen als Jobber in der radioaktiven 
Zone. Weil SOGETT nur ein Deckname ist, nennt jederman 
die jungen Zeitleiharbeiter auf der Baustelle die „Typen von 
der ONET’. Es werden etwa 100 sein. 

Aber was sind das für Leute, die sich einverstanden erklären, 
sich dem „radioaktiven Tod’’ auszusetzen? Weder die Ge- 
werkschaften noch das Komitee gegen die Atomverseuchung 
von La Hague haben sich ihrer in bemerkenswerter Weise 
angenommen, und schließlich haben sie wohl oder übel die 
Hände in den Schoß gelegt. Nicht, daß man es nicht versucht 
hätte: die CFDT-Gruppe hat wohl den Versuch gemacht, 
ein Kollektiv der nicht-festangestellten Arbeiter auf überbe- 
ruflicher und territorialer Ebene zustande zu bekommen, so 
wie es die Regionalversammlung der Nichtfestangestellten 
im November 1979 in Caen empfohlen hatte; das Kollektiv 
ist bis heute eine Fiktion geblieben. 

Nur zufällig gibt so ein Typ, der in La Hague arbeitet, ein 
oder zwei Hinweise weiter, dann verliert er sich wieder in 
der Menge. Dennoch verkehren einige von ihnen regelmäßig 
in den Umschlagplätzen der ‚„‚Scene’’ von Cherbourg und 
pendeln zwischen dem ‚Bistingo’ und der ‚Brasserie du 
Commerce’ hin und her, „Treffpunkten zwischen den Scene- 
Typen und den Subproletariern’’, wie man mir erklärt. Einst 
waren sie AKW-Gegner, jetzt gehen sie in La. Hague jobben: 
das wird doppelt so gut bezahlt wie anderswo. Sie sprechen 
von ihren vergangenen und zukünftigen Reisen und machen 
sich über den Arbeiter mit seiner garantierten Beschäftigung 
lustig, der über den Unfall von La Hague noch nicht einmal 
mit seiner Frau zu sprechen wagt. (...) Der Unfall? „Ich fühl 
mich in La Hague sicherer als auf vielen anderen Baustellen, 
wo ich viel Unangenehmes mitbekommen hab.” Nicht etwa, 
daß sich mein Gesprächspartner zum Advokaten des Teufels 
machen würde, aber er regt sich über die Seelenverfassung 
derer auf, die er „AKW-Gegner mit Anzug und weißem 
Hemd’ nennt. Seine Freunde, die ihren Prinzipien treuer 
geblieben sind, sind jetzt arbeitslos und verschwinden zu- 
meist aus der Gegend. (1980 gab es mehr als 5000 Stellungs- 
suchende in der Region Cherbourg, wovon 65% unter 25 
Jahre alt waren; ein Arbeitsloser von dreien hat einen Zeit- 
arbeitsvertrag hinter sich.) Er aber findet, wie viele der Jun- 
gen vom Arsenal, es sei keine Lösung, wenn man sich sper- 
re. Und er erinnert daran, daß es hauptsächlich die Arbeiter 
der Unternehmen von außerhalb waren, die die Arbeit un- 
terbrochen haben, als sie von der Verstrahlung ihres Kolle- 
gen erfuhren. (...) Andere Zeugen berichten von einem fort- 
gesetzten Widerstand im Innern der La Hague-Fabrik. 


(aus: Gueule hebdomadaire No. 5 / Januar 1981.) 
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sen, wo sie nicht von der Pleitewelle erfaßt werden, ökono- 
misch als konjunkturell abhängige Zulieferer oder im Sub- 
kontraktsystem und durch die technologische Aufhebung ih- 
rer Planungskompetenzen im Status von Filialen einer diffu- 
sen Fabrik befinden, der die Möglichkeit unkontrollierter 
Überausbeutung neueröffnet. Zugleich ist, aber auch darüber 
fehlen Untersuchungen, die prekäre Arbeit in hochtechnisier- 
ten bzw. kapitalstrategisch wichtigen Branchen etabliert. Der 
Transport- und der Energiesektor leben vom Nebeneinander 
garantierter und unständiger Arbeitskraft. Und die Reinigung 
von AKWs durch Jobber ist nicht nur ein französisches Phä- 
nomen (s. Kasten). 


Unvollständig bleibt die Übersicht auch ohne Berücksichtigung 
all jener Arbeitsverhältnisse, in denen direkt oder indirekt ein 
staatliches Kommando vorherrscht. Mit der Auflösung des 
Verhältnisses von Arbeit und Reproduktionskosten in der ka- 
pitalistischen Ökonomie, mit dem Verzicht des Kapitals auf 
die Perspektive der Massenarbeitskraft und damit auf die Re- 
produktion der Arbeiterklasse innerhalb seiner selbst, muß 
zugleich die außerökonomische Gewalt der Arbeit zunehmen. 
Gerade in Deutschland ist Arbeit immer auch ein soziales 
Verhältnis zwischen Kapital und Unterklassen und ein Ver- 
hältnis zum Staat gewesen; Arbeitsmotivation, Disziplin und 
Staatsloyalität waren stets synonym. Je mehr die Arbeit als 
solche ent-wertet wird, desto mehr wird künftig die Verfü- 
gung über die Nichtarbeitszeit, die Kontrolle sozialer Situa- 
tionen und Vollzüge, kurz jede zeitlich-räumliche Einordnung 
in die kapitalistische Gewaltlogik die Form der Arbeit anneh- 
men können, ob im Lohn ausgedrückt oder unentlohnt. (31) 
Im Mittelpunkt dessen steht die Arbeitstherapie und Zwangs- 
arbeit als staatliche Organisation der Arbeit (s. den Beitrag 
über „„Zwangsarbeit”’ in diesem Heft). Aber auch der Zusam- 
menhang von Arbeit und Sozialhilfe- bzw. Armenprogram- 
men und die staatliche Inszenierung und Abgrenzung des Be- 
reichs von Illegalität, in dem Arbeit gesondert ausgebeutet 
werden kann, gehören hierher. Alle Arten der Lagerhaltung 
potentieller Arbeitskraft, die Verbindung von Bestrafung, In- 
ternierung in Gefängnissen und psychiatrischen Anstalten, 
von sozialer Rehabilitation oder Fürsorge mit Arbeitsauflagen, 
schließlich die Motivationskurse der Arbeitsämter und die Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen (32) übernehmen die Funktion, 
Arbeitskraft außerhalb des Arbeit-Lohn-Verhältnisses zwangs- 
weise bereitzustellen. Zugleich sind sie auf einen Bezug zum 
produktiven Zyklus und zur Mehrwertabpressung — und sei 
sie noch so gering — hin eingerichtet. Der Übergang zwischen 
den verstaatlichten Arbeitsverhältnissen und den untersten 
Segmenten des ‚‚freien” Arbeitsmarktes bleibt fließend. 


Hetze 


Irmgard Blättel: „Die Arbeit im Büro ist ‚Maloche’ gewor- 
den, wie es früher in der Arbeitersprache hieß. ... Häuifg tre- 
ten Lärm-, Klima- und Beleuchtungsprobleme auf. Schlecht 
lesbare Texte erschweren die Arbeit. Muskelschmerzen in 
Rücken und Nacken, Augenbeschwerden wie Augenbrennen, 
Augenflimmern, Rötungen und Ermüdung der Augen neh- 
men zu. Deshalb fordern wir u.a. auch eine Begrenzung der 
Arbeitszeit an Bildschirmgeräten, ausreichende Pausen und 
den Wechsel mit anderen Tätigkeiten.” 

Die Strategie der Arbeitgeber sei dagegen, die schwer bela- 
steten Arbeitsplätze vorrangig mit Teilzeitarbeitskräften zu 
besetzen. „Das hat für die Arbeitgeber den Vorteil, daß sie 
diese Arbeitskräfte noch effektiver nutzen — nein ich sage 
ausnutzen — können. Sie sparen zusätzliche Erholungszei- 
ten, weil die notwendige Erholung ja bei Teilzeitarbeitskräf- 
ten ganz auf die Nichtarbeitszeit hinausgelagert wird.” 

Die Steuerung der Teilzeitarbeit im Lebensmitteleinzelhan- 
del erfolgt heute bereits automatisch durch die Kassen, die 
Umsatz, Kundenzahl und Lagerbestände registrieren. Bei 
starkem Kundenandrang oder sich leerenden Lagern werden 
die Teilzeitkräfte, die sich zu Hause ständig bereithalten 
müssen, abberufen. In den Supermärkten und Kaufhäusern, 
wo die Rationalisierung unter dem Motto ‚Verlagerung der 
Arbeit auf den Kunden’ stattgefunden hat, hatte eine Ver- 
käuferin 1973 12,5 qm Verkaufsfläche zu betreuen. 1981 
waren es schon 19,4 qm. 

Extreme Auswirkungen von Teilzeitarbeit wurden von einer 
Vertreterin der HBV beschrieben: „Seit 15 Jahren arbeite 
ich bei C&A Brenninkmeier. In diesem Unternehmen wer- 
den schon seit vielen Jahren Teilzeitarbeitsverträge mit Frau- 
en ausgestellt. Die Frauen an der untersten Hierarchie der 
Teilzeitarbeiterinnen sind die sogenannten Aushilfen, Aus- 
hilfen erhalten einen Arbeitsvertrag über 3 Monate. Der 
Vertrag garantiert lediglich eine 4stündige Arbeitszeit in der 
Woche. Und innerhalb dieser 3 Monate kann der Vertrag je- 
derzeit wieder gelöst werden. Und Kolleginnen und Kollegen, 
das passiert sehr oft. Nach einer Aussetzzeit von 5 Wochen 
bekommen die Frauen dann vielleicht wieder einen neuen 
Arbeitsvertrag. Ich habe Kolleginnen, die schon 30 Jahre 
unter diesen Bedingungen arbeiten. Aushilfe sein bedeutet, 
immer bereit zu sein. Morgens bekommt sie einen Anruf, in 
dem ihr mitgeteilt wird, daß sie um 11 Uhr im Betrieb sein 
soll. Für die Frauen bedeutet das: die Kinder in der Schule 
wissen nichts davon, sie muß dem Mann Bescheid sagen, Es- 
sen vorbereiten, Waschmaschine ausstellen, Haare waschen, 
damit man dann auch noch fit ist, umziehen und dann zur 
Arbeit. Und wenn die dann Pech hat, wird ihr mitgeteilt, 
daß sich das mit der Arbeit geregelt hätte, die erkrankte Kol- 
legin sei vom Arztbesuch zurück und sie brauche jetzt nicht 
mehr zu kommen. Ist aber viel Arbeit im Betrieb, so arbei- 
tet die Kollegin bis zu 40 Stunden in der Woche.” 


(Courage 7/1981) 


Datenübertragung: 
Die Revolution in der Heimarbeit 


In Großbritannien beschäftigt eine Beratungsgesellschaft für 
Computersysteme sechshundert Personen zu Hause, darun- 
ter 95% Frauen. Nur 10% der Gesamtzahl beziehen ein fe- 
stes Einkommen, die anderen arbeiten im Stücklohn. Die 
Unternehmensleitung schätzt, daß das Personal ‚bei sich zu 
Hause in fünfundzwanzig Stunden eine Arbeit verrichtet, 
die fünfunddreißig Stunden Büroarbeit entspricht”’, was ei- 
ner wirklichen Arbeitszeitverkürzung gleichkommt.... der 
entlohnten Zeit wohlgemerkt. Zahlreich französische Unter- 
nehmen werden davon träumen! 

Die Erneuerung der Heimarbeit wird durch die Entwicklung 
der Telematik erleichtert. Dank der Verbindung zwischen 
einem Rechner und dem Fernsprechnetz erlauben die neuen 
Technologien es, von heute an bestimmte Sekretariatstätig- 
keiten (durch Maschinen zur Textverarbeitung, Tätigkeiten 
der Datenerfassung (durch Terminals), der Planung (durch 
rechnergestützte Zeichner oder Reißbretter), kurz alle die 
Beschäftigungen zu verlagern, bei denen Datenbanken oder 
letztlich sogar automatische Maschinen eine Rolle spielen — 
obwohl es schwierig sein dürfte, einen Roboter im Wohn- 
zimmer zu halten. 

Diese Veränderung betrifft demnach ebensowohl den Ange- 
stellten wie den Ingenieur oder den Direktor eines Unter- 
nehmens. Aber die Einsätze sind doch verschieden: die Si- 
tuation des leitenden Angestellten, der einige Stunden wäh- 
rend des Wochenendes den Terminal in seiner Privatwoh- 
nung in Neuilly dazu benutzt, um sich mit dem zentralen 
Rechner seiner Firma in New York zu unterhalten, ist nicht 
vergleichbar mit der einer Versicherungsangestellten, die da- 
zu verurteilt ist, einen Raum ihrer 3-Zimmer-Sozialwohnung 
in Aubervilliers für die Installierung einer Textbearbeitungs- 
maschine herzugeben. 

Die Tatsache, daß die Heimarbeit wieder auf die Tagesord- 
nung kommt, mag paradox erscheinen, denn die Behörden 
sehen darin eine archaische und zum Untergang verurteilte 
Arbeitsform. Am Vorabend der großen Streiks von 1936 
zählte man in Frankreich eine Million Heimarbeiter. 1980 
blieben nach amtlicher Statistik nur 34 061 Personen übrig, 
wovon 42% im Textil- und Bekleidungsbereich beschäftigt 
sind — 87% der Gesamtzahl wiederum sind Frauen. Doch 
diese Zahlen liegen sicherlich weit unterhalb der Wirklich- 
keit, denn sie berücksichtigen nicht die illegal Arbeitenden, 
die in diesem Bereich besonders zahlreich sind. 

Das Auftreten dieser Form von Arbeit im tertiären Sektor 
ist ebenfalls überraschend. Wird man nicht, wenn sie sich 
weiterentwickelt, eine Zersplitterung der Arbeitsteams erle- 
ben, während man seit mehreren Jahren im Gegenteil eine 
sehr starke Konzentration beobachten konnte? Wird der ge- 


stiegene Quadratmeterpreis der Büros einige Unternehmen 
dazu drängen, der Lösung der Heimarbeit den Vorzug vor 
der Vergrößerung ihrer Räumlichkeiten zu geben? Die 
Erscheinung des „Büros in der Wohnung” entspricht einer 
Epoche der Reorganisation der Tätigkeiten im tertiären 
Sektor, um die Kontrolle der Personalführung zu verändern 
und die Produktivität zu steigern, wie das auch in den Fa- 
briken der Fall ist. 

Zahlreiche Firmenchefs verfolgen mit Interesse die laufen- 
den Versuche der Generaldirektion des Fernmeldewesens, 
insbesondere das Experiment Teletel, das jüngst in Velizy 
begonnen wurde. Gegenwärtig werden die Möglichkeiten 
des Austauschs von Videotexten nur in Bereichen mit gro- 
ßem Publikumsverkehr ausgenutzt (Verwaltungs- und Bank- 
auskünfte, Fahrplanhinweise etc.), obwohl der zuständige 
Minister bei der Einweihung der Versuchsreihe am 9. Juli 81 
die Notwendigkeit einer „verstärkten Entwicklung der pro- 
fessionellen Anwendungsfirmen‘’ des Videotextes betont 
hat, was sicherlich die Aufmerksamkeit zahlreicher Indu- 
strieller und Firmenchefs im tertiären Sektor auf sich gezo- 
gen hat. 

Die Senkung der Anschaffungskosten für einen professionel- 
len Terminal (unter 5000 F) und der Telefonkosten könn- 
ten zahlreiche Firmen dazu veranlassen, mit einer Dezentra- 
lisierung der Beschäftigung zu beginnen. Altbekannte Argu- 
mente könnten zugunsten dessen sprechen: die Verringe- 
rung des Energieverbrauchs, die ein Rückgang des Pendelns 
zwischen Wohnort und Arbeitsstätten mit sich bringen wür- 
de, und die Wiederbelebung von benachteiligten Regionen 
durch Schaffung von Heimarbeitsplätzen. 

In einem soeben erschienenen Bericht über „Telematik und 
Raumordnung” plädiert der Verfasser (Huet) für die Einrich- 
tung von 10000 Terminals für Videotext an den Schulen. 
„Diese Verbreitung der Telematik”, so schreibt er, ‚„‚entsprä- 
che der Tatsache, daß eine umfassend unterrichtete und so- 
zusagen überinformierte Jugend den Arbeitsmarkt betritt. 
Diese neue Generation macht eine Organisation denkbar, 
wo jederman oder jede Gruppe von Menschen zu einem 
Verantwortlichen wird (in autonomen Gruppen z.B.), der 
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folglich jeden Tag relativ vielschichtige Entscheidungen zu fäl- 
len hat, von denen wiederum andere Gruppen von Menschen 
gleichfalls betroffen sind.”’ Im Klartext gesprochen heißt 
das, daß diese Generation sicherlich höchst geeignet für die 
Heimarbeit sein wird. Diese „verantwortlichen’’ Einzelnen 
werden sich also einen Terminal zu vernünftigem Preis kau- 
fen können, wie sich heute die „selbständigen” Arbeiter in 
der Konfektion ihre eigene Nähmaschine für 5000 bis 10000 
Francs kaufen. 

Manche treiben die Analyse noch weiter voran, so nament- 
lich zwei mit dem Versuch „Teletravail’ (Fern-Arbeit) be- 
auftragte Forscher, Norbert Alter und Elsbeth Monod, die 
schreiben: „, ... der Wert der Arbeit befindet sich in der Kri- 
se: viele neigen dazu, ihre Eingliederung in ein Unterneh- 
men zu verweigern; sie führen eine Rückzugsstrategie in Be- 
zug auf die Berufswelt (Marginalisierung, prekäre Arbeit ...). 
Kann man sich nicht vorstellen, daß eine einigermaßen ‚be- 
scheidene’ (pauvre) Telearbeit diese Bevölkerungsgruppen 
befriedigen könnte, indem sie ihnen eine Berufstätigkeit oh- 
ne Verkehrsprobleme erlaubt, die sie auf dem Lande aus- 
üben können?” 

Gegenwärtig haben die Heimarbeiter im traditionellen Sek- 
tor keinen Rechtsanspruch auf Arbeitslosenunterstützung 
im Fall eines Beschäftigungsrückgangs; dagegen können sie 
aufgefordert werden, zwölf Stunden täglich zu arbeiten, 
wenn ihr Unternehmen angesichts eines wachsenden Auf- 
tragsbestandes in Bedrängnis kommt. Das Wettbewerbsni- 
veau von solcherart Unternehmen beruht gerade auf dieser 
Marginalisierung eines Teils des Personals. Sollte sich die in- 
formatisierte Heimarbeit in diesem vorgegebenen Rahmen 
entwickeln, dann wäre sie nichts als ein zusätzliches Instru- 
ment der Verunsicherung der Beschäftigungsverhältnisse. 
Einige Regierungsmitglieder sind sich dieser Probleme be- 
wußt, insbesondere der Wirtschaftsminister Jacques Delors, 
der letzten Oktober anläßlich einer Tagung über die Telear- 
beit erklärte: „Wird die Heimarbeit zur Verstärkung jenes 
informellen Sektors (um nicht den Begriff der Schwarzar- 
beit zu gebrauchen) führen, der sich in vielen Ländern, in 
Japan, in den Ostblockländern und selbst in Frankreich ent- 
wickelt? ... Wir müssen Mittel finden, um den Bestand ge- 
meinsamer arbeitsrechtlicher Vereinbarungen zu sichern.’ 


Ein Soziologenteam hat seit 1980 im Auftrag des Arbeits- 
ministeriums Untersuchungen über die Heimarbeit angestellt. 
Es werden Arbeitsverhältnisse aufgezählt, die „eine ganze 
Reihe von Allgemeinplätzen über die Vorzüge der ‚Heimar- 
beit für Frauen’ widerlegen, insbesondere ‚den Gedanken, 
daß die Heimarbeit einen Beitrag zur Verbesserung des Fa- 
milienlebens darstellen könnte’. Die befragten Arbeiterin- 
nen betonten häufig ‚die Anspannung und Nervenbelastun- 
gen, die durch eine solche Arbeit im Rahmen des Familien- 
lebens hervorgerufen werden.” 

Als in Elbeuf die weiblichen Angestellten eines Versiche- 
rungsunternehmens Ende 1979 aus der Presse erfuhren, daß 
die Unternehmensleitung beabsichtigte, sie in Heimarbeit zu 
beschäftigen, waren die Reaktionen durchweg ablehnend. 
Stattdessen, so berichtet die Zeitschrift ‚„‚Revue-menage”', 
waren ihre Ehemänner damit einverstanden: „Das ist gut so, 
sie wird bei den Kindern bleiben können, verstehen Sie, jetzt 
geht das schlecht.” Wird es sich, wie die Gewerkschaft CGT 
geäußert hat, darum handeln, ‚‚die Frauen an den Herd zu- 
rückzuschicken, um den Mängeln in der sozialen Versorgung 
(an Kinderkrippen, Aufsichten etc.) abzuhelfen?”’ 

Das hindert nicht, daß viele Frauen diese Situation freiwil- 
lig auf sich nehmen und wie eine Befreiung erleben. „Fast 
alle sind froh darüber, weder Chef noch Vorarbeiter im 
Rücken zu haben und sich an die Arbeit zu begeben, wann 
sie wollen, die Arbeit nach eigenem Belieben zu organisie- 
ren’, schreibt Monique Haicault, Soziologin an der Univer- 
sität Toulouse, und fügt hinzu: „In der Praxis wechseln sie 
lediglich die Art der Tätigkeit und der Körperhaltung. Der 
Übergang von der sitzenden Beschäftigung zum Stehen er- 
zeugt einen ‚Erholungseffekt’. Die Frauen ruhen sich von 
der Maschine aus, während sie das Essen zubereiten.” 


(Richard Clavaud, Le Monde 9.8.1981) 
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M. Beaud et D. Biron in: Le Monde diplomatique, März 1979. 
WSI-Mitteilungen 2/1982, S. 59 f. 

Ich beziehe mich hier auf S. Berger u. Michael J. Piore, Dualism 
and Discöontinuity in Industrial Societies, Cambridge 1980, S.49f, 
15, 17; diesem Buch entnehme ich auch eine Zusammenfassung 
der geschichtlichen Entwicklung in den USA, Italien und Frank- 
reich, S.28 ff., 33 ff., 41 ff.; dazu ferner M. Reich, D.M. Gordon, 
R. Edwards, Arbeitsmarktsegmentation und Herrschaft, in: W. 
Sengenberger (Hg.), Der gespaltene Arbeitsmarkt, Frankfurt/M. 
1978, S. 55, und G. Celletti, Wirtschaftsentwicklung und Arbeits- 
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stab der Tätigkeit nicht vom Geld beherrscht wird.’’ 

25 Liberation ?3.4.1980 

26 Internationu! Herald Tribune 6.3.1981. 

27 Spiegel 3, 1982; vgl. R. Hickel ebd. 5, 1982; ferner Spiegel 46, 
1981, wo von Friedman die Meinung zitiert wird, die Italiener hät- 
ten die gesündeste Wirtschaft Europas — „ich spreche nicht von 
der offiziellen Wirtschaft, die auf der Stelle tritt, sondern von der 
anderen, der parallelen und heimlichen. Diese Untergrund-Wirt- 
schaft, sehr erfindungsreich, ist dabei, sich prächtig zu entwickeln.” 

28 Hürtner/Wagner, Teilzeitarbeit, Zeitarbeit, Leiharbeit. IAB der 
BfA, Nürnberg 1977; vgl. Chr. Brinkmann, Der Wunsch nach Teil- 
zeitarbeit bei berufstätigen und nicht berufstätigen Frauen, in: 
Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 3, 1979, 
S. 403 ff.; und ebd. S. 268 f. 

29 Hürtner/Wagner, a.a.O. 
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nommen haben. 
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älteren Gedanken (!) einer Ausbildungspflicht für nicht mehr schul- 
pflichtige Jugendliche unter 18 Jahren für Hamburg neu in die Dis- 
kussion eingeführt. (...) Es sei daran gedacht, gegenwärtig Erwerbs- 
losen eine Teilzeitbeschäftigung in ihrem Beruf anzubieten. Der 
Bürgermeister erwähnte als mögliche Beispiele für solche Wege der 
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Von der Arbeitsmarkttheorie 
zur Ideologie der ‚dualen‘ Gesellschaft 


Die neuere, in Abgrenzung von der „neoklassischen”’ Arbeits- 
markttheorie (d.h. dem Markt- und Gleichgewichtsmodell) 
formulierte Literatur zur Theorie der Segmentation bzw. der 
„Dualisierung’’ des Arbeitsmarktes ist sich über den Charak- 
ter der ungleichmäßigen Entwicklung industrieller Gesell- 
schaften und vor allem über die Bedeutung des sog. sekundä- 
ren Sektors als eines letztlich globalwirtschaftlichen Fundus 
und Steuerungsinstruments vollkommen klar. Wenn ich eini- 
ge Aspekte dieser Literatur meine aufgreifen zu können, 
dann tue ich das nicht aus dem Grund, weil ich die Anschau- 
ung der Klassik für falsch hielte, wonach die „Allokation” 
(Zuordnung) von Arbeitskräften letztlich nach Angebot und 
Nachfrage dem (Lohn-)Mechanismus des Marktes folgt, oder 
weil ich den Übergang von der Marx’schen Werttheorie zu 
den Erscheinungen des Arbeitsmarkts nicht zu konstruieren 
wüßte (das auch); noch weniger habe ich die Absicht, mich 
sozusagen „kritisch” an die These vom dualen Arbeitsmarkt 
anzuhängen, wie es Mode geworden ist. Die Segmentations- 
these hat, weil sie empirische Erscheinungen klassifiziert und 
der gegenwärtigen Restrukturierung der Arbeitsmärkte des- 


kriptiv nachkommt, die Vorteile und Grenzen instrumentel-. 


len Denkens an sich. Für entscheidend halte ich aber, daß sie 
— wenigstens in der Fassung von Piore u.a. — einen sozialhi- 
storischen Gehalt hat, der sich erst dort verflüchtigt, wo die 
‘Beschreibung in ein ausdifferenziertes und formalisiertes mi- 
kroökonomisches Schema übertragen wird (1) oder zum ideo- 
logischen Konzept der „Nicht-Klasse von Nicht-Arbeitern” 
(Gorz) und zu einer linksalternativen Krisenstrategie ver- 
kommt. ; 

Genug der Vorrede. Ich habe die Grundzüge der Segmenta- 
tionsthese, die überaus banal erscheint, schon oben referiert. 
„Die Grundhypothese der dualen Arbeitsmarkttheorie war, 
daß der Arbeitsmarkt in zwei grundsätzlich verschiedene Sek- 
toren untergliedert ist, in den primären und sekundären Sek- 
tor. Der primäre bietet Arbeitsplätze mit relativ hohen Löh- 
nen, guten Arbeitsbedingungen, Aufstiegschancen, Fairness 
und Respektierung der individuellen Rechte bei der Anwen- 
dung von Arbeitsbestimmungen sowie vor allem stabile Be- 
schäftigung. Arbeitsplätze im sekundären Sektor dagegen 
sind eher schlecht bezahlt, weisen ungünstigere Arbeitsbedin- 
gungen auf und bieten geringe Aufstiegschancen; sie sind 
durch ein stark personalisiertes Verhältnis zwischen Arbei- 
tern und Vorgesetzten geprägt, was einen breiten Spielraum 
für Günstlingswirtschaft läßt und eine hart und willkürlich ge- 
handhabte Arbeitsdisziplin fördert; und sie sind charakteri- 
siert durch beträchtliche Instabilität der Beschäftigung und 
eine hohe Fluktuation unter den Arbeitnehmern. Diese Hy- 
pothese sollte die Probleme der benachteiligten, insbesondere 
der schwarzen Arbeiter in Ballungsgebieten erklären, die bis 
dahin der Arbeitslosigkeit angelastet worden waren.’ (2) 
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Der Gehalt der These der Arbeitsmarktsegmentation 


In einer historischen Situation, der das Anwachsen der Arbei- 
termilitanz voraufgeht, antwortet das Kapital mit einer Spal- 
tung des Arbeitsmarkts und mit einer Ausweitung des „se- 
kundären’’ Sektors von Beschäftigung unterprivilegierter Ar- 
beitskraft, die aus einem im weiteren Sinne vor-industriellen 
Milieu rekrutiert wird. Nicht allein wird damit die Entste- 
hung von „Segmenten’’ / Barrieren auf dem Markt und die 
Verfestigung sei es geschlechtsspezifischer, rassisch-ethnisch- 
kultureller oder bildungsmäßiger, klassenspezifischer Benach- 
teiligungen konstatiert, die eine gleichmäßige Verteilung der 
Arbeitskräfte auf dem Markt verhindern. Sondern das Modell 
berücksichtigt die historische Ungleichzeitigkeit und den 
Schnittpunkt des Kapitals, worin es auf fortgeschrittener Stu- 
fe des Klassenantagonismus seine ursprüngliche Akkumula- 
tion stets von neuem reproduziert. (2a) 

Piore führt als Kriterium der sekundären Arbeitssituation das 
niedrige Lohnniveau, den unsicheren Status und das Fehlen 
von Aufstiegsmöglichkeiten an (sagen wir: die Kriterien der 
nicht-keynesianischen Arbeitskraft); und er fügt hinzu: „Die- 
se Arbeitsplätze sind im wesentlichen unqualifiziert, entwe- 
der weil sie überhaupt keine Ausbildung erfordern oder weil 
sie menschliche Grundkenntnisse und Fähigkeiten ausnutzen, 
die von allen erwachsenen Arbeitskräften virtuell geteilt wer- 
den. (...) Die Arbeitskraft in diesen Beschäftigungsverhältnis- 
sen setzt sich aus verschiedenen Gruppen zusammen, deren 
hauptsächliche Identität aus sozialen Rollen außerhalb des 
Arbeitsplatzes herrührt: Frauen, Heranwachsende, Bauernar- 
beiter oder vorübergehende Migrationsarbeiter. Solche Arbei- 
ter sind typischerweise unstetig, mit einer hohen Rate an 
turn over und häufigen Bewegungen in die Arbeitskraft hin- 
ein und wieder heraus.’’ (3) Was hier als Mobilität und Wech- 
sel zwischen sozialer Subjektivität und der Rolle als Arbeits- 
kraft beschrieben wird, entspricht dem historischen Vorgang, 
daß das Kapital die Arbeitskraft für sekundäre Jobs sowohl 
schafft als auch vorfindet. Diese Arbeitskraft wird, wie Piore 
verallgemeinernd auch sagt, aus „vorindustriellen Gruppen 
und Klassen’’ gezogen. (4) Es handelt sich also um eine Ar- 
beitskraft, deren Eigentümlichkeit darin besteht, daß sie in ei- 
nem kulturellen und ökonomischen Milieu außerhalb des Ka- 
pitals gebildet (und reproduziert) und vom Kapital mobilisiert 
und vernutzt wird. Als Beispiel für einen solchen fortgesetz- 
ten Prozeß der Rekrutierung von Arbeitskraft durch das Ka- 
pital auch in den Metropolen ist in erster Linie die Migrations- 
arbeit zu nennen. Deren Bedeutung für den sekundären Sek- 
tor des metropolitanen Arbeitsmarkts wird von Piore unter 
kulturellem Aspekt gesehen: „Der Migrationsprozeß, durch 
den das Angebot an Arbeitskräften in Amerika traditionell 
aufgefüllt wurde, wirkt zerstörend (...) Wanderarbeiter kamen 
im allgemeinen aus ländlich-agrarischen Gemeinwesen in Eu- 
ropa, in Lateinamerika oder, besonders in letzter Zeit, aus 


dem schwarzen Süden. Diese Gemeinwesen setzten sich zu- 
sammen aus einem Netz von ausgedehnten Familien- und 
‚peer-group’-Beziehungen (...) Manchmal, obwohl dies weni- 
ger wichtig ist, wenn ein Wanderungsstrom einmal begonnen 
hat und man am Zielort Verwandte antrifft, geht das ausge- 
dehnte Netz familiärer Beziehungen überhaupt verloren.” (5) 
Es sind die Wanderungsbewegungen vom Land in die Stadt, 
die Piore zufolge die Perspektive einer Arbeiterkultur (mit 
der Präferenz stabiler Beschäftigungsmuster) für die migrie- 
renden Unterklassen ausschließen. Dahinter aber liegt die Per- 
spektive des Kapitals, den Zusammenhang des sekundären 
Sektors von Beschäftigung mit einer informellen Reproduk- 
tionsweise auszubeuten — die Perspektive der Vernutzung ei- 
ner nicht innerhalb des Kapitals reproduzierten Arbeitskraft. 


Dieser Versuch einer sozialgeschichtlichen Begründung der 
Segmentationsthese wird durch die Interpretation des Neben- 
einanders von Arbeitslosigkeit und sekundärem Sektor ge- 
stützt. Die ganze Theorie ist, wie gesagt, vor dem Hintergrund 
der Armut, Arbeitslosigkeit und Ghettobildung der Schwar- 
zen in den nordamerikanischen Großstädten entwickelt wor- 
den, und zwar zu einem Zeitpunkt, als sich das Scheitern der 
keynesianischen ‚big-society’-Programme der Kennedy-John- 
son-Ära abzeichnete und das US-Armenprogramm reorgani- 
siert zu werden anstand. Die Spaltung des Arbeitsmarktes 
wurde (von Reich, Gordon u.a.) als ein Produkt des Klassen- 
kampfs und eine Antwort auf die Proletarisierung und Homo- 
genisierung der US-Arbeiterklasse begriffen. (6) Und der Ar- 
beitslosigkeit kam demzufolge die völlig neue Funktion zu, 
ein Ausdruck und Hebel der Mobilität / Instabilität der Ar- 
beitskraft des sekundären Sektors zu sein. Es gab ‚„‚nebenein- 
ander hohe Kündigungsquoten, hohe Arbeitslosenquoten und 
hohe Quoten an offenen Stellen, da die Arbeitnehmer zwi- 
schen Arbeitsplätzen und zwischen Arbeitslosigkeit und Er- 
werbsleben hin und her pendeln.” (7) Dies Nebeneinander 
funktionierte aber zugleich nur, insoweit das Niedriglohnsy- 
stem durch externe Zuschüsse zu den Lohnkosten kompen- 
siert blieb; d.h. die Gelegenheitsarbeit im sekundären Sektor 
war abhängig von den unterstützenden Sozialleistungen des 
Wohlfahrtssystems, das von daher die Aufgabe der Armutsre- 
gulation übernahm, oder von anderen Einnahmequellen und 
der Teilhabe an der „„Ghettoökonomie’’ (Familienwirtschaft 
und Illegalität). (8) Untersuchungen ergaben, ‚‚daß Arbeit- 
nehmer auf dem Sekundärmarkt häufig zwischen Arbeit auf 
dem schlecht zahlenden Sektor und dem Sozialhilfesektor 
und auch zwischen diesen beiden Sektoren und der ‚irregulä- 
ren Wirtschaft’ der illegalen und halblegalen Arbeit pendeln. 
Je höher die staatlichen Sozialleistungen, desto weniger Zeit 
müssen die Arbeitnehmer auf sekundären Arbeitsplätzen ver- 
bringen.” (9) 


In der Umkehrung dessen liegt die Strategie der Regulation 
der Armut durch prekäre Arbeit, wie sie sich inzwischen im 
‚US-Workfare-State’ durchgesetzt hat (s. Kasten). Vietorisz 
und Harrison stellten fest, daß „das Wohlfahrtssystem ein in- 
tegraler Bestandteil dieses Teufelskreises ist. Einerseits stellt 
es den Lohntütenersatz für sekundäre Arbeitnehmer dar; an- 
dererseits hält es das Lebensniveau niedrig genug, um zu er- 
zwingen, daß dem Sekundärmarkt ein beständiges Arbeits- 
kräfteangebot zufließt.” (10) 


Angesichts dieser Resultate bürgerlicher Wissenschaft schei- 
nen mir die Grenzen und Einwände unerheblich, daß die Seg- 
mentationsthese nämlich über keine werttheoretische Veran- 
kerung verfüge. B. Coriat, der diesen Einwand macht und aus 
der technologischen und wertmäßigen (d.h. die Zusammen- 
setzung der Kapitalbestandteile betreffenden) Entwicklung 
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Modell USA: Der Arbeitsstaat 


(...) Der Gesetzentwurf über die Vollbeschäftigung, den Hum- 
phrey und Hawkins vorgelegt haben und der schließlich von 
Präsident Carter unterstützt wurde, hat überhaupt keine Chan- 
ce, auch in abgemilderter Fassung nicht, vom Kongreß verab- 
schiedet zu werden, der davon überzeugt ist, daß die Vollbe- 
schäftigung — selbst eine relative Vollbeschäftigung mit einer 
Arbeitslosengrenze von 4% — ein Faktor für Inflation sei. Der 
Lohndruck wäre „unerträglich, läge die Arbeitslosigkeit unter 
5 bis 5,5%’’. Arbeitslosigkeit wird nicht mehr als ein vorüber- 
gehendes Mißverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt, sondern als eine der Grundvoraussetzun- 
gen des normalen Wirtschaftsablaufs angesehen. Von daher 
sind auch die Praktiken der Unternehmer gerechtfertigt. 

Der strukturelle Rückgang des primären Arbeitsmarkts (Ar- 
beiter in der Industrie und Lohnempfänger der Großunter- 
nehmen) und die parallel dazu verlaufende Ausweitung eines 
sekundären Marktes von Beschäftigung (für Saisonarbeiter, 
Emigranten, nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeiter) 
vergrößern die — in den Vereinigten Staaten traditionelle — 
Spaltung unter den Arbeitern und folglich ihre Angreifbar- 
keit. Die zwiespältige Haltung der Gewerkschaften angesichts 
der illegal aus Mexiko eingewanderten Arbeit ist ein Zeichen 
dafür. (...) 

Man hätte erwarten können, daß das Programm zur Unterstüt- 
zung der Armen, wie es Carter bei seiner Kandidatur verspro- 
chen hatte, die Lebensbedingungen der ärmsten Amerikaner 
verbessern würde. Das Programm ist in seiner Gesamtheit ver- 
tagt worden, obwohl der Präsident eine Versuchsreihe in eini- 
gen Städten angeordnet hat. Worin besteht das Programm? Es 
trifft eine Unterscheidung zwischen den Armen und Bedürfti- 
gen, die unfähig sind zu arbeiten (Behinderte, Mütter mit 
Kleinkindern), und solchen, die arbeitsfähig sind. Die ersten 
sollen 4 200 Dollar im Jahr für eine vierköpfige Familie erhal- 
ten. Die übrigen nur 2300 Dollar, und dies mit der Auflage, 
bei Strafe der Streichung des Basissatzes an Unterstützung, ei- 
ne Beschäftigung im Privatbereich (als ob es dort welche gäbe) 
oder im öffentlichen Sektor zu finden (aber der Haushalts- 
entwurf für 1979 sah eine Kürzung um 60% bei den jährlich 
von der Regierung neu geschaffenen Stellen im öffentlichen 
Dienst vor.) Das Ziel ist, die Armen an die Arbeit zu bringen. 
Ob sie nun eine Beschäftigung (zum niedrigsten Stundenlohn) 
finden oder ob sie keine finden, wesentlich ist die zusätzliche 
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt durch diese neuen Anwär- 
ter. Nach dem „Welfare State’’ und dem „Welfare-warfare- 
State’’ erleben wir das Heraufziehen des „‚Workfare State’ — 
des Arbeitsstaats. Die Institutionalisierung des ehernen Lohn- 
gesetzes durch den Staat...” 


(Pierre Dommergues in: Le monde diplomatique, März 1979) 


der kapitalistischen Arbeitsorganisation in den Fließband- 
und Prozeßindustrien selbst die Kriterien für primäre und se- 
kundäre Arbeitsplätze (Kontrolltätigkeiten / Mehrstellenar- 
beitsplätze und Bandarbeit), für die interne-betriebliche Seg- 
mentation und für den Einsatz prekärer Arbeit in der Kom- 
plexautomation ableitet, findet keine entsprechende Begrün- 
dung für die Strategie des Kapitals, zunehmend gerade sekun- 
däre Sektoren außerhalb der traditionellen Fabrik an die 
Mehrwertkette anzuschließen. (11) 


b. Die Entdeckung des „informellen Sektors’' 


Arbeit tritt zunehmend wieder als ein reines Element der So- 
zialkontrolle, und zwar nicht mehr hoher Einkommen (wie 
im Keynesianismus), sondern niedriger Einkommen hervor. 
Dies gilt nicht nur gegenüber der Delinquenz gesellschaftli- 
cher Randschichten, die mit der Zwangsarbeit konfrontiert 
werden, sondern auf breiter Front für das Verhältnis des 
Staats zu dem Potential an Armut, welches aus dem gegen- 
wärtigen Industrialisierungsprozeß ausgefällt wird. Wenn 
nicht alles täuscht, stehen wir vor einer neuen Etappe der Lö- 
sung der sozialen Frage von oben. Die Sozialpolitik jenseits 
des keynesianischen Wohlfahrtsstaats wird, je nach Stärke der 
nationalen und internationalen Klassenkonstellationen, auch 
in den Metropolen die Frage zu regeln versuchen, wieweit die 
Unterklassen zu verelenden sind, um sie zugleich noch aus 
der Arbeitslosigkeit in die prekären Arbeitsmarktabschnitte 
hineinzupressen. Denn das Ziel der kapitalistischen Restruk- 
turierung und der scheinbaren Freisetzung von Arbeitskraft 
bleibt, wir haben es gesagt, die Einbeziehung aller Formen 
von Arbeit und Ausbeutung in den Mehrwertzyklus des Kapi- 
tals — eben der „Workfare State’. Allerdings sind die Gren- 
zen des Abbaus von Sozialleistungen, wie man gerade in der 
BRD weiß, nicht beliebig verschiebbar, aber die neue Sozial- 
politik wird auf das Gefälle der Arbeitsmärkte hin zugeschnit- 
ten sein. Eine langfristige Vernutzung von prekärer Arbeit 
schließt daher notwendig die Rekonstruktion von Subsistenz- 
möglichkeiten außerhalb des Kapitals ein. 


Einen bisher einzigartigen Versuch einer historischen und 
wertmäßigen Darstellung des Zusammenhangs zwischen der 
Niedriglohnarbeit im sekundären Sektor des kapitalistischen 
Arbeitsmarktes und einer für das Kapital kostenlosen Repro- 
duktion der Arbeitskraft im nicht-kapitalistischen Sektor hat 
Claude Meillassoux vorgelegt. (12) Soweit ich sehe, ist dies 
zugleich der wichtigste Ausgangspunkt für eine Kritik der 
Marx’schen Wert- und Lohntheorie, von dem ausgehend der 
eigentliche Antagonismus des Kapitals (die subjektive Exi- 
stenz des „Nicht-Werts’’) zu bestimmen wäre, der nicht in 
dessen Selbstverwertung aufgeht. Meillassoux’ Ansatz, der 
über den Marxismus hinausreicht, berücksichtigt, daß der Ka- 
pitalismus nicht nur in seiner Entstehungsphase in Europa 
(der Phase der „ursprünglichen Akkumulation’ als der Frei- 
setzung der Arbeitskraft durch Expropriation und Trennung 
von den bisherigen Produktions- und Lebensmitteln an 
Grund und Boden) keinen endogenen Charakter hat, sondern 
in weltweiter Ungleichzeitigkeit immer weitere, von ihm 
selbst nicht geschaffene und unterhaltene Voraussetzungen / 
Naturgrundlagen der Arbeitskraft aufgreift und ausbeutet: 
die agrarisch-häusliche Produktion, die weibliche Produktiv- 
kraft, die Subsistenzökonomie des Slums. Die Reproduktion 
der bereits vom Kapital erfaßten Arbeitskraft in der häusli- 
chen Produktionsweise sei, so sagt Meillassoux, eine Fortset- 
zung der ursprünglichen Akkumulation des Kapitals und eine 
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Form der kontinuierlichen Wertabschöpfung, die — insbeson- 
dere im Fall der Migrationsarbeit, der Rotationswanderung 
von Arbeitskräften zwischen kapitalistischen Arbeitsmärkten 
und traditioneller Familienwirtschaft — als „‚Arbeitsrente”’ zu 
bezeichnen wäre (Differenz zwischen dem Wert der Repro- 
duktion der Arbeitskraft und den Lohnkosten). Dies ist ein 
Ansatz, der sich in der Erklärung der koexistierenden Wider- 
sprüchlichkeit zwischen verschiedenen Produktionsformen — 
einer zerstörten / zerfallenden und zugleich fortdauernden 
Subsistenzökonomie als Reservoir billiger Arbeitskraft und 
einem nicht-keynesianischen Verhältnis von Kapital und 
Klasse (Vernutzung der Arbeitskraft ohne wertmäßige Repro- 
duktion) — als aktuelle Imperialismusanalyse versteht; wie er 
auch für die neuerliche Verbindung von doppeltem Arbeits- 
markt, prekärer Beschäftigung und Niedriglohn mit ausgela- 
gerter bzw. zurückverlagerter Reproduktionsarbeit (Hausar- 
beit, andere Formen des Einkommens und der Subsistenz) in 
den Metropolen zur Erklärung herhalten kann. (13) 


Wir haben im letzten Heft der „Autonomie’’ (Anti-Imperialis- 
mus in den 80er Jahren) die Dimension der Ausbeutung der 
Armen in den drei Kontinenten ausführlich dargestellt. Hier- 
bei ist, über die bloße Abschöpfung billiger Arbeitskräfte aus 
der untergehenden dörflichen Subsistenzökonomie hinaus, 
die Entdeckung und .Förderung des städtischen „informellen 
Sektors’ ein entscheidender Hebel gewesen. Vermittels dieses 
Sektors des peripheren Kapitalismus und Arbeitsmarkts, der 
nicht durch formelle juristische oder staatliche Arbeitsbezie- 
hungen und die Modernität des städtisch-industriellen Sek- 
tors der drei Kontinente, sondern duch die arbeitsintensiven, 
niedrig bezahlten, illegalen bis kriminellen Einkommensbe- 
ziehungen der neuen städtischen Unterklassen geprägt war, 
konnte ebensowohl auf Restbestände der traditionell vorka- 
pitalistischen Produktionsweise und Subsistenz in den Slums 
(auf die „Ghettoökonomie’’') zurückgreifen, wie zugleich die 
Produktivität und Arbeitsleistungen der „arbeitenden Armen’’ 
im Rahmen zumeist illegaler Ausbeutungs- und Lebensver- 
hältnisse auf den modernen kapitalistischen Sektor bezogen 
werden. (14) Der Lage der Arbeit nach ist der „informelle 
Sektor” also ein Arbeitsverhältnis, das im wesentlichen unfrei 
ist und das, weil niedrigstentlohnt und nicht wertförmig re- 
produziert, auf eine außerkapitalistische Reproduktion und 
Subsistenzweise angewiesen bleibt. Diese globale nachkeyne- 
sianische Ausbeutungsperspektive ist bislang, soll man sich 
darüber wundern, nur in der feministischen Diskussion oder 
in einer ideologischen Variante auf die Metropolen übertra- 
gen worden, die sie bis zur Unkenntlichkeit verdreht. 

Carola Jacobi und Ilse Lenz vergleichen in den „Beiträgen zur 
feministischen Theorie und Praxis 3" die „Überlebensproduk- 
tion’’ und Subsistenzarbeit in den trikontinentalen Slums (al- 
so den „informellen Sektor’’ nach der Seite der Reproduk- 
tion hin) und die Hausarbeit in den Metropolen in ihrer je- 
weiligen Kombination mit bezahlten Arbeitsverhältnissen. Sie 
beantworten, im Anschluß an Meillassoux, die Schlüsselfrage 
nach der Reproduktion der entlohnten Arbeitskraft mit dem 
Verweis auf die Gratisarbeit der Frau, die in die Reproduk- 
tion der Arbeitskraft eingehe und insoweit die objektive 
Funktion habe, die Lohnkosten zu senken, weil nicht der vol- 
le Wert der reproduzierten Arbeitskraft bezahlt werde. (15) 
Nicht diese mittlerweile allgemein anerkannten Thesen ma- 
chen den Beitrag vor allem von |. Lenz über den Feminismus 
hinaus diskussionsbedürftig, sondern weitergehende Überle- 
gungen zur Einebnung des Unterschieds zwischen der Kombi- 
nation von Subsistenzarbeit und „informellem Sektor’ in der 
Dritten Welt einerseits, von Hausarbeit und metropolitaner 
Lohnarbeit andererseits: „Trotz der großen Unterschiede in 
Lohnniveau und Arbeitsbedingung zeigt die innere Differen- 
zierung der Lohnarbeiterschaft keine grundlegend qualitati- 
ven Unterschiede zwischen Metropolen und Peripherie. Ge- 


genwärtig überwiegt in den Metropolen zwar nach der ‚Früh- 
phase’ des Kapitalismus die Verbindung Lohnarbeiter / Haus- 
frau, und in der Peripherie ist heute die Verbindung Lohnar- 
beiter / marginale Masse (= Massenarmut und ‚Überlebenspro- 
duktion’ im obigen Sinn; d.V.) vorherrschend. Doch die neue 
internationale Arbeitsteilung bringt einige dem entgegenge- 
setzte, wenn auch in sich widersprüchliche Tendenzen mit 
sich, die durch die letzte industrielle Revolution der Mikro- 
prozessoren verstärkt wurden. Neue internationale Arbeitstei- 
lung heißt in den Metropolen neben Auslagerung der arbeits- 
intensiven Produktion sowohl Konzentration auf qualifizierte 
Arbeit (Domäne der Männer der dominierenden ethnisch-ras- 
sischen Gruppen) als auch Massenerwerbslosigkeit für Frauen, 
Jugendliche, Ältere, Arbeitsemigranten — all die, die Problem- 
gruppen genannt werden und denen damit in der Sprachschöp- 
fung das Problem zugeschrieben wird. Im nationalen Rahmen 
bedeutet dies eine Marginalisierung dieser Gruppen: Jugendli- 
che und Ältere werden (ob mit oder ohne Sozialprogramm) 
beschäftigt gehalten, wobei Beschäftigung und Erwerbsquelle 
voneinander getrennt sind. Frauen werden in die Hausarbeit 
geschickt, um Mann und Kinder zu versorgen und um sich 
um die anderen Problemgruppen verstärkt zu kümmen, wer- 
den also unbezahlte oder schlechtbezahlte Gegenspielerinnen 
der Sozialpolitik. (...) Es gibt kaum kapitalimmanente wirksa- 
me Lösungskonzepte; die möglichen Folgen könnten in den 
Metropolen industrielle Beschäftigung einer Gruppe hochqua- 
lifizierter Arbeiter (überwiegend weiß und männlich, s.o.), ei- 
ner weiteren Gruppe weniger qualifizierter Arbeiter und Mar- 
ginalisierung der anderen Schichten sein. Dabei könnten 
Frauen vom Arbeitsmarkt gedrängt werden, so daß ihnen nur 
die Möglichkeiten der Reproduktionsarbeit als Hausfrau eines 
Erwerbstätigen oder in der Marginalität bleiben.’’ (16) Ob die 
Frauen ganz aus den segmentierten Arbeitsmärkten abgezo- 
gen werden, ist zweifelhaft. Entscheidend ist die Neubestim- 
mung der weiblichen Reproduktionsarbeit bezogen auf den 
Niedriglohnsektor. Lenz deutet zumindest an, daß in einer 
gewissen Angleichung an die Überlebensproduktion der drei 
Kontinente die sekundären, niedrigentlohnten Sektoren der 
metropolitanen Arbeitskräfte eingebettet sein werden in eine 
Reproduktionsarbeit, die in ganz neuem Maß unentlohnt, 
d.h. auch nicht mehr indirekt (wie im Keynesianismus) in 
den Lohnkosten repräsentiert ist. (17) 


Dieser Zyklus von prekärer, männlicher und weiblicher Lohn- 
arbeit und der Ausbeutung der nicht-wertmäßigen Reproduk- 
tion der Arbeitskraft, sei es durch Frauenarbeit im Haus oder 
in Sozialhilfefunktionen, sei es durch andere Einkommens- 
quellen und Überlebensstrategien (Sozialgelder und Bafög, 
solange sie zu haben sind, Schwarzarbeit, Eigenarbeit und 
kleine Zirkulation, Umverteilung und Aneignungsformen der 
Szene, des Ghettos . . .) — dieser Zusammenhang ist in der 
Krise von der „‚Dritten’’ auf die ‚„Erste’’ Welt zurückprojiziert 
worden. Die Aufmerksamkeit und Propaganda, die sich hier- 
zulande auf die informelle „Untergrundökonomie’’ richtet, 
und die Wiederentdeckung der Naturressource bzw. der ko- 
stenlosen Reproduktion der Arbeitskraft, welche im sekundä- 
ren Sektor der Teilzeitarbeit, Leiharbeit und Jobberei beschäf- 
tigt ist, lassen den Schluß zu, daß neben der Ausnutzung der 
Subsistenzökonomie und des Überlebens in den trikontinen- 
talen Slums auch in den Industrieländern eine neue Epoche 
der Arbeit ins Haus steht, in der diese zwar nicht im Kern, 
aber vom Rand her immer stärker wieder mit massenhafter 
(und sozialpolitisch regulierter) Armut verknüpft wird. Das 
Ende des Keynesianismus ist geprägt von bewußter, exzessi- 
ver Ausbeutung der informellen Arbeit. Wie in den 70er Jah- 
ren das Kapital weltweit die Bedeutung der Subsistenzsekto- 
ren wiederentdeckt hat, die den Lohn unterhalb der Repro- 
duktionskosten zu halten ermöglichen, so wird diese Entdek- 
kung nun für die Reorganisation und Sementierung der me- 
tropolitanen Arbeitsmärkte herangezogen. 
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Andre Goız: 


Die Arbeit ist zum Mittel geworden 


Was mir entscheidend zu sein scheint für die kommenden 
Jahrzehnte, das ist das Verschwinden der Arbeit als haupt- 
sächlicher Beschäftigung, als Quelle der persönlichen Identi- 
tät und als Weise der Eingliederung in die Gesellschaft. Oh- 
ne zu wissen, sind wir gegen Ende der 60er Jahre in die post- 
industrielle Revolution eingetreten, in eine Gesellschaft, in 
der für eine zunehmende Anzahl von Leuten — insbesonde- 
re von Jugendlichen — offenkundig und erlebbar wird, daß 
ihre Arbeit und „die Arbeit” nicht länger eine gesellschaftli- 
che Notwendigkeit im Sinn der gesellschaftlichen Ganzzeit- 
beschäftigung ist. Diese Klarheit hat sich 1973 durch eine 
unerhörte Steigerung der Arbeitslosenrate ‚und gleichzeitig 
durch ein ebenso unerhörtes Anwachsen der unnützen Be- 
schäftigungen, also durch eine doppelte, ökonomische und 
ethische Entwertung der Arbeit hergestellt. 

Die Mehrheit der Leute, die eine entlohnte Arbeit verrich- 
ten, kann nicht sagen, welcher Klasse sie angehört. Sie bil- 
det die Nicht-Klasse der Nicht-Arbeiter. Eine weitere Kon- 
sequenz liegt darin, daß die Gesellschaft in Richtung einer 
dualistischen Organisationsweise auseinanderfällt. Einerseits 
haben wir einen produktiven Sektor und andererseits einen 
Sektor von autonomen Tätigkeiten, in dem die Kriterien 
der Rentabilität und des wirtschaftlichen Nutzens überhaupt 
keine Anwendung finden. 


Frage: Was verstehen sie unter „‚Nicht-Arbeitern’’? 


Der Begriff der post-industriellen Ökonomie hat Ende der 
60er Jahre von den USA seinen Ausgang genommen. Er 
wurde im wesentlichen von den „Black Panthers’’ propa- 
giert: die unbeschäftigte Bevölkerung im arbeitsfähigen Al- 
ter machte in den amerikanischen Großstädten zwischen 20 
und 60% aus. 
In den gleichen Jahren hatte Ladislas Dowbar, ein brasiliani- 
scher Revolutionär, Texte geschrieben, in denen er sagte, 
daß die traditionelle industrielle Arbeiterklasse eine privile- 
gierte Minderheit sei und daß die Mehrheit der Bevölkerung 
dazu verdammt sei, eine flottierende Masse zu werden, die 
von Selbsthilfe lebt (vivant’d’expedients) und die ihre Ghet- 
tos nur verlassen könne, wenn sie selbst-produktiv würde. 
Seitdem ist das Konzept der Prekarisierung der Lohnarbeit 
geschmiedet worden: die garantierte, stabile Lohnarbeit bil- 
det eine anspruchsvolle Minorität. Ich will nicht sagen, daß 
die Nicht-Arbeiter keine Arbeit haben oder ihre Arbeit 
nicht gerne machen, aber sie identifizieren sich nicht mit ih- 
rer Arbeit: die Arbeit ist für sie zu einem äußerlichen Mittel 
(un expedient) geworden. P 

(Liberation 28.4.1980) 


Keine Selbstverwaltung in 
megatechnologischen Komplexen 


In der Analyse, auf die sich Edmond Maire bezieht, zeige 
ich, daß die Aneignung der Produktionsmittel durch die Ar- 
beiter allerdings eine Unmöglichkeit ist, solange man im 
Rahmen der bestehenden Technologie und industriellen Or- 
ganisation verbleibt. Für ein Kollektiv von Arbeitern oder 


für eine Arbeiterklasse ist es unmöglich, sich zum Herren. 


solcher Industriekomplexe wie der Regie Renault, der Kern- 
energie und ihrer Kraftwerke, der Fabrik in La Hague oder 
des petrochemischen Komplexes von Fos zu machen und 
sie ihren eigenen Zwecken zu unterwerfen. 

Ich sage und ich wiederhole, daß die Selbstverwaltung von 
megatechnologischen Einheiten unmöglich ist, die in trans- 
nationale Verflechtungen eingebunden sind und die not- 
wendigerweise eine weit vorangetriebene Teilung, Hierarchi- 
sierung und Militarisierung der Arbeit haben. 

Man stößt hier auf ein grundsätzliches Problem: die Selbst- 
‘verwaltung läßt sich nicht auf die Gesamtheit der sozialen 
Tätigkeiten ausdehnen. Bestimmte unter ihnen verlangen 
zwangsläufig eine zentrale Planung. Diese wiederum erlaubt 
nur eine Selbstbestimmung der Arbeiter über die Ausfüh- 
rungsbedingungen des Plans, nicht aber über dessen Ziele. 
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Die Konzeption der dualistischen Gesellschaft 


In der Tat weist Edmond Maire das zurück, was er duale Ge- 
sellschaft nennt und wobei er sich auf den Bericht bezieht, 
den Francoise Giroud für den Planungskommissar vorberei- 
tet hat. Nun umfaßt der Begriff der dualen Gesellschaft — 
die man übrigens dualistisch nennen müßte, denn ‚‚dual” ist 
entweder ein Markenzeichen für Plattenspieler oder ein Am- 
erikanismus — zwei grundverschiedene Dinge, ebenso wie 
man mit Sozialismus so verschiedene Dinge bezeichnet, wie 
die osteuropäischen Regimes, das Regime von Nordkorea 
oder der Sozialismus der Selbstverwaltung, auf den die CFDT 
sich bezieht. 
Es gibt einerseits die Konzeption einer dualistischen Gesell- 
schaft, wie sie von Christian Stoffaes vertreten wird und die 
im großen und ganzen dem gleicht, was in Japan oder in Ita- 
lien existiert: nämlich zwei Sektoren, wovon der eine hoch- 
technologisch und wettbewerbsfähig ist und die großenteils 
für den Export gedachte Warenproduktion sicherstellt, wäh- 
rend der andere die Industrieproduktionen oder Dienstlei- 
stungen abdeckt, die ausschließlich für den inneren Konsum 
bestimmt sind und auf die die internationale kapitalistische 
Konkurrenz keinen Einfluß hat. Dieser Konzeption nach ge- 
hören die Arbeiter dem einen oder dem anderen Sektor an, 
was für sie verschiedenartige Zwänge, Anstellungsverhältnis- 
se/Statusunterschiede und Lohnniveaus mit sich bringt; dies 
umso mehr, als der konkurrenzorientierte Sektor selbst wie- 
derum eine Arbeiteraristokratie gesicherter und hochqualifi- 
zierter Arbeiter und zugleich ein Subproletariat aus Zeitleih- 
arbeitern und mobilen Lohnabhängigen beschäftigt, die ihm 
als regulierender Puffer dienen. Edmond Maire hat allen 
Grund, diese Form des Dualismus zurückzuweisen, insofern 
die Einheit der Arbeiterklasse eine notwendige und grund- 
sätzliche Aufgabenstellung für die Arbeiterbewegung ist. 
Nun gibt es eine andere Konzeption der dualistischen Gesell- 
schaft, die ebenfalls in dem Bericht von Giroud genannt 
wird und die sich im übrigen auf meine eigene These bezieht. 
Diese andere dualistische Gesellschaft kann nicht eine kapi- 
talistische sein, und ich habe sie ausdrücklich als eine Per- 
spektive für die Vorkämpfer der Selbstverwaltung, für Li- 
bertäre, Ökologisten oder Feministen vorgeschlagen. Ein 
zentral geplanter Sektor erscheint mir unerläßlich und er 
könnte nicht gänzlich selbstverwaltet werden. Zur Entschä- 
digung dessen erlaubt die Verkürzung der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeitszeit in allen Bereichen den Aufschwung 
der eigenproduktiven Tätigkeiten, mit deren Hilfe die Leute 
in Großfamilien, Gemeinschaften, Genossenschaften/Ko- 
operativen, Wohnvierteln etc. eben das herstellen können, 
was sie individuell oder kollektiv verbrauchen, ob es sich 
nun um materielle Güter oder um Dienstleistungen handelt. 
Diese eigenproduktiven Tätigkeiten bilden den Hebel, mit 
dem der Markt, die Lohnarbeit und der Geldaustausch zum 
Absterben gebracht werden könnten, ohne selbstverständ- 
lich ganz zu verschwinden. Dies Absterben ist die Grundlage 
und die Bedingung für eine Abschaffung des Kapitalismus, 
wie Marx schon bei der Bestimmung des Kommunismus ge- 
sagt hat. , 

(Liberation 26.8.1980) 


c. Die Ideologie der „‚dualen’’ Gesellschaft — 
Andre Gorz und Konsorten 


Die Tendenz zur Segmentierung des gesellschaftlichen Arbei- 
ters und der Arbeitsmärkte verbirgt sich eher als daß sie sich 
widerspiegeln würde in der ideologischen Aufbereitung durch 
die Wortführer einer „‚dualen Gesellschaft” und Wirtschaft. 
Von allen Ideologien, die die westdeutsche Alternativ-Scene 
begleiten (18), unterscheidet sich Andre Gorz (,‚Abschied 
vom Proletariat’’, 1980) in seinem diagnostischen Bezug auf 
die prekären Elemente der Klasse. Seine Kritik richtet sich 
gegen die zentralen Bestimmungsstücke des alten Marxismus, 
gegen die fragwürdige Verknüpfung von Produktivkraftent- 
wicklung und proletarischer Emanzipation: eine kollektive 
Aneignung der entwickelten Produktionsmittel sei heute we- 
der machbar noch wünschenswert und die Arbeiterklasse 
funktioniere nur mehr in Bezug auf deren kapitalistische Ra- 
tionalität. Zugleich vergewissert sich Gorz jedoch der von 
eben diesen Produktivkräften in einer „‚postindustriellen Re- 
volution’’ freigesetzten Nicht-Arbeit (der Abschaffung der 
Arbeit als gesellschaftlicher Notwendigkeit), und zwar in der 
Form der Aufnahme der Themen der Revolte — Verweigerung 
der Arbeit, Subjektivismus und Autonomie — in das ideologi- 
sche Konzept einer „Nicht-Klasse von Nicht-Arbeitern”, das 
sind all jene Schichten, die im Prozeß der Kontraktion des 
Kapitals und der sozialen Zersetzung an den Rand oder in die 
Arbeitslosigkeit gedrängt werden. (19) Aus dem Mißverständ- 
nis, die Freisetzung von Arbeit komme der Schaffung von 
„disponibler Zeit” (im Marx’schen Sinne) gleich, leitet Gorz 
die Konzeption einer dualistischen Gesellschaft ab, die er 
nicht mit der Japanisierung der Beschäftigungsverhältnisse 
(eher mit der Ökonomie des Ghettos) verglichen wissen möch- 
te, von der er aber grundsätzlich sagt, daß in ihr das Reich 
der Freiheit mit dem der Notwendigkeit, d.h. des Staats und 
der Arbeit im kapitalintensiven Sektor, koexistieren müsse, in 
dem „keine Selbstverwaltung möglich” sei. 

Der Gorz’sche Entwurf greift aber nicht nur die Sprache der 
Revolte gegen die Arbeit auf. Er bewegt sich auf einer Welle 
von Literatur zur Wiederaufwertung der Arbeit als „informel- 
ler” und Einbeziehung der „Untergrundökonomie’’ in eine 
dualistische Entwicklungsperspektive „nachindustrieller Ge- 
sellschaften’’ — einer Literatur, auf die ich nur verweisen will 
und die eines gemeinsam hat: die Utopie eines neuen Mittel- 
stands zu sein. Entweder wird offen die Prekarität als Kon- 
zept propagiert (Dezentralisierung und Mobilität der Beschäf- 
tigung, Niedriglohn, Legalisierung der Schwarzarbeit, also die 
Aufhebung der staatlich-gewerkschaftlichen Schranken auf 
dem Arbeitsmarkt — so A. Minc (20) und J.H. Gershuny). 
Oder es wird die Modernität des „informellen Sektors’’ der 
drei Kontinente im Rahmen des Weltimperialismus aufgenom- 
men und — um die Folgen des kapitalistischen Angriffs auf 
die metropolitanen Arbeitsmärkte und die sozialen Risiken 
der Prekarität, Überausbeutung und Gewalt von unten abzu- 
wenden, ohne doch die Instrumente zur Krisendämpfung in 
den Metropolen zu verlieren — in ein Konzept der staatlich 
geförderten Entwicklung „pluralistischer”” Wirtschaftszyklen 
übertragen (Untergrundwirtschaft als Sphäre der Autonomie 
— so P. Rosanvallon (21)). Und man empfiehlt die Zurücknah- 
me des keynesianischen Welfare und der indirekten Lohn- 
funktion öffentlicher Dienstleistungen in den Bereich der 
„‚informellen’‘, d.h. unbezahlten Hausarbeit, Familienproduk- 
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(auch nach Band) schreibt, gut organisieren kann und einen 
streckenweise chaotischen Bürobetrieb im Griff behalten kann. 


Nochmals: wir brauchen wirklich professionell arbeitende 
Leute und daher auch die üblichen Bewerbungsunterlagen an 
NETZBAU, Gneisenaustroße 2 (Mehringhof), 
1000 Berlin 61 
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tion und Nachbarschaftshilfe als vorhandener Ressource (Ent- 
eignung des feministischen Diskurses über Hausarbeit und 
Geld — so J.J. Gershuny, der davon ausgeht, daß der self-ser- 
vice in der „informellen Ökonomie” außerhalb des Geldzyk- 
lus zunehmen und deshalb die ‚‚technologische Arbeitslosig- 
keit’ im formellen Tertiär- / Dienstleistungssektor nicht auf- 
gefangen werde (22)). 


Man könnte all diese schlechten Utopien der Dualität und 
friedlichen Koexistenz von „Megamaschine’’ und dezentra- 
lem Sonnenstaat, der Förderung von „‚Alternativen’’ der Ar- 
beit mit Sinn und Selbstverwaltung, eines zweiten Arbeits- 
markts auf handwerklich-postindustriellem Niveau neben 
dem megatechnologisch-kapitalistischen Komplex als ein Pro- 
jekt der Mittelklassen — und der ‚‚Neuen Selbständigen” hier- 
zulande — abtun. Aber es kommt ihnen eine sozialintegrative 
Funktion gegenüber der Revolte der Unterschichten zu. Und 
zudem haben sie eine Entsprechung in den Krisenstrategien 
des Kapitals selbst, sowohl auf dem Arbeitsmarkt wie im Be- 
reich der sozialen Reproduktion. Die Realität der Konzep- 
tion einer dualistischen Gesellschaft liegt in der Segmentation 
und Diffusion der Arbeit in Bezug auf die Megamaschine. Die 
Kern- und Randsektoren werden nach ihrer klassenmäßigen 
und sozialen Seite hin zunehmend ineinander übergehen, und 
in der Gleichzeitigkeit von Entwicklung und Unterentwick- 
lung, von garantierter und prekärer Arbeit wird das Kapital 
der Metropolen keinen Sektor zulassen, der seinem Hunger 
nach Mehrwert auf die Dauer entzogen wäre. Chip-Automa- 
tion und diffuse Fabrik, die Kaskade der Arbeitsmärkte und 
die Zirkulation der prekären Arbeitskraft machen einen alter- 
nativen und selbstverwalteten Sonnenstaat vollkommen illu- 
sorisch. Der Anspruch des Kapitals auf Planungsarbeit und 
Mehrwertraten in den Metropolen, der aus der internationa- 
len Arbeitsteilung herrührt, ist ohnehin nicht auf den Alter- 
nativsektor zu projizieren. Die dualistische Konzeption von 
Gorz und Konsorten abstrahiert aber von alledem und geht 
stattdessen von der Seite der Nicht-Arbeit und der Reproduk- 
tion aus. 
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Yona Friedman: 


Der quartäre Sektor in der Dritten Welt besteht im allgemei- 
nen aus den Bewohnern der Elendsviertel, deren quartäre 
Aktivitäten einfach zum Überleben notwendige sind. Sie 
bauen ihre Häuser, bestellen einen winzigen Acker, halten 
einige Hühner oder eine Ziege und sorgen auf diese Weise 
selbst für einen großen Teil ihres Überlebens. Ohne Geld, 

denn sie verdienen so gut wie gar nichts. Wenn sie einen klei- 
nen Überschuß produzieren, gehen sie ihn auf dem Markt 
verkaufen. In einer der größten Städte der Dritten Welt ver- 
dienen ca. 45% der Bevölkerung weniger als das Minimum, 
um nicht zu verhungern. Dies ist die offzielle Zahl, die Wirk- 
lichkeit sieht schlimmer aus. Trotzdem werden sie einiger- 
maßen von ihrer quartären Landwirtschaft ernährt. Sie wird 
nicht in der Statistik erwähnt. 

Natürlich hat (oder wird) das Phänomen der Quarternalisa- 
tion in so hohem Verhältnis in den Ländern der Dritten 
Welt einen wichtigen Einfluß auf ihre Politik (haben). Die 
Regierungen dieser Staaten haben eine zeitlang gehofft, von 
diesem Prozeß Abstand gewinnen zu können. Sie wollten 
eine industrielle Entwicklung beginnen, indem sie die Quar- 
tären zugunsten der Sekundären (Industrie) und der Tertiä- 
ren (Dienstleistungen) im Gewinn kürzten. Die Nichtigkeit 
dieser Hoffnung wird immer offensichtlicher. Diese Regie- 
rungen mußten sich also mit dem Gedanken des Überlebens 
bei quartärer Mehrheit (in einer Unterhaltswirtschaft) abfin- 
den. All diese Regierungen merken jetzt, daß sie nur dann 
an der Macht bleiben können, wenn sie sich auf diesen quar- 
tären Teil der Bevölkerung stützen, d.h. wenn dieser sie zu 
unterstützen bereit ist. 

Diese Unterstützung können die Regierungen nur erhalten, 
indem sie die Interessen der Majorität (quartäre Bevölke- 
rung) verteidigen und ihnen zugleich eine Verbesserung ih- 
rer Lage anbieten. 

In Anbetracht der Situation haben die meisten Länder der 
Dritten Welt kein Interesse daran, irgendwelche Waren aus 
industrialisierten Ländern zu importieren. 

Wie wir es zuvor gesehen haben, ist dieser Tausch für die In- 
dustrieländer nützlich und notwendig, da sie damit ihr Wirt- 
schaftssystem ausgleichen. Doch dieser Austausch ist für sie 
noch nützlicher, weil sie dabei für ihre Industrie unentbehr- 
liche Rohstoffe bekommen. Rohstoffe, die es oft nur in den 
Ländern der Dritten Welt gibt. Der Austausch, vor allem auf 
der Währungsebene, ist also lebenswichtig für die Industrie- 
welt. 


Wie das Dualwirtschaftskonzept eine verzerrte, umgewendete 
Darstellung der faktischen Arbeitsmarktsegmentation und 
der Japanisierung ist (s. Kasten A. Gorz), so liegt ihre wirkli- 
che Bedeutung und Antwort auf die sozialen Bewegungen im 
Bereich der Reproduktion in der Aufbereitung eines verbillig- 
ten, nichtwohlfahrtsstaatlichen Reproduktionsmodells, das 
auf die subkulturellen Überlebensstrategien der Verweigerer, 
der Prekären und der Arbeitslosen zugeschnitten ist. Im neo- 
darwinistischen Krisenprojekt des „Volksüberlebens” (sic!), 
wie es Y. Friedman aus dem Szenario eines konterrevolutio- 
nären Weltverteilungskriegs entwickelt (s. Kasten), schließt 
sich der Kreis von prekärer Arbeit und Subsistenzökonomie 
des informellen Sektors, der als Regelkreis des Weltimperia- 
lismus längst funktioniert. Das Slum als Vorbild der Alterna- 
tive. 


Aber die Arbeitsutopien von links zur Verschleierung der Pre- 
karität vermögen immer weniger zu greifen. Mehr als anders- 
wo haben sich die sozialen Kämpfe und Teilbewegungen in 
der BRD nach dem Ende des Massenarbeiterzyklus Mitte der 
70er Jahre in den Nischen der Reproduktion und der Alter- 
native verloren. Als in den sog. Alternativprojekten die Ar- 
beit als Arbeit zur Kenntnis genommen wurde, stellte sich 
dann heraus, daß hier der keynesianische Zusammenhang von 
Arbeit und Lohn gleichfalls entkoppelt worden war — aber 
im negativen Sinn und um den Preis einer experimentellen 
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Ein Drehbuch über die Verarmung der industrialisierten Welt 


Gegenüber einer solchen Situation ist es durchaus möglich, 
daß einige dieser Länder den Austausch mit Industriestaa- 
ten in naher Zukunft stoppen und vielleicht sogar das Welt- 
währungssystem verlassen. Wir haben beobachten können, 
daß diese Austausche für sie nicht lebenswichtig sind. Sie 
sind eher schädlich, da das Einkommen, das sie vom Ver- 
kauf von nicht zu erneuernden Quellen erhalten, nicht aus- 
reichend für den Start ihrer Industrialisierung ist. Außerdem 
haben wir noch feststellen können, daß ihr nationales Über- 
leben immer mehr auf dem Überleben ihrer quartären Be- 
völkerung beruht. Ein Überleben, das unabhängig von inter- 
nationalen Austauschen ist. Die zur Zeit bestehenden Regie- 
rungen werden vielleicht nicht „die Hähne zudrehen”, aber 
angesichts der explosiven Lage werden diese Regierungen 
sehr wahrscheinlich eines Tages von anderen abgelöst wer- 
den; von weniger empfindlichen, die sich, um Herr der Lage 
zu werden, auf den quartären Sektor stützen und dadurch 
die Austausche stoppen werden. 

Wenn sich diese Aussichten bewahrheiten, bleibt den Indu- 
striestaaten nur noch die Wahl zwischen zwei großen Strate- 
gien. 

Die erste wäre die Gewaltanwendung, d.h.: militärischer 
Angriff gegen alle, die sich weigern, ihre natürlichen Erzeug- 
nisse gegen Geld zu verkaufen. Eine Strategie, die, von jeder 
Menschenachtung abgesehen, so gut wie unmöglich ist, 
wenn man die demographischen Dimensionen der Dritten 
Welt betrachtet. 


Was die zweite Strategie anbelangt: die empfehlenswerteste 
und annehmbarste wäre natürlich die ‚‚Quarternalisation” 
der Ökonomie der Industrieländer. Eine sehr unterschiedli- 
che Quaternalisation gegenüber der Dritten Welt: die ‚„mo- 
dernisierte Quaternalisation’. 

Das typischste dieser Beispiele, genauso wie in der Dritten 
Welt, ist die Quaternalisation, die aus der Arbeitslosigkeit 
resultiert. Ein Arbeitsloser, auch wenn er vom Staat unter- 
stützt wird, sucht quartäre Beschäftigungen. Er fängt an, 
selber einen Teil seiner Nahrung zu produzieren, wenn die 
äußeren Beschaffenheiten seines Wohnortes es erlauben. Er 
versucht, kleine Handwerke auszuüben, wenn sich die sozia- 
len Gruppen seiner Nachbarschaft damit zufrieden geben. 


Verbindung von Arbeit und Leistungsmotivation. Dies: die 
Aufwertung, Intensifikation und hohe Bereitschaft zur Ar- 
beit, das explizite Programm des Konsumverzichts bei oft ho- 
her Reproduktionsfunktion schien die alternativen Lebens- 
und Arbeitsformen eine Zeitlang als Puffer und Alternative 
zur Massenarbeitslosigkeit, als Baustein einer entstaatlichten 
und selbstverwalteten Sozialkontrolle und als Gegenstück des 
kapitalistischen Plans zu empfehlen. Inzwischen ist der Lack 
etwas abgeblättert, und es geht um die direkte Konfrontation 
und Angrenzung: die Ideologie der Alternative wird solange 
wirksam bleiben, wie die Hegemonie der Mittelklassen über 
die sozialen Bewegungen reicht. 


Exkurs: 
Staat, Mittelklassen und neue soziale Bewegungen 


Die Konzeption der dualistischen Wirtschaftsentwicklung, so 
unrealistisch sie für sich genommen ist, lebt von der Auflösung 
der keynesianischen Verfassung der Gesellschaft und dem Be- 
dürfnis nach Ökonomisierung der Sozialpolitik vor allem im 
Bereich der Reproduktion. Unter dem Gesichtspunkt künfti- 
ger Klassenallianzen bieten sich die Anhänger des small-is- 
beautiful zugleich für die Erneuerung der Staatsfunktion an. 


Wenn wir akzeptieren, daß die Arbeitslosigkeit in unserer 
Zeit noch größere Ausmaße erreicht, was sich leicht erklä- 
ren läßt, wenn wir uns auf vorgenanntes Bild berufen; und 
wenn wir akzeptieren, daß die Quaternalisierung eine Lö- 
sung bedeutet, die wenigstens teilweise die klassische Ar- 
beitslosigkeit aufzehren würde, dann müßten wir zulassen, 
daß sich der Schlüssel unserer Zukunft in der Quaternalisa- 
tion befindet. 

Andere Beispiele dieses Verfahrens, außerhalb der nicht in- 
dustrialisierten Welt, sind auch sehr lehrreich. So die 
„Schwarzarbeit’, deren Antrieb die nicht ausreichenden of- 


fiziellen Gehälter sind. Oder der „Tauschhandel” von Dienst- 


leistungen oder Waren, der ın manchen Ländern von der 
Flucht vor dem Steuersystem motiviert ist. Der Tauschhan- 
del ist in wenigen Fällen schon eine quaternisierte Form des 
Handels. 

Man könnte folgern, daß die Quaternalisation, die von die- 
sen Beispielen abstammt, nur aus „Randbemerkungen” be- 
steht. Das stimmt, aber die sich am Rande befindlichen 
können sehr schnell zur Mehrheit werden. In diesem Fall 
könnten sie nicht mehr als ‚am Rande Stehende’” bezeich- 
net werden, sondern als die, welche einer klassischen Tätig- 
keit nachgehen. 

Nehmen wir z.B. den Zweiten Weltkrieg. Während dessen 
arbeiteten mehr als 60% der aktiven Bevölkerung nur in 
oder für die militärische Maschinerie. Die restliche Bevölke- 
rung, die nicht nur für den Krieg gearbeitet hat, wurde quar- 
ternalisiertt und hat trotz mangelnder Mittel überlebt. Wir 
durchfahren heute eine Periode, die sehr der Kriegsperiode 
ähnelt (von der Sicht des bevorstehenden Mangels an Mit- 
teln), obwohl unsere Krise keinen militärischen Charakter 
trägt. 


Wir haben gesehen, daß der Quaternalisierungsprozeß schon 
begonnen hat. Es liegt nun an den Behörden, welche Hal- 
tung sie dem gegenüber einnehmen wollen. Ferner sehen 
wir, daß es gegenüber der künftigen Entwicklung der Welt- 
wirtschaftslage unwahrscheinlich ist, die Vollbeschäftigung 
und das System der gegenseitigen Unterstützung noch lange 
aufrecht zu erhalten. Es sieht so aus, als wäre folgende Lö- 
sung, die den Behörden vorgeschlagen werden kann, die 
vernünftigste: der zur Quaternalisation führende Weg muß 
geebnet werden, damit die schwere Explosion vermieden 
wird, die die Arbeitslosigkeit, die die annehmbaren Grenzen 


Die verschiedenen sozialen Teilbewegungen des letzten Jahr- 
zehnts haben — und dies gilt nicht nur für die BRD — immer 
auch die neuen, mit der Entwicklung des keynesianischen 
Staats eng verknüpften Mittelklassen repräsentiert: Teile der 
wissenschaftlich-technischen Intelligenz, die jetzt von der 
Taylorisierung geistiger Arbeit betroffen werden, Pädagogen, 
Sozialarbeiter, Gesundheitsarbeiter und ‚‚neue Selbständige’’/ 
Kleingewerbetreibende etc. und deren Forderungen in der 
Krise (oftmals im ideologischen Gewand der Autonomie und 
Subjektivität). Ihr bisheriger Einfluß auf die Sozialbewegun- 
gen macht diese Mittelschichten, wo sie sich politisch zu for- 
mieren verstehen, zugleich zum möglichen Partner eines prä- 
ventiven konterrevolutionären Bündnisses mit dem Staat der 
Multis, das gegenüber der Erosion der Leistungsverweigerung 
und den Revolten aus der nachindustriellen Armut abgeschot- 
tet ist. Was wir in der BRD zuerst als Entsolidarisierung der 
Linken hinsichtlich verschiedener Widerstandsformen von un- 
ten Jund dann als parlamentarische Konsolidierung grün-alter- 
nativer Listen vorgeführt bekommen haben, hat eine Grund- 
lage in deren Angebot, die sozialpolitische Kontrolle margina- 
ler gesellschaftlicher Gruppen mit zu tragen. Die Utopie des 
Kapitals, der Workfare-State, und die Zunahme der repressi- 
ven, polizei-technologisch hochgerüsteten Staatsfunktionen 
zeigt nur eine Richtung an. Die andere Tendenz verbirgt sich 
hinter den Schlagworten der „Entstaatlichung”, Dezentrali- 
sierung und Selbstregulation der Gesellschaft, die ja nicht nur 


.der die Abgabe eines Teils ihrer Erzeugnisse an das Kollek- 


überschreiten könnte, nach sich zieht. 

Ziehen wir also die zu empfehlenden Optionen zusammen, 
um diese Haltung bestimmen zu können. 

l. Man sollte die Arbeitslosigkeit in den ‚‚sozial unnützen” 
Sektoren, vor allem im tertiären, akzeptieren. Dafür dann 
keine neuen „Anstellungen”, sondern eher neue ‚‚quartäre 
Beschäftigungen” schaffen (Möglichkeiten nicht-ländlicher 
Landwirtschaft, kleine Handwerke etc.). 

2. Der unvermeidbare Anstieg der Nahrungsmittelpreise 
könnte einen Teil der Arbeitslosen dazu führen, sich entwe- 
der einzeln oder in Gruppen für die nicht-ländliche (quartä- 
re) Landwirtschaft zu interessieren. 

3. Diese Maßnahmen würden dazu führen, den freien Ver- 
kauf von Nahrungsmitteln zu erlauben, auf den Straßen, auf 
den Märkten. Es handelt sich also um eine Legalisierung der 
sogenannten „freien Verkäufe”. Dieses System, einmal er- 
laubt, würde auch noch andere Arbeitslose beschäftigen. 

4. Die Legalisierung der kleinen Handwerke (Schwarzarbeit) 
zieht nicht weniger wichtige Vorteile nach sich, als die, wie 
oben genannt. Diese Maßnahme führt nämlich ganz natür- 
lich einen Teil der Tertiären zur Quaternalisation. 

5. Die Form der im Quartären anzuwendenden Steuerbe- 
stimmungen erfordert ein teilweises Umdenken des gelten- 
den Steuersystems. Eine Steuer in Naturalien hingegen wäre 
zugleich gerecht und realisierbar. Diese Steuer sollte entwe- 


tiv bedeuten oder in einem ‚nationalen Zivildienst” gelei- 
stet werden. Ein Klempner oder ein Schlosser z.B. müßte 3 
Wochen (ca. 6% seiner Arbeitszeit) für den Staat, die Stadt 
oder die Gemeinde arbeiten. i 

6. Mit Ausnahme von kurzfristigen Maßnahmen, die wir 
schon genannt haben, wären langfristige Maßnahmen erfor- 
derlich. Vor allem’ auf dem Gebiet der Erziehung: Lehren 
von einfachen Überlebenstechniken, Lehre der Ökologie 
und der zu quarternalisierenden Berufe. Dieses Lehrpro- 
gramm sollte der Grundschule angehören, ist aber auch für 
Erwachsene angebracht. 


(aus: H.J. Harloff (Hg.), Bedingungen des Lebens in der Zu- 
kunft..., Berlin: TU 1978, S. 2 ff.) 


auf den ökonomischen Mechanismus des Marktes in einem 
Moment abzielen, in dem dieser ganz dem Plan des multina- 
tionalen Kapitals ausgesetzt wird, sondern wozu auch eine 
Diversifikation und Vorverlagerung des Staatsschutzes und 
die Ausbreitung diffuser Internierungstechniken zu rechnen 
sind. Welche der Optionen für die Erneuerung der Staatsappa- 
rate sich durchsetzen wird, hängt in erster Linie von den 
Chancen einer umfassenden kapitalistischen Rekonstruktion 
beider Arbeitsmarktzyklen und von der Polarisierung der 
Klassenkämpfe in den Metropolen ab, damit aber auch vom 
Versagen der Zwischenschichten und Grenzträger des Regimes. 
Angesichts der sozialen Erosionsprozesse, der Massenarbeits- 
losigkeit und einer faktischen materiellen Grenze, die sich in 
der Streichung von Staatsgeldern für alternative Sozialarbeits- 
projekte ausdrückt, ist die Chance der Alternativen in der 
BRD, ihre Hegenomie nach unten nicht zu verlieren und sich 
gleichzeitig als Mittelstandspartei zu etablieren, deutlich ge- 
ringer geworden. 


In Frankreich wurde die Verbindung der neuen Mittelklassen 
mit dem Staatsapparat noch vor dem Wahlsieg der Sozialisten 
als „neo-sozialdemokratisches’’ Projekt diskutiert. Was als ein 
französischer Ausweg aus der Krise angeboten worden war — 
eine Mischung von Verstaatlichungs- und Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen eines spätkeynesianischen Regimes mit politisch- 
sozialer Dezentralisierung — hat sich allerdings inzwischen 
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über eine Etappe intensiver Kämpfe der multinationalen Ar- 
beiter zu einem Regime der staatlichen Lohnregulation und 
der nachgeholten Zentralisierung polizeilich-repressiver Be- 
fugnisse entwickelt. Die folgenden Passagen von Alain Bihr 
aus dem Jahr 1980 nehmen jenes konterrevolutionäre Dispo- 
sitiv vorweg, das wirksam wird, wenn die Grenzlinie zwischen 
den befriedeten Ansprüchen der sozialen Bewegungen der 
70er Jahre und der aktuellen Revolte der Unterklassen erst 
einmal überschritten ist. (23) 


„Zwischen 1930 und 1960 führten die erweiterten Repro- 
duktionsanforderungen des Kapitals als eines sozialen Ver- 
hältnisses in den meisten westlichen kapitalistischen Gesell- 
schaftsformationen zur Herausbildung machtvoller Staatsap- 
parate, die auf allen Ebenen und in alle Bereiche des gesell- 
schaftlichen Lebens direkt eingriffen: Ankurbelung und Re- 
gulierung der nationalen Wirtschaft; Mobilisierung und Unter- 
ordnung der Gesellschaft als ganzer unter das Gebot des ‚wirt- 
schaftlichen Wachstums’; Übernahme der wichtigsten ‚Sozial- 
aufgaben’ wie Gesundheit, Erziehung, Wohnungsbau, Kultur; 
zugleich übernahm der Staat eine stabilisierende Rolle in den 
Klassenbeziehungen und -auseinandersetzungen. Während der 
Jahrzehnte sind die Staatsapparate aufgrund ihrer Funktions- 
fülle zu wirklichen Zentren der gesellschaftlichen Praxis ge- 
worden. 

Gegen Ende der 60er Jahre nun ist diese erste Form der Ver- 
staatlichung des westlichen Kapitalismus zunehmend in die 
Krise geraten. (...) Sie wurde immer weniger anpassungsfähig, 
sei es nun gegenüber den Ursachen und tieferen Gründen der 
gegenwärtigen strukturellen Krise des Kapitalismus oder ge- 
genüber den sich abzeichnenden Veränderungen, wie sie vom 
weiteren Fortgang der Kapitalreproduktion in Zukunft ver- 
langt werden. (...) 

Die Verstaatlichung der Gesellschaft hatte zu einer Überla- 
stung des Staates geführt, die sich ebensowohl an der Ver- 
mehrung bürokratischer Instanzen wie am exponentiellen 
Wachstum des Staatshaushalts verdeutlichen läßt und die auf 
der einen Seite zu einer wachsenden Ohnmacht des Staats ge- 
genüber der Vielfalt der Veränderurigen und sozialen Proble- 
me geführt hat. Auf der anderen Seite wurde dadurch eine 
zunehmend massivere und entschiedenere — wenn auch im 
Grunde zweideutige — Kritik an der „Staatlichkeit’ hervorge- 
rufen, in der sich ein gesellschaftliches Bedürfnis nach Auto- 
nomie ausdrückte. 

Dies Bedürfnis hat sich in den meisten westlichen Gesellschaf- 
ten mit Beginn der 70er Jahre stark ausgebreitet: es trat zu- 
gleich in den neuen Kampf- und Organisationsformen der Ar- 
beiterklasse außerhalb und selbst gegen die klassischen politi- 
schen und gewerkschaftlichen Apparate, die als Integrations- 
faktoren ihrerseits in die staatliche Ordnung integriert sind, 
und in der Entwicklung der verschiedenen ‚neuen Sozialbe- 
wegungen’ in Erscheinung — des Feminismus, der städtischen, 
ökologischen und regionalistischen Bewegungen, wie sie als 
Reaktion auf die Unterwerfung aller Seiten des gesellschaftli- 
chen Lebens unter die Erfordernisse der kapitalistischen Ent- 
wicklung entstanden und die sich gegen den Staat als ausfüh- 
rendes Organ dieser Erfordernisse richteten. 

Gleichzeitig unterlag ebendieser Staat einer explosionsartigen 
Veränderung, deren Wirkungen erst mit der Entwicklung der 
Krise im Verlauf der 70er Jahre zunehmend sichtbar werden 
sollten. Die Internationalisierung der kapitalistischen Produk- 
tionsverhältnisse, die aus dem Wirtschaftswachstum und der 
gesellschaftlichen Entwicklung unter der Vorherrschaft des 
Staates folgte, tendiert heute dazu, den nationalstaatlichen 
Rahmen zu sprengen. Das ist übrigens der tiefere Sinn der ge- 
genwärtigen Strukturkrise des Kapitalismus. (...) 
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Auf diese Weise übt die gegenwärtige Krise der Reproduktion 
kapitalistischer Gesellschaftsverhältnisse einen doppelten 
Druck auf die westlichen Staaten aus, der ‚von unten’ und 
‚von oben’ kommt und sie dazu veranlaßt, eine scheinbare 
Entflechtung und staatliche Dezentralisierung des gesellschaft- 
lichen Lebens zu betreiben. Damit ist das umrissen, was wir 
das ‚neo-sozialdemokratische Projekt’ nennen wollen. {...) 
Die Gesamtbewegung wird sich nicht auf eine Entzerrung des 
Verwaltungsapparats oder eine politische Dezentralisierung 
beschränken, wie sie in den westlichen Staaten schon weitge- 
hend erreicht worden ist (Frankreich hat hier einen Rückstand 
aufzuholen). Sie wird auch die Privatisierung der öffentlichen 
Dienste einschließen, von denen die meisten im kapitalisti- 
schen Sinne unrentabel geworden sind, sei es in Form des Ab- 
baus des öffentlichen Sektors (der in der voraufgegangenen 
Wachstumsphase eine Vorreiterrolle gespielt hatte), sei es in 
Form einer Konkurrenz zwischen öffentlichem und privatem 
Sektor, die den ersteren zur Anpassung an den Privatsektor 
Zwingt. 

Schließlich und vor allem wird sie die bevorzugte Mystifika- 
tionsform für die Institutionalisierung und vertragliche Ein- 
bindung aller gesellschaftlicher Aktivitäten, aller Sozialbewe- 
gungen und Gruppierungen abgeben, in denen und durch die 
sich seit dem Ende der 60er Jahre jene lautstark vorgetragene 
Forderung nach sozialer Autonomie ausgedrückt hat. {...) 
Darin wird die Eigentümlichkeit dieser Form der Verstaatli- 
chung des Kapitalismus im Vergleich zu der vorangehenden 
bestehen: anstatt die ganze politische Macht innerhalb stark 
zentralisierter, hierarchisierter und bürokratisierter Apparate 
zu konzentrieren, die von der bürgerlichen Gesellschaft ge- 
trennt sind, wird sie in gewisser Weise einen Teil der Macht 
im Innern ebendieser bürgerlichen Gesellschaft ‚ausbreiten’ 
und sie in ihrer Gesamtheit in ein Abbild der politischen Ge- 
sellschaft verwandeln, indem sie die Organisationen und ‚au- 
tonomen’ Aktivitäten, die aufgrund der Überalterung der frü- 
heren Verstaatlichungsform entstanden waren, als Vermitt- 
lungsinstanzen integriert: Assoziationen, Verbraucherkomi- 
tees, Gruppen mit spezifischen Forderungen, alternative Ar- 
beits- und Lebensformen. (...) Unter der wechselnden Be- 
zeichnung der ‚community action’ in den USA, des ‚self help’ 
in England oder des ‚sozialen Experiments’ in Frankreich 
wird eine ‚nachbarschaftliche‘, auf der ‚Beziehungsebene’ lie- 
gende Lösung für die sozialen Probleme zu fördern versucht, 
die die westlichen Staaten nicht länger mit Haushaltsmitteln 
oder mit bürokratischen Maßnahmen zu lösen imstande sind. 


a) 


Diese grundlegende Reform der Organisation der politischen 
Macht in den westlichen kapitalistischen Gesellschaftsforma- 
tionen wird natürlich die Einrichtung neuer Formen der staat- 
lichen Kontrolle über das und innerhalb des gesellschaftlichen 
Lebens erfordern. Die alten bürokratischen Kontrollformen 
(Finanzen, Justiz, Polizei) werden zwar nicht verschwinden, 
aber sie werden mit neuen Formen vermittelt werden, die der 
Zentralgewalt eine Kontrolle des Ganzen erlauben werden, 
ohne alles zu kontrollieren. Diesem Zweck entspricht vor al- 
lem das Projekt einer Vernetzung der Gesellschaft durch Da- 
tenübertragung (telematique): ‚Die Information zu vergesell- 
schaften, bedeutet, Verfahren zu schaffen, vermittels derer 
sich Zwänge und Freiheiten, der staatliche Planungsanspruch 
und die Erwartungen autonomer Gruppen harmonisch ausglei- 
chen. Es bedeutet, vorwiegend Daten zur Verfügung zu stel- 
len, aufgrund derer die Strategie des Zentrums und die der 
Peripherie in Übereinstimmung gebracht werden können: in 
eine Übereinstimmung, in der sich Gesellschaft und Staat 
nicht allein unterstützen, sondern sich gegenseitig produzie- 


ren.’ (Nora/Minc) Zu dieser ‚soft-control’, die durch die Da- 
tenvernetzung ermöglicht wird, kommt die Selbstkontrolle 
hinzu, die die Zentralgewalt den ‚autonomen Gruppen’ abver- 
langen wird, um ihnen Macht zu übertragen, und die insbe- 
sondere durch die Verbreitung einer doppelten ideologischen 
Thematik wirksam wird: der kollektiven Verantwortung und 
der öffentlichen Sicherheit.” 


Anmerkungen zu (3) 


1 Selbstverständlich liegt in der Vorstellung der „Dualität” eine 
Übersimplifikation: „Es wäre richtiger, in Begriffen einer multip- 
len Arbeitsmarktsegmentation zu sprechen. Die Arbeitsmärkte in 
den OECD-Ländern sind durch fließende Segmente gekennzeich- 
net.” H.C, Jain, Disadvantaged Groups on the Labour Market, 
Paris: OECD 1979, S. 31; zur Akademisierung der Segmentations- 
these s. einige Beiträge in dem Reader von W. Sengenberger (Hg.), 
Der gespaltene Arbeitsmarkt. Probleme der Arbeitsmarktsegmen- 
tation, Frankfurt/M.-New York 1978; dort S. 31-34, 37 ff. zur 
westdeutschen Ausprägung der betriebsspezifischen Segmenta- 
tion und der regional peripheren Arbeitsmärkte; vgl. auch W. 
Sengenberger, Die gegenwärtige Arbeitslosigkeit — auch ein 
Strukturproblem des Arbeitsmarkts, Frankfurt/M. 1978, insb. S. 
29 ff. („Arbeitsmarktsegmentation und Struktur der Unterbe- 
schäftigung’'). Die Arbeit von H. Biehler und W. Brandes, Arbeits- 
marktsegmentation in der Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt/ 
M.-New York 1981, ist das Papier nicht wert, auf dem sie gedruckt 
wurde. 

2 M.J. Piore in: Sengenberger (Hg.), Der gespaltene Arbeitsmarkt, S. 
69. 

2a Wir zielen hier weniger ab auf die Segmente des Arbeitsmarkts, die 
lediglich formell unter das Kapitalverhältnis subsumiert sind, als 
vielmehr auf jene Aspekte der „Produktionsdiskussion’’, welche 
die Reproduktion der Arbeitskraft in einem „‚informellen’’ Sektor 
betreffen (s.u.); jedenfalls in dieser Hinsicht reproduziert das Kapi- 
tal die Bedingungen seiner ursprünglichen Akkumulation — freilich 
sind dies auch die Bedingungen seiner „Blütezeit’’ im 19. Jahrhun- 
dert gewesen. Die sozialhistorische Parallele zur ursprünglichen Ak- 
kumulation liegt in der neuerlichen Schaffung einer „sozialen Fra- 
ge’ und deren geplanter Lösung von oben. 

3 S. Berger, M.J. Priore, Dualism and Discontinuity in Industrial So- 
cieties, Cambridge 1980, S. 18. 

4 Ebd., S. 50. 

5 Piore in: Sengenberger (Hg.), Der gespaltene Arbeitsmarkt, S. 91; 

die Verzerrungen durch das amerikanisch-soziologische Vokabular 

bei Piore muß man abziehen. 

M. Reich, D.M. Gordon, R.C. Edwards ebd. S. 58 ff. 

M.L. Wachter ebd. S. 162 f. 

Vgl. D. Freiburghaus, G. Schmid, Theorie der Segmentierung von 

Arbeitsmärkten. Darstellung und Kritik neuerer Ansätze mit be- 

sonderer Berücksichtigung arbeitsmarktpolitischer Konsequenzen, 

in: Leviathan, Jg. 3, 1975, S. 417 ff., dort S. 437. 

9 M.L. Wachter in: Sengenberger (Hg.), Der gespaltene Arbeitsmarkt, 
S. 165. Es ist uninteressant, ob einige Theoretiker die Höhe der 
Sozialleistungen für die Instabilität der Beschäftigung negativ ver- 
antwortlich machen; klar ist, daß das US-Wohlfahrtssystem und 
Armenprogramm den Markt für sekundäre, niedrigentlohnte Jobs 
mit provoziert hat, klar ist aber auch, daß im Umkehrschluß inzwi- 
schen die Streichung der Sozialgelder zum Arbeitszwang führt. 
Auch in früheren Phasen des Verhältnisses von Staat/Kapital und 
Armut hatte die Sozialhilfe stets eine kompensatorische Funktion 
gegenüber der marktmäßigen Herausbildung des Werts der Ware 
Arbeitskraft, und stets noch bot sich an, die ‚‚poor laws’’ zum Ein- 
satz der Armen in staatlich geförderten Arbeitsprojekten zu be- 
nutzen. Siehe zum Gesamtzusammenhang die große Darstellung 
von F.F. Piven und R.A. Cloward, Regulierung der Armut. Die Po- 
litik der öffentlichen Wohlfahrt, Frankfurt/M. 1977. 

10 Th. Vietorisz u. B. Harrison in: W. Sengenberger (Hg.), Der gespal- 
tene Arbeitsmarkt, S. 182; vgl. S. 100. 

11 B. Coriat, Ouvriers et automates. Proces de travail, economie du 
temps et theorie de la segmentation de la force de travail, in: J.P. 
Gaudemar (Hg.), Usines et ouvriers, Paris 1980, S. 41 ff. 

12 Cl. Meillassoux, Die wilden Früchte der Frau. Über häusliche Pro- 
duktion und kapitalistische Wirtschaft, Frankfurt/M. 1976. 
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13 Ebd. S. 138 ff. „Der doppelte Arbeitsmarkt verfolgt das Ziel, das’ 
Proletariat organisch in zwei Kategorien zu spalten, gemäß der 
Ausbeutungsart, der es unterliegt: die der integrierten oder stabili- 
sierten Arbeiter, die sich ausschließlich im kapitalistischen Sektor 
reproduzieren; und die der Wanderarbeiter, die sich hier nur teil- 
weise reproduzieren. Dieser doppelte Markt entsteht vermittels 
verschiedener Diskriminierungen, in der Hauptsache der beiden 
folgenden: 

— Die erste gründet auf der Unterscheidung zwischen direktem 
und indirektem Lohn. Familienbeihilfen, Arbeitslosengelder, Ko- 
stenübernahmen bei Krankheiten oder Arbeitsinvalidität werden 
auf diskriminierende Weise gewährt. Unter verschiedenen Vorwän- 
den werden sie ganz oder teilweise solchen Arbeitern verweigert, 
die verpflichtet sind, sich ganz oder teilweise außerhalb des kapita- 
listischen Sektors zu unterhalten und zu reproduzieren. Diese Poli- 
tik wird von den rassistischen Staaten Afrikas und, in verschiede- 
nem Maße, von den europäischen Regierungen aktiv betrieben, die’ 
eingewanderte Arbeitskräfte beschäftigen. So zahlt die französi- 
sche Regierung den Wanderarbeitern einen indirekten Lohn, der 
drei- oder viermal unter demjenigen liegt, den ein französischer Ar- 
beiter unter gleichen Bedingungen erhalten würde. 

— Die zweite Diskriminierung drückt sich darin aus, daß einige In- 
dustriezweige oder bestimmte Sektoren eine geschickte Politik der 
Unbeständigkeit des Arbeitsplatzes und der Niedriglöhne verfol- 
gen, um die integrierten Arbeiter fernzuhalten — die, da gänzlich 
auf den Markt angewiesen, von solchen Einkünften nicht leben 
könnten —, und nur solche Arbeiter beschäftigen, die sich ihre 
bäuerliche Herkunft zugutehalten. Die Existenz dieses doppelten 
Arbeitsmarkts wird von der französischen Arbeitgeberschaft aus- 
drücklich anerkannt: ‚Die ausländischen Arbeitskräfte werden häu- 
fig an provisorischen Arbeitsplätzen beschäftigt ... Sie verfügen 
über keine Arbeitsplatzsicherheit ... Sie bilden also eine Art zwei- 
ten, sehr elastischen und aktiven Arbeitsmarkt’ (Entreprise No. 
948, 9.11.1973). Daher liegen auch die Löhne der Immigranten 
um 20 bis 30% unter denen der integrierten Arbeiter.” 

14 Siehe die vielzitierte Kenia-Studie des Internationalen Arbeitsam- 
tes (Employ ment, Incomes and Equality. A Strategy for Increasing 
Productive Employment in Kenya, Genf: ILO 1972); sowie zusam- 
menfassend E. Senghaas-Knobloch, „Informeller Sektor’' und peri- 
pherer Kapitalismus, in: H. Elsenhans (Hg.), Migration und Wirt- 
schaftsentwicklung, Frankfurt/M.-New York 1978, S. 187 ff. 

15 I. Lenz, Frauen und das globale Fließband, in: Beiträge zur femini- 
stischen Theorie und Praxis 3, München 1980, S. 92. 

16 Ebd. S. 96. 


"17 Ebd. S. 102: „Vgl. die bei Freiburghaus, Schmid referierten An- 


sätze zur Segmentierung des Arbeitsmarkts, die allerdings anhand 
des Kriteriums der Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt (also dem 
Lohnarbeitsverhältnis) immanent diskutieren und nicht vom Le- 
benszusammenhang der diversen Gruppen her. So konstatieren sie 
im wesentlichen Qualifikationsdefizite bei den Gruppen im sekun- 
dären Arbeitsmarkt (Frauen, Arbeitsemigranten, rassisch/ethnisch 
Dominierte), sehen aber nicht deren mögliche Ursachen außerhalb 
der Lohnarbeit, z.B. die Reproduktionsarbeit oder die Einbindung 
in Ghettoökonomie oder den marginalen Sektor.'’ — In den „‚Bei- 
trägen zur feministischen Theorie und Praxis’ wird ein Zusammen- 
hang vermutet, der mir unter dem Stichwort „‚Hausfrauisierung der 
Arbeit’ (Claudia von Werlhof) wieder verloren zu gehen scheint. 

18 Siehe die verantwortungslose Diskussion über Arbeitslosigkeit, Ei- 
genarbeit und die Bedeutung des ‚informellen Sektors” in: Tech- 
nologie und Politik 10 und 15, Reinbek 1978, 1980; an J. Huber 
(„Wer soll das alles ändern’, Berlin 1980) brauche ich nicht zu er- 
innern; ebenso möchte ich auf eine Auseinandersetzung mit dem 
exemplarischen, in den Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung der BfA erschienenen Aufsatz von G. Vonderach, 
Die ‚neuen Selbständigen”. 10 Thesen zur Soziologie eines unver- 
muteten Phänomens (Mitt AB 2/1980, S. 153 ff.) verzichten. 

19 Vgl. A. Gorz, Abschied vom Proletariat, Frankfurt/M. 1980, S. 63 
f. (Gorz spricht hier vom „postindustriellen Neuproletariat”'); fer- 
ner zur Diskussion mit dem Sekretär der Gewerkschaft CFDT, Ed- 
mond Maire, in: Prokla 41, 1980, S. 145 ff. 

20 A. Minc, La fin du plein emploi: accident ou fatalite? in: Le Debat, 
No. 2, 1980, S. 3 ff.; Minc ist der Ko-Autor des unten zit. Berichts 
über die Informatisation der Gesellschaft. 

21 P. Rosanvallon, Le developpment de l’economie souterraine et |' 
avenir des societes industrielles, ebd. S. 15 ff.; S. 20 f. wird die Ke- 
nia-Studie des ILO ausgeschlachtet. 

22 J.l. Gershuny, The Informal Economy. Its role in postindustrial 
Society, in: Futures, Vol. 11, Febr. 1979, S. 3 ff.; ders., After In- 
dustrial Society. The Emerging self-service Economy, London 
1978. 

23 A. Bihr, L’inavouable compromis, in: Le Monde diplomatique, Ja- 
nuar 1980; vgl. J.P. Garnier u. D. Goldschmidt, L’Etat c’est vous, 
ebd. Febr. 1979 sowie A. Bihr u. J.M. Heinrich, La neo-social-de- 
mocratie ou le capitalisme autogere, Paris 1970. 


Anmerkungen zum Schlußteil 


a 


Siehe den Beitrag von P. Cingolani in diesem Heft. 

2 Über die Produktion dieser „surplus population” in Großbritan- 
nien s. das wichtige Buch von A. Friend u. A. Metcalf, Slump City. 
The Politics of Mass Unemployment, London 1981. 

3 FAZ 10.12.1981. 


Schluß: Neue Klassenzusammensetzung 


Aus der Analyse der kapitalistischen Krisenstrategie, der Per- 
spektiven der Massenarbeitslosigkeit und der Zunahme preköä- 
rer Arbeit — kurz: aus dem Begriff der nachindustriellen Ar- 
mut, die der Kapitalismus in den Metropolen produzieren 
wird, läßt sich eine Bestimmung revolutionärer Subjektivität 
nicht ableiten. Und zwar nicht nur aus dem methodischen 
Grund der Differenz von (bestenfalls) objektiver Analyse und 
den Handlungen, Bestrebungen und Revolten wirklicher le- 
bendiger Menschen, oder weil die soziale Dekomposition und 
Verelendung an sich keine revolutionäre Größe wäre; sondern 
auch aus dem historischen Grund, daß sozialrevolutionäre Be- 
wegungen und Kräfte gegenwärtig überall in der Defensive 
sind. 

Es kommt hinzu, daß die Gesellschaftlichkeit und Totalität 
von Widerstand, die allererst in den Prozeß von massenhafter 
Erhebung und Umwälzung der Verhältnisse münden könnte, 
in keiner Weise organisierbar ist und vorweggenommen wer- 
den kann. Die europäische und deutsche Geschichte seit 1848 
ist beispielhaft genug dafür, daß die sozialen Bewegungen der 
Unterklassen einer eigenen Logik folgen, der gegenüber nicht 
äußerlich zu sein, stets nur Organisationen und Parteien mit 
hegemonialem Anspruch behauptet haben. Das kann nicht 
bedeuten, auf die Notwendigkeit der sozialrevolutionären Or- 
ganisation und ihrer Verantwortung im historischen Prozeß 
zu verzichten. Aber die Frage der Organisation ist — umso 
mehr, als heute die Gesellschaftlichkeit des Widerstands und 


seine antiimperialistisch-internationalistische Dimension syste-. 


matisch in partikulare und marginale Erfahrungen zerlegt 
wird — in erster Linie eine Frage der Selbstorganisation von 
Revolutionären. 
Aber gibt es dann überhaupt Perspektiven eines antiimperiali- 
stischen Kampfs in den Metropolen und an welchen Wider- 
standslinien müßte er sich orientieren? Die Hinweise, die ich 
dafür aus der bisherigen Analyse ziehen kann: nämlich daß 
die Verknüpfung von prekärer Arbeit mit Reproduktionsfor- 
men außerhalb des Lohnverhältnisses eine verarmte Existenz- 
weise massenhaft machen wird, für die die Frage des Einkom- 
mens die entscheidende ist; daß aber jede Bewegung der „ar- 
beitenden Armen” in den Metropolen, käme sie zustande, oh- 
'ne eine Front gegenüber der Spaltung der Arbeitsmärkte und 
ohne Angriff auf die transnational rekonstruierten Mehrwert- 
ketten keine Perspektive hätte, von der militärischen Seite 
des Imperialismus nicht zu reden — diese Hinweise dürfen, 
selbst wo sie konkret zu machen sind, nicht dahingehend 
mißverstanden werden, als ginge es lediglich darum, den bis- 
herigen Ansätzen der Revolte und Teilbewegungen in der 
BRD ein „soziales Terrain’’ anzuzeigen, auf das hin sie zu ho- 
mogenisieren wären. Es geht hier zuallererst nicht um Organi- 
sations- und Handlungsperspektiven, sondern um den Umriß 
von Feldern möglicher Auseinandersetzung zwischen nachin- 
dustriellen Unterklassen und dem inneren Imperialismus. 
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und Sozialrevolte 


a. Die neue Klassenzusammensetzung, die nicht-garantier- 
te Arbeit und Jobberei im weitesten Sinn, wie sie in Frank- 
reich und Italien viel mehr vorangetrieben ist als in der BRD, 
enthält an sich kein homogenisierendes Moment. Sie findet 
sich in allen Kapitalsektoren verstreut und ist eher der Aus- 
druck eines destruktiven Organisationsprinzips des Kapitals 
selbst, das von der Arbeiterpopulation nach eigenem Gutdün- 
ken selektiv Gebrauch macht. Subjektivität läßt sich nur vom 
Kampf dagegen beschreiben. So könnte man umgekehrt den 
Prozeß der sozialen Segmentierung von den Schwierigkeiten 
des Widerstands her fassen, der sich ihm entgegensetzt. Schon 
die Anwendung traditioneller syndikalistischer Kampfformen 
ist im Begriff der prekären Arbeit schwierig und gewisserma- 
ßen auf die Wiederherstellung eines ‚rohen Syndikalismus’ an- 
gewiesen, weil die Gewerkschaftsorganisationen in den mei- 
sten europäischen Ländern der gegen die entwickelten Orga- 
nisation der Arbeitsmärkte nachhinken. Die Konfliktualität 
dieser Arbeitsmärkte könnte noch am ehesten von den Job- 
bern quer zu allen Arbeitsmarktsegmenten in Gegenmacht 
verwandelt werden; aber hierfür gibt es wenig Beispiele. Und 
die subjektiven Verhaltensweisen des jugendlichen Subprole- 
tariats der Metropolen (der zweiten Generation von Arbeits- 
immigranten, der „Bafög-Generation” der Jobberstudenten 
und Hausbesetzer, der Generation aus den deutschen proleta- 
rischen Vierteln), ihre vielfältigen Versuche, der Zerstörung 
zu entgehen oder sie aggressiv zu wenden und ein Selbstbe- 
wußtsein aus der Zirkulation von Moden, aus der Okkupation 
von Raum in den Städten, aus dem Gebauch der Arbeitsmärk- 
te und dem nur zeitweiligen Verkauf ihrer Arbeitskraft und 
aus der kleinen Delinquenz zu beziehen (1), sind mit der 
Grenze der Arbeits- und Einkommenslosigkeit konfrontiert. 
Viele dieser Verhaltensweisen stehen im Spannungsfeld von 
Verweigerung und kapitalistischem Gebrauch. Die Mobilität 
und Entscheidung über die Arbeits- und Nichtarbeitszeit und 
die autonome Bestimmung der Bedürfnisse, die die politisier- 
ten Schichten dieser Jugendlichen und Jobber für sich in An- 
spruch nehmen, sind von Faktoren zu Bestandteilen der Neu- 
zusammensetzung der Klasse geworden, zu Resultaten des ka- 
pitalistischen Gebrauchs der Verweigerung der Arbeit. Die Fi- 
gur des Jobbers, der sich der Kultur der Revolte versichern 


kann, wird zunehmend abgelöst durch „soziale’’ Jobberschich- 
ten, das Proletariat der Leih- und Teilzeitarbeit, der Aushilfe, 
Heimarbeit und Klitschen. Darüberhinaus hört die Nicht-Ar- 
beit auf, ein Moment von Widerstand zu sein, wenn sie zu ei- 
nem Dispositiv des Kapitals für die Reorganisation der Arbeit 
wird. Vor dieser Situation stehen inzwischen die von der Ar- 
beitslosigkeit massenhaft betroffenen Jugendlichen auch in 
der BRD. Schließlich wird die Möglichkeit der Aufrechterhal- 
tung von arbeitslosem Einkommen durch den restriktiven 
Kurs der Sozialpolitik eingeholt und gerät zunehmend in den 
Bereich der Delinquenz. 


b. Nach allen Erfahrungen — einschließlich der Partikula- 
risierung der organisatorischen Widerstandserfahrungen der 
70er Jahre — gilt für die BRD, daß keine sozialrevolutionäre 
Perspektive denkbar ist, die aus der kurzfristigen Konfronta- 
tionszyklik, aus dem Auf und Ab von Revolte und Resigna- 
tion, oder aus der Verlängerung und Zusammenfügung der 
verschiedenen sozialen Teilbewegungen (der Frauenbewegung, 
der Anti-AKW-Bewegung, des Häuserkampfs, der antiimperia- 
listiichen Gruppen und der Friedensbewegung, des Kampfs 
um die Startbahn West) kommt. Die soziale Segmentation 
scheint sich in den Typus der Revolte hinein fortzusetzen. 
Dies heißt nicht, die tatsächliche Bedeutung dieser Bewegun- 
gen und die von ihnen erzwungene Einengung des Spielraums 
des Kapitals, vor allem die Blockierung beim Übergang zum 
Atomstaat, zu unterschätzen. Die Jugendrevolte von 1980-81 
war die direkte Antwort auf den kapitalistischen Angriff, mit 
dem eine ganze Generation in den Zustand der Arbeitslosig- 
keit und Prekarität herabgedrückt werden soll. Aber man 
muß doch von einem Spannungsverhältnis zwischen den Teil- 
bewegungen und Ansätzen der gegenwärtigen Sozialrevolte 
einerseits und der Perspektive der Ausweitung einer sozialen 
Massenbewegung der 80er Jahre ausgehen. (Entsprechend 
wird jede Organisationsform dies Spannungsverhältnis wider- 
spiegeln.) Es kommt die besondere Erfahrung hinzu, daß alle 
linken Protestbewegungen der vergangenen Jahre in der BRD 
einen Doppelcharakter hatten, nämlich einmal die Tendenz 
zur sozialtechnischen Verwaltung und Befriedigung der Re- 
volten durch die Linke selbst, was freilich immer weniger 
greifen wird. Und im Gegenzug dazu werden sie durch die 
Proletarisierung der wirklichen Bewegung der Tendenz nach 
zu Sozialrevolten, die auch andere gesellschaftliche Schichten 
erfassen könnten. 


Die Träger der verschiedenen Teilbewegungen in der BRD 
sind zunehmend von der Jobberei und Arbeitslosigkeit in ei- 
ner Weise geprägt, daß die entscheidende Frage, welche ver- 
allgemeinerbaren Inhalte und materiellen Forderungen sie 
mit den metropolitanen Unterklassen verbinden, sich nicht 
länger ausklammern läßt. Wie gesagt, ist der Übergang von 
den „politischen’’ Jobberschichten zu sozial prekären Grup- 
pen fließend geworden. Aber gerade das Verhältnis zur Ar- 
beit und zum Geld/Einkommen war bislang die Grenze der 
Bewegung. Es gibt bis jetzt keine sichtbare Gemeinsamkeit 
und Front, die der Krisenpolitik des Regimes, der Doppellinie 
des Angriffs auf Beschäftigung, Löhne und Sozialleistungen 
und dem Kontraktionsprogramm des Kapitals irgendwie ge- 
wachsen wäre — einem Prozeß also, der in der BRD voll im 
Gang ist und der mit der explosionsartigen Ausweitung des 
Sektors von nicht-garantierter Arbeit zur Produktion eines 
neuen metropolitanen Subproletariats, einer neuen Genera- 
tion von Entwurzelten führen wird: von arbeitslosen Jugend- 
lichen und aus der Industrie Herausgeworfenen, Immigranten, 
von unregelmäßig Beschäftigten in den niedrigstentlohnten 
Abschnitten des Arbeitsmarkts, von Armen und Sozialhilfe- 
empfängern. (2) 

Das Regime selbst ist in seinen Analysen weiter. Es konsta- 
tiert, daß nicht eigentlich „zwei Kulturen” und damit auch 
die Marginalisierung der Revolte in der BRD Grund zur Sorge 
wäre. Vielmehr könnte der fortschreitende Erosionsprozeß 
zwischen den „kleiner werdenden Kerntruppen des Industria- 
lismus’”’ und jenen nachindustriellen Schichten der Verweige- 
rung und des „Teil-Aussteigertums’’, die nicht länger eine 
Randgruppe, sondern einen „zu bedrohlicher Größe anwach- 
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senden Bevölkerungsteil’” bilden, sich zu einem Potential von 
Staatsbankrott, Inflation, rapide steigender Arbeitslosigkeit 
und sozialen Unruhen verdichten. Das Risiko wird — wie 
Herr J.G. Reißmüller (nomen est omen) in der FAZ Ende 
letzten Jahres schrieb — darin gesehen, daß „die Schichten der 
in die Industriegesellschaft sich einfügenden Arbeiter und An- 
gestellten (...) in Zukunft dahinschmilzt, daß andererseits die 
Zahl derer wächst, die sich von der unserer Industriegesell- 
schaft entsprechenden Arbeits- und Lebensweise Schritt für 
Schritt entfernen”. (3) Was hier als Erosion der Leistungsmo- 
ral in der Zirkulation von garantierten Fabrikarbeitern und 
Prekären gefaßt wird, hat nicht nur seinen Grund im Ver- 
schleiß der Arbeitskraft, sondern sieht eine Entwicklung in 
der BRD voraus, die die Militanten der gegenwärtigen Teilbe- 
wegungen auf ganz andere Weise als bisher ins Zentrum sozia- 
ler Kämpfe rücken würde. 


c. Wir haben in unseren Diskussionen oftmals verallgemei- 
nernd von der „Eroberung des sozialen Terrains’’ und der 
Neuformulierung der ‚sozialen Frage von unten” gesprochen. 
Davon ist keine Lösung des qualitativen organisatorischen 
Problems der Entsprechung von Klassenzusammensetzung 
und sozialrevolutionärer Organisation zu erwarten. Es geht 
zunächst um nichts anderes, als um die Einsicht, daß die neue 
Ausbeutungshierarchie, die Dezentralisierung des kapitalisti- 
schen Kommandos, die Einkommensminderung und der 
Zwang zur Arbeit, die abgestufte Verunsicherung der sozialen 
Existenz zum Ausgangspunkt eines jeden organisatorischen 
Konzepts genommen werden muß. Es geht.um die Erwartung, 
daß die Ausweitung der sozialen Teilbewegungen und die 
Auflösung der Grenze zwischen den Kernen der Revolte und 
den Kämpfen des metropolitanen Proletariats und Subprole- 
tariats in den Linien der prekären Arbeit und der nachindu- 
striellen Massenarmut erfolgen wird — in einem größeren Ter- 
rain also, als es dem bewußten Teil der Revolte bislang ent- 
spricht. Und es geht um die Hoffnung, daß der weltweiten 
Ungleichzeitigkeit der kapitalistischen Entwicklung, zwischen 
Komplexautomation und Massenarmut, der Spaltung der Ar- 
beitsmärkte und der Despotie der unterbezahlten Arbeit eine 
neue Subjektivität der Unterklassen entgegenzusetzen ist. 

Jede revolutionäre Perspektive muß den Kampf gegen die Ar- 
beit den neuen Formen ihrer segmentierten Ausbeutung ent- 
sprechend aufnehmen. Wie kann, da die prekäre Arbeit mehr 
und mehr zum Bezugspunkt für die Regulierung von Armut 
wird, die Kaskade der Teilarbeitsmärkte und das Wechselver- 
hältnis von parasitär-planerischer Blaupausenarbeit und dual- 
segmentiertem Arbeitszwang angegriffen werden? Insofern 
das Kapital die Arbeitskraft und die Zellen des Widerstands 
in Fabriken, Büros und Warenhäusern auf einer neuen Taylo- 
risierungsstufe technologisch einkreist; insofern es sie ausla- 
gert, prekär macht oder in die „relative Überbevölkerung” 
drängt und insofern dadurch die Zirkulationsgeschwindigkeit 
im Verhältnis zur Arbeit wächst, ist der Kampf gegen die Ar- 
beit immer weniger als Fabrik- und Lohnkampf organisierbar. 
Es gibt in der Tat keine Möglichkeit der Aneignung mehr auf 
der Ebene der Fabrik, und insofern ist auch Arbeit” kein 
konstituierendes Moment mehr für eine sozialrevolutionäre 
Bewegung. Diese negative Orientierung an der Arbeit wird 
sich ausdrücken. Ein ‚roher Syndikalismus’ in den Klitschen, 
Schwitzbuden, legalen und illegalen Leihfirmen wird sich 
zwangsläufig mit Formen der Sabotage der technologisch ver- 
gegenständlichten Arbeits- und Personalplanungsdespotie ver- 
binden. „Lohn’’ wird nicht länger als Anteil an der Prodükti- 
vität und als Ergebnis eines collective bargaining zu begreifen 
sein, sondern als eine von mehreren Formen der Einkommens- 
sicherung und der Aneignung des gesellschaftlichen Reichtums 
— wie wir früher gesagt haben — „auf dem Territorium’'. 


Gleichzeitig gehört es zum wesentlichen Merkmal der Neuzu- 
sammensetzung der Klasse, daß sie in einem stetigen Über- 
gang zur Arbeitslosigkeit und Armut begriffen ist — einer 
nachindustriellen Massenarmut, die in keinem Zyklus von In- 
dustrialisierung mehr zu fassen ist und deren elementares Be- 
dürfnis im Einkommen und in der Wohlfahrt liegt. Deshalb 
wird es des weiteren um alle die Konfliktfelder zwischen Re- 
gime und Uhnterklassen gehen, in denen die Bedürfnisse der 
Unterklassen hervortreten, die nicht reformistisch-korporau- 
stisch gewendet oder in Formen verbilligter und pauperisier- 
ter Reproduktion abgefangen werden können. Das mag ab- 
strakt klingen, und es wird nicht konkreter dadurch, daß die 
Bereiche des indirekten Lohns, der Wohnung, des Gesund- 
heitswesens, der Sozialhilfe und des Arbeitslosengelds, die 
Verbindungslinien zwischen assimilationsunwilliger Auslän- 
dercommunity, Asylanten, Knast, Psychiatrie und Behinde- 
rung, der parastaatliche Drogenhandel und die Prostitution 
angeführt werden. Entscheidend ist, daß eine revolutionäre 
Subjektivität nur unter dem Vorrang einer „sozialen Frage” 
in diesem Sinn der Massenarmut und des Subproletariats der 
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Aufruhr westindischer Jugendlicher inL 


Metropolen wiederzugewinnen ist. Mit der massenhaften Zu- 
nahme der Armut bekommt das Recht auf Existenz — jen- 
seits der Arbeit und außerhalb staatlicher Kontrolle — als re- 
volutionäre Forderung auch in den Metropolen noch einmal 
die historische Aktualität, die es in der anomischen Epoche 
des europäischen Frühindustrialismus hatte. In welcher Form 
der Kampf ums Existenzrecht auch immer aufgenommen 
wird, er konfrontiert die Klasse direkt mit dem Staat: 

— im Kampf um Sozialleistungen und „garantierte Einkom- 
men” 

bei der Zerstörung des Workfare-Systems und Arbeits- 
zwangs 

bei der Zerstörung von Lagern, technologischen Kontrol- 
len und sozialtechnischen Vereinzelungsstrategien; bei der 
Aufhebung der rassistischen Spaltung des Ghettos 

im Angriff auf die kapitalistische Kontrolle der Ghettoöko- 
nomie (Menschenhändler, Drogen, Prostitution) 

bei aggressiven Formen der Aneignung: Delinquenz, Plün- 
derungen und Aufständen subproletarischer Jugendlicher 
(s. am Beispiel Brixton und Liverpool im Jahr 1981). 
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Straßenschlacht in Liverpool 
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Die Krise im Dienst der Britischen Konservativen 


Andy Metcalf: Inder Tat steht hinter den Unruhen die wirt- 
schaftliche Situation. England ist heute, im Zusammenhang 
des Endes des Wirtschaftswachstums, das schwächste der 
fortgeschrittenen kapitalistischen Länder, das am meisten 
von der Rezession betroffene Land. Der Niedergang hat ein 
solches Ausmaß angenommen, daß man ausgerechnet hat, 
daß es — ginge der Rhythmus der ‚‚Entindustrialisierung” so 
weiter voran, wie seit dem Sieg von Thatcher — in fünf bis 
sechs Jahren keine Industrie mehr geben würde. 

Aber noch trägt nicht die Arbeiterklasse als ganze die Last 
dieser Krise. Betroffen sind vor allem die Bevölkerungen aus 
den Zentren der Großstädte. Dort ist die Arbeitslosigkeit 
am verbreitetsten, dort sind die Fabriken verschwunden; die 
wenigen Beschäftigungen, die man findet, werden gering be- 
zahlt, sind prekär, vor allem im Dienstleistungssektor (Kauf- 
häuser, Touristik etc.). Nehmen Sie Liverpool als Beispiel. 
Abgesehen davon, daß die amtlichen Statistiken einen gro- 
ßen Teil der Arbeitslosigkeit verschleiern (und daß man sie 
in Wirklichkeit doppelt so hoch ansetzen muß), hatten wir 
im Jahr 1980 12% Arbeitslose in der Stadt. Aber in der Ge- 
gend von Toxteth, wo die Unruhen ausgebrochen sind, be- 
trägt die offizielle Zahl 42%! Es handelt sich also um Vier- 
tel, in denen praktisch die Hälfte der aktiven Bevölkerung 
ohne die Sicherheit eines dauernden Arbeitsplatzes lebt. Die 
„eigentliche’”’ Arbeiterklasse, die regelmäßig arbeitet, ist in 
diesen ‚„‚innercities” in der Minderheit. 


Libe: Sie erwecken den Eindruck, daß es sich um eine beab- 
sichtigte Politik handelt... 


A.M.: Die marginalisierten Bevölkerungen — und es geht 
nicht allein um Arbeitslose, sondern auch um Zeitarbeiter, 
Leute, die schwarz arbeiten etc. — sind ein unmittelbares 
Produkt des politischen Gebrauchs der Rezession. Das we- 
sentliche Ziel des ‚‚Monetarismus’” besteht darin, die Mas- 
senarbeitslosigkeit zu benutzen, auszunutzen und derart zu 
verschärfen, um die sozialen Beziehungen kontrollieren und 
neuzusammensetzen zu können. Auf diese Weise bedeutet 
die Kluft innerhalb der Arbeiterbevölkerung selbst, die sich 
täglich ausweitet, einen großen Sieg für Thatcher. Kurz vor 
den Unruhen antwortete Thatcher auf die Fragen eines Jour- 
nalisten der „Sunday Times”: „Wenn unsere Leute sagen: 
‚Was geht mich das an, was ich produziere, ich habe nur ein 
anständiges Gehalt nötig’, nun gut, dann wird es in ihrem 
Bereich bald keine Arbeit mehr geben und sie haben sich 
auf diese Weise ihre eigene Arbeitslosigkeit zuzuschreiben.” 
Als der Journalist sie sodann fragte: „Aber was werden sie 
tun, um ein solches Verhalten zu verhindern?”, gab unser 
Premierminister zur Antwort: „Die Leute sind gerade dabei 
zu lernen.” Und wie? Ganz einfach. Die Reallöhne der fest- 
‚angestellten Arbeiter haben ihre Kaufkraft seit dem letzten 
Sommer im großen und ganzen bewahrt. Aber die anderen 
Gruppen haben eine rasche Verschlechterung ihres Lebens- 
standards hinnehmen müssen. Mit einem Schlag wird die 
Angst zum Hebel des Maßhaltens in der Lohnfrage, der Lei- 
stungssteigerung und der Veränderung in den Handlungswei- 
sen der Arbeiter. Während die Industneproduktion um 20% 
nachgelassen hat, ist die Produktivität pro Arbeiter und pro 
Stunde 1979 um 3% und 1980 um 4% gestiegen. Das ist 
schon bemerkenswert! An diesem Index kann man den Er- 
folg der konservativen Politik und des Gebrauchs der Krise 
als Ordnungsfaktor ermessen. 

Die Kosten dieser Neuzusammensetzung der sozialen Bezie- 
hungen werden von bestimmten Fraktionen der Arbeiter in 
den alten Stadtzentren und vor allem von den Frauen be- 
zahlt. Im Bereich von Groß-London z.B. ist die Anzahl der 
als arbeitslos gemeldeten schwarzen Jugendlichen zwischen 
Februar 1979 und Februar ‘80 um 25% angestiegen. Gleich- 
zeitig ist die Arbeitslosigkeit der weißen Jugendlichen etwas 
zurückgegangen, jetzt haben sie den Rückstand wieder ein- 
geholt. 


Libe: Sind die Unruhen also in gewisser Weise die Antwort 
derjenigen, die Sie die „Überflußbevölkerung” des „Mone- 
tarismus” nennen? 


A.M.: Ja, aber man darf nicht aus den Augen verlieren, daß 
sich die Unruhen der letzten Tage in einem größeren Rah-- 
men bewegen: in dem der unaufhörlichen Verschlechterung 
der „öffentlichen Ordnung” in den Städten seit sechs oder 
sieben Jahren. Die Zeitung ‚Race today” hat zwölf ernst- 
hafte Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und der 
schwarzen Bevölkerung im Zeitraum von September 1974 
bis September 1976 aufgelistet. Danach gab es den Aufstand 
in Notting Hill 1976, dann 1977 eine Reihe weiterer Unru- 
hen, gefolgt von den Ghettorevolten 1978 und 1980. 

Diese Unruhen sind das Produkt einer zweifachen Bewußt- 
werdung unter den Schwarzen. Des Bewußtseins ihrer be- 
sonderen Unterdrückung, das von der „Black Power”-Bewe- 
gung in den USA ausgeht, und des Bewußtseins der zweiten 
Generation, die die „Scheiß’”’-Arbeit verweigert, die sich ih- 
re eigenen Lebensformen auf der Straße schafft. Fortschrei- 
tend haben zwei Kräfte die Auseinandersetzung gesucht: 


‚die jungen Afrikaner aus der Karibik, dann die asiatischen 
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und schließlich die weißen Jugendlichen einerseits, der Staat 
und die Polizeikräfte auf der anderen. 


(Liberation 23.7.1981) 


Der Aufstand in Toxteth Juli 1981 


„Die Besitzerin eines Kaffeehauses berichtet über die vergan- 
gene Nacht: ‚Keiner der Demonstranten hat gewagt, mich 
anzugreifen. Die meisten von denen, die die Scheiben einge- 
schlagen haben, hatten maskierte Gesichter. Dafür habe ich 
einige meiner Gäste unter denen wiedererkannt, die die Lä- 
den geplündert haben. Es gab selbst welche, die nachher ge- 
kommen sind, um einen Morgenkaffee zu trinken.’ 
‚Ganze Familien haben sich in den gestürmten Läden be- 
dient’, erzählt ein anderer Zeuge. ‚Ich sah eine Familienmut- 
ter, die nahm ein paar Schuhe und probierte sie rasch an, 
während die Kinder Schmiere standen.’ 
Konservendosen, elektrische Geräte, Kleidung — alles ist 
verschwunden. Die Zeugen schieben — entweder ernsthaft 
oder aus Selbstschutz — die Verantwortung für die Plünde- 
rungen auf Leute, die fremd in der Stadt seien. (...) C. Black- 
burn, Polizeiverantwortlicher für die Verbindung zur Presse, 
erklärt, daß ‚die Polizei in Toxteth aufgrund der hohen Kri- 
minalitätsrate zur Härte gezwungen ist. Diese Unruhen wur- 
den mithilfe von Leuten von außerhalb organisiert. Die Tak- 
tik bestand darin, durch Angriffe auf die Polizisten ein 
Durcheinander herzustellen, um im Schutz dessen Plünde- 
rungen vorzunehmen.’ ” 

(Le Monde 8.7.81) 


„In Toxteth, dem Viertel, in dem die Gewalttätigkeiten be- 
gonnen haben, lebt neben den Weißen seit fast einem Jahr- 
hundert eine schwarze Bevölkerung. Die Arbeitslosigkeit be- 
trägt in der Stadt Liverpool 17%, in Toxteth erreicht sie 
40%, 60% unter den Schwarzen und 90% bei den Jugendli- 
chen zwischen 16 und 18 Jahren. (...) Zur Überraschung der: 
Engländer haben viele sehr junge Kinder an den Aufständen 
teilgenommen: eine Folge der zunehmenden Scheidungen, 
der Zerstörung der Familien und der Armut. Die Diebstähle 
an sich waren nicht weiter verwunderlich, wohl aber ihr 
Ausmaß. Die Kriminalität und kleine Delinquenz ist in den 
letzten Jahren in GB stark angestiegen. So berichtet ein 
Journalist: ‚Jedes Wochenende werden die Scheiben einge- 
worfen und die Läden geplündert. Normalerweise redet man 
gar nicht mehr darüber.’ ” 

(Le Monde 15.7.81) 


Prekäre Arbeit und junges Proletariat 
in der Pariser Region 


Krise und Restrukturierung 


Selbstverständlich ist die Arbeitslosigkeit auch in Frankreich 
die Speerspitze der gegenwärtigen Restrukturierung der Ar- 
beit. In erster Linie hatte die Restrukturierung zur Folge, jene 
Institutionalisierung der Arbeitsverhältnisse und -konflikte zu 
erschüttern bzw. einzugrenzen, so wie sie seit Januar 1969 in 
Frankreich festgeschrieben worden waren (constat de Grenel- 
le); d.h. sie hat den Verhandlungsspielraum zwischen Lohn- 
empfängern und Unternehmern auf einen kleinen Teil der 
weißen Arbeiterklasse der Metropole beschränkt und jede 
Ausweitung der verschiedenen Formen von sozialer Sicher- 
heit und Garantie blockiert. 

Anfang 1974 gab es in Frankreich 422 000 Arbeitssuchende, 
heute im Februar 1981 beläuft sich die Zahl auf 1 606 000 — 
woran sich der quantitative Einfluß ablesen läßt, der damit 
auf die Gesamtheit der lohnarbeitenden Bevölkerung ausge- 
übt wird. Doch der Druck der Arbeitslosigkeit muß sich, um 
wirklich von Nutzen zu sein (d.h. um die Solidarität und die 
Stabilität der Löhne zu brechen), mit einem doppelten quali- 
tativen Eingriff verbinden: 


— es müssen sowohl die sozialen und rechtlichen Verhältnis- 
se der Lohnarbeit modifiziert werden: durch Zeitleiharbeit, 


Arbeitsverträge von begrenzter Dauer etc. (durch Beschäfti- 


gungsarten also, die in Frankreich unter den allgemeinen Be- 
griff der Beschäftigungen „hors statut”, d.h. ohne feste An- 
stellung gefaßt werden); 


— und es muß zugleich eine neue rechtliche und politische 
Ortsbestimmung der Fabrik vorgenommen werden: durch Fi- 
lialisierung, Untervermietung von Arbeit etc. („diffuse Fa- 
brik’’). 

Deshalb genügt es nicht nachzuweisen, daß heute nahezu 20% 
der aktiven französischen Bevölkerung von der Verunsiche- 
rung der Beschäftigungsverhältnisse direkt betroffen ist, um 
angesichts solcher alarmierender Zahlen neuerdings mit einer 
„Arbeiteruntersuchung’’ zu beginnen. Hinter den Zahlen ver- 
birgt sich eine Vielfalt von Bevölkerungsschichten, und nur 
auf dem Wege einer Analyse der höchst differenzierten Füh- 
rungstechniken nicht gegenüber den Arbeitern, sondern ge- 
genüber verschiedenen Arbeiterpopulationen läßt sich eine 
Gesamtübersicht über das Phänomen der Restrukturierung 
herstellen. 

Vorerst sollen einige simple Hinweise genügen: Die Krise 
schlägt selektiv zu. Die Arbeitslosigkeit betrifft am stärksten 
Jugendliche (47% der französischen Beschäftigungslosen), 
Frauen (54%) sowie Abgänger allgemeinbildender Schulen 
(34% der französischen Abiturienten und 52% der Frauen 
mit einem der Mittleren Reife vergleichbaren Abschluß sind 
arbeitslos). Von den prekären Beschäftigungen sind abermals 
die Jugendlichen besonders betroffen (55% der Zeitleihbe- 
schäftigten sind jünger als 25 Jahre), darüberhinaus die am 
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wenigsten qualifizierten Arbeiter (60% der Zeitleihbeschäf- 
tigten) bzw. die Arbeiter, die am meisten pauperisiert sind 
(die Immigranten in der Untervermietung oder in bestimmten 
Bereichen der Schwarzarbeit). 

Es ist also unmöglich, sich alle diese Bevölkerungsgruppen als 
homogen in Bezug auf eine kapitalistische Strategie vorzustel- 
len. 


An dieser Stelle wird man einwenden: Nichts Neues unter der 
Sonne des Kapitals! Die Verunsicherung der materiellen Le- 
bensverhältnisse ist keine Erscheinung jüngeren Datums. Marx 
behandelt das Thema im „‚Kapital’’, wo er von den entwurzel- 
ten Bauern spricht, deren „Geschichte in die Annalen der 
Menschheit eingeschrieben (ist) mit Zügen von Blut und Feu- 
er”, und von Frauen und Kindern, deren Löhne weit unteı 
denen der Männer liegen und die einer maßlosen Überausbeu- 
tung unterworfen sind... 

Gewiß organisiert sich das Kapital zum Zweck seiner Akku- 
mulation unaufhörlich die Arbeitermassen, formiert ihre Kör- 
per, drückt ihnen seinen Stempel auf. Nur war man seit länge- 
rem daran gewöhnt, daß es diese Massen in peripheren Sekto- 
ren sucht, in den am meisten „rückständigen” Produktions- 
weisen — im Hunger nach territorialen Eroberungen und un- 
verbrauchter neuer Arbeitskraft. Es schien, als ob mit der 
Einrichtung des ‚‚welfare state’’ die Bevölkerung der Metro- 
polen. vor den Verheerungen eines Kapitals geschützt wäre, 
welches in anderen Kontinenten eine mit dem Euphemismus 
„billig versehene Arbeitskraft vorfindet, die es ebendort 
konsumiert oder zu geringen Kosten in seine industrielle Zen- 
tren verfrachtet. 

Doch mit dem Eintritt in die Krise stellt sich gegen Ende un- 
seres Jahrhunderts ein Phänomen von radikaler Gewaltsam- 
keit wieder her. Der Prozeß der Instabilisierung der Beschäfti- 
gung und der Expropriation gewinnt mitten in den metropo- 
litanen Zentren des Westens neuerdings an Stärke; und dieser 
Prozeß wird sich auch am Körper der Bevölkerung der Me- 
tropolen selbst vollziehen. 

Ich habe schon bemerkt, daß dieser Prozeß seinem gegenwär- 
tigen Charakter nach bestimmt werden kann als ein selektiver 
und experimenteller Prozeß gegenüber den schwächsten Glie- 
dern in der Kette des Widerstands und der Arbeiterkämpfe: 
den Frauen, Immigranten, aber vor allem gegenüber der Ju- 
gend, seien es nun die Jugendlichen aus der weißen metropo- 
litanen Arbeiterschicht oder die zweiten Generationen des 
multinationalen Massenarbeiters. Was auch immer ihre Ver- 
schiedenheiten sein mögen (die zu benennen sein werden), so 
haben diese jugendlichen Bevölkerungsgruppen im städtischen, 
metropolitanen Milieu Assoziationspunkte und solidarische 
Zusammenhänge finden können, die zu ihrer Identität gehö- 
ren. Als bevorzugte Opfer der Restrukturierung sind sie das 
soziale Feld, auf dem sich die neue Kapitalbewegung in aller 
Härte abspielt und nachvollziehen läßt, und bilden sie zu- 
gleich den Schmelztiegel künftiger Stadtkämpfe. 

Unabhängig von den regionalen Besonderheiten kann die Un- 
tersuchung der Lage des jugendlichen Proletariats in Paris 
vielleicht beides wahrzunehmen helfen. 


Die neuen Beschäftigungsformen 
und ihre Auswirkungen 
auf die Arbeiterbevölkerung 


Leider gibt es bis heute keinerlei Einheit — weder politisch- 
ökonomisch und noch weniger soziologisch — im Begriff der 
„prekären Arbeit’. Prekäre Arbeit gewinnt ihren Sinn nur als 
ein vielförmig angepaßtes arbeitsmarktpolitisches Instrument 
des Kapitals im Rahmen der Restrukturierung. Ihre verschie- 
denen Formen müssen daher genauer bestimmt werden, be- 
vor deren Auswirkung auf die Lebensverhältnisse des jugend- 
lichen Proletariats anzugeben sind. 
Nach der Instituationalisierung des status quo zwischen Mas- 
senarbeiter und Kapital in den Grenelle-Abkommen (vgl. Ab- 
schnitt Ill) waren die französischen Unternehmer in den ge- 
werkschaftlich nicht-kontrollierten Sektor des Arbeitsmark- 
tes ausgewichen, um den festgeschriebenen Klassenkonflikt 
durch die Mobilisierung immer größerer Arbeitersegmente zu 
erschüttern und von daher einen neuen Rationalisierungsan- 
griff in Gang zu bringen. Nach und nach schufen sie sich da- 
bei über den Staat ein entsprechend ‚mobilitätsfreundliches’ 
arbeitsrechtliches Instrumentarium. (Hier zeigt sich eine ver- 
blüffende Parallele zur Politik des BRD-Kapitals, das seine 
entsprechende Offensive arbeitsrechtlich durch das ‚Adia-Ur- 
teil’ abgesichert bekommen hat.) 
Nun ist das Arbeitsrecht sicherlich ein sehr unvollkommenes 
Werkzeug zur Begriffsbestimmung dieser verschiedenen neuen 
Beschäftigungsarten forcierter Mobilität; das entscheidende 
Kriterium für deren Analyse wird im Endeffekt der Arbeits- 
platz selbst, das Laboratorium der Produktion, sein. Doch 
der fast vollständige Mangel an vergleichbaren Untersuchun- 
gen auf der Unternehmensebene bringt mich dazu, bei aller 
Vorläufigkeit einer solchen Vorgehensweise die rechtlichen 
Verhältnisse zum Ausgangspunkt zu nehmen. 
Immerhin erhalten wir so einen hinlänglichen Überblick über 
alle Tendenzen der Prekarisierung, d.h. der Verunsicherung 
der Beschäftigung. Sie haben eine Neufassung der Kündigungs- 
politik zur Grundlage, definieren neue Beschäftigungen ohne 
Festanstellung (,‚hors statut”’) und sind oftmals mit entspre- 
chenden Schritten zur Dezentralisierung des Kapitals verbun- 
den: 
— Zeitleiharbeit (le travail temporaire / int@rimaire) 
— Arbeitsverträge von begrenzter Dauer (les contrats % dur&e 
determinee) 
— Teilzeitarbeit (le travail & temps partiel) 
— Arbeit auf Probe (la stagiairisation) 
— außerplanmäßige Beschäftigung (la non titularisation) 
— Untervermietung der Arbeit (la sous traitance) / Regie 
(Zu dieser Liste müßte man die Heimarbeit hinzufügen, soweit 
sie legalisiert ist; aber deren Bedeutung ist in Frankreich zu 
sehr begrenzt.) 


1. Zeitleiharbeit 


Die Gründe für den Rückgriff der Betriebe auf Zeitleiharbeit 
sind im großen und ganzen die, welche insgesamt für den Ge- 
brauch von statuslosen Beschäftigungen sprechen; nämlich: 


— eine größere Flexibilität der Betriebspolitik gegenüber der 
Arbeitskraft durch die Einregulierung des Verhältnisses von 
Produktionstätigkeit und Personalbestand sowie eine größere 
Mobilisierung der Arbeiter („Entschlackung”, Kampf gegen 
den Absentismus); 


— eine bessere Kontrolle der Arbeitskraft (Segmentierung 
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und Spaltung der implizit oder explizit vorhandenen Solidari- 
tät eines Arbeitskollektivs); 


— eine Verringerung der toten Zeit und eine bessere Ertrags- 
leistung (Zwang zu intensiverer Arbeit und Leistungssteige- 
rung, Intensivierung durch ständigen Wechsel des entlohnten 
Personals); 


— eine Kostensenkung durch Anpassung der Lohnmasse an 
die Entwicklung der Produktion und durch Einsparung von 
Sozialkosten für die Zeitleiharbeiter. (1) 


Es gibt also keinerlei wirtschaftliche Sonderstellung der Zeit- 
arbeit, wie es das Arbeitsrecht unterstellt. Sie fügt sich viel- 
mehr in den allgemeinen Rahmen des politischen Verhältnis- 


‚ses von Arbeitern und Kapital am Arbeitsplatz ein. Über das 


hinaus, was das Gesetz offenlegt und was selbst schon einen 
schweren Schlag gegenüber der vorausgehenden Arbeitsgesetz- 
gebung darstellt, greift die Zeitleiharbeit in der Praxis alle 
Elemente des Zusammenhalts, des Widerstands und Kampfes 
an, die bislang vom Arbeitskollektiv entwickelt werden konn- 
ten. 


2. Arbeitsverträge von begrenzter Dauer 


Deren Definition ist höchst einfach: „sie umfassen einen be- 
stimmten und vom Moment ihres Abschlusses an genau fest- 
gelegten Zeitraum”. Ebenso einfach ist tatsächlich ihre Funk- 
tion in der Organisation und Verwaltung der Arbeitskraft. 
Abgesehen davon, daß die unter diesen Vertragsbedingungen 
stehenden Arbeiter alle gesetzlich und betrieblich vereinbar- 
ten Vorteile genießen (was bei der Zeitleiharbeit nicht der 
Fall ist), hat diese Vertragsform hinsichtlich der Verwendung 
und Kontrolle der Arbeitskraft ähnliche Merkmale wie die 
Zeitleiharbeit; allerdings ist ihre Handhabung weniger flexibel, 
aber zugleich billiger. Man kann also verstehen, warum „eini- 
ge Betriebe dazu überzugehen scheinen, die Zeitleiharbeit 
durch begrenzte Arbeitsverträge zu ersetzen’’ (2), und daß 
deren Bedeutung auf dem Arbeitsmarkt größer ist als die der 
Leiharbeit. j 


3. Arbeit auf Probe 


Arbeit auf Probe kommt in dreifacher Form vor, dem Grad 
ihrer Prekarität entsprechend: 


— als Probezeiten in Form eines „Beschäftigungs- und Aus- 
bildungsvertrags’’; für Jugendliche zwischen 17 und 25 Jah- 
ren gedacht und auf einem tatsächlichen Vertrag mit dem Ar- 
beitgeber basierend, scheint diese Form noch am ehesten ih- 
rem offiziellen Zweck zu entsprechen und nicht eigentlich 
die Merkmale prekärer Arbeit zu haben; 

— als Vorbereitungszeit zur „beruflichen Eingliederung”; da- 
runter ist eine Ausbildung in berufsbildenden Zentren zu ver- 
stehen, zu der ein oder mehrere Betriebspraktika hinzukom- 
men. Für die am wenigsten qualifizierten Jugendlichen ist das 
Resultat gleich null (65,1% der Teilnehmer mit Hauptschul- 
abschluß finden am Ende der Probezeit keine feste Anstel- 
lung), es handelt sich also eher um Parkplätze für Arbeitslose; 


— als Praktika”, worunter die prekärsten Beschäftigungsver- 
hältnisse zu fassen sind. Die Praktika sind für einen Zeitraum 
von 6 Monaten und für 200 Ausbildungsstunden berechnet, 
sie beruhen auf keinem Arbeitsvertrag. Einer Reihe von zu- 
meist kleinen, oft in der Krise befindlichen Betrieben (Einzel- 
handel, Autoreparaturwerkstätten etc., 2/3 davon mit weni- 
ger als 50 Beschäftigten) wurde damit die Möglichkeit gege- 
ben, eine höchst flexible, „kräftige” und billige Arbeitskraft 
auszunutzen, ohne daß sie die erforderliche Ausbildung lie- 
fern würden. (4) 

Statt der vorgeblichen Berufsausbildung vermitteln diese Prak- 
tika und Probezeiten einer Jugend, die ohnehin von der Ar- 
beitslosigkeit am stärksten betroffen ist, Modelle der Unter- 
ordnung unter die neuen kapitalistischen Gesetzlichkeiten: 
Instabilität, Verunsicherung und Unterwürfigkeit; sie bereiten 
sie somit — übrigens meistens in Kleinbetreiben praktiziert — 
auf die künftige Mühsal der Beschäftigungssuche und auf die 
demütigende Selbstbeschränkung bei Lohnforderungen vor. 


4. Außerplanmäßige Beschäftigung 


Betroffen sind hier vor allem die staatlichen Bediensteten. 
Der französische Staat hat die Entwicklung von Beschäftigun- 
gen ohne Festanstellung im privaten Sektor gar nicht erst ab- 
gewartet, sondern eher ein Beispiel in Sachen prekärer Arbeit 
geliefert. Außerplanmäßige Stellen im öffentlichen Dienst als 
da sind: Aushilfskräfte im Bereich von Schule und Unterricht, 
Post; besondere Verträge für Wissenschaft und Forschung; 
Vakanzen etc. haben dem Staat als Arbeitgeber die Möglich- 
keit verschafft, aus einem Fundus mobiler Lohnempfänger zu 
schöpfen, deren Einstufung unklar zu lassen und damit der 
Starrheit entgegenzuwirken, die der Beamtenstatus hinsicht- 
lich der Beschäftigung mit sich bringt. 


5, Teilzeitarbeit 


Das jüngste Gesetz vom 4.2.81 besagt: Es handelt sich um eine 
Arbeit, „deren Stundenzahl unterhalb der Normalarbeitszeit 
des Betriebes oder der Werkstätte sowie unterhalb der gesetz- 
lichen Arbeitszeit liegt’. Man mag sich wundern, die Teilzeit- 
arbeit unter die prekären Beschäftigungen gerechnet zu sehen; 
das gleiche Gesetz legt nämlich fest, daß „den Lohnempfän- 
gern, die in Teilzeit beschäftigt sind, alle gesetzlichen Rechte 
und Betriebsvereinbarungen zukommen, die für ganzzeitlich 
beschäftigte Lohnempfänger gelten”. Aber hier wie sonst 


en at am?! uve 
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auch ist die Art der Tätigkeit und ihr tatsächlich prekärer 
Charakter erst im Alltag des Arbeitsplatzes zu beurteilen. 

So ist die Entwicklung der Teilzeitarbeit im Einzelhandel 
hauptsächlich mit der Zunahme der Nachtschichten und mit 
dem Widerstand der ganzzeitlich beschäftigten Arbeiter und 
Angestellten gegen die Arbeit in den Abendstunden .verbun- 
den. „Die Unternehmer haben dies Problem auf lange Sicht 
geregelt, (...) indem sie alle Nachtschichten durch Teilzeitkräf- 
te erledigen lassen, die keine andere Wahl haben und die nie- 
mals auf die ganzzeitlich Beschäftigten treffen’, sagen die 
CFDT-Gewerkschafter aus dem Dienstleistungsbereich. (5) Es 
handelt sich demnach um einen regelrechten Angriff auf die: 
politische Mobilität des Arbeitskollektivs (auf die Möglichkeit 
des Austauschs und der Übereinkunft von Kampferfahrun- 
gen) und auf desse Ablehnung gegenüber einer bestimmten 
Arbeitsorganisation, einen Angriff, den die Unternehmer mit- 
hilfe der Teilzeitarbeit fahren. Zugleich ist das ein Angriff auf 
das fixierte Lohnniveau und gegen die Forderung nach besse- 
ren Arbeitsbedingungen. Gerade im Einzelhandel sind die 
Teilzeitbeschäftigten am häufigsten den unangenehmen und 
zwanghaften Tätigkeiten ausgesetzt — wie z.B. an den Kas- 
sen, wo es kaum möglich ist, länger als vier Stunden hinter- 
einander zu arbeiten. Und um noch einen weiteren Hinweis 
auf den prekären Charakter der Teilzeitarbeit zu geben: Der 
Gesetzgeber hat dem Beschäftiger gestattet, „die Grenzen 
festzusetzen, innerhalb derer zusätzliche Arbeitsstunden ver- 
richtet werden dürfen’’ (ohne Überstundenentlohnung wohl- 
gemerkt). Demnach wird ihm erlaubt, seine Angestellten 
„von Fall zu Fall’’ um die Ableistung von Arbeitsstunden 
über die festgelegte Teilarbeitszeit hinaus zu bitten und damit 
deren Tagesablauf vollständig den Zufällen des produktiven 
Rhythmus, den Sprüngen in der nötigen Geschäftstätigkeit zu 
unterwerfen. 

Die Teilzeitarbeit bildet gewissermaßen eine Übergangsform 
hin zu den Arbeitsbedingungen der „diffusen Fabrik’'. Sie er- 
möglicht eine weitgehende „Entschlackung’” und Intensivie- 
rung der Arbeit, und sie bewirkt in vielen Fällen eine formel- 
le Segmentation des’ Arbeitskräftekollektivs, wie sie ähnlich 
z.B. in der Regie anzutreffen ist. 


Als Kennzeichen dieser ersten Gruppe von prekären Beschäf- 
tigungen muß also die Gewaltsamkeit angesehen werden, mit 
der ein Arbeitskollektiv unter Voraussetzung einer erzwunge- 
nen Mobilität und auf der Grundlage der Arbeitslosenreserve 
organisiert wird. Zugleich bleibt jedoch die Fabrik, der Be- 
trieb als Zentrum kohärent — zumal in der Zusammensetzung 
der festangestellten, garantierten Arbeiter, um die herum ver- 


streute Kontingente von Lohnempfängern kreisen, die von 
Zeit zu Zeit durch den produktiven Rhythmus aufgesogen 
oder abgestoßen werden. Mit Ausnahme bestimmter Gruppen 
von Teilzeitbeschäftigten individualisiert sich dadurch das 
Lohnverhältnis extrem, es verliert seinen kollektiven Bezug, 
weil es die Gestalt des Arbeiters — die bislang stets als Viel- 
heit (industrielle Masse) oder Einheit verstanden werden 
konnte — vereinzeilt und beschränkt. 

Diese Beschränkung hat ihren Grund vor allem im Raum der 
Arbeit selbst: in der Segmentierung und Zerstückelung der 
Arbeitsbedingungen bis zur Molekularform; aber auch in der 
Arbeitszeit: in der Rotation des Personals, in der Verflüssi- 
gung und Zirkulation der Lohnempfänger innerhalb und 
außerhalb des Unternehmens. Es handelt sich daher um ein 
Anwachsen der kapitalistischen Kommandogewalt sowohl 
auf ökonomischem wie auf politischem Niveau. Mit der um- 
fassenden Wiederaneignung der Verfügung über Raum und 
Zeit der Arbeit sowie durch die dabei planmäßig betriebene 
Verschleierung der Arbeitsverhältnisse festigt sich die Herr- 
schaft der ‚„Fabrik’’ angesichts der politischen und sozialen 
Einsamkeit des prekären Arbeiters auf deren Terrain. 


6. Untervermietung von Arbeit / Regie 


Juristisch betrachtet geht es um einen Vorgang, bei dem „ein 
auftraggebendes Unternehmen einen Vertrag abschließt, um 
ein anderes Unternehmen zu veranlassen, ganz oder teilweise 
eine Produktion oder Dienstleistung zu übernehmen, deren 
Ausführung das auftraggebende Unternehmen seinerseits für 
einen Kunden übernommen hat”. Zwei Werkverträge regeln 
eine dreiseitige Verbindung. Indem der Hauptunternehmer 
die Arbeit an einem einzigen Arbeitsplatz und Ort (z.B. im 
Baugewerbe) aufbricht und auf verschiedene Sub-Unterneh- 
mer verteilt, schafft er eine filialähnliche Struktur; er gibt fi- 
nanzielle Risiken weiter und schützt sich wirksam gegen den 
gewerkschaftlichen Druck. Diese Art der ‚Shanghai-Arbeit’ 
hat ihr Gegenstück in der ‚Regie-Arbeit': 

Zunächst im öffentlichen Sektor aufgekommen, bildet die 
Unternehmensregie in Frankreich heute einen wesentlichen 
Teil der neuen Formen privater Arbeitsmarktpolitik. Sie be- 
steht hier darin, am Arbeitsplatz des auftraggebenden Uhnter- 
nehmens Lohnempfänger zu beschäftigen, die anderen Betrie- 
ben angehören (zur Buchhaltung, Planung, Wartung, Bewa- 
chung, in den Werkskantinen) und die nicht den gleichen ge- 


setzlichen bzw. tariflichen Regelungen unterliegen. Neben 
der Vereinfachung des Verwaltungsaufwands liegt der Vorteil 
für das auftraggebende Unternehmen darin, verschiedene Si- 
cherungen und Garantien dem eigenen Personal vorzubehal- 
ten und damit die wirtschaftliche zu einer sozialpolitischen 
Fraktionierung der Beschäftigten zu machen, d.h. die Festan- 
gestellten verstärkt zu integrieren und die prekären Arbeiter 
am Rande zu halten. (6) 


Obwohl nun die Verwendung, die von den vorgestellten For- 
men prekärer Beschäftigung gemacht werden kann, ziemlich 
die gleiche sein mag, dürfen die bezeichnenden Unterschiede 
nicht außer acht gelassen werden. War bei den Beschäftigten 
ohne feste Anstellung eine Verflüchtigung des Arbeitskollek- 
tivs zu konstatieren, so ist dies bei der Untervermietung und 
Arbeit in Regie nicht der Fall: hier wird vielmehr eine homo- 
gene Arbeitsgruppe importiert bzw. exportiert und einer an- 
deren, stabilen und gesichert beschäftigten Gruppe angefügt, 
die die zentrale Achse der Produktion bildet. Das Kennzeichen 
der statuslosen Beschäftigung ist demgegenüber nicht, daß sie 
wesentlich als zusätzliche oder angehängte Beschäftigungen zu 
verstehen wären. Das Beispiel der Zeitleiharbeit ist in dieser 
Hinsicht besonders aufschlußreich: „‚Eine Untersuchung der 
von Zeitleihbeschäftigten verrichteten Arbeiten erlaubt die 
Feststellung, daß zwischen den dauerhaften und den zeitweili- 
gen Beschäftigungen eine weitgehende Übereinstimmung be- 
steht: die Zeitleiharbeit kann nicht aufgrund besonderer Vari- 
ablen bestimmt werden, es gibt keine typische Zeitleihbeschäf- 
tigung.’ (8) Das Funktionieren des Unternehmens ist in die- 
sem Fall also an eine hierarchische Kontrolle des gesamten Ar- 
beitskollektivs bzw. an die implizite Delegation eben dieser 
Kontrolle an die festangestellten Arbeiter gebunden. Die Be- 
schäftigung von nicht festangestellter Arbeit lohnt sich im 
Verhältnis zu deren Vereinzelung gegenüber einer eventuellen 
Solidarität am Arbeitsplatz. 

Anders bei der Arbeit unter Regie: Das Arbeitskollektiv, das 
mit der Bewirtschaftung der Werkskantine beauftragt ist, be- 
hält — auch wenn es vom Rest der Belegschaft getrennt ist — 
trotzdem seine Einheit: die Disziplin stellt sich im Innern sei- 
ner eigenen Hierarchie her. Die Kommandogewalt des auftrag- 
gebenden Unternehmens bleibt formal, auch wenn das nichts 
an seiner tatsächlichen Macht ändert. 


Im Rahmen der Entwicklung von Unternehmensstrategien er- 
öffnet sich also ein breites Spektrum von Techniken der Ver- 
unsicherung der Beschäftigung, deren Wirksamkeit im einzel- 
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nen genau bestimmt werden kann. Auf der Mikroebene wie- 
derholen sich die verschiedenen Abschnitte eines Arbeitspro- 
zesses in der Veränderung des Anstellungsverhältnisses be- 
stimmter Fragmente von Arbeitsgruppen. Im Großen wird 
der Organismus eines Unternehmens von solchen Tätigkeiten 
„entschlackt’’, die nicht seine vorherrschenden sind. 

Ich will nicht leugnen, daß die von mir beschriebenen Arten 
der prekären Arbeit sich oftmals ergänzen (Zeitleiharbeit un- 
ter Regie oder in einer Tochtergesellschaft), auch nicht — was 
mir wichtiger erscheint —, daß sie sich manchmal verbinden 
(es gibt Zeitleihbeschäftigte, die für mehrere Jahre in einem 
Betrieb bleiben, Arbeiter unter Regie, die innerhalb ihres Ar- 
beitskollektivs überhaupt keine Sicherheit besitzen etc.); ich 
wiederhole also, all diese Strategien haben letzten Endes nur 
einen einzigen Zusammenhang, den des kapitalistischen Kom- 
mandos. Gleichwohl erscheint mir die getroffene grobe Un- 
terscheidung alles andere als akademisch; sie bezieht sich ob- 
jektiv auf bestimmte Merkmale und Grenzen des Arbeiterver- 
haltens. Wenn das Kapital irgendwo sein Gesetz aufzwingt, 


Zur Vorgeschichte 


dann hier: in der Teilung, Anziehung und Abstoßung der Ar- 
beit — und es ist nicht gesagt, daß sich die Arbeiter dem ohne 
weiteres entziehen könnten. . 

Die Spaltung des Arbeitskollektivs vollzieht sich in den zuerst 
dargestellten Fällen entsprechend einer Fraktionierung und 
Segmentation der Arbeiter, im Fall der Untervermietung / 
Regie entsprechend einer Ausdünnung, die die Fabrik auf 
einen festen Kern reduziert, der von einer Ansammlung pre- 
kärer Arbeiter umgeben ist. Man kann vermuten, daß sich 
diese Unterschiede der Arbeitsorganisation notwendigerweise 
in den Konstellationen und Verhaltensweisen des Arbeiter- 
kampfes wiederfinden werden. 


Im folgenden möchte ich nur mehr die Beschäftigungen ohne 
feste Anstellung untersuchen und zeigen, wie sie sich im Rah- 
men einer differenzierten betrieblichen Arbeitsmarktpolitik 
entwickeln. 


der prekären Arbeit in Frankreich 


Nach der Funktionsbestimmung dieses Typs prekärer Arbeit 
will ich dessen Geschichte und Stellenwert in der Zusammen- 
setzung der Arbeiterklasse nachzeichnen. Jenseits der Unvoll- 
ständigkeit statistischer Quellen und der Verschleierung der‘ 
von den Unternehmern entwickelten Beschäftigungspolitik 
ist danach zu fragen, wie die Unternehmen ihren Personalbe- 
stand verteilen und das Heer der Lohnempfänger organisieren. 


In ihrer Entstehungsgeschichte uneinheitlich, fließen die ver- 
schiedenen prekären Beschäftigungsarten erst seit jüngster 
Zeit zu einer Ganzheit zusammen, zur sozialpolitischen Wirk- 
lichkeit der Lohnarbeit heute und zum multifunktionellen 
Instrument in den Händen der Unternehmer. 

Die Zeitleiharbeit tritt in Frankreich sehr früh in Erscheinung 
(„Business aid’’ der Jahre 1920-25), doch sie nimmt im we- 
sentlichen erst mit der Entwicklung des organisierten Arbeits- 
marktes und im Anschluß an eine Periode relativer „Anar- 
chie’’ ihren eigentlichen Aufschwung seit den 60er Jahren. 
Die Bereitstellung von Zeitleiharbeit beschleunigt sich noch 
zwischen 1968 und 1972 (800 Firmen), um gegenwärtig 
(1979) bei einer Zahl von 1674 Zeitleihfirmen in Frankreich 
anzugelangen. BE : 

War Zeitleiharbeit anfangs durch ein relativ gut qualifiziertes 
Personal gekennzeichnet, das dementsprechend sein berufli- 
ches Wissen auf-einem hohen Lohnniveau und auf einem 
knappen Arbeitsmarkt.verwerten konnte, so ist sie seit der 
jüngsten Wirtschaftskrise zu einer uniformen Beschäftigungs- 
art ohne bestimmte Qualifikation geworden. Der Mythos des 
gut bezahlten Zeitleihbeschäftigten muß in das Archiv der 
„verlorenen Illusionen” der Arbeiterjugend verwiesen wer- 
den. Während 8% der arbeitenden Bevölkerung in Frankreich 
Lohn in Höhe des gesetzlich garantierten Minimums (SMIC) 
erhält, leben 30% der Zeitleihbeschäftigten von diesem Lohn. 
(9) Wenn desgleichen die Zeitleiharbeit zu Beginn hauptsäch- 
lich Verwaltungspersonal lieferte, so haben sich die Tätigkei- 
ten inzwischen derart diversifiziert, daß Arbeiter, die etwa 
50% der erwerbstätigen, entlohnten Bevölkerung darstellen, 
heute einen Anteil von mehr als 70% im Zeitleihbereich ha- 
ben..(10) 

Die Entwicklung der abgeschlossenen Verträge ist noch auf- 
schlußreicher als der Personalbestand der Zeitleihfirmen. 
1973 zählte man 1005000 und 1978 1675000 Verträge, 
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heute sind es 2073000 (1979), das ist eine Verdopplung in- 
nerhalb von sechs Jahren. Die Rotation und der Umschlag 
der Kontingente prekärer Arbeiter beschleunigt sich rasch, 
und was noch gestern als eine freiwillige Mobilität mit dem 
Ziel der Lohnerhöhung oder des Erwerbs zusätzlicher Qualifi- 
kationen betrachtet werden konnte, verkehrt sich gegenwär- 
tig in sein Gegenteil: Pauperismus, undankbare Jobs und eine 
immer schlechtere Perspektive... 

Die Anzahl der Beschäftigten, die durch Zeitleihfirmen ge- 
schleust werden, kann man heute auf eine Million schätzen; 
davon sind 500 000 weniger als 25 Jahre alt. 


Weniger flexibel und handhabbar als die Zeitleiharbeit, besit- 
zen der Arbeitsverträge von begrenzter Dauer den klaren Vor- 
teil, billiger und in ihrer Anwendung weniger kompliziert zu 
sein. Verständlicherweise ist daher ihr Einsatz von seiten der 
Unternehmer weiter verbreitet (in Unternehmen mit mehr als 
10 Angestellten: 1,1% des Personals in Form von Zeitleihar- 
beit, 1,4% in Form von zeitlich begrenzten Verträgen) und 
ist ihr Anteil an der Gesamtzahl der Stellenangebote stark an- 
gestiegen (16,1% im Jahr 1974; 26,4% 1979). 

Was den Eintritt in die Arbeitslosigkeit angeht, so steigt der 
Anteil der Jugendlichen, die ihre Beschäftigung aufgrund 
eines Vertrages von begrenzter Dauer verlieren, erheblich ra- 
scher an als der Anteil der Erwachsenen. Hinsichtlich der Tä- 
tigkeitsmerkmale sind es die Nichtqualifizierten (Handlanger, 
Massenarbeiter, Angestellte ohne Qualifikation), die im größ- 
ten Umfang mit zeitlich begrenzten Verträgen arbeiten (ent- 
sprechend 34,8%, 25,6%, 24,4%). 

Vergleicht man schließlich insgesamt die Statistiken über die 
arbeitende Bevölkerung, so entdeckt man ein tendenzielles 
Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Formen der Be- 
schäftigungspolitik. Während die Anwendung der begrenzten 
Arbeitsverträge nach Maßgabe der Unternehmensgröße an- 
steigt, wird die Zeitleiharbeit ihrerseits in Unternehmen von 
größerem Umfang verwendet; und während die Zeitleiharbeit 
vor allem von Jugendlichen — insbesondere von jungen Män- 
nern in Arbeiterstellung und im Bereich der Industrie — ver- 
richtet wird, betreffen die Arbeitsverträge von begrenzter 
Dauer im wesentlichen Frauen, und zwar am häufigsten im 
Dienstleistungssektor. 


Was sich also auf der Ebene der Unternehmen, des individuel- 
len Kapitalisten als ein Mittel zur Diversifikation der Zusam- 
mensetzung des Arbeitskollektivs anbietet, stellt sich nun als 
eine riesige Tastatur dar, mittels derer das Kapital auf gesell- 
schaftlicher Ebene die Tonarten der prekären Arbeit vielfach 
variieren kann. 

Das gleiche gilt für die Praktika, die ja hauptsächlich von klei- 
neren Unternehmen benutzt werden und die den noch am 
meisten qualifizierten Jugendlichen zugute kommen. 

In diesem Rahmen hat die Teilzeitarbeit mit ihrer Bevorzu- 
gung weiblicher Arbeitskraft einen besonderen Stellenwert. 
Mit 1 393 000 Beschäftigten in Frankreich entspricht sie 6,5% 
der erwerbstätigen Bevölkerung und 14% der erwerbstätigen 
Frauen — eine beträchtliche Zahl, die aber gleichwohl relati- 
viert werden muß, weil nur 72% der Teilzeitbeschäftigten 
den Status von Lohnempfängern haben. Die Teilzeitarbeit, 
die anfangs im wesentlichen als Aushilfsarbeit in Wachstums- 
phasen gedacht war, hat sich im Dienstleistungssektor wie in 
bestimmten Manufakturbereichen entwickelt, in denen die 
Entlohnung und die Arbeitsbedingungen schlechter als durch- 
schnittlich sind. 

Welche Perspektive eröffnet sie den Frauen, die — wenn man 
einer Analyse der CFDT glauben darf — ohnehin einer extrem 
hohen Arbeitsintensität und den unangenehmsten Beschäfti- 
gungen ausgesetzt sind? Wenh man weiß, daß eine Teilzeitbe- 
schäftigte durchschnittlich etwa 40 Jahre alt ist, hauptsäch- 
lich im tertiären Sektor arbeitet und den größten Teil ihrer 
Zeit mit ausführenden Tätigkeiten zubringt, dann kann man 
sich vorstellen, daß ihre Zukunft die einer deklassierten und 
sozioökonomisch marginalisierten Arbeiterin ist, die nach 
zehn Jahren Hausarbeit und Kinderaufzucht wieder ins Be- 
rufsleben einsteigt; kurz: eine gesellschaftliche Zukunft, die 
aus verschleißender Arbeit und Entwertung der ArbeitskPaft 
besteht. 

Auch der öffentliche Dienst hat seine Teilzeitbeschäftigten 
(ungefähr 1,12% der Planstelleninhaber); ihr Schicksal ist 
zweifellos erträglicher als das der Beschäftigten im privaten 


Sektor. Andererseits behandelt der Staat als Arbeitgeber sei- 
ne Masse von Lohnempfängern ebenso differenziert und 
weist einem beträchtlichen Teil davon prekäre Tätigkeiten zu 
in der staatlichen Erziehung: 114 000 außerplanmäßig Be- 
schäftigte; 

im Post- und Fernmeldebereich: 92 500; 

im Bereich der öffentlichen Ausstattung / Bauwesen etc.: 
22 500. 

Annähernd 20% der Staatsbediensteten befinden sich nicht 
allein beruflich, sondern auch sozial und kulturell in einer in- 
stabilen Situation; denn eine große Zahl dieser Hilfskräfte 
setzt sich aus entwurzelten jungen Leuten zusammen, die aus 
Süd- oder Westfrankreich kommen, um die Nachfrage nach 
Arbeit im Norden und in der Pariser Region zu decken. 
Insgesamt also eine gewaltige Umwälzung der Arbeiterbevöl- 
kerungen und folglich ein enormes kapitalistisches Unterfan- 
gen, diese Bevölkerungen an die vorhandenen Besonderheiten 
und Erfordernisse seiner Ökonomie anzupassen — und zu all 
dem muß man, wie schon gesagt, die Arbeitslosigkeit hinzu- 
nehmen. 

Die Arbeitslosigkeit hat einerseits die Funktion eines notwen- 
digen Puffers für die Mobilisierung und den Umschlag der Ar- 
beiter ohne feste Anstellung, insofern sie ein Verwaltungs- 
und Kontrollinstrument für die Anziehung und Abstoßung 
der Arbeitskraft liefert (s. die wohlfahrtsstaatlichen Einrich- 
tungen: die staatliche Arbeitsvermittlung ANPE, Arbeitslo- 
‚senversicherung ASEDIC und soziale Dienste); andererseits 
greift sie in die Verhaltensweisen der Arbeiter ein, denn sie 
trägt dazu bei, den Arbeitsmarkt unüberschaubar zu machen, 
die Auswahlmöglichkeiten zu begrenzen oder auszuschließen 
und den Druck / das Risiko der Nichtsnutzigkeit stets gegen- 
wärtig zu halten. 

Damit steigt der Vergesellschaftungsgrad dieser Gestalt des 
Arbeiters an, denn gegenwärtig wird die Fabrikgesellschaft als 
Ganze zum Element, in das seine Verhaltensformen eingebet- 
tet sind. 


Zur Klassenzusammensetzung 
der prekären Arbeit 


Im folgenden werde ich mich schwerpunktmäßig mit den ju- 
gendlichen Segmenten der dargestellten prekären Arbeit aus- 
einandersetzen, denn die Situation der jugendlichen prekären 
Arbeiter der Metropole und ihre vielfältigen Verhaltenswei- 
seh erscheinen mir symptomatisch für die kapitalistische Ent- 
wicklung und die Entwicklung des Klassenkonflikts in ihrem 
Innern. Bringen sie doch zuerst neue Äußerungen von antago- 
nistischer Subjektivität hervor, insbesondere bei den Formen 
des Widerstands, der Insubordination und den Verhaltenswei- 
sen, die sich gegen die Reproduktion der gesellschaftlichen 
Verkehrsform richten. Von der Insubordination auszugehen, 
heißt für mich, den Ort und das Wechselverhältnis von neu 
heraufziehenden Konflikten zwischen Arbeitern und Kapital 
zu umschreiben. 


1. Prekarität und 


soziale Schichten der Arbeiterjugend 
1.1. Besonderheiten der Pariser Region 


Die Region Paris zeigt hinsichtlich der Beschäftigung und der 
Arbeitslosigkeit einige Eigentümlichkeiten, die zu berücksich- 
tigen sind. Zunächst einmal, Paris hat insgesamt eine Jugend- 
arbeitslosigkeit, die unterhalb des nationalen Durchschnitts 
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liegt, auch wenn man lediglich die Beendigung von Zeitarbeits- 
verhältnissen rechnet. Andererseits befindet sich etwa die 
Hälfte aller französischen Zeitleihfirmen in Paris. Da nun der 
Wechsel zwischen prekärer Arbeit und Arbeitslosigkeit ein 
entscheidendes Merkmal ist, haben wir es mit einem schein- 
baren Widerspruch zu tun, der sich jedoch durch eine Analy- 
se der regionalen Restrukturation sowohl aus der Sicht des 
Kapitals als auch der der Arbeiter auflöst. 

Während der Jahre um 1970 war nämlich ein erhöhter Arbeits- 
platzwechsel und also die Entwicklung einer taktischen Mobi- 
lität zu beobachten, die häufig von den Arbeitern absichtlich 
in Anspruch genommen wurde. Das relative Überangebot an 
offenen Stellen auf dem Arbeitsmarkt bis zu Beginn der 70er 
Jahre erlaubte den Arbeitern, das Lohnniveau voll auszunut- 
zen — und zwar aufgrund von Kenntnissen, die aus der Erfah- 
rung mit den verschiedensten Unternehmen in der Region 
und aus einer gewissen gegenseitigen Hilfe der Arbeiter stamm- 
ten. Für dieses taktische Verhalten auf dem Arbeitsmarkt ist 
das Beispiel der Arbeitsimmigranten ziemlich aufschlußreich, 
die einen Weg von der oftmals illegalen Einreise und ersten 
Einstellung in unterbezahlte und gefahrvolle Arbeitsplätze bis 
zu ihrer Übernahme in besser entlohnende Unternehmen z.B. 
der mechanischen und der Automobilindustrie durchlaufen 
haben. 

Die Mobilität und der Arbeitergebrauch des turn over nah- 
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men also die Züge eines Kampfes um den Lohn an. Gleichzei- 
tig erlaubte die Stabilität des Arbeitsmarktes den französi- 
schen Jugendlichen, kürzere Perioden von Arbeitslosigkeit in 
der Erwartung oder auf der Suche nach einer Beschäftigung 
auszuhalten, die für interessanter, ruhiger und besser bezahlt 
gehalten wurde. 

Die Konzentration der Industrie in der Pariser Region benach- 
teiligte die Unternehmen, weil sie nicht zuletzt aufgrund von 
Verkehrsmitteln den häufigen Arbeitsplatzwechsel in einen 
relativ großen Territorium ermöglichte. 

Die Restrukturierung, die sich mit dem Prozeß der Entindu- 
strialisierung bzw. mit dem Stop weiterer Industrieansiedlun- 
gen in der Region verbindet, stellt sich demnach als ein klarer 
Gegenzug gegenüber dieser Taktik der Arbeiter dar. Von jetzt 
ab beschäftigte sich das Kapital mit der Verkehrung der Mo- 
bilität in Prekarität. Die Lage der Arbeitslosigkeit in der Pari- 
ser Region läßt nun freilich vermuten, daß sich diese Verkeh- 
rung nicht gänzlich durchsetzen konnte und daß zahlreiche 
Fraktionen von Arbeitern den Unternehmern weiterhin Kopf- 
zerbrechen bereiten. Zwischen Mobilität und Prekarität ma- 
chen Arbeiter und Kapital sowohl auf dem Gebiet des Lohns 
als auch auf dem Gebiet des Kommandos Front gegeneinander. 


1.2. Prekarität und Mobilität 


Die Kategorie der Mobilität, so wie ich sie hier verstehe, be- 
zieht sich ganz und gar auf die Subjektivität der Arbeiter. 
D.h. ich betrachte die — horizontale oder vertikale — Mobili- 
tät als eine Taktik des Arbeitsplatzwechsels, die in einem 
Konflikt und Widerspruch mit dem Kapital angesiedelt ist — 
und zwar ausgehend von einem begrenzten Kampf um den 
Lohn bis hin zum Kampf gegen die Unterordnung unter jed- 
wede Festlegung innerhalb des Produktionsprozesses, ja in- 
nerhalb der Gesellschaft. In diesem Sinn kann es sowohl eine 
auf Integration gerichtete Mobilität geben (z.B. das Bemühen 
um eine höhere Qualifikation und Entlohnung durch den 
Wechsel des Arbeitsplatzes oder des Wohnorts bzw. durch be- 
rufliche Weiterbildung) als auch eine Mobilität, die sich aus 
dem spannungsreichen und subversiven Entzug der Arbeit er- 
gibt. 
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Im Gegensatz dazu wird die Kategorie der Prekarität als Un- 
ternehmerstrategie zu fassen sein. Ich würde sie nicht nur als 
eine Instabilität des Anstellungsverhältnisses, als eine Unsi- 
cherheit, sondern auch als eine Technik der Mobilisierung 
und des Auswechselns von Arbeitern bestimmen, die in die- 
sem Fall dem kapitalistischen Kommando unterworfen sind. 
So gesehen ist die Diskussion um den Hauptpunkt der gegen- 
wärtigen kapitalistischen Strategie: Angriff auf den Status 
der Beschäftigung oder Mobilisierung von Arbeitskraft, ziem- 
lich müßig. Meiner Meinung nach liegt der Hauptpunkt in der 
Enteignung. Die Jahre vor der Krise waren von einer weitge- 
henden Arbeiterkontrolle über die Beschäftigung geprägt. Das 
Kapital richtet sich seither vor allem darauf, die Arbeiter von 
dieser Fähigkeit zur Kontrolle zu enteignen, und zwar vermit- 
tels der Prekarität als einer Form der ständigen Umwälzung 
der Arbeiterbevölkerung, einer Form der faktisch oder (im 
Fall der Arbeitslosigkeit) potentiell kapitalabhängigen Zirku- 
lation der Arbeitskraft. 

Vielleicht treffen sich Arbeiter und Kapital in gewisser Weise 
auf dem gleichen Terrain. Aber was für die Arbeiter wesent- 
lich ein Prozeß der Autonomisierung ist: die Mobilität, das 
kann gegenwärtig vom Kapital in Arbeitslosigkeit und in die 
Verunsicherung und Aufhebung des Beschäftigungsstatus ver- 
kehrt werden. 


1.3. Verdeutlichung dieses Widerspruchs 


„Man zwingt uns einen bestimmten Lebensstil auf. Entweder 
man lebt so oder man verhält sich wie ein Prolo: wenig ver- 
dienen und acht Stunden täglich malochen und das im All- 
tagstrott. Also ich glaube, daß man uns zwingt, und gleichzei- 
tig hat man die Wahl, d.h. man hat nicht drei Dutzend Wahl- 
möglichkeiten, man hat vielleicht zwei oder drei ... Man hat 
wenig Möglichkeiten, und man wählt sich was aus. Ich für 
meine Person hab’ mir das bis jetzt ausgesucht.” (11) 


Betrachten wir vom Arbeiterstandpunkt die Taktiken der 
Subversion der prekären Arbeit selbst, die Mobilität als aus- 
greifende Bewegung und in ihrer spezifischen Rhythmik. In 
einer ersten Phase mag die Mobilität auf die Integration in die 
Arbeit gerichtet sein, auf den Erwerb einer beruflichen Quali- 
fikation und eines entsprechend höheren Lohnniveaus auf 
dem Wege des Wechsels der Beschäftigung: 


„Ich hab’ einen Job gesucht, ich hatte in der Zeitung einen 
gesehen, und ich bin hingegangen — das war so ein Laden für 
Leiharbeit, der Leute brauchte {...) Mit meiner Geschichte — 
ich habe sechs Monate als Schreiner gearbeitet — mußte ich 
sie bei der Einstufung austricksen. Sie zahlen nicht genug, 
und ich wollte etwas nachhelfen, deswegen der Bluff! ({...) 
Aus der ersten vermittelten Stelle bin ich nach einer Woche 
wieder rausgeflogen. Trotzdem wirst Du bei dem Laden nicht 
entlassen, selbst wenn sie wissen, daß Du nicht gerade gut 
bist. Die schicken Dich einfach woandershin. Auf diese Weise 
hab’ ich von einem Job zum andern ein Jahr in diesem Laden 
zugebracht. Schließlich hab’ ich vorgezogen, mich zu verdrük- 
ken. Beim Abgang hab’ ich sie noch beschissen, und so hab’ 
ich also meine Schreinerlehre gemacht.” (12) 


Die erste Phase hat durchaus viel Ähnlichkeit mit weit zurück- 
reichenden Traditionen und Lernprozessen der Arbeiter; der 
Erwerb des professionellen Wissens verbindet sich hier mit 
der Mobilität. In Fortsetzung dessen kann die Mobilität ange- 
sichts der weiter fortschreitenden Entfremdung der Arbeit 
und ihrer Reduktion auf einfachste und sinnentleerte Wieder- 
holungstätigkeiten als eine Art von Verweigerung eines be- 
stimmten sozialen Schicksals angesehen werden, das zur Un- 
terordnung unter die Arbeitsdisziplin und zur Dequalifika- 
tion verurteilt. 


„Ich meine, daß die Fabrik ... also in der Fabrik interessiert 
mich überhaupt nichts. Ich gehe ein in einer Fabrik. Wenn 
man mich fragt, so und so viel Stück im Monat zu machen, 
ununterbrochen zu produzieren und immer das gleiche — das 
ist wie eine Maschine, nicht! Das kann ich nicht hinnehmen. 
Ich halt’s nicht aus, wie die andern Typen, die 20 oder 30 
Jahre in der gleichen Klitsche bleiben und so. Ich halt’s nicht 
durch, in ‘ner Fabrik erstick ich.” (13) 
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Das Gefühl zu ersticken und einen engen Raum in der Fabrik 
angewiesen zu bekommen, sucht sich in der Mobilität die Ge- 
legenheit zur Veränderung oder nimmt die Nichtarbeit als 
Atempause. 

Zugleich kann die Mobilität zu einer zweifachen Erfahrung, 
vielleicht Erkenntnis führen. Einerseits zu der Erfahrung, daß 
sich die Sinnentleertheit des Arbeitens in der Gesellschaft 
wiederholt; die Fabrik bleibt nicht länger der einzige Ort der 
Ausbeutung, der gewaltsamen Auspressung der lebendigen 
Arbeit — sie breitet sich auf gesellschaftlicher Stufenleiter in 
der immerwährenden Wiederholung von unangenehmen und 
mühseligen Tätigkeiten weiter aus. Andererseits kann dabei 
zwar nicht so sehr ein Beruf, der sich in diesem Fall in Nichts 
auflöst, wohl aber ein praktisches gesellschaftliches Wissen 
über den Arbeitsmarkt und die Einrichtung des Wohlfahrts- 
staats erlernt werden. Von hier an wird die Mobilität tatsäch- 
lich zu einer Waffe, deren man sich zur Umkehrung der Ar- 
beitsdisziplin bedient (indem man Aufgaben ausweicht, die 
für sinnlos gehalten werden; indem man sich weigert, einen 
Befehl auszuführen, und kündigt etc.). Sie wird zu einer intui- 
tiven Form der „Sabotage”, wo die Verweigerung der Aus- 
beutung und Demütigung ausreicht, um dem Unternehmen 
auf der Stelle den Rücken zu kehren — die Rache des Proleta- 
riers seit jeher: sich nicht zu verkaufen... 

So wird allmählich ein Grad von Widerspruch erreicht, der 
antagonistisch ist, eine Arbeitermobilität, die das Bedürfnis 
nach Autonomie und den Willen zur Nichtanpassung an eine 
vorgegebene gesellschaftliche Anweisung und Rangordnung 
ausdrückt. Einige Jobber formulieren das fast schon theore- 
tisch: 

„Es gibt kein Mittel, nicht vereinnahmt zu werden. Sobald 
Du irgendwas auf die Beine stellst, nach kurzer Zeit wirst Du 
wieder vereinnahmt. Bleibt nichts übrig, als in Bewegung zu 
bleiben, um nicht vereinnahmt zu werden. Die Gesellschaft 
ist genau darauf angelegt, um Dich sofort wieder zu integrie- 
ren.” (14) 


Der Wunsch nach Autonomie wird aufgeladen und äußert 
sich als Verweigerung der Arbeit: 


„Also, wie ich die Jobs erlebe? Also ziemlich schlimm schon; 
wenn ich die Kohle nicht verdienen müßte, würde ich nicht 
malochen. Wie ich das erlebe: Ich mach’ die ganze Zeit Mist, 
ich nehm das nicht wirklich ernst, ich hab’ keine Berufsehre. 
Wenn man irgendwas von mir verlangt, dann hör ich am An- 
fang zu, aber ich krieg’ den Schluß nicht mit, oder ich hör’ in 
der Mitte nicht zu, alles in allem ist das schon ziemlich 
schlimm ... Ob ich das nun absichtlich mache oder ob es stär- 
ker ist als ich, aber im allgemeinen ist es stärker als ich {...) 
Ich als Bote, das ist buchstäblich beschissen; ich komme so 
hin, ich komm’ finanziell hin, aber ich hänge die ganze Zeit 
irgendwo ‘rum, wo ich nichts zu suchen habe.” 


„Weil ich, wenn ich arbeite, ausgenommen werde, um nicht 
zu sagen überausgebeutet, sowohl ökonomisch wie moralisch; 
weil, wenn ich arbeite, das, was ich im Austausch für meine 
Arbeitskraft kriege, lächerlich wenig ist im Verhältnis zur 
Kaufkraft — was ich also zu tun versuche, wo ich sehe, daß 
ich die meiste Zeit eine Arbeit mache, die menschlich und 
materiell nichts bringt, das ist, so wenig wie möglich zu malo- 
chen.” 


Wenn ich auch nicht unterstelle, daß es einen kausalen Zusam- 
menhang zwischen Mobilität und Arbeitsverweigerung gibt, 
so gibt es vielleicht eine Übereinstimmung oder einen gemein- 
samen Ursprung beider Verhaltensweisen. Die Mobilität, die 
ich hauptsächlich als Dialektik der Erfahrung dargestellt ha- 


be, erzeugt die Verweigerung der Arbeit und wird von ihr er- 
zeugt. 


1.4. Verweigerung der Arbeit und Aufsässigkeit 


Ich möchte nicht mit denjenigen streiten, die das Konzept 
der Verweigerung der Arbeit deswegen für untauglich halten, 
weil es vom Kapital längst angeeignet und gegenwärtig in eine 
Waffe gegen die Arbeiterklasse verwandelt worden ist. Be- 
kanntlich konnte die „wissenschaftliche Betriebsführung” 
seit Taylor oder schon früher erst theoretisch und operativ 
ausgearbeitet werden, nachdem man der Arbeiterklasse ihre 
Kenntnisse und Praktiken gestohlen hatte. Verweigerung der 
Arbeit ist ein Wort von strategischer Bedeutung; d.h. es han- 
delt sich nicht um eine soziologisch meßbare Wirklichkeit, 
sondern um den Ausdruck des Nichteinlassens auf die Arbeit, 
um den Ausdruck der Abneigung und Zurückweisung — was 
immer nur zeitweilig möglich ist. Dies zunächst einmal des- 
wegen, weil die Arbeit die Form der Lohnsklaverei hat und 
weil sie jenseits aller Strategien der Subversion immer wieder 
aus der Lebensnotwendigkeit des Lohns und des Einkom- 
mens, aus der Angst vor der völligen Verelendung hervorgeht. 
Sodann weil sie immer noch ein wesentlicher Bereich der 
Ausarbeitung von Bewußtseinsformen und Identität darstellt. 
Selbst wenn, wie wir sehen werden, zahlreiche Jugendliche 
aus der Arbeiterbevölkerung sich davon freigemacht haben, 
so bleibt es doch nicht weniger richtig, daß ein solcher Ablö- 
sungsprozeß vom Zusammenhang der Arbeit noch stets leid- 
voll ist. 


„Auf einmal hab’ ich gemerkt, daß ich vielleicht mein ganzes 
Leben damit verbringen würde, wie ein Irrer zu schuften, 
mich bescheißen zu lassen, um noch nicht einmal die Brötchen 
zu verdienen, und Jobs zu machen, die vollkommen entwür- 
digend sind, nicht. (...) Aber manchmal, da krieg ich’s mit der 
Angst, weil ich merke, daß es irgendwann Probleme geben 
wird. (...) Mit vierzig kann’s mir passieren, daß ich mich als 
Lagerarbeiter anbiete, und man zieht einen Typen von 25 
vor, der vielleicht kräftiger ist. (...) Ich hab’s mit einem Job 
als Betreuer für Jugendliche versucht, da wird man nicht all- 
zusehr angemacht, und es läuft ganz gut. Aber ich hab’ den 
Job nicht bekommen, na gut, ich werde jetzt sechs Monate 
malochen gehen und dann mach ich wieder arbeitslos.” 


Man müßte schon hinter diesen Aussagen nichts als die Be- 
stätigung vorgegebener gesellschaftlicher Muster sehen, um 
nicht zu verstehen, daß jede Form des Nichteinverständnisses 
sich auf einer solchen Gratwanderung bewegt und das Risiko 
des Scheiterns trägt. 

Gleichwohl nehmen die prekären Arbeiter der Metropolen 
die Herausforderung des Kapitals auch auf der Ebene des Ein- 
kommens an. Mobilität und Arbeitsverweigerung fließen in 
der Ausnutzung einer vorübergehenden Arbeitslosigkeit und 
im eigenen Gebrauch des Wohlfahrtsstaats zusammen. 


„Nein, ich mache mir keinen Vorwurf, überhaupt nicht, ich 
fühle mich gut, die Leute interessieren mich einen Dreck. Im 
Gegenteil, wenn die Leute mir das vorwerfen, dann sag ich: 
o.k., ihr zahlt die Arbeitslosenversicherung und nutzt sieüber- 
haupt nicht aus? Ich bringe sie eher darauf, das selbst auszu- 
nutzen, ich sag’ ihnen: Ich hab’ auch gearbeitet, ich lebe von 
der Arbeitslosenunterstützung, die ich selbst bezahlt hab’, ich 
hol’ sie mir wieder zurück.” 


Die Formen der Auflehnung, die im allgemeinen dem Massen- 
arbeiter zugeschrieben werden — wie Absentismus, Bumme- 
lei, Sabotage —, können mit den von mir beschriebenen Ver- 
haltensweisen verglichen werden. Der Hauptunterschied liegt 
in der Verlagerung des Konfliktniveaus. Der Fabrikkampf als 
unmittelbare Subversion eines allzu niedrigen direkten Lohns, 
als Lohnfrage breitet sich aus und vermittelt sich gesellschaft- 
lich im Gebrauch der Institutionen, in der Aneignung des in- 
direkten Lohns (der Sozialversicherung etc.). 


Ich meine also, daß es falsch ist, der Arbeitsverweigerung 
einen subversiven Charakter zuzuschreiben, wenn sie nicht 
mit dem Kampf um Einkommen verbunden wird. Erst im 
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Übergang von der Verweigerung der Arbeit zum Einkommen 
findet der Antagonismus von Arbeitern und Kapital seinen 
Ausdruck. Vom Arbeiterstandpunkt aus liegt darin die Ge- 
fahr, die mit jeder Insubordination verbunden ist; für das Ka- 
pital handelt es sich um die Neuverteilung der Karten für sei- 
ne gewaltsame Restrukturierung. 


Dennoch wird man bei der Analyse vorsichtig sein müssen. 

Die genannten Formen der Auflehnung spielen sich unter be- 

stimmten, nicht zu vernachlässigenden sozialen Bedingungen 

ab. Angesichts der Aufsässigkeit gibt es eine grundsätzliche 

Ungleichheit, die sich aus der Verschiedenheit der kapitalisti- 

schen Kontrolle über die Fraktionen der Arbeiterklasse erge- 

ben. Tatsächlich — und dies ändert nichts an der Bedeutung 

ihrer Revolte — haben es die Kinder weißer Arbeiter in den 

Metropolen leichter. Weil sie oftmals, historisch und soziolo- 

gisch gesehen, einem Milieu des Aufstiegs entstammen, konn- 

ten und können sie immer noch in der Familie und in den Fa- 

milienbeziehungen (insofern die großfamiliären Strukturen 

im französischen Proletariat noch nicht vollends zerstört sind) 

einen gewissen Schutz, eine Förderung ihrer Ausbildung und 

ihrer sozialen Zukunft finden — sei es in der Form einer na- 

türlichen ‚„Rente” (Wohnung, Nahrung etc.) oder in der Geld- 

form. Außderdem erlaubte ihnen das soziokulturelle Vermö- 
gen, über das sie verfügen, sich auf dem Feld der Mobilität 
vorteilhafter zu plazieren. Die Mobilität wurde von ihnen 

freilich nicht allein mit dem Ziel ausgenutzt, sich ein besseres 
Leben zu machen; sie konnte auch zum Ausdruck einer Selbst- 

verwertung außerhalb der Sphäre der Produktion und mittels 
Verweigerung der Arbeit werden. Zu diesem Vorteil kam auf 
der Ebene des Kampfs um den indirekten Lohn hinzu, daß 
die Kinder der weißen Arbeiterklasse einen besseren Zugang 
zu sozialen Informationen hatten und daß sie wohl auch 

mehr Abstand gegenüber verschiedenen Arten von Stigmati- 
sierung (Arbeitslosigkeit etc.) entwickeln konnten. 

Dies alles stellt sich für die Kinder des multinationalen Mas- 
senarbeiters anders dar. Die Mobilität war nur beschränkt 
ausnutzbar. Die Vorgeschichte der immigrierten Generatio- 
nen lastete auf den Kindern — als eine Geschichte lebensläng- , 
licher Stigmatisierung in einer Region, nämlich der Pariser, 
die 33,6% aller Arbeitsimmigranten Frankreichs bzw. 42% 
aller- ausländischen Lohnarbeiter im industriellen Sektor be- 
herbergt und in der selbst die Immigrantenviertel (hauptsäch- 
lich die Neubausiedlungen im Norden und Nordosten der 
Stadt und der Banlieue) das soziale Schicksal festschreiben: 


„Warum kommt man in den Knast? Das liegt an der Siedlung 
— man hält sich für weniger als die andern; die andern haben 
ihre Kumpel in der Stadt, können tanzen gehen, wohnen bes- 
ser (...) kommt man aus der Siedlung, hat man seinen schlech- 
ten Ruf weg.” (15) 


Der Konflikt um den direkten und indirekten Lohn, die 
Schwierigkeiten mit der Arbeitslosigkeit nehmen auf diese 
Weise ein risikoreicheres Ausmaß an: 

„Als Arbeitsloser traut man sich oft nicht, aufs Arbeitsamt 
zu gehen, weil man nicht weiß, was mit der Aufenthaltsge- 
nehmigung passieren wird. Ein arbeitsloser Immigrant, das ist 
bei der drohenden Ausweisung wie auf Bewährung — also 
fällt man besser nicht auf.” (16) 


Im Fall der Immigranten nehmen wegen der größeren sozial- 
politischen Schwäche (gegenüber der Arbeitslosigkeit, der Be- 
schäftigungsunsicherheit) und aufgrund der intensiveren poli- 
zeilichen Überwachung und Einkreisung alle Formen von in- 
formellem Widerstand sogleich das Ausmaß von Gesetzwi- 
drigkeiten an, und diese alltäglichen Widerstandsformen wer- 
den ihrerseits durch Strafverfolgung sichtbar gemacht, ver- 
stärkt und als Delinquenz kodifiziert. Das Nichteinverständ- 
nis mit der Ordnung bewegt sich hier auf dem schmalen Pfad 
zwischen Kriminalisierung und Verelendung. 


| 
ANAFTE 


——— 


Nachdem der junge Kader Yassid von Polizisten erschossen worden war, veranstalteten die Pariser 
„Autonomen“ im April 1980 ein Konzert gegen die rassistischen Praktiken der Polizei und CRS: 
Rock against Police — ein letzter Versuch, eine gemeinsame politische Sprache mit den Emigranten- 


Kindern zu finden. 
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2.1. Arbeit — Nichtarbeit, 
Produktions- und Reproduktionssphäre 


„Ich habe Schwierigkeiten, mich gesellschaftlich einzuordnen 
... ja, ich hab’ Schwierigkeiten, weil ich ... Ich muß mich 
doch auf eine Gruppe beziehen ... Gut, ich kann micht nicht 
unterbringen ... Auf jeden Fall gehöre ich nicht zu den Rei- 
chen, das ist klar... aber ich glaube ... Also gesellschaftlich, 
was die Kohle angeht, wenn Du so willst, da verdiene ich 
mein Leben besser als ein Arbeiter ... Schließlich ist’s mir 
scheißegal, ich weiß nicht, ob ich besser verdiene, aber auf je- 
den Fall, ja, also wenn ({...) Ich ordne mich als Individuum 
ein, individuell, ich habe Schwierigkeiten ..., gut, ich gehör zu 
den Typen, die so durchkommen, die wissen was läuft ... 
Aber ich bin kein Arbeiter, das ist nicht wahr. Da wäre ich 
viel zu kaputt.” 


Mit dem Rückzug von der Arbeit, aus der mit ihr verbunde- 
nen Gesellschaftlichkeit und Solidarität, gewinnen die Berei- 
che des alltäglichen Lebens und der Individualität eine neue 
Bedeutung. Wer sich gestern noch als Arbeiter und innerhalb 
eines Bezugssystems der Arbeit definieren konnte, findet sich 
jetzt allein auf sich gestellt. Ohne genauere Anhaltspunkte 
hinsichtlich der sozialen Rolle und der sozialen Klasse bildet 
sich eine spezifische Lebensweise im urbanen Raum heraus: 
die Wohnung, das Viertel, die Treffpunkte etc. 

Der Logik des Werts und der Verwirklichung der in der Ar- 
beit steht nun die Nichtarbeit gegenüber, die ihre Verwertung 
im Bereich des Alltagslebens sucht. Angesichts der Beschädi- 
gungen, denen man in der Produktionssphäre ausgesetzt war, 
„entdeckt’’ man die Handarbeit wieder, seinen Körper (Er- 
nährung, Tanz, Meditation) — gelegentlich das Lesen. An die 
Stelle der Fremdheit der Fabrikarbeit und des Büros tritt die 
Intimität der privaten Beschäftigungen. 

Auf den ersten Blick mögen diese nicht-professionellen Tätig- 
keiten wie eine Abwehr gegenüber dem Druck und der Auf- 
forderung zur Arbeit erscheinen, die von der sozialen Umge- 
bung ausgehen, oder auch wie ein Schutz gegen die verschie- 
denen „Pathologien des Alltagslebens’’, die jedes unkonven- 
tionelle Verhalten im städtischen Milieu beschränken können. 


Arbeitsverweigerung und Modus des Alltagslebens 


In Wirklichkeit haben diese Beschäftigungen und Verhaltens- 
weisen einen weitergehenden Erklärungsgrund. Sie müssen als 
Ausdruck der gleichen Unabhängigkeitsbestrebungen gewer- 
tet werden, die wir auf dem Arbeitsmarkt angetroffen haben. 
Allerdings, und das scheint mir wichtig, liegt die Stärke einer 
solchen Autonomie nur im Moment ihrer Herausbildung als 
Leistungsverweigerung. Jeden Augenblick später kann sie in 
eine neuerliche Unterwerfungsbereitschaft umschlagen. Aber 
auch außerhalb der Arbeit und des Marktes sehe ich das Risi- 
ko der Vereinnahmung. Zum einen durch die Integration 
selbstbestimmter Tätigkeiten in eine Ökonomie, die mit der 
Alltäglichkeit kokettiert — in die „informelle Ökonomie”. 
Möglicherweise wird die sog. informelle Ökonomie zu dem 
Ort, an dem das Kapital sich einer Arbeitskraft entledigt, die 
politisch und ideologisch hinderlich ist, weil sie sich nicht an 
die Disziplin und neuen Bedingungen der Organisation der 
Arbeit anpaßt, und für deren Reproduktion es im übrigen 
nicht mehr aufkommen muß. Zum anderen besteht die Ge- 
fahr einer Rückkehr in die Privatheit des Individuums, wofür 
sich ein ganzer Markt von Psychologien, Therapien und wie- 
dererweckten Ideologien ausbreitet. 

Schließlich scheint es, daß sich mit der fortschreitenden Ent- 
fernung von der Welt der Arbeit auch die Ökonomie des All- 
tags verändert. Der Konsumptionsbereich wandelt sich, wenn 
der Zwang und die Beschädigungen durch die Arbeit entfal- 
len. 


„Wenn Du außerdem genau anguckst, was Du an Kohle ver- 
brauchst (...) weil, man muß sehen, ich gebe viel weniger aus, 
seitdem ich zuhause bleibe, also wenn ich zuhause esse, an- 
statt daß ich auswärts essen gehe. Außerdem erinnere ich 
mich, wenn ich maloche, verstehst Du, wenn Du arbeitest, 
kaufst Du mehr, weil, Du mußt die Energie ersetzen, die Du 
hergibst. Du mußt was zum Ausgleich gegen diesen Zwang 
machen, und Du gibst mehr aus. Ich erinnere mich, ich hab‘ 
mehr ausgegeben, und sei es nur mittags, wenn Du rausgehst, 
siehst Du was, und Du hast Lust, Dir irgend ein Ding zu kau- 
fen, Du hast tatsächlich Lust, das Resultat von dem zu spüren 
— materiell zu spüren —, was Du hergegeben hast, was Du 
selbst jeden Tag für Deinen Scheißtyp von Chef ausgibst.” 
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„Ich konsumiere erheblich weniger, weil man, solange man 
malochen geht, ständig gezwungen wird, mehr zu konsumie- 
ren. Du kaufst wie ein Verrückter alles mögliche, weil Du kei- 
ne Zeit hast... Du bist beim Malochen frustriert, also mußt 
Du was rauslassen, und manchmal läufst Du dabei in die Fal- 
le. Es hilft nichts mehr, Du kaufst Dir irgendeinen Mist. 
Bei mir war das nie so schlimm, es ging nicht über billige Kla- 
motten hinaus. Es gibt Leute, die wechseln alle drei Jahre die 
Möbel.” 


Wiederum das Bedürfnis nach Unabhängigkeit und Bezug auf 
sich selbst, das sich im Widerspruch zu denen akzentuiert, die 
die Unterwerfung unter die Arbeit zur Unterwerfung unter 
die Ware zwingt. Gleichwohl kann eine optimale Selbstkon- 
trolle des Konsums zu einer Anpassung an ein Einkommen 
führen, das heute allerdings minimal geworden ist: 


„Also, ich lebe mit 1800 FF, ich kann nicht sagen, daß ich 
gut lebe, eigentlich lebe ich gar nicht gut mit 1800, es gibt 
eine Menge Sachen, die ich mir nicht leiste. Viele Filme, die 
ich gerne sehen würde, Theater und so weiter, und ich kann 
das nicht bezahlen, das ist ziemlich blöd.” 


Man muß also auch die Umkehrung eines Mechanismus von 
Unabhängigkeit sehen, einer Unabhängigkeit, die sich von 
neuem in Unterordnung unter die Bedingungen relativer Ver- 
elendung verwandelt, wie sie unter der Parole: Freie Zeit? 
Aber ohne Geld! gegenwärtig zur Strategie der Unternehmer 
gehört. 

In der Übereinstimmung der „informellen Arbeit” mit einem 
Pauperismus „new look’' enthüllt sich der verhängnisvolle 
Charakter solcher Gesellschaftstheorien, die den Ausgang aus 
der Krise in die Richtung irgendeiner dualistischen Gesell- 
schaft vorschlagen. Denn ihr Versuch besteht in Wahrheit da- 
rin, die Gesamtheit der unangepaßten Bevölkerungen an ih- 
rem schwächsten Glied anzugreifen, zu reintegrieren und de- 
ren „Aggressivität”' durch Verkehrung ins Ideologische (weil 
das Politische nicht mehr funktioniert) zu entschärfen, was 
die Voraussetzung für eine reformistische Kontrolle schafft. 
Indem z.B. Andr€ Gorz („Abschied vom Proletariat”) die 
weitgehende Absonderung und Fremdheit, die inzwischen be- 
stimmte Schichten der prekären Arbeiter erfaßt hat, auf den 
einzigen Gegensatz eines autonomen und eines heteronomen 
gesellschaftlichen Sektors reduziert, klammert er das Problem 
der Konfliktualität bzw. der Befriedungsstrategien für das 
„Neoproletariat”’ der Metropolen aus. Und was die anderen 
Theoretiker der Dualität (Stoffaes, Minc) betrifft, so sind 
ihre Vorschläge nicht eben klarer: Sie gehen von der wach- 
senden Abneigung der Jugendlichen gegenüber den traditio- 
:nellen Beschäftigungen und von der Zunahme der „mikroöko- 
nomischen Regulation’ (durch episodische Arbeit etc.) aus 
und versprechen uns schließlich nichts als eine Zukunft in Ar- 
mut und Dummheit: 

„Auf jeden Fall ist es wesentlich, dieser nur schwer faßbaren 
Nachfrage (der der „neuen Bedürfnisse’) zu folgen und sie 
nicht einzufrieren. Das erfordert unregelmäßige, nicht festge- 
legte, mobile Beschäftigungen, von denen selbst die Normen 
wechseln können. Das erfordert zugleich geringere Entlohnun- 
gen als im Sektor der Höchstleistungen, damit dieser nicht 
entwertet, seine Wettbewerbsfähigkeit nicht beeinträchtigt 
und damit die Gesamtheit der Wirtschafts- und Handelsbilanz 
nicht von neuem defizitär wird. Das nötigt — man darf es sich 
nicht verheimlichen (!) — zu dem Risiko, das Lohnniveau 
nach unten zu senken und damit den Verhandlungsspielraum 
der Gewerkschaften einzuengen, was deren Opposition auf 
sich ziehen dürfte.’’ (17) 

Den Herren Managern (Alain Minc ist Direktor der Finanzab- 
teilung eines großen Chemiekonzerns) ist dafür zu danken, 
daß sie Bedürfnisse und Revolten so gut erfassen, um sie dann 
umso besser in einer natürlich „informellen”, „unterirdischen’” 
Ökonomie abwürgen zu können, deren Bezugspunkte das 
selbstgewählte Elend oder die wiederentdeckte Moral kollek- 
tiver Arbeit und Anstrengung oder die weitgehende Uhnter- 
werfung unter die prekäre Arbeit sind. Wenn das „Zeitalter 
der schizophrenen Gesellschaft’ (Minc) wirklich begonnen 
hat, dann wird Herr Minc diese Gesellschaft rasch mit dem 
Beruhigungsmittel der Arbeitstherapie (travail Iobotomique) 
einschläfern. 
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2.2. Leistungsverweigerung und sozialer Lohn 


Der Widerstand der prekären Arbeiter entwickelt sich, wie ge- 
sehen, zunächst im Kontext der Fabrik und setzt sich dann 
fort in der Aneignung des indirekten Lohns: 


„Als ich malochen ging, habe ich krankgefeiert, obwohl ich 
gar nicht krank war; und als ich dann wirklich krank war, bin 
ich malochen gegangen, weil ich nichts mit mir anzufangen 
wußte.” 


„Das ist ‘ne gute Sache, finde ich. Ich nutz’ das aus, also gut. 
Es gibt eine Menge Geschichten, die Du Dir vorstellen kannst, 
die schlimmer sind. Ich hab’ den Eindruck, daß ich ausgenutzt 
werde, daß man mich ausnimmt, meine Kraft, daß man mir 
meine Energie nimmt, um damit was zu machen, was mich 
nicht interessiert. Deswegen eigne ich mir von den Sozialab- 
gaben was wieder an.” 


Das Konfliktniveau erreicht also den Wohlfahrtsstaat, dessen 
Einrichtungen die Spreu nicht vom Weizen trennen können, 
den „wirklichen Arbeitslosen’’ — den ehrlichen Arbeiter ohne 
Beschäftigung und auf der Suche danach, wie die Definition 
lautet — nicht vom „falschen”, von demjenigen, der sich an- 
eignet und der sich seine Arbeitskraft wiederherstellt, die er 
im Kontakt mit der Leistungsdisziplin verschlissen hat. 

Von daher sind alle Aufrechnungen bedeutungslos, die zeigen 
wollen, daß die Arbeitslosenversicherung sowohl vom Arbei- 
ter wie vom Arbeitgeber und Staat getragen wird. Das System 
der sozialen Sicherung gibt den Arbeitern die Möglichkeit, 
sich nicht nur das wieder anzueignen, „was ihnen zusteht”, 
sondern sich selbst gegenüber der Arbeit wieder anzueignen. 
Dabei handelt es sich um eine Errungenschaft der Arbeiter, 
die ihrerseits schon Ausdruck einer geringeren Unterwerfungs- 
bereitschaft der Arbeitskraft unter die Marktgesetzlichkeiten 
war und worauf sich jetzt ein höheres Konfliktniveau aufbaut, 
das einen weitergehenden Entzug aus den Vergesellschaftungs- 
formen des kapitalistischen Kommandos bedeutet. 

Diese Konflikte werden sich nicht auf die Institutionen, auf 
die Arbeits- und Sozialämter etc. beschränken lassen. Was im- 
mer im Spannungsfeld von Arbeit und Einkommen steht, 
kann sich einer ähnlichen Subversion ausgesetzt sehen: Woh- 
nungen, Steuern, öffentliche Verkehrsmittel oder ganz ein- 
fach der Konsumptionsbereich. 


„Klauen, das läuft gut. Sagen wir, ich verteidige das in dem 
Maß, wie die Bücher zu teuer sind, und weil es Spaß macht, 
ein Buch zu lesen; na und, ich weiß nicht wieviel Geld verju- 
bein, nur um ein Buch zu lesen, das finde ich beschissen. 
Siehst Du. Es gibt Sachen, die ich beim Absahnen nicht gut: 
finde; klauen bei Leuten, das akzeptiere ich nicht, das ist ‘ne 
Sache, die finde ich schrecklich. O.k., aber in einem Kauf- 
haus klauen, das finde ich in Ordnung (...) Ich bekomme 
wirklich überhaupt keine Skrupel, Klamotten in einem Mono- 
prix zu klauen, überhaupt keine, weil sie auf jeden Fall ich 
weiß nicht wieviel Prozent Verlust durch Diebstahl auf ihre 
Klamotten draufschlagen. {...) 

Die Leute haben, glaube ich, Hemmungen beim Klauen. Ich 
glaub’, daß irgendwer, wenn du willst, der bei Renault schafft, 
in einem Restaurant oder irgendwo ‚schafft, da gibt es immer 
Schummeleien, und sei es, um ein halbes Pfund Butter abzu- 
ziehen. Und trotzdem ist das Klauen, selbst wenn diese Leute 
Dir sagen: ‚Oh je, mein Gott, was für ein Skandal’, sie machen 
das gleiche — o.k., die Mentalität, die Moral der Leute besteht 
im Durchschnitt darin, daß sie sagen: ‚Klauen, mein Gott, das 
gehört sich nicht‘, aber sie tun es trotzdem, nur auf eine an- 
dere Art; es ist nicht das Klauen von Sachen am Arbeitsplatz, 
aber es ist das gleiche, auf der Ebene der Moral ist's das glei- 
che; aber ich weiß, für sie ist’s nicht das gleiche.” 


„Im Zug, achte mal drauf, wenn Du im Zug bist, Du siehst all’ 
diese Typen, die sich einen Dreck um die Geldstrafen küm- 
mern, das ist toll! Und damit kommen die ganz schön ins 
Schwimmen, stell Dir vor, auf einmal weigern sich zigtausend 
Typen, ihre Steuern zu zahlen, was sollen die machen? {...) 
Die können nichts machen! Was denkst Du, wie sie das ver- 
hindern sollen?” 


Wird sich dieser Antagonismus nicht entwickeln, wenn er im 
Zusammenhang mit kollektiven Befreiungsprozessen gedacht 
wird? Wenn die Abkehr von der Arbeit über die „Selbstfin- 
dung” hinaus zur Entdeckung von Gemeinsamkeiten führt? 
Die Freiwilligkeit der Vergesellschaftungsformen der prekä- 
ren jugendlichen Arbeiter macht zugleich die Dichte ihrer 
freien Zeit aus. Gegenwärtig kann das Territorium der Stadt 
mit ihren verbliebenen sozialen Möglichkeiten noch den An- 
laß für vielfältige Verbindungen, Verkehrsformen und Zusam- 
menkünfte abgeben. Und vielleicht bilden diese Möglichkei- 
ten und Beziehungsgeflechte die Voraussetzung eines subver- 
siven Zusammenwirkens im Kampf. Jedenfalls scheint die Be- 
schleunigung von Auseinandersetzungen auf dem Territorium 
(wofür man aus Paris derzeit keine wirklich bedeutenden Bei- 
spiele anführen kann) ein Kennzeichen der spektakulären Er- 
eignisse anderswo zu sein. In Amsterdam, Berlin und Zürich 


wurden die Revolten offenkundig durch einen verschärften 
Zugriff des Staats auf Kommunikations- und Selbstverwal- 
tungszentren bzw. auf angeeignete Räume ausgelöst. Und in 
London oder Liverpool? Abgesehen davon, daß im Unter- 
schied zu anderen Revolten die Bevölkerung hier einen kriti- 
schen Anteil von Immigranten und Armen ausweist, finden 
sich doch die gleichen Phänomene wieder, die gleiche Sponta- 
neität in der Organisation des Widerstands. 

Schließlich: handelt es sich um eine traditionelle Form von 
„Emeuten”, mit der wir es zu tun haben? Jedenfalls taucht 
ein Typus der Revolte wieder auf, der in das Museum des 19. 
Jahrhunderts zu gehören schien — der Kampf um die Stadt, 
ihren Raum. Oder handelt es sich nicht vielmehr um eine 
Form des Klassenkonflikts, die in ihrer territorialen Begrenzt- 
heit der gegenwärtigen gesellschaftlichen Situation am ange- 
messensten ist? 


RRSHENRÄ RU TRENNEN 


Einige Bemerkungen 


zur kapitalistischen Strategie 


Unabhängig von allen unmittelbar politischen Auswirkungen 
haben sich im Verlauf der Rebellionen und Massenbewegun- 
gen der letzten zwanzig Jahre, deren Höhepunkt in Frank- 
reich um 1968 lag, eine ganze Reihe von Verhaltensweisen 
geändert. Disziplinlosigkeit wurde zum Kennzeichen des Le- 
bensstils vor allem der Jugendlichen und breitete sich in den 
‚kulturellen Institutionen aus, die aus der Revolte hervorgin- 
gen. Ob Linksradikalismus oder Gegenkultur — die Themen 
der Leistungsverweigerung, des Antikapitalismus waren allge- 
mein. Obwohl die französischen Wähler nach dem Mai '68 für 
eine übergroße Parlamentsmehrheit der Rechten votiert hat- 
ten, mußten die Unternehmen Niederlagen hinnehmen, die 
ihre Vormachtstellung zu untergraben drohten. Wie mir 
scheint, war es gerade die Stärke der Jugendlichen, ihre Ver- 
weigerung der Leistungsnormen, die für das Kapital unerträg- 
lich wurde. Der Konflikt lag — jedenfalls für das Kapital — 
nicht so sehr auf institutionellem Niveau und auf dem der 
Staatsapparate, sondern direkt in der Fabrik, in dem Problem, 
die _eute zum Arbeiten zu bekommen. 


Bei Demonstrationen gegen die rassistischen Immigrationsgesetze für ausländische : 
Studenten war im Mai 1980 ein Junge von den Bullen zu Tode gejagt worden. 
Bei den darauffolgenden Demonstrationen hat sich der abgebildete Junge vor ei: 
nen Zivi gestellt und gerufen: Komm her, schieß doch, los, schieß doch... 
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Die Krise von 1974 und eine Arbeitslosigkeit, wie sie niemals 
seit 1929 erreicht worden war, müssen demnach — trotz des 
bestehenden Systems der Arbeitslosenunterstützung — als ein 
gigantischer Versuch zur Redisziplinierung der Arbeiterklasse 
gelten, ihrer praktischen Emanzipationsschritte und ihrer 
Kämpfe um den direkten und indirekten Lohn. Die gegen- 
wärtige ökonomische Situation ist freilich eine Situation des 
Übergangs, von der der Ausgang noch nicht feststeht; und ge- 
rade in der Pariser Region gibt es noch manche Verhältnisse, 
die aus der Zeit vor der Krise stammen. 

Die prekäre Arbeit hat infolge ihrer Flexibilität und ihres en- 
gen Bezugs zur Arbeitslosigkeit die wesentliche Funktion, die 
Verfügung über die jugendlichsten Fraktionen der metropoli- 
tanen Arbeiterklasse zurückzugewinnen. Man höre die Wunsch- 
träume des Präsidenten des französischen Unternehmerver- 
bandes, Ceyrac, denn sie vermitteln wenigstens eine Vorstel- 
lung des kapitalistischen Rekonstruktionsprojekts: 

„Das Ziel, welches wir vor Augen haben, liegt in der Einfüh- 


rung einer größeren Flexibilität in der Gesellschaft, um sie 


zugleich kreativer und lebendiger zu gestalten. Das beweist 
nichts als unseren Realismus, denn es entspricht einem wirkli- 
chen Bedarf.’ 

So M. Ceyrac im Jahr 1980; auch nach den letzten Präsident- 
schafts- und Parlamentswahlen in Frankreich bleibt er hart- 
näckig: 

„In der Tat scheinen die Gewerkschaften Gefangene ihrer 
eigenen Tradition zu sein (...) und weder die Erwartungen der 
Männer wie der Frauen an ihrem Arbeitsplatz noch die neuen 
Bedürfnisse der Unternehmen zu kennen. Sie vertreten eine 
abstrakte, traditionelle und überlebte Konzeption der Organi- 
sation der Arbeit. (...) Die Anforderungen der Menschen sind 
nicht dieselben in Dünkirchen oder in Perpignan, in einer Fa- 
brik, die überwiegend Frauen beschäftigt, oder in einer Fa- 
brik auf dem Lande, in einer Fabrik in Gennevilliers (Pariser 
Region) oder in Lyon. (...) Ich bin daher davon überzeugt, 
daß der Fortschritt in diesem Bereich eine Diversifikation er- 
fordert, die den tatsächlichen Verhältnissen sowohl.des Un- 
ternehmens als auch der Arbeit angemessen sind.’’ (18) 

Was verbirgt sich dahinter anderes als ein Projekt des Manage- 
ments der Arbeitskraft „& la carte”, ein Projekt der Aneignung 
dessen, was Voraussetzung von Lohnkämpfen und Revolten 
großer Teile der Arbeiterklasse gewesen ist? 

Und wie sieht es in den Laboratorien der Produktion wirklich 
aus? Davon erzählt eine Neunzehnjährige, die durchs Abitur 
gefallen und nach mehreren demütigenden Gängen auf das 
Arbeitsamt zur Zeitarbeit gezwungen ist; sie berichtet in aller 
Unschuld (weil sie tatsächlich arbeiten will) vom Eintritt in 
das aktive Leben der Prekarität und vom Hochmut des Kapi- 
tals. Ihre Beschäftigung, ihren Job, so muß man sagen, hat sie 
„schließlich angenommen”, weil sie „‚nichts anderes gefunden 
hatte. ...”” (Es handelt sich um eine Lagerarbeit, die unter der 
großartigen Bezeichnung „Sachbearbeiterin der Bestellabtei- 
lung’’ aufgewertet worden ist.): 


„Was die Arbeit angeht, das war schrecklich, als ich ankam, 
hat man mich allein an einen Tisch gesetzt, und die andern 
hatten ihre eigenen Tische. Das macht den Kontakt schwieri- 
ger, und Du wirst weniger akzeptiert.” 


Von Anfang an wirkt die demütigende Zuweisung eines Plat- 
zes (hier in der Kantine des Unternehmens; einige Firmen 
verbieten ihre Kantine für die Zeitleihbeschäftigten) als Spal- 
tung zwischen Garantierten und Prekären innerhalb des Be- 
triebs. Eben diese Spaltung sorgt für Disziplin und Leistung 
der prekären Arbeiter: 


„Als Arbeit bekommst Du das zugeteilt, was die andern am 
wenigsten mögen ... Später wird es etwas besser; weil, das 
Problem ist, daß Du arbeiten mußt, viel arbeiten mußt, Du 
darfst nicht zuviel Fehler machen, weil Du sonst sofort zur 
Agentur zurückgeschickt wirst.” 


Das Beharren auf dem ‚‚gut Arbeiten”, weit über das hinaus, 
was daran subjektiv empfunden werden mag, zeigt deutlich, 
wie sehr das Kommando der Arbeit Objektiv inzwischen 
wirkt. 


„Außerdem darf man nicht auffallen, man muß sich was sa- 
gen lassen können, nicht, weil — ich hatte eine Freundin, die 
hat auch gejobt, und sie ist ziemlich aufsässig und verträgt es 
nicht, daß man ihr Vorhaltungen macht, wenn es keinen 
Grund gibt; sie hat sich gewehrt, o.k., und sie war bei den an- 
dern sehr unbeliebt... .” 


Autorität der Arbeiter oder Autorität und Disziplin in der 
Leistungshierarchie. Von der Arbeit zweiter Klasse wird ver- 
langt, sich in Reih’ und Glied zu fügen und die Klappe zu hal- 
ten. 


„Zum Beispiel ein anderer Typ, der war in einer Fabrik be- 
schäftigt und sie haben ihn rausgeworfen, weil er ein Kett- 
chen um den Hals hatte und weil er nicht beim Militärdienst 
war {...) Du wirst wirklich nach Deinem Aussehen beurteilt 
und nach Deiner Vorgeschichte.” 


Kleider machen Leute, was nach Unterschied und Aufsässig- 
keit aussieht, muß von symbolischer Dienstbarkeit verdeckt 
werden, als ob die geringste Erscheinung der Nichtkonformi- 
tät das Wesen der Leistungsverweigerung anzeige. Die Frei- 
heit der Selektion, die der Arbeitsmarkt und die Arbeitslo- 
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senquote bieten, gibt dem Unternehmer die Macht, diejeni- 
gen auszuwählen, denen der Nachweis ihrer Arbeitswilligkeit 
am besten gelingt. Diese Situation wiederholt sich in den 
Zeitleihfirmen selbst: 


„Bevor ich an die Stelle als Lagerarbeiterin kam, mußte ich 
eine Woche lang den ganzen Tag in der Verleihfirma warten, 
und ich hörte die Gespräche der Damen, also von denen, die 
sich für uns um eine Stelle kümmerten — und Du wirst es 
nicht glauben, Du durftest keinen Job ablehnen, sie sagten 
Dir: ‚Sie haben wohl zu gar nichts Lust, Sie haben wohl nicht 
nötig zu arbeiten (...) Es gibt Leute, die würden sich die Fin- 
ger lecken, die arbeitslos sind, und Sie haben das Glück, ar- 
beiten zu können, und trotzdem wollen Sie nicht?!’ ” 


Wer die Lohnsklaverei nicht rechtzeitig in eine Chance ver- 
wandelt, den wird über kurz oder lang die Arbeitslosigkeit 
lehren, was Armut bedeutet, welche Risiken in der Mobilität 
liegen, die man heute noch zu Geld machen kann, und wel- 
che Ängste es mit sich bringt, an den Rand des Arbeitsmarkts 
gedrängt zu werden. 

Ich habe deswegen so sehr auf den Verhaltensformen beharrt, 
aus der Sicht der prekären Arbeit (nicht aus der des Kapitals), 
weil sie mir ein Angelpunkt der gegenwärtigen Krise und Re- 
strukturierung zu sein scheinen. Das Kapital gibt mehr und 
mehr die Parole aus: friß oder stirb. Unterwerfung wird ver- 
langt, weil einerseits das Kapital mittels der prekären Arbeit 
an die selektive Reintegration der politisch und ideologisch 
schwächsten Schichten der Arbeiterklasse geht, um auf diese 
Weise sein gewaltsames Kommando und die Mechanismen der 
Mehrwertauspressung zu festigen. Andererseits wird die Alter- 
native des Rückzugs angeboten, denn alle diejenigen, die frei- 
willig oder unfreiwillig dieser Reintegration widerstehen wer- 
den, scheinen zur informellen Ökonomie, zur Inanschpruch- 
nahme einer streng kontrollierten Armenhilfe, zur Kriminali- 
tät oder zur Selbstzerstörung verurteilt zu sein. 


SchluBbemerkung 


Vor mehr als 150 Jahren schrieb Marx über die Folgen der 
damals sogenannten industriellen Revolution: „Keine Periode 
der modernen Gesellschaft ist so günstig für das Studium der 
kapitalistischen Akkumulation als die Periode der letztver- 
flossenen 20 Jahre. Es ist, als ob sie den Fortunatussäckel ge- 
funden hätte.” (19) Wie die Dinge jetzt stehen, wird sich die- 
ser Satz demnächst wiederholen lassen. 

Marx hatte einen gigantischen Expropriationsprozeß vor 
Augen: eine Expropriation nicht nur im Sinn der Enteignung 
der Arbeiter von dem, was ihnen ganz konkret gehörte — Bo- 
den, Werkzeuge, Handwerk, sondern auch von dem, was ihr 
Wesen ausmachte — Dorfgemeinschaft, Großfamilie, regiona- 
le und kulturelle Identität. Als dies ist in dem Prozeß der 
technisch-politischen Konstitution der Arbeitskraft, der Inte- 
gration der Bevölkerung ins Innere des Kapitals zerstört wor- 
den. 

In der Organisation der neuen Verwertungsbedingungen des 
Kapitals waren die Maschinen und der Maschinismus nicht al- 
lein ein Mittel zur Vermehrung der Produktivkräfte, sie ha- 


ben zugleich den Rhythmus der Dequalifikation und Entwer- 
tung des lebendigen Arbeiters bestimmt, d.h. jede weitere 
Schwächung der Widerstandsfähigkeit der arbeitenden Klas- 
sen gegen ihre Enteignung. Denn die technischen Bedingun- 
gen der Auspressung des Mehrwerts erforderten zugleich die 
Disziplinierung der Körper und die Organisation der Zeit, 
also wiederum die Zerstörung dessen, was noch an handwerk- 
licher und häuslicher Unabhängigkeit erhalten war. Das Kapi- 
tal gewann seinen variablen Teil nicht aus dem Nichts, son- 
dern entnahm ihn aus einem sozialen und kulturellen Zusam- 
menhang. Gleichwohl, bevor noch das Kapital die Arbeiter- 
klasse als solche beherrschte, entließ es eine andere, ungewis- 
se, rebellische und flüchtige Gestalt, die des ‚‚Proletariers”’ im 
eigentlichen Sinn. 


Heute verfügt das Kapital neuerdings über die technologischen 
und gelegentlich über die politischen Mittel, um die vorheri- 
gen Formen der Organisation der Arbeit und der Arbeiter- 
klasse auszulösen. Wenn es gerade die jugendlichen Fraktio- 
nen der Arbeiterklasse sind, die die Kosten davon am mei- 
sten zu tragen haben, dann liegt das daran, daß das Kapital in 
ihnen eine Bevölkerungsgruppe vorfindet, die keine biogra- 
phische Verankerung in dem hat, was letztlich die Identität 
der gesellschaftlichen Gestalt des Arbeiters ausmacht: in der 
Arbeit. Doch dieser Vorgang bleibt widersprüchlich, weil er 
sich im großen und ganzen in der zeitlichen Nachfolge der 
Protestbewegungen und -ideologien abspielt, in deren Tradi- 
tion sich viele Jugendlcihe befinden und deren Thema be- 
wußt oder unbewußt der Kampf gegen die Arbeit oder gegen 
die Arbeitszeit als disziplinierender Faktor gewesen war. 
Indem das Kapital die Beschäftigungsverhältnisse durch die 
‚prekäre Arbeit angriff und fragmentarisierte, nachdem es zu- 
vor die konkrete Arbeit mittels des Taylorismus-Fordismus in 
ihre Atome zerlegt hatte, hat es jene Elemente der Verweige- 
rung (nicht der Gleichgültigkeit, wie einige behaupten) kon- 
zentriert und zusammengefaßt, die latent in den verschiede- 
nen ideologischen Ausprägungen der Arbeiterjugend entstan- 
den waren. Weil es zerstörte, was einige schon nicht mehr 
wollten, gab das Kapital jener in den westlichen Metropolen 
vergessenen, aber in den Ländern der Dritten Welt stets ge- 
genwärtigen Gestalt eine neue Lebenskraft, indem es sie mas- 
sifizierte: der Gestalt des ‚„Proletariers’’. Aber es wäre eine 
Täuschung zu glauben, daß es eine unmittelbare Übereinstim- 
mung zwischen den Freiheitsbedürfnissen von Schichten der 
metropolitanen Jugend und dem neuen Projekt der Subsum- 
tion der Arbeitskraft unter das Kapital und seine Verwertungs- 
zwecke geben könne. Eine solche Übereinstimmung ist nur 
um den Preis einer globalen Formation einer neuen Arbeiter- 
gestalt zu verwirklichen. 

Sicherlich hat das Kapital dies im Sinn, aus den Vorschlägen 
seiner Vertreter kann man einen Eindruck davon gewinnen. 
Aber noch sind wir nicht soweit, und es kommt darauf an, 
den gegenwärtigen Zeitpunkt des Übergangs und der Unge- 
wißheit zu verstehen. Denn dieser Zeitpunkt, den wir erle- 
ben, gleicht weder dem lang zurückliegenden der „ursprüngli- 
chen Akkumulation’ und industriellen Revolution noch dem 
uns näheren Zeitpunkt der Zerstörung und Ausplünderung 
der Dritten Welt in den Formen des Kolonialismus oder des 
Imperialismus. Seine Eigentümlichkeit beruht darauf, daß die 
Restrukturation in einer Phase stattfindet, die nicht allein 
durch ein hohes Maß der Vergesellschaftung der Produktion 
gekennzeichnet ist, durch einen hohen Grad der Vereinheitli- 
chung des Territoriums und der Zeit und durch eine weitge- 
hende Unterordnung des Ensembles der gesellschaftlichen 
Verhältnisse unter das kapitalistische Kommando; sondern 
zugleich und parallel dazu durch die Auflösung der letzten 
Reste traditioneller Gesellschaftlichkeit (Zerstörung der Fa- 
milie, Nachbarschaften etc.). 

Die Gestalt des „Proletariers’’” kann sich also nicht mehr in 
den Grenz- und Randgebieten der Gesellschaften ausbreiten, 
in jenen Schattenzonen, welche das 19. Jahrhundert bemüht 
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war zu sanieren, zu bändigen und zu disziplinieren; diese Ge- 
stalt bewegt sich heute im Zentrum des Territoriums (vorbei 
ist die Zeit der Banditen, die sich „im Gras verstecken”, vor- 
bei die Zeit der Räuberhöhlen), und diese Gestalt ist gleich- 
zeitig unmittelbar konfliktuell, weil ihr nirgends ein Platz ge- 
lassen wird, der ihr vorübergehend ihre Unabhängigkeit ge- 
währen würde (es gibt keine Gebiete mehr, die nicht oder nur 
wenig von den Zentralgewalten kontrolliert sind; vorbei ist 
auch die Möglichkeit, woanders hinzugehen und seine Träu- 
me von Befreiung und von einer anderen Gesellschaft zu le- 
ben). Es bleibt für den Proletarier von heute kein anderer 
Raum mehr zur Darstellung seines Ungehorsams und zur 
Konkretisierung seiner Disziplinlosigkeit als eben der Raum, 
den das Kapital selbst nicht nur als Produktionsform, son- 
dern als Form der gesellschaftlichen Organisation der Produk- 
tion besetzt hält. Der Konflikt stellt sich deshalb umso schär- 

fer und bedeutsamer dar. Ich glaube, daß man einen Bezug zu 

den Ereignissen und sogenannten „Krawallen’ herstellen 
kann, die die großen europäischen Städte durchziehen; gegen- 
wärtig entwickelt sich eine Tendenz zur Schaffung von „Zo- 
nen der proletarischen Bevölkerung auf dem Territorium”. 

Denn es ist das Kapital selbst, das durch die Zerstörung der 
traditionellen Gesellschaftlichkeit und durch das Überziehen 

des gesamten Territoriums mit seinen Zeichen, seinen Markie- 
rungen und seinen Agenten denjenigen zur Entwicklung in 

seinem Innern verhilft, die ihm am stärksten entgegengesetzt 

sind. 

Ich möchte an dieser Stelle alle deterministischen Aussagen 

vermeiden. Abgesehen von der Tatsache, daß sich aus der Un- 
tersuchung von Fraktionen der jugendlichen Arbeiterbevölke- 

rung in der Region Paris keine verallgemeinerte Sicht des Re- 

strukturierungsprogramms gewinnen läßt, darf nicht überse- 

hen werden, daß jene neue Arbeitergestält, die das Kapital 

seinerseits vorbereitet, ebenso Wirklichkeit werden kann wie 

eine Verlängerung oder vielmehr Ausbreitung der Gestalt des 

„Proletariers’’. Hier liegt die Bedeutung des Politischen. Es 

kommt nicht darauf an, irgendeine Identität der Arbeiterklas- 

se zu suchen (wenigstens nicht, sofern das Politische sich 

nicht zum Apologeten des Kapitals machen will), sondern 

ganz im Gegenteil auf die Betonung dessen, was sich in Um- 
rissen als die Gestalt des Proletariats auf dem Weg der Befrei- 

ung abzeichnet. 

Dieser Gedanke, jede theoretische Konstitution einer Arbei- 

teridentität zu vermeiden und stattdessen jene fremde, von 

außen kommende Gestalt des Proletariers weiterzuverfolgen, 
steht im Verhältnis zu zwei politischen Tendenzen, die ich 

ablehne: 


1. Die Tendenz, die in den neuen Verhaltensweisen, wie sie 
sich gegenwärtig entwickeln, lediglich eine Zerstörung, eine 
Art Zersetzungsprozeß der ‚Arbeiterklasse’’ — oder vielmehr 
gewisser Fraktionen davon — zu sehen vermag, einer Klasse, 
die es unter der Vorherrschaft der traditionellen Arbeiterorga- 
nisationen wiederherzustellen gilt. 


2. Die Tendenz, welche dem „Proletariat’’ künftighin eine 
Leistungsdimension zurückgeben möchte (unter Preisgabe der 
revolutionären Politik) und welche sich bereits jetzt darum 
bemüht, ihm mithilfe der verschiedenen alternativen Strömun- 
gen und einer Politik der pauperisierten Reproduktion bzw. 
der produktiven Nutzung der Freizeit eine neue Identität 
(Arbeiteridentität) zu verschaffen. 


Nichtsdestoweniger entspricht der Gedanke, der dahinter- 
steht, nicht einer schlechten Faszination gegenüber der Delin- 
quenz oder der Miserabilität, nicht einer Faszination gegen- 
über Banden und Horden, wie sie stets noch bestimmten 
Schichten von Jugendlichen eigen sind: Punks, Skinheads etc.; 
Verhaltensweisen also, die sicherlich nur den untersten Grad 
der Ablösung von jeder überlieferten Gestalt des Arbeiters 
bilden. (Vielleicht muß man eine Ausnahme für die Skinheads 
machen, die sich angeblich noch am meisten mit der „Arbei- 
terklasse” identifizieren; aber es ist nicht gesagt, daß diese Ju- 
gendlichen wirklich die Arbeit so sehr lieben, die die National 
Front für sie verlangt... .). Ich will also keinerlei Subkultur 
verteidigen. Was mir aber wichtig erscheint und wo anzu- 
knüpfen wäre, das ist jene radikale Infragestellung, die zum 
Leben vieler Prekärer gehört — nicht der ganz Jungen viel- 


leicht, aber von Leuten zwischen 20 und 30 (im Durchschnitts- 
alter der Leute, die ich interviewt habe); d.h. eine Infragestel- 
lung ihrer eigenen „subkulturellen” Illusionen und ihrer ver- 
meintlichen Andersartigkeit, so wie sie der Typ formuliert, 
der sich. sagt: „Scheiße, eigentlich wollte ich kein Arbeiter 
werden und schließlich bin ich irgendwie doch einer. .. Ich 
bin dabei, mich einkaufen zu lassen!’’ Das ist nicht irgendeine 
kleinbürgerliche Angst. Ich spreche von einer ganzen Reihe 
von Leuten, die ihre Tage nicht im Fabrikknast beenden, ihr 
Leben nicht im Betrieb, in der Arbeit beschließen wollen, 
kurz, die sich keine Identität über ihre Arbeit herstellen wol- 
len (als „‚classe ouvriere”, „Arbeiterklasse’’, „working class”). 


Welchen Bezug aber gibt es zwischen diesen Proletariern von 
heute (und wenn man diesen Begriff verallgemeinern will, 
dann kann man ihn nicht dieser kleinen, meiner Ansicht nach 
‚fortgeschrittenen Gruppe von Leuten allein vorbehalten, son- 
dern man muß ebensowohl alle die erwähnen, die sich eben- 
falls auf die eine oder andere Art am Arbeitsplatz und in ge- 
sellschaftlichen Stellungen verweigern) und den Proletariern 
von gestern? Ich glaube, der Bezug läßt sich zu jener Bevölke- 
rung, zu jenen einzelnen herstellen, die stets widerspenstig ge- 
gen die Arbeit waren, zu den Bummelanten und Nichtstuern, 
solchen, die nur schlechte Arbeit lieferten und deren Verwei- 
gerung ebenfalls nur eine Gratwanderung war: zwischen einer 
auf immer verlorenen Kultur und einer neuen Verhaltenszu- 
mutung, der industriellen Arbeit; zwischen beidem lag der 
Freiraum für ein anderes Handeln, eines Handelns, das heute 
nur mehr die Form des Antagonismus annehmen kann. 
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Arbeitszwang und Zwangsarbeit 


Zur aktuellen Situation von Sozialhilfeempfängern, 
Asylbewerbern, Behinderten und Internierten 


Der Zwangsarbeit unterworfen sind tendenziell alle Internier- 
ten (Gefangene, Psychiatrisierte, Behinderte, Heimbewohner, 
Asylanten), aber auch die ‚freien‘ Empfänger von Leistungen 
des ‚Wohlfahrtsstaates’, vor allem die Empfänger von Sozial- 
hilfe. Die Verbindung von Zwangsarbeit und Sozialhilfe oder 
Zwangsarbeit und Internierung gibt es ebensolange wie die 
entsprechenden Institutionen. Das Arbeitshaus vereinte Kri- 
minelle, Verrückte und Arme unter einem Dach. 
„Sozialfürsorge steht in enger Beziehung zu Unruhen: sie ge- 
währt den freigesetzten Armen Unterstützung nicht ohne 
weiteres, sondern nur unter der Bedingung, daß sie sich auf 
bestimmte Art verhalten, und vor allem, daß sie arbeiten (...). 
Die Gewährung lebensnotwendiger Unterstützung wird leicht 
zum Vehikel für die Durchsetzung des Arbeitsethos, ja zur 
Erzwingung der Arbeits selbst: wer sich weigert zu arbeiten, 
riskiert den Entzug der Sozialhilfe. (...) 
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Grob genommen wird der Arbeitszwang in der Hauptsache 
auf zwei Arten durchgesetzt: zum einen wird Arbeit unter öf- 
fentlicher Aufsicht geleistet — ob im Heim des Fürsorgeemp- 
fängers, in einem Arbeitslager oder im Arbeitshaus; zum an- 
deren stellt der private Markt Arbeitsplätze zur Verfügung, 
indem.entweder die Armen vertraglich an bestimmte Arbeit- 
geber gebunden werden oder letzteren durch Subventionen 
ein Anreiz geboten wird, selbst Arme einzustellen. 

(...) Öffentlicher Arbeit wird gewöhnlich der Vorzug gegeben, 
wenn die Nachfrage nach Arbeitskraft auf dem privaten Markt 
zusammengebrochen ist. Umgekehrt werden Vorkehrungen 
zur Einschleusung der Armen in den Arbeitsmarkt eher dann 
getroffen, wenn es einem Teil der Erwerbstätigen zeitweilig 
schwerfällt, sich an rapide Veränderungen des Marktes oder 
der Technologie anzupassen. Im einen Fall schafft die Fürsor- 
geregelung Ersatz für einen geschrumpften Arbeitsmarkt; im 


anderen Fall hat sie die Funktion, die mangelnde Überein- 
stimmung zwischen Arbeitsmarkterfordernissen und den Ei- 
genschaften der erwerbstätigen Bevölkerung zu überwinden.’ 
(Piven/Coward „Regulierung der Armut. Die Politik der öf- 
fentlichen Wohlfahrt’’, Frankfurt 1977) 


Was der Verwertbarkeit der Arbeitskraft des Metropolenpro- 
letariats in den letzten Jahren Grenzen setzte, war auf der ei- 
nen Seite die „Krise der Arbeitsmoral” und gleichzeitig die 
durch die Gewaltförmigkeit der Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen selbst hervorgerufene Zerstörung von Subjektivität. 
Das Kapital versucht, sich von derart widersätzlicher oder un- 
angepaßter Arbeitskraft freizumachen, ohne jedoch die Un- 
angepaßten aus seiner Kontrolle zu entlassen. 

Denjenigen, denen der Zugang zu den garantierten wie auch 
den prekären Sektoren der Produktion versperrt ist oder die 
sich den neuen Arbeitsnormen nicht widerstandslos unterwer- 
fen, wird eine Perspektive vor Augen geführt, die brutal den 
Zusammenhang zwischen ‚Arbeit und Brot’ und zwischen 
‚Arbeit und Freiheit’ herstellt: Zwangsarbeit. 


Zwangsarbeit und Arbeitstherapie haben eine doppelte Funk- 
tion: 

— sie dienen als Mittel zur Wiederherstellung der Arbeitsmo- 
ral gegen die Teile der Unterklassen, deren Anpassung an die 
Normen vor allem an ihrer Widerspenstigkeit scheitert, gegen 
den Gebrauch der Sozialleistungen als Einkommen ohne Ar- 
beit, gegen die Devise „lieber klauen als malochen’’, gegen die 
Ansätze einer „Kultur der Nichtarbeit’’, wie sie vor allem bei 
den Jugendlichen im Entstehen begriffen ist. 

— sie dienen der Ermittlung und Vernutzung von „Restar- 
beitsfähigkeit”' derjenigen, die durch den Terror der Leistungs- 
gesellschaft zerstört wurden oder mit Prozessen der Selbstzer- 
störung reagierten — und die sich im Moment noch oftmals 
dem Projekt des Regimes eher unterwerfen als ihm eine eige- 
ne, positive und gegen die Zerstörung sich widersetzende 
Identität entgegenzusetzen. 


Wo immer sich unangepaßtes Verhalten zeigt, ob jemand aus- 
flippt, Drogen nimmt, klaut oder einfach nicht arbeiten will, 
wird es auf der Ebene der Theorie abgehandelt als Produkt ei- 
ner mißlungenen Sozialisation und sozialen Fehlanpassung. 
Dem entspricht die Bezeichnung der Menschen als ‚Kranke’, 
zu (Re-)Sozialisierende. 

Praktische Konsequenz ist die Therapie der Subjekte, und es 
gibt wohl keine Institution der Internierung, die sich nicht als 
therapeutische bezeichnen würde. 

Was Thera,'‘ in diesem Zusammenhang bedeutet, daß sie 
sich radikalisiert auf Therapie zur Arbeit und gleichzeitig Ar- 
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beit als Therapie propagiert wird, wird zu zeigen sein. Wir be- 
obachten schon jetzt einen Prozeß, der die Arbeitsmoral zum 
wichtigen Kriterium dafür macht, wer Sozialhilfe erhält, wer 
aus den geschlossenen Abteilungen der Knäste und Psychia- 


trien in den halboffenen oder offenen Stationen „aufsteigen” 
darf. 


Wer als Gefangener, Psychiatrisierter oder Armer in die Fänge 
direkten staatlichen Zugriffs gerät, wird in verschiedener Form 
mit Zwangsarbeit konfrontiert sein: 

Angefangen von den reinen Beschäftigungsmaßnahmen wie 
zwangsweises Stricken für sich selbst oder der Beschäftigung 
Arbeitsloser in Scheinfirmen oder Motivationskursen über die 
Formen niedrig produktiver Zwangsarbeit in den Knästen 
oder den Werkstätten für Behinderte — deren Kosten bei wei- 
tem (noch?) nicht durch die Einnahmen aus der Zwangsar- 
beit gedeckt werden — bis hin zur staatlichen Kontrolle der 
Arbeitskraft über die Verbindung von Bewährungshilfe mit 
Arbeitsauflagen oder den Ersatz kurzfristiger Freiheitsstrafen 
durch „‚Arbeitsdienst”'. 


Die Institutionen sozialer Kontrolle werden mehr und mehr 
zu dezentralen Arbeitslagern, möglichst voneinander getrennt 
und getarnt unter einem Mantel der Therapie und Resoziali- 
sierung. 

Allerdings wird es wohl leichter fallen, sie als Arbeitslager zu 
erkennen, denn was sie als Perspektive vor ein paar Jahren 
scheinbar noch zu bieten hatten, gibt es nicht mehr: den indi- 
viduellen Aufstieg, die Integration in die Leistungsgesellschaft, 
die Perspektive des einigermaßen gut verdienenden und sozial 
gesicherten ‚Normalbürgers’ kann den Internierten sowiesc 
kaum, aber immer weniger auch ihren Therapeuten glaubhaft 
vorgehalten werden. 

Entsprechend gerät die weiche Linie der Überzeugung und 
der gutgemeinten Therapie — die ohnehin immer nur das Zuk- 
kerbrot zur Peitsche der Bunker, Trakte und Wachsäle gewe- 
sen ist — in die Zwickmühle: die weiche Welle scheitert am 
Widerstand der Betroffenen, ihre Verweigerung, ihrem Nicht:- 
zugänglich-Sein für die Therapie. Therapie wird tendenziell 
zum Zwangsverhältnis. 

Und sie scheitert an der Krisenpolitik des Regimes: Je mehr 
die Sozialausgaben gekürzt werden, desto weniger Spielraum 
gibt es z.B. für engagierte Sozialarbeiter und Psychologen. 
Einrichtungen, die sich dem staatlichen Konzept der Kontrol- 
le und Ausbeutung der ‚Unangepaßten’ durch Arbeit entge- 
genstellen oder zu entziehen versuchen, werden unter Druck 
gesetzt; ihnen werden die Mittel gekürzt, oder die Widerspen- 
stigen fliegen raus. 

Mit dem Ende des Wohlfahrtsstaates stößt auch die Vermitt- 
lung zwischen Staat und Unterklassen durch Sozialarbeit und 
Therapie an ihre Grenzen. 


1. Kein Einkommen ohne Arbeit 
Zwangsarbeit gegen Scozialhilfeempfänger 


Wer Sozialhilfe bekommen will, ist gesetzlich verpflichtet, 
„seine Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhalts 
einzusetzen” (Bundessozialhilfegesetz). Geht das nicht über 
den Arbeitsmarkt, „sollen nach Möglichkeit Arbeitsgelegen- 
heiten geschaffen werden’; das BSHG sieht die Heranziehung 
zu gemeinnütziger Arbeit vor. 

Um „einen arbeitsentwöhnten Hilfesuchenden an Arbeit zu 
gewöhnen oder die Bereitschaft eines Arbeitssuchenden zur 
Arbeit zu prüfen, soll ihm hierfür eine geeignete Tätigkeit an- 
geboten werden.’ Als geeignet werden „Arbeitskolonien, halb- 
offene Einrichtungen sowie besonders ausgewählte und über- 
wachte Arbeitsstellen’’ empfohlen. 

„Wer sich weigert, zumutbare Arbeit zu leisten, hat keinen 


Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt”, heißt es schließ- 


lich klipp und klar im BSHG. Zumutbar ist alles, wozu jemand 
„körperlich und geistig’’ in der Lage ist. 

Selbst in Fällen, in denen der Arbeitszwang keine Verhaltens- 
änderung erwarten läßt („Personen, deren Zustandsbild als 
Psychopathie oder Neurose zu bezeichnen ist”, wie es im Ge- 
setz heißt), haben sich die Sozialämter um Maßnahmen der 
Arbeitstherapie zu kümmern — das ordnete das Bundesverwal- 
tungsgericht bereits 1968 an. 

In Hamburg gibt es (Stand von 1979) 5 Arbeitswerkstätten 
des Sozialamtes mit 360 Arbeitsplätzen. Die Arbeit besteht 
aus einfachen mechanischen Tätigkeiten wie Strümpfestopfen, 
Tupferlegen, Näharbeiten usw. für die Frauen, Papier- und 
Blechsortieren für die Männer. 

Andere Arbeiter werden für „gemeinnützige’ Tätigkeiten, 
nämlich Haus-, Hof- und Gartenarbeiten in öffentlichen Ein- 
richtungen eingesetzt oder als Arbeitskolonnen in die Betrie- 
be geschickt, wo sie unter anderem Maler- und Schlossertätig- 
keiten ausführen. 

Auch in Bremen werden seit 1976 Leute zu privaten Firmen, 
vor allem auf den Bau, geschickt. Je nach Arbeitsanfall wer- 
den Leute von der ‚‚Arbeitshilfe”’ angefordert. 


Zur Gewöhnung an Arbeit dient ein abgestuftes Leistungssy- 
stem, das je nach Tätigkeit enorme „Lohn’’differenzen bein- 
haltet: 

Die genannten „einfachen” Tätigkeiten werden mit 1 DM in 
der Stunde bezahlt, einfache Arbeiten an Nähmaschinen so- 


70 


wie der Einsatz zu gemeinnütziger Arbeit mit 1,50 DM, kom- 
plizierte Näharbeiten und Einsätze in Betrieben mit 2,50 DM 
pro Stunde. Die Arbeitsprämie wird zusätzlich zur Sozialhilfe 
gezahlt. Bewohner des Pik-As (Nichtseßhaften-Unterkunft in 
Hamburg) allerdings erhalten überhaupt keinen Pfennig, son- 
dern Gutscheine für Übernachtung und Essen. 

In Bremen, wo das Sozialamt die Hilfesuchenden an die sog. 
Arbeitshilfe verweist, sind die Prämien (It. KVZ v. 23.12.76) 
von 2 bis 8 DM pro Tag gestaffelt. Zuspätkommen, Alkohol- 
konsum, Nichteinhaltung der „Ordnung‘’, kein Arbeitsinter- 
esse, fehlerhaftes Arbeiten führen zu Prämienverkürzungen. 
Festgelegt wird die Prämie durch den Arbeitsgruppenleiter, 


In die Zwangsarbeit geschickt werden Arbeitslose, über deren 
Bescheid beim Arbeitsamt noch nicht entschieden ist und die 
daher auf Sozialhilfe angewiesen sind, Arbeitslose ohne An- 
spruch auf Arbeitslosenhilfe, vor allem Gelegenheitsarbeiter 
aus dem Hafen und entlassene Gefangene, weiterhin Nichtseß- 
hafte aus den Obdachlosenasylen und in letzter Zeit auch zu- 
nehmend arbeitslose Jugendliche. 

Allein in Hamburg sprechen die Sozialämter jährlich etwa 
2500 Einweisungen in die Zwangsarbeit aus (nach Auskünf- 
ten der Sozialämter von '79). 

Trotz Ausweitung des ‚„‚Angebots’’ reichen die vorhandenen 
Zwangsarbeitsplätze bei weitem nicht aus, alle oder auch nur 
einen größeren Prozentsatz der Sozialhilfeempfänger zu be- 
schäftigen. Im Moment wird mit der Zwangsarbeit vor allem 
gedroht: ein Mittel zur Demütigung und Abschreckung von 
Antragstellern und zur Erzeugung von Wohlverhalten im Amt 
und Gefügigkeit gegenüber den Sachbearbeitern. In einigen 
Städten allerdings (z.B. Fulda) müssen Antragsteller zunächst 
ihre Arbeitsbereitschaft demonstrieren, bevor sie auch nur ei- 
nen Pfennig zu sehen bekommen. 


Offenbar zunehmend ist die Tendenz, die Zwangsarbeiter di- 
rekt in die Betriebe oder an Sklavenhändler zu vermitteln 
der Stern 45/79 berichtet von einem Berliner Arbeitskräfte- 
verleih, der mit Bewohnern von Männerwohnheimen, Frei- 
gängern aus dem offenen Vollzug und Sozialhilfeempfängern 
arbeitet, denen er 7,52 DM brutto pro Stunde bezahlte. 

In Hamburg werden die Frauen z.T. zunächst zum Otto-Ver- 
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Sozialhilfe-Arbeitsstelle im ehemaligen KZ-Bahnhof, Hamburg 


sand geschickt, erst wenn dort keine Arbeit zu bekommen 
ist, werden sie in die Arbeitswerkstätten des Sozialamtes ein- 
gewiesen. 

Nach einem Bericht der TAZ von Dez. '81 sollen 50 Mill. DM 
im Sozialhilfeetat dadurch eingespart werden, daß Sozialhil- 
feempfänger zur Arbeitsaufnahme gezwungen werden, indem 
die Sozialämter die Zumutbarkeit einer Arbeit weiter herab- 
setzen. 

Dies ist der Zwang in die am schlechtesten entlohnten Arbeits- 
verhältnisse mit den miesesten Bedingungen, die staatliche 
„Versorgung’’ der untersten Sektoren des Arbeitsmarktes mit 
Zwangsarbeitern. 

Die Differenz zwischen dem gezahlten Lohn und dem Exi- 
stenzminimum wird durch Sozialhilfe ausgeglichen. 


Aus dem Bericht einer Zwangsarbeiterin aus Bremen: 

„Ich lebe zur Zeit von der Sozialhilfe. Ein Wegkommen da- 
von würde einen Arbeits- oder Schulplatz voraussetzen. Da 
ich weder über einen Arbeits- noch über einen Schulplatz ver- 
füge, stellt sich folgende Situation dar: 

Ich bekomme einen wöchentlichen Sozialhilfesatz von 76,50 
DM. Wofür ich, wenn ich nicht Gefahr laufen will, daß er 
ganz oder teilweise gestrichen wird, beim Sozialamt arbeiten 
muß. D.h. es besteht eine „Arbeitshilfe”, „berufliche Rehabi- 
litation”, die so aussieht: Du mußt morgens um 8.00 Uhr da- 
sein und bis 16.00 bzw. 15.30 Uhr dort arbeiten. Diese Arbeit 
umfaßt, daß du entweder 8 Stunden stricken darfst, wohlge- 
merkt für dich selbst, oder zur Abwechslung Wolle zupfen 
kannst, um damit am Webstuhl zu arbeiten. Die Wolle mußt 
du selbst bezahlen. Jetzt sieht es so aus, damit dir nicht die 
Hälfte von den 76,50 DM abgezogen werden, mußt du jeden 
Tag dasein, wenn möglich noch pünktlich, auch bis 16.30 Uhr 
dortbleiben, dann gibt es nämlich noch 4 DM Prämie pro 
Tag. 

Gehst du ein oder zwei Tage nicht hin, wird dir der Tagessatz 
abgezogen, eine plausible „Entschuldigung” wird das evtl. 
verhindern; wenn du z.B. zum Arbeitsamt gehst oder dich auf 
dem freien Arbeitsmarkt bewirbst oder zum Arzt mußt, gilt 
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nenn. 


Arbeitsdienst für Sozialhilfeempfänger 


das nicht als „plausible Entschuldigung’’. Für die gibt es gar 
keine. Du mußt, hast du etwas Wichtiges vor, trotzdem ein 
paar Stunden hingehen. 

Es gibt auch noch andere Arbeitsstellen, z.B.: in der Wäsche- 
rei beim städtischen Krankenhaus oder auf dem Friedhof 
(den ganzen Tag Laub fegen, auch wenn keins vorhanden ist) 
oder in der Stadtbibliothek als Putzfrau oder in den Schulen 
als Putzfrau usw. So sehen die Arbeitsmaßnahmen für Frauen 
aus. 

Es gibt eine Möglichkeit, diesem Beschäftigungstherapiezwang 
zu entgehen, zumindest für die Wäscherei, für den Friedhof 
oder Schule usw., welches körperliche Arbeit ist. Und zwar 
ein Attest von einem Orthopäden, wenn du ein Rückenleiden 
oder ähnliches vorweisen kannst, dem Sozialamt mit gleich- 
zeitigem Widerspruch schriftlich vorlegen. Für die Zwangsar- 
beit als Strickerin gibt es keinen gültigen anerkannten Grund 
zur Ablehnung, die Arbeit läuft unter „zumutbar für jeden”. 
Für Frauen, die eh kein Attest vorlegen können, bleibt jede 
Art von Arbeit zumutbar. 

Es wird über unsere Freizeit bestimmt, wie über unser Leben. 
Um nicht von Freunden abhängig zu sein, was auch irgendwie 
nervt, vor allem auch oft kritisiert wird (jeder muß mit sich 


allein klarkommen), muß ich mich anpassen, um zu überle- 
ben. (...)” 


Versuche gibt es auch, das unausgeschöpfte Reservoir von 
Asylanten zur Arbeit zu zwingen. Ein erster Fall wurde aus 
Berlin bekannt: Nach einem mißglückten Anlauf 1981, Asy- 
lanten in einer Freiwilligenaktion für einen Arbeitseinsatz zu 
gewinnen, verpflichtete die Behörde Anfang diesen Jahres 
mehrere hundert Asylbewerber zum Straßenfegen. Bei einem 
Stundenlohn von 1,25 DM sollten sie vier Stunden am Tag 
das vom Winter liegengebliebene Streusalz kehren. Die Arbeit 
wurde erzwungen, indem die Fürsorgeleistungen bei denen, 
die sich weigerten, beim Straßenkehren mitzumachen, gekürzt 
oder ganz gestrichen wurden. 

Keineswegs handelt es sich dabei ums das womöglich nicht 
abgedeckte Vorpreschen eines ausgeflippten CDU-Sozialsena- 


tors. Im Gegenteil. Seit Anfang 1982 gilt eine Neufassung des 
BSHG, nach der der Einsatz auch von Asylanten „zu gemein- 
nütziger und zusätzlicher Arbeit vorgesehen ist; von den Be- 
hörden „sollen nach Möglichkeit Arbeitsgelegenheiten geschaf- 
fen’ werden. Entsprechend bekommen Asylbewerber bei ih- 
rer Ankunft eine Belehrung vorgelegt, die sie zu unterschrei- 
ben haben: Schlagen sie eine zugewiesene Arbeit aus, wird ih- 
nen die Sozialhilfe reduziert oder ganz gestrichen. Die neue 
Regelung ist Teil der finanzpolitischen „Operation ’82’” und 
im 2. Haushaltsstrukturgesetz des Bundes verankert. 

Der Charakter von Zwangsarbeit wird hier besonders deutlich: 


„awangisrbeit“ sur 
Asylbewerber? 


Falıs Asylbewerber sich nicht zu „gemein- 
nütziger“ Arbeit verpflichten, wird ihnen 
das ohnehin schon magere Taschengeld 
von DM 70,-/Monat gekürzt. In dieser 
Praxis des Landes Ba-Wü sieht der Peti- 
tionsausschußB des Landtags keine 
Zwangsverpflichtung. 105 Asylbewerber 
aus Donaueschingen hatten eine Eingabe 
an den Ausschuß gemacht, in der sie sich 
gegen die Zwangsverpflichtung wehrten. 
Die Stadt hatte ein Arbeitsprogramm für 
die Asylbewerber aufgestellt. Stunden- 
lohn: 1,50 DM. Als zusätzlichen „Arbeits- 
anreiz“ beschloß die Landesregierung, 
Asylbewerbern, die sich trotz zweimaliger 
Aufforderung für diesen Hungerlohn 
nicht als Arbeiter zur Verfügung stellten, 
das Taschengeld zu kürzen. Sowohl gegen 
den Arbeitseinsatz als auch gegen die 
Sanktion für Nicht-Arbeitende sah der 
Ausschuß keine Bedenken. Wie sein Vor- 
sitzender Buggle (CDU) erklärte, könne 
keine Rede von Zwangsverpflichtung sein. 
Vielmehr sei die Beteiligung „freiwillig“, 
die Taschengeldkürzung bei Weigerung 
„konsequent“, da „Versuche, die Asylbe- 
werber ohne Ankündigung einer Sanktion 
für die Arbeiten zu gewinnen, auf wenig 


Neigung gestoßen seien.“ (taz),23 7 Rd 2 


Es ist nämlich Asylbewerbern im übrigen untersagt, während 
der ersten zwei Jahre ihres Aufenthaltes in der BRD eine 
selbst gewählte, über den allgemeinen Arbeitsmarkt vermittel- 
te Beschäftigung aufzunehmen. An diesem (scheinbaren) Pa- 
radox entzündete sich auch eine heftige Empörung in den 
Medien, die zumindest vorübergehend zu Irritationen der Ber- 
liner Sozialbehörde führte. 

Mittlerweile jedoch gehört diese Form der Zwangsverpflich- 
tung zum sozialpolitischen Werkzeug von mehr und mehr Ge- 
meinden. (s. Zeitungsausschnitt) 


2. Die Arbeit der Behinderten 


Schon immer wurden dauerhospitalisierte Anstaltsinsassen als 
billige Arbeitskräfte zum Erhalt des eigenen Ghettos einge- 
setzt: als Küchenpersonal, Gartenarbeiter, Stationshilfen, z.T. 
in anstaltseigenen landwirtschaftlichen Betrieben. Mit Sicher- 
heit gibt es in der BRD Tausende von Anstaltsinsassen, die als 
unentlohnte Hausarbeiter beschäftigt sind oder in den Arbeits- 
therapien der Psychiatrien — wie zum Beispiel in Hamburg 
Ochsenzoll oder in Düren — gegen Pfennigbeträge Akkordar- 
beit verrichten und sich damit ihren Aufstieg in die halboffe- 
nen oder offenen Stationen erarbeiten — Zwangsarbeiter 
noch unterhalb des Werkstattniveaus. 


Neben dieser Art Arbeitseinsatz, bei der die Arbeitsbereit- 
schaft der Internierten zur Voraussetzung eines anstaltsinter- 
nen Aufstiegs gemacht wird, verfügen mittlerweile viele der 
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großen Verwahranstalten, in denen Behinderte und Psychia- 
trisierte oft Jahrzehnte ihres Lebens verbringen, über eigene 
fabrikmäßig organisierte Werkstätten, oder sie arbeiten eng 
mit bestimmten Werkstätten zusammen — sind die Zulieferer 
von Arbeitskraft. 


In den 70er Jahren wurden in der BRD eine Vielzahl dezen- 
traler Arbeitslager eingerichtet, in denen die Behinderten als 
Arbeitssklaven abgerichtet und ausgepreßt werden. Unter 
dem Mantel der Rehabilitation / (Wieder-)Eingliederung in 
den Arbeitsprozeß wurden die ‚Werkstätten für Behinderte’ 
(WfB) in den letzten Jahren in großem Umfang ausgebaut 
und erweitert. 


Die Arbeitstherapie in Düren: 


„In drei Kellerräumen, in denen die Tristesse auch durch 
buntgestrichene Wände nicht verdeckt wird, sitzen Patien- 
ten an Tischen und verrichten Arbeiten, deren Stumpfsinn 
jede auf Rehabilitation abzielende Therapie zu verhöhnen 
scheint. Gleichwohl sagt der ärztliche Leiter: ‚Unter den ge- 
gebenen Umständen ist selbst solche Arbeit für die Patien- 
ten immer noch besser als herumgammeln.” 

Peter Andres Aufgabe an diesem Tag beispielsweise besteht 
darin, Sicherheitsnadeln verschiedener Größe zu sortieren 
und in eine Plastikschachtel zu füllen — zwei große, elf mitt- 
lere und dann noch 37 kleine, die ein neben ihm sitzender 
Patient der Station 5 C/D hinzufügt. Zwei große, elf mitt- 
lere, 37 kleine — für hundert gefüllte Plastikschachteln zahlt 
die Firma 3,51 DM, davon behält die Anstalt 1,75 DM, der 
Lohn für die beiden Patienten zusammen beträgt 1,76 DM. 
Die Arbeit von Janz ist in der Lohnskala noch weiter unten 
angesiedelt. Das Einfüllen von sechs Paar überziehbaren 
Knöpfen samt zweier Druckvorrichtungen in Plastikschach- 
teln bringt ihm 53 Pfennig, wenn er hundert voll hat. Die 
Patienten arbeiten ruhig, konzentriert und mit mechanisch 
wirkenden Bewegungen. Es dauert nicht lange, da stapeln 
sich in großen Kisten neben den Tischen die kleinen Plastik- 
behälter — gefüllt mit Überziehknöpfen, Sicherheitsnadeln 
oder auch Gürtelösen. Sind sie voll, werden sie in den Nach- 
barraum transportiert, wo Kraspe eine Aufgabe hat, die im 


Arbeitsprogramm folgendermaßen beschrieben ist: ‚Tiefzieh- 


teile mit Zweihand-Siegelpresse auf Karten aufschweißen.’ 
Das sieht dann so aus: Kraspe sitzt vor einem viereckigen 
gelben Apparat, aus dem vorne eine schwarze Metallplatte 
mit zwei Vertiefungen herausschaut. Die Vertiefungen ha- 
ben ganu die gleichen Abmessungen wie die Plastikbehälter, 


„Ich muß das ja machen, sonst komm ich hier nicht raus” 


die Kraspe dort hineinlegt und mit jeweils einem Pappstrei- 
fen bedeckt. Dann schiebt er mit Hilfe eines Hebels die Plat- 
te in die Presse — ein Puffgeräusch — und heraus kommen 
die Plastikdöschen, festgepreßt an den Pappdeckeln. Ent- 
standen ist so ein Produkt, wie es sie zu Hunderten in den 
Do-it-yourself-Abteilungen der Käufhäuser gibt. Für 50 
Preßvorgänge bekommt Kraspe 25 Pfennig. Diesmal schafft 
er in dreieinhalb Stunden 550. 


(...) (Die Arbeit) ist für niemanden verpflichtend, wohl aber 
gilt die Teilnahme an der Arbeitstherapie als ein wichtiges 
Kriterium bei der Überlegung, welche Patienten in die halb- 
offene Station verlegt werden können. (...) 

Als die Vormittagsarbeitszeit um 11.30 Uhr zu Ende geht, 
kommt der Soziologe vorbei. Mit dem Blick auf die Arbeits- 
tische klagt er über die „entfremdete Arbeit”, sagt, daß man 
schon mal „‚kreativere Sachen’ angeboten habe: die Herstel- 
lung von Scherzartikeln, bei der es mehrere Arbeitsgänge bis 
hin zum Endprodukt gegeben habe. „Etwas albern’’ sei das 
schon gewesen, „aber immerhin”. Die Patienten indes hät- 
ten das gar nicht gewollt — „die wollen nur diese Arbeit 
hier”. Wie sehr sie die wollen, zeigt sich an der Reaktion ei- 
nes Patienten aus dem ersten Stock, der die Erläuterungen 
des Soziologen gehört hat. „Was”, schreit er mit einem Ge- 
sicht, in dem die Augen groß hervorgetreten sind und der 
Mund weit aufgerissen ist, „was wollen wir? Das ist doch 
Stumpfsinn hier, die reinste Kinderarbeit und Ausbeutung 
bis auf die Knochen’’. Der Soziologe macht den Versuch 
eines Einwands, da brüllt der Mann schon wieder: „Reiner 
Stumpfsinn, aber ich muß da ja machen, sonst komm ich 
hier nicht raus.’ 

(SZ, 10.7.80) 


Arbeitstherapie in der Psychiatrischen Landesklinik, Düren 
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2.1. Kurze Geschichte der WfB nach dem Krieg 
Die Werkstatt ‚Frohes Schaffen’ in Bethel 


Eine der ersten Einrichtungen, die sich im Laufe der Jahre zu 
einer WfB entwickeln sollte, entstand im Jahr 1954 in Bethel. 
Die ersten Menschen, denen hier eine Integration durch Ar- 
beit, Arbeit als Therapie angeboten wurde, waren ausgerech- 
net ehemalige Zwangsarbeiter aus dem Osten, die nach dem 
Krieg in Lagern dahinvegetierten. 

In einer Barackensiedlung etwa lebten 1 800 heimatlose Aus- 
länder. In der Festschrift „25 Jahre Frohes Schaffen — 20 
Jahre Beckhofsiedlung” heißt es: „Der gewährte Unterhalt ist 
zum Leben zu wenig, zum Sterben zuviel. Wer jung und ge- 
sund ist, wandert in überseeische Länder aus. Zurück bleiben 
Alte, Kranke, Mütter und Kinder.’’ 

Es entstehen erste „Werkstätten auf mehr oder weniger frei- 
williger Basis. Die Lagerinsassen lassen sich nur zögernd auf 
Mitarbeit ein; von „sieben Pfennig Stundenlohn und zwei 
Mahlzeiten aus Care-Paketen” ist in der Festschrift zu lesen. 
Immerhin stellt sie auch fest: „ ‚Arbeit statt Almosen’, die 
schon von Vater Bodelschwingh praktizierte Therapie, verfehlt 
auch bei diesen Menschen ihre Wirkung nicht ... Kontakte zu 
Großunternehmen bringen schließlich industrielle Arbeit ein. 
Eine alte Schmiede wird zur Werkstatt für Metallverarbeitung. 
Fürs erste werden Laugenpumpen für Waschmaschinen mon- 
tiert.” 


In einer Untersuchung, die der UNO-Flüchtlingsdienst 1956 . 


über das Sozialhygienische Institut in Hamburg durchführen 
ließ, heißt es: „Die Organisation Frohes Schaffen hat sich 
außerordentlich gut bewährt. Aus kleinen Anfängen heraus 
ist sie so gewachsen, daß sie jetzt an ihre Mitarbeiter jährlich 
100000 DM an Löhnen zahlen kann. Durch die Gründung 
dieser Selbsthilfeorganisation ist das Problem ‚heimatlose 
Ausländer’ vorbildlich gelöst worden.’ 

Ende der 50er Jahre werden die Werkstätten „Frohes Schaf- 
fen” in die sogenannte „‚Beckhof-Siedlung’ verlegt. Bei der 
Grundsteinlegung im Jahre 1957 heißt es, man wisse, „daß an 
diesen Menschen, die unter dem Diktat des Krieges verschleppt 
und als Zwangsarbeiter in die Rüstungsindustrie gesteckt wur- 
den oder in deutsche Kriegsgefangenschaft gerieten, eine 
Schuld gutzumachen ist.’' i 

— Geschehen in der Weise, daß die ehemaligen Zwangsarbei- 


ter nun nicht mehr für die deutsche Rüstungsindustrie, son- - 


dern statt dessen z.B. für den Elektrokonzern Miele arbeiten 
dürfen. Denn die Werkstätten Frohes Schaffen bilden jetzt 
mit ihren 150 Mitarbeitern das ‚„existenzielle Rückgrat der 
Siedlung”. 


Das Produktionsprogramm erfährt eine massive Erweiterung: 
automatische Schaltprogramme für Wasch- und Geschirrspül- 
maschinen werden montiert; unzählige Teile von Registrier- 
kassen und Buchungsmaschinen werden hergestellt oder bear- 
beitet. „Neben Bohrarbeiten, Gewindeschneiden, Entgraten 
und Versenken werden Press-, Nie- und Lötvorgänge sowie 
komplizierte Teilmontagen durchgeführt.’ 

Parallel zu dieser Entwicklung verändert sich auth die Zusam- 
mensetzung der in der Einrichtung Arbeitenden: „rehabilita- 
tionsfähige Bethel-Patienten’’, Strafentlassene, „Resozialisie- 
rungswillige aus dem Nichtseßhaftenbereich’’ bestimmen nun 
:eher das Bild. 

„Die ehemaligen DPs (displaced persons, d.A.) vergelten das 
Vertrauen, das ihnen entgegengebracht wird, mit Zuverlässig- 
keit, Qualitätsarbeit und Termintreue. Voraussetzungen, wel- 
che auch die Wirtschaftlichkeit dieses Experiments stabilisie- 
ren. Für Schwache und Behinderte, die weder an Stanzen und 
Bohrmaschinen noch an Prüfständen oder Pressen arbeiten 
können, bieten die Briefmarken- und Kartonagenabteilung 
leichtere Beschäftigung.” 
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1975 äußert Max Stanko, Leiter der Siedlung: „In dem Zuein- 
ander von Wohnhäusern, Werkstätten und Versorgungseinrich- 
tungen liegt das Geheimnis des Erfolgs.’’ Und 4 Jahre später: 
„Im Hinblick auf die wachsende Zahl Suchtkranker, nicht- 
seßhafter, leistungsschwacher und gefährdeter Menschen be- 
nötigt die Gesellschaft derartige Modelle, die wegweisend 
sind für eine Hilfe, die über den Augenblick hinaus dem 
schwachen und behinderten Menschen Möglichkeiten bietet, 
sich in den Grenzen seiner Gegebenheiten zu entwickeln.’’ 
(alle Zitate sind aus der Festschrift: „25 Jahre Frohes Schaf- 
fen — 20 Jahre Beckhofsiedlung’) 


Der Ausbau der WfB 


Spätestens seit Anfang der 70er Jahre ist klar, daß die Behin- 
derten der Krisenstrategie des Kapitals zum Opfer fallen. Im 
Arbeitsprozeß werden immer mehr Menschen verschlissen 
(Zunahme der Frühinvalidität, der ‚„Verschleißkrankheiten’’, 
der „psychischen Erkrankungen’), und das Kapital ist nicht 
bereit, nicht ‚voll einsatzfähige Arbeitskräfte” — womöglich 
mit dem Risiko eines erhöhten Krankenstandes — in ‚norma- 
len’ Arbeitsverhältnissen mit Tariflohn usw. zu beschäftigen. 


Mit der „Abschottung” des freien Arbeitsmarktes gegen alle 
Arten von verminderter Leistungsfähigkeit und Leistungsbe- 
reitschaft geht der Aufbau eines besonderen Arbeitsmarktes 
einher, in dem der Versuch gemacht wird, die „Restleistungs- 
fähigkeit’’ derjenigen, die dem Staat andernfalls als ‚„unnütze 
Esser’ auf der Tasche liegen, optimal zu vernutzen. 

Die WfB werden von 11 000 Plätzen in 240 Werkstätten (1971) 
auf 60 000 Plätze in 350 Werkstätten (1981) erweitert, gleich- 
zeitig werden sie endgültig auf das Ziel rentabler Produktion 
festgelegt. 

Vor allem gegen Ende der 60er Jahre ändert sich die staatli- 
che Politik gegenüber den Werkstätten, es beginnt (nach einer 
ersten Etappe weitgehend ohne staatliche Initiative) eine 
zweite Phase der WfB-Geschichte in der BRD, die von massi- 
ven staatlichen Eingriffen geprägt ist. 

„Diese Phase beginnt 1969, als mit dem Regierungswechsel 
von der CDU zur sozialliberalen Koalition eine grundsätzliche 
Umorientierung der Behindertenpolitik erfolgte. (...) Im Ak- 
tionsprogramm Rehabilitation der Behindertenpolitik werden 
die Fragen erstmals der Öffentlichkeit als politische Willenser- 
klärung vorgestellt. Dieses Aktionsprogramm zielt vorwie- 
gend auf Koordination, auf Ökonomisierung des Problems 
und drückt sich aus in einer Reihe von Maßnahmen. (...) In 
der WfB erfolgt eine Umorientierung, die man unter drei As- 
pekten kennzeichnen kann. Zum einen wird die Ausbildung 
der produktiven Tätigkeit in den Anlernwerkstätten in den 
Vordergrund gestellt, zum zweiten wird die WfB für alle Be- 
hinderten geöffnet, auch für die psychisch Kranken, und zum 
dritten erfolgt die Umbenennung der ‚beschützenden Werk- 
statt’ in ‚Werkstatt für Behinderte’.’’ 

(Jantzen, Soziale und ökonomische Zusammenhänge des zu- 
nehmenden staatlichen Dirigismus in Werkstätten für Behin- 
derte, in: Behindertenpädagogik 3/81) 


Es lassen sich für diesen Zeitraum jeweils gesetzliche Schritte 
ausmachen, die die WfB immer mehr „im Sinne einer optima- 
len Verwertbarkeit der sog. ‚Restleistungsfähigkeit’ der Be- 
hinderten ausrichten.’’ Bereits das Arbeitsförderungsgesetz 
von 1969 bezieht die WfB in das System beruflicher Rehabili- 
tation mit ein. Was hier bereits als roter Faden sichtbar wird, 
setzt sich im Schwerbehindertengesetz von 1974 weiter fort: 
„ein Strukturwandel, der die Anerkennung der Werkstätten 
eng an die Arbeitsleistung und die wirtschaftlich verwertbare 
Arbeit anknüpft.’’ (Jantzen) 8 52 Absatz 3 des Gesetzes ver- 
langt, daß Behinderte in WfB ein ‚„Mindestmaß an wirtschaft- 
lich verwertbarer Arbeitsleistung” erbringen; dies ist der An- 


gelpunkt, um den die ganze Palette der Rehabilitationsmaß- 
nahmen gruppiert ist... 


2.2. Die Arbeit in den Werkstätten 


Die Arbeiten, die die Behinderten in den WfB ausführen, sind, 
wie erwähnt, zum großen Teil Industrieaufträge. 

Nach einer Studie des Instituts für Sozialrecht der Ruhr-Uni- 
versität-Bochum (Die Werkstatt für Behinderte, 1972) „greift 
man vorwiegend auf Fertigungsabläufe von Firmen zurück, 
die für bestimmte Produktionsstufen in der Herstellung eines 
Gutes aus Rentabilitätserwägungen keine Automaten einset- 
zen wollen und diesen Arbeitsgang statt dessen unter gerin- 
gen Kosten an die WfB weitergeben.’’ (S. 102) Und: „Die 
WfB gliedern oft Arbeitsvorgänge, die normalerweise von ei- 
ner Arbeitskraft erledigt werden, in kleine und kleinste Teil- 
bereiche auf und lassen sie in einer Arbeitsgruppe als Fließ- 
arbeit durchführen. Für normale Arbeitskräfte wäre eine sol- 
che Tätigkeit zu monoton; die WfB hat jedoch durch die star- 
ke Aufgliederung der Produktion in kleinste Arbeitstakte die 
Möglichkeit, die Behinderten sinnvoll — und wegen der gerin- 
gen Entlohnung auch wirtschaftlich — zu beschäftigen.” 
(S. 145) Ähnlich äußert sich die Bundesanstalt für Arbeit 
1968: „So ergeben sich Teilarbeiten mannigfaltigster Art, die 
in ihrer Monotonie, Bruchstückhaftigkeit und schematischen 
Wiederholung volleistungsfähigen Menschen zur Plage werden 
können. Gerade dieser genormte Produktionsablauf kommt 
der defekten Anlage des Geistigbehinderten entgegen.” 

Um mit den Worten von Peter Lennig — dem Leiter der Praun- 
heimer Werkstätten in Frankfurt — zu sprechen: „Wir sind 
keine Schonwiese, sondern voll im Räderwerk der Wirtschaft 
drin.” 


2.3. Die Zurichtung zum Arbeitssklaven 


Daß diese „Selbstverwirklichung durch Arbeit’’ wohl doch 
nicht so ganz der ‚‚Natur’’ der Behinderten entspricht, ist u.a. 
auch der genannten Studie zu entnehmen. Die meisten Pro- 
bleme mit der Arbeitsleistung hängen weniger mit der „ob- 
jektiven’’ Beeinträchtigung der Werkstattarbeiter zusammen 
als vielmehr mit deren mangelnder Arbeitsmotivation und ih- 
rem Arbeitsverhalten. 

Die Zurichtung auf willige Arbeitskraft, die ohne Murren und 
mit großem Einsatz die stupidesten Arbeiten verrichtet, ist 
denn auch wichtiger Bestandteil der Arbeitstherapie. 


Leistungserfassung und Entlohnung 


In der Eingangsstufe der Werkstatt wird ‚„‚unter Würdigung al- 
ler Umstände des Einzelfalls, insbesondere der Persönlichkeit 
des Behinderten und seines Verhaltens während des Eingangs- 
verfahrens’’ beurteilt, „ob die Werkstatt die geeignete Einrich- 
tung für die Eingliederung des Behinderten in das Arbeitsle- 
ben ist.’’ ($ 3 Werkstättenverordnung) Sprich: ob der Behin- 
derte wohl in der Lage und willens sein wird, ein „Mindest- 
maß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung” zu erbrin- 
gen. 

Im Arbeitstrainingsbereich soll der Behinderte soweit gebracht 
werden, daß er anschließend im Arbeitsbereich nutzbringend 
eingesetzt werden kann. (Das Ziel der Vermittlung in Arbeits- 
plätze außerhalb der Werkstatt wenigstens für einen Teil der 
Behinderten ist längst nur noch Spruch: nicht einmal 2% al- 
ler Werkstattarbeiter können auf dem allgemeinen Arbeits- 


u 


Arbeit in der Behinderten-Werkstatt 


75 


| 


markt vermittelt werden. Darüberhinaus haben die Werkstät- 
ten zwecks höherer Profitabilität ein Interesse gerade an den 
leistungsstärkeren Arbeitern.) Neben der Vermittlung manuel- 
ler Fertigkeiten und Grundkenntnissen sollen im Arbeitstrai- 
ningsbereich laut Werkstättenverordnung auch das Selbstwert- 
gefühl des Behinderten und die Entwicklung des Sozial- und 
Arbeitsverhaltens gefördert werden. (854) Während dieser 
‚Ausbildungszeit’ erhalten die Behinderten im ersten Jahr ein 
monatliches Ausbildungsgeld von 65 DM, im zweiten Jahr 
von 85 DM. 

Am Ende des Arbeitstrainingsbereichs ist „‚die individuelle Lei- 
stung des Behinderten in das praktizierte Lohnsystem der 
Werkstatt einzuordnen.’’ (Materialien zur Werkstatt für Be- 
hinderte, S. 311) 


In den Jahren ‘72-76 wurde in Bethel eine detaillierte Unter- 

suchungüber die Leistungsfähigkeit Behinderter durchgeführt, 

in deren Rahmen ein Beobachtungsbogen entwickelt wurde, 
der der Erfassung der ‚„Restleistungsfähigkeit’’ dient und fol- 
gende Kriterien umfaßt: 

1. Geistiges Können — gemeint ist die Fähigkeit, mehr oder 
weniger komplexe Arbeitsgänge in mehr oder weniger lan- 
ger Anlernzeit durchführen zu können, 

. manuelle Fähigkeiten — gemeint ist die Fähigkeit, mehr 
oder weniger schwierige Handgriffe mehr oder weniger 
schnell ausführen zu können, 

. Geistige Anstrengung — gemeint ist die Konzentrationsfä- 
higkeit, 

. Körperliche Anstrengung — gemeint ist die Fähigkeit, mehr 
oder weniger lange mit mehr oder weniger Pausen hinter- 
einanderweg arbeiten zu können, 

. Belastbarkeit — gemeint ist die Fähigkeit, Streß mehr oder 
weniger lange auszuhalten, ohne auszuticken, 

. Sozialverhalten — „Es ist abzuklären, wie sich die Person 
am Arbeitsplatz verhält, störend, helfend oder teilnahms- 
los. Es gehört in diesen Bereich auch die Ordnung am Ar- 
beitsplatz, der Umgang mit den Betriebsmitteln und Mate- 
rialien.’’ Wichtig sind hier die Zeitdisziplin und ob man an- 
dere von der Arbeit abhält. 

Arbeitsbereitschaft — „Es kann und soll nicht im medizi- 

nischen Sinne die Disposition (Arbeitsfähigkeit) beurteilt 


werden, sondern das Wollen, eine Leistung im Rahmen der. 


intellektuellen und manuellen Möglichkeiten zu erbringen. 
Die Bereitschaft bzw. Aufgeschlossenheit ist gemeint, Ar- 
beiten zu übernehmen, mitzuhelfen, Fehler zu vermeiden, 
oder Verbesserungen einzubringen. Den Arbeitsplatz oder 
die augenblickliche Arbeit aufzugeben, um an einem ande- 
ren Arbeitsplatz zu arbeiten und andere Arbeiten zu über- 
nehmen.” 
— kurz: die willige Unterordnung unter jedwede Anforde- 
rung. 
Für jedes Merkmal gibt es zwischen O und 5 Punkten. Die Ein- 
stufung erfolgt in mehr oder weniger regelmäßigen Abstän- 
den, die Gesamtpunktzahl bestimmt die Einordnung in die 
Lohngruppen. 


Wie das dann aussieht, will ich am Beispiel der Korker Anstal- 
ten darstellen: 


— 9Punkte = Lohnstufe I = DM 0,31 je Stunde 
— 13 Punkte = Lohnstufe II =DM 0,47 
— 16 Punkte = Lohnstufe III = DM 0,57 
— 19 Punkte = Lohnstufe IV = DM 0,67 
— 22 Punkte = Lohnstufe V =DM 0,79 
— 25 Punkte = Lohnstufe VI = DM 0,90 
— 35 Punkte = Lohnstufe VII = DM 1,25 


(Zahlen von 1979) 
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Die Werkstattarbeiter verdienen durchschnittlich 150-200 DM 
im Monat. Selbst der gegenwärtig in den Werkstätten der 
Hamburger Behörde für Arbeit, Jugend und Soziales erzielba- 
re Höchstverdienst von 700-800 DM reicht zur Deckung der 
Lebenshaltungskosten nicht aus. Die Behinderten bleiben 
trotz Maloche auf Sozialhilfe angewiesen. 

Mangelnde Arbeitsmotivation, jede Form der Arbeitsverwei- 
gerung oder „Aufsässigkeit’’ bringt Punktabzüge und damit 
Abzüge vom ohnehin spärlichen Lohn. Sinkt das Arbeitser- 
gebnis zu sehr, so muß der Behinderte damit rechnen, in die 
Fänge der Therapie zu geraten. Ein Spastiker kann dann z.B. 
die Aufgabe bekommen, Lüsterklemmen mit winzigen Schräub- 
chen zu versehen. Therapie meint die Werkstattleitung — für 
die Behinderten ist es Strafarbeit. 


Die kontrollierte Community 


Die propagierte Auflösung der Großanstalten, die Dezentrali- 
sierung der Institutionen psychosozialer Versorgung hat nicht 
die Sozialen Bedürfnisse der Internierten zur Grundlage. 
Neben Verbilligung der Unterbringungskosten handelt es sich 
um ein System, das die soziale Kontrolle nicht abschafft oder 
reduziert, sondern sie erweitert und dezentralisiert. 

Bezüglich der Einbindung der Behinderten, Psychiatrisierten 
usw. in den Arbeitszwang und die Zwangsarbeit heißt gemein- 
denahe psychosoziale Versorgung nichts anderes als ein diffe- 
renziertes System der Zuordnung der mehr oder weniger lei- 
stungsfähigen bzw. angepaßten zu Arbeitsmaßnahmen. 
Unterbringungsformen wie Wohnen bei der Familie, selbstän- 
diges Wohnen mit ambulanter Betreuung, Wohnen in Über- 
gangswohnheimen oder Nachtkliniken, Dauerhospitalisierung 
in der Anstalt existieren nebeneinander. Die Zuordnung der 
„Kranken” zu den verschiedenen Einrichtungen erfolgt nach 
Maßgabe ihrer Unabhängigkeit, und das heißt mehr und mehr 
nach ihrer Einsetzbarkeit als Arbeitskraft und dem Umfang 
der diese Einsetzbarkeit garantierenden Maßnahmen. 

Die meisten Werkstattarbeiter werden direkt aus den Sonder- 
schulen in die Werkstätten vermittelt. Von den Jugendlichen, 
die etwa in Hamburg in den Werkstätten der WfB GmbH ar- 
beiten, sind mehr als die Hälfte Absolventen einer Sonder- 
schule, fast 20% Hauptschüler ohne Abschluß. 80% der Be- 
schäftigten gelten als geistig behindert, hinzu kommen in den 
letzten Jahren auch verstärkt psychisch Kranke, die aus den 
Arbeitstherapien der psychiatrischen Anstalten in die WfB 
vermittelt werden oder deren ‚„‚Übergang’’ aus der psychiatri- 
schen Anstalt in eine Übergangseinrichtung an eine Arbeits- 
aufnahme gekoppelt ist. 


Die Werkstattarbeiter wohnen bei den Eltern oder allein, vie- 
le leben im Heim. Wo die Werkstatt nicht ohnehin ein Teil ei- 
ner Anstalt ist, werden neuerdings die Heime neben den Werk- 
stätten gebaut. In Hamburg errichtet der Spastikerverein ein 
Heim neben der Werkstatt Südring, neben der Werkstatt Mei- 
endorfer Mühlenweg wird das Hilda-Heinemann-Haus gebaut, 
die Außenstelle der Werkstätten für Behinderte GmbH im Ge- 
meindepsychistrischen Zentrum Eimsbüttel befindet sich im 
selben Gebäude, in dem auch die Patienten wohnen. Die Iso- 
lation der behinderten Arbeitskräfte wird nicht aufgehoben, 
der Werkstattarbeiter wechselt morgens vom Heim in die 
Werkstatt — nachmittags zurück — ohne ein einziges Mal sein 
Ghetto verlassen zu müssen, besser: zu können. Die Einspa- 
rung des Fahrdienstes senkt nicht nur die Kosten - sie erspart 
auch Ärger. Oft waren die als Fahrer beschäftigten Zivildienst- 
leistenden wichtig für Proteste und Widerstand gegen die Zu- 
stände in den Werkstätten und Wohnheimen. 

Die enge Verbindung zwischen Heim und Werkstatt stellt vor 
allem die Kontrolle der Arbeitskraft sicher. Auf den bereits 
erwähnten Beobachtungsbögen zur Leistungserfassung haben 


die Beobachter unter der Spalte ‚Bemerkungen’ denn auch 
gleich die Gelegenheit, z.B. die Wirkung veränderter Medika- 
tion oder von Veränderungen im Wohnbereich auf die Arbeits- 
leistung festzuhalten. Alles, was dem Arbeitsverhalten abträg- 
lich ist, wird erfaßt und möglichst verhindert. Neben der Me- 
dikation handelt es sich ebenso um entstehende Freundschaf- 
ten am Arbeitsplatz oder im Wohnbereich — entfaltetes sozia- 
les Leben ist der Verwertbarkeit als Arbeitskraft abträglich. 


Ein markantes Beispiel, wie aus der produzierten Abhängig- 
keit Behinderter Kapital geschlagen und jeder Widerstand mit 
Repression beantwortet wird, ist die Münchner ‚Pfennigpara- 
de’: 

„Zuerst ein e.V., seit ca. Juni eine Stiftung, ist die Pfennigpa- 
rade eine Institution für Körperbehinderte. Sie bietet behin- 
dertengerechte Wohnkomplexe und Arbeitsstellen, hat aber 
auch “andere Einrichtungen wie Schulen und Schulheime für 
Kinder, Beatmungsstation, Frühförderung von Vorschulkin- 
dern. Vor zehn Jahren wurde der 1. Bauabschnitt fertiggestellt, 
mittlerweile ist daraus ein riesiger Komplex mit mehreren Be- 
tonklötzen geworden, in denen alles untergebracht ist: Knei- 
pe, Wohnhäuser, Arbeitsplätze, Unterkünfte für Zivildienstlei- 
stende, Schwimmbad, Verwaltung etc., also ein Ghetto. (...) 
Von insgesamt 300 Behinderten wohnen und arbeiten derzeit 
142 fest in dem riesigen Gebäude in der Barlachstraße. Weil 
die Pfennigparade als Stiftung nicht als Arbeitgeber auftreten 
kann, hat sie Tochtergesellschaften wie die GEDENTA GmbH 
(Zahntechnik), die GEDEFA (Datenerfassung) und die PSG 
(Programmier Service GmbH) gegründet, in denen die Heim- 
bewohner beschäftigt sind. Schließlich ist sie für die Behin- 
derten auch noch Wohnungsgeber mit stattlichen Mieten. (...) 


Ist es für Nicht-Behinderte schon ein Problem, eine Wohnung 
zu finden, so ist es für Behinderte beinahe unmöglich; umso 
mehr sind sie auf die Wohnplätze in der Pfennigparade ange- 
wiesen. Die Abhängigkeit macht sich die Stiftung geschickt 
zunutze, indem sie die Mietverträge an die Bereitschaft der 
Bewohner koppeln, auch für die Pfennigparade zu arbeiten. 
Beendet ein Behinderter sein Arbeitsverhältnis oder verläßt er 
die Schule, so muß er damit rechnen, gleichzeitig die Wohnung 
zu verlieren. Einer von vielen Fällen: Ein Behinderter, der in 
der Pfennigparade wohnt und arbeitet, fällt der Geschäftslei- 
tung unangenehm auf; er ist betrunken, kommt daher häufig 
zu spät und einige Male überhaupt nicht zur Arbeit. Zuerst 
wird er mit Lokalverbot (im hauseigenen Restaurant) bestraft, 
dann verliert er seinen Job, wird jedoch nach langem Hin und 
Her wieder eingestellt. Da sich sein Verhalten nicht ändert, 
bekommt er die Repression der Organisation zu spüren. Eine 
Sozialarbeiterin sucht für ihn ein Heim für Suchtkranke, er 
muß aus „freiem Willen” mindestens für 3 Monate in diese 
Anstalt gehen, falls er nicht einwilligt, muß er die Pfennigpa- 
rade verlassen, er würde ohne Geld und Wohnung dastehen. 
Da es dem Apparat nach einigen Versuchen nicht gelingt, den 
Widerspenstigen zu zähmen, muß er gehen. 

Ein exemplarischer Fall für „Humanität am Arbeitsplatz’: 
Ein Rollstuhlfahrer arbeitet an einer Maschine, die Schnürchen 
für Skipässe produziert, er hat dabei weiter nichts zu tun, als 
einen Hebel zu betätigen, etwa 300mal pro Stunde, 6 Stun- 
den täglich. Für 30 Stunden wöchentlicher Arbeit bekommt 
er 65 (fünfundsechzig!) Mark im Monat, dabei wird der Ar- 
beitsplatz vom Arbeitsamt mit monatlich etwa 1 000 DM ge- 
fördert. — Rehabilitation? (...)’’ 

(Tageszeitung, 7.2.80) 


Aus einem bilanzierenden Bericht über die Arbeit in der Re- 
habilitationsabteilung der Karl-Bonhoeffer-Nervenklinik in 
Westberlin: 

Zunächst wird statistisch belegt, daß die Reha-Programme 
erfolgreich waren. Dann heißt es weiter: 


„Die günstigen Ergebnisse sind mit großer Wahrscheinlich- 
‚keit Folge der in vielen Fällen angemessenen beruflichen 
Tätigkeit der Rehabilitanden, der medikamentösen Dauer- 
behandlung sowie einer geeigneten Unterbringung, in der ei- 
ne kontinuierliche Betreuung garantiert ist. 

Die angemessene berufliche Tätigkeit setzt voraus, daß Lei- 
stungsfähigkeit, Anpassungsfähigkeit, Umweltverhalten, 
Durchhaltevermögen so umfassend wie möglich bei Beginn 
der Rehabilitationsmaßnahmen festgestellt werden. Dies ge- 
lingt nicht allein durch noch so umfassende Testverfahren 
(Testbatterien), sondern besonders durch ständige Beobach- 
tung in einem ‚lebendigen Milieu, das ausreichende Kommu- 
nikations- und Betätigungsmöglichkeiten bietet’. Wir haben 
uns im Laufe der Jahre dieses ‚lebendige Milieu’ geschaffen. 
Dies war nun möglich, weil über etwa acht Jahre hin eine 
weitgehende personelle Kontinuität bei Ärzten, Sozialarbei- 
tern und Pflegepersonal bestand. Wir bedienen uns neben 
Einzel- und Gruppengesprächen Beschäftigungstherapien 
und industrieller Arbeitstherapie auch gemeinsamer Aktivi- 
täten. (...) 


Diese von dem therapeutischen Team — Ärzten, Sozialarbei- 
tern, Pflegepersonal, Krankengymnasten und Beschäftigungs- 
therapeuten — geleiteten Unternehmungen dienen dem Ziel, 
den Rehabilitanden so gut kennenzulernen, daß den Betreu- 
ern allmählich deutlich wird, welchen Belastungen und An- 
forderungen er gewachsen ist. Wie wir die Patienten in den 
unterschiedlichsten Situationen bei der Arbeit, in Werkstät- 
ten für Behinderte und Betrieben, während des Trainings, 
des Sports, beim Spiel, auf Reisen, bei Einzel- und Gruppen- 
gesprächen und auf der Station kennenlernen, so erfährt der 
Rehabilitand auch die Eigenheiten, das Engagement, die 
Hilfestellungen des Teams bei Lösung mannigfaltiger Pro- 
bleme (Schuldentilgung, Ehescheidung, Aufhebung von Ge- 
richtsbeschlüssen, Lösung familiärer Konflikte usw.). Er 
sieht das Team nicht mehr als Feind, sondern als Helfer, 
was bedeutet, daß er allmählich einsichtig wird und sich gut 
durchdachten Ratschlägen und notwendigen medikamentö- 
sen Dauerbehandlungen fast immer fügt. 

Die gute Kenntnis des Leistungsvermögens und der gesam- 
ten Persönlichkeitsstruktur bewirkt aber auch, daß wir mit 
den Arbeitgebern nach der Beobachtungs- und Trainingszeit 
sehr detailliert — Schweigepflichtentbindung vorausgesetzt — 
über die beruflichen Möglichkeiten und Schwierigkeiten un- 
serer Rehabilitanden sprechen können, was die Arbeitssitua- 
tion von vornherein begünstigt und die Betreuung erleich- 
tert. Die sorgsame Vorbereitung des Arbeitsplatzes und in- 
tensive Kontakte mit den Arbeitgebern während der Reha- 
bilitation haben die Stabilität der Arbeitsverhältnisse geför- 
dert und darüberhinaus einige Firmen bewogen, uns neue 
Arbeitsplätze anzubieten. Bei deutlichreduziertem Leistungs- 
vermögen bereiten wir in einem Behindertenbetrieb eine Tä- 
tigkeit vor, die wegen ihrer Monotonie von dem psychisch 
Behinderten oft nur ungern, schließlich aber doch akzep- 
tiert und durchgehalten wird. Einem spürbaren Mangel 
konnten wir in den letzten Jahren abhelfen, indem wir Trai- 
ningsplätze bei der öffentlichen Hand (Finanzamt, Bezirks- 
amt) gewinnen konnten, die Rehabilitanden mit Büroausbil- 
dung vorbehalten bleiben. (...) 


Neben den erwähnten stabilisierenden Maßnahmen und 
Faktoren ist die konsequente Nachbetreuung der ehemali- 
gen Patienten von Bedeutung. Sie wird getragen von: 


dem Personal und den Ärzten der Wohnstättenwerke (ehe- 
mals Hilda-Heinemann-Stiftung und ähnlichen Einrichtun- 
gen, deren Betreuungsintensität unterschiedlich ist, die aber 
alle nur Behinderte aufnehmen, die einer Arbeit nachgehen), 
den niedergelassenen Ärzten, 

der Rehabilitationsabteilung, insbesondere für ehemals delin- 
quente Patienten, 


den Sozialpsychiatrischen Diensten der einzelnen Bezirke. 
Wesentlich bei der Nachbetreuung sind die exakte Überwa- 
chung der medikamentösen Einnahmen, Kontakte mit Fir- 
men und Werkstätten für Behinderte sowie sofortiges Rea- 
gieren bei Meldung irgendwelcher Unregelmäßigkeiten am 
Arbeitsplatz oder bei Medikamentenunterbrechung.” 

(Erika Rintelen: „Ergebnisse beruflicher Rehabilitation psy- 


chisch und geistig Behinderter”, in: Rehabilitation 17(1978)) 


3. Zwangsarbeit in den Gefängnissen 


Die Zwangsarbeit der Gefangenen und Verurteilten begegnet 
einem in vielerlei Gestalt. Die legendäre Beschäftigung des 
Tütenklebens ist nach wie vor von Bedeutung, aber darum 


3.1. Arbeit statt Knast / Arbeit als Strafe 


Die Verbindung von Zwangsarbeit und Strafe oder Arbeits- 
disziplin und Strafe vollzieht sich — jedenfalls „quantitativ’’ — 
eher außerhalb des Knastes als im Gefängnis selbst. 


Geldstrafen und Bewährung 


Festzustellen ist ein Anstieg sowohl der Geldstrafen wie auch 
der Strafaussetzungen zur Bewährung, während die kurzfristi- 
gen Freiheitsstrafen (bis zu einem Jahr) zurückgehen: Von 
1966-1974 stieg die Zahl der Verurteilungen zu Geldstrafen 
von 62,7% auf 82,5% aller Verurteilungen; die Zahl der Pro- 
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herum gruppieren sich — teils im Vorfeld des Knastes, teils in 
den Anstalten selbst — eine ganze Reihe von unterschiedli- 
chen Verbindungen zwischen Strafvollzug und Zwangsarbeit. 


banden unter Bewährungshilfe hat sich im gleichen Zeitraum 
verdreifacht; das Verhältnis zwischen Knastinsassen und Leu- 
ten, die der Bewährungsaufsicht unterstehen, hat sich im Zeit- 
raum von 10 Jahren umgekehrt. 


Anwendung finden diese „Alternativen zum Freiheitsentzug” 
vor allem im Bereich der sog. „kleinen und mittleren Krimi- 
nalität”’, der damit zum großen Teil bereits im Vorfeld des 
des Strafvollzuges aufgefangen wird. Sie bedeuten gleichzeitig 
eine Ausweitung der Kontrolle in die Stadtteile wie auch eine 
Kostensenkung im Strafvollzug selbst. 


„Die Einschränkungen des Strafvollzugs bedeuten eine erheb- 
liche Entlastung der Staatsfinanzen: 

Die in die Staatskasse fließenden Einnahmen aus Geldstrafen 
haben sich (...) von 1967 bis 1977 rund verdreifacht. (...) 

Die Strafaussetzung zur Bewährung, auch die mit Bewährungs- 
aufsicht verbundene, kostet erheblich weniger als der Vollzug 
einer Freiheitsstrafe. Die Bewährungsaufsicht kostet pro Tag 
und Verurteilten überschlägig 3,— DM. Die Kosten für einen 
Tag Vollzug betragen hingegen rund 51,— DM. Dabei ist noch 
zu berücksichtigen, daß das Gemeinwesen erhebliche Mittel 
spart, die anderenfalls für die soziale Betreuung der Angehöri- 
gen der Strafgefangenen aufgewendet werden müßten. Schließ- 
lich leistet jedenfalls ein Berufstätiger Verurteilter unter Be- 
währungsaufsicht, verglichen mit einem Strafgefangenen, ei- 
nen positiveren Beitrag zum Sozialprodukt und zum Steuer- 
aufkommen.” 

(Karl-Heinz Kunert: „Alternativen zum Freiheitsentzug nach 
deutschem Recht’, in: Bewährungshilfe, 1978) 


Geldstrafen und Bewährung entlasten den Strafvollzug in 
mehrfacher Hinsicht: 

— finanziell: gespart werden die hohen Bewachungskosten, 
die durch die Einnahmen aus der Zwangsarbeit bei weitem 
nicht gedeckt werden. Dies gilt umso mehr für Kurzstrafler, 
die sowohl aus arbeitsorganisatorischen Gründen wie auch 
aufgrund ihrer Arbeitsmoral (gerade sie haben wenig Anlaß, 
Wohlverhalten in Form guter Arbeitsleistungen zu zeigen) 
nur schwer rentabel einsetzbar sind. 

— therapeutisch/pädagogisch: Erziehungs- und Behandlungs- 
maßnahmen greifen erst bei hinreichend langer Strafdauer. 
Die Teilnahme der Gefangenen an ihrer eigenen Resozialisie- 
rung basiert nämlich — Klage aller Vollzugserzieher — nicht 
auf „Einsicht”’, sondern zumeist einzig auf der Hoffnung, 
durch Wohlverhalten in den „Genuß’” von Vollzugslockerun- 
gen zu gelangen. 


‘Sowohl bei den Geldstrafen als auch bei der Strafaussetzung 
zur Bewährung ist die Arbeitsdisziplin / die Einbindung in ein 
festes Arbeitsverhältnis eins der wesentlichen Kriterien für ih- 
re Anwendung. Bei den Geldstrafen ist dieser Mechanismus 
offensichtlich — zahlen kann nur, wer Kohle hat, d.h. gemein- 
hin, wer arbeitet. Bei der Entscheidung über Bewährung oder 
nicht spielt die Einbindung des Täters in stabile / stabilisie- 
rende Sozialzusammenhänge (regelmäßige oder periodische 
Arbeitsleistung, Einhalten von Zahlungsverpflichtungen, Fa- 
milienbindungen usw.) die wichtigste Rolle. Je mehr der rich- 
terlichen Entscheidung die Bespitzelung durch Sozialarbeiter 
der Gerichtshilfe, Haftentscheidungshilfe und ähnlicher Insti- 
tutionen vorangeht, desto enger wird dieser Zusammenhang. 
Jetzt, wo Arbeitslosigkeit und zunehmende Verarmung das 
Eintreiben von Geldstrafen in vielen Fällen unmöglich ma- 
chen, wird Arbeit direkt zur Strafe. 


Gemeinnützige Arbeit als Strafe 


In einigen Bundesländern gibt es Verordnungen über die „Til- 
gung uneinbringlicher Geldstrafen durch freie Arbeit”. In 
Bremen z.B., wo eine solche Verordnung Anfang ‘82 in Kraft 
trat, kann ein Tagessatz der Geldstrafe durch 6 Std. freie Ar- 
beit abgegolten werden. Dort stehen ca. 50 Arbeitsplätze zur 
Verfügung, das „„Angebot’’ reicht von der Pflege öffentlicher 
Grünanlagen über Reinigungs- und Reparaturarbeiten bis hin 
zur Renovierung von Heimen. Nichterscheinen am Arbeits- 
platz, ungenügende Arbeitsleistung, Verstöße gegen Anwei- 
sungen, also alle Zeichen mangelnder Arbeitsdisziplin, haben 
die Aufhebung der Maßnahme zur Folge, die Einknastung des 
Arbeitsverweigerers. 
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In der Begründung des Bremer Justizsenators Kahrs für die 
„Freie Arbeit’ heißt es, daß kurze Ersatzfreiheitsstrafen viele 
Nachteile hätten. U.a. seien sie als Resozialisierungsinstrument 


‘ungeeignet, und es komme zu sozialschädlichen Wirkungen 


wie etwa dem Verlust des Arbeitsplatzes. 

Auf der gleichen Linie, aber mit der zusätzlichen Komponen- 
te der Erzeugung von Arbeitsmotivation, liegt der Versuch, 
einen Teil der jugendlichen Delinquenten mit sozialen Tätig- 
keiten zu beschäftigen. Statt sie in Fabriken zu schicken oder 
Papier sammeln zu lassen, sollen die Arbeitsauflagen die ‚‚so- 
ziale Verantwortung” der Jugendlichen wecken, den Spaß an 
der Arbeit für andere. 


Beispiel für ein solches Projekt „Gemeinnützige Arbeit statt 
Strafe’ ist der Modellversuch der „Brücke e.V.’’ in München. 
Dort werden systematisch kleinere Delikte (Schwarzfahren, 
Ladendiebstahl) statt mit Freizeitarrest oder Geldbußen mit 
gemeinnütziger Arbeit geahndet — eine Möglichkeit, die ge- 
setzlich schon lange bestand, jedoch laut Aussage von „Brük- 
ke’'-Vorsitzendem Pfeiffer vor allem aufgrund eines mangeln- 
den Angebotes an entsprechenden Arbeitsmöglichkeiten von 
den Jugendgerichten kaum genutzt wurde. 

„Die Initiative zu dem Projekt „Gemeinnützige Arbeit statt 
Strafe’’ ging von dem 1974 gegründeten Verein „Brücke e.V., 
Verein für Straffälligenhilfe’’ und dem Lehrstuhl für Krimino- 
logie, Jugendrecht und Strafvollzug der Universität München 
aus. Gemeinsam mit dem Jugendgericht und der Jugendge- 
richtshilfe München entwickelten sie — ausgehend von positi- 
ven Erfahrungen in England — ein für die Bundesrepublik 
neues Konzept für die Organisation von Arbeitsauflagen. Die 
„Brücke”, die sich bei der Vorbereitung des Projekts erfolg- 
reich um eine Verbreiterung des Arbeitsangebots bemüht hat- 
te, informiert das Jugendgericht laufend darüber, wo die Ju 
gendlichen und Heranwachsenden eingesetzt werden können. 
Die Richter legen fest, welche Stundenzahl der Jugendliche 
zu arbeiten hat (manchmal auch, in welchem Afbeitsbereich 
er tätig werden soll) und schicken ihn dann zur „Brücke”. 
Dort bemühen sich die Mitarbeiter des Vereins (...) darum, 
für jeden Jugendlichen die Arbeit zu finden, für die er nach 
einem ausführlichen Gespräch geeignet erscheint, und legen 
mit ihm den genauen Arbeitstermin fest. (Die Absprache mit 
dem Jugendlichen dient dazu — so sagt Pfeiffer an anderer 
Stelle —, die Quote der Arbeitsverweigerung auf ein Minimum 
zu reduzieren, d.A.) Darüberhinaus organisiert die „Brücke” 
die notwendige Aufsicht bei der Arbeit und betreut beglei- 
tend zur Arbeit diejenigen intensiver, die als besonders gefähr- 
det erscheinen. (...) 

Insgesamt haben sich bisher 116 Verbände und Einrichtun- 
gen bereitgefunden, Delinquenten im Alter zwischen 14 und 
21 Jahren bei sich zu beschäftigen. Darunter sind das bayeri- 
sche Rote Kreuz, Sportvereine, Behinderteneinrichtungen, 
Nachbarschaftshilfen, der Münchner Tierpark und der Bayeri- 
sche Jugendring. Das Spektrum der Tätigkeiten, zu denen die 
Jugendlichen herangezogen werden, ist breit. Sie schieben 
Rollstuhlfahrer zu Veranstaltungen, arbeiten mit beim Aus- 
bau von Abenteuerspielplätzen, walzen Sportplatzrasen, hel- 
fen Freiwilligen beim Tapezieren von Armenwohnungen oder 
erledigen Büroarbeiten bei einer Bürgerinitiative, die Zeitungs- 
abonnements in Gefängnisse vermittelt.’ 

(Christian Pfeiffer: „Gemeinnützige Arbeit statt Strafe’’, in: 
Theorie und Praxis der sozialen Arbeit, 1978) 

Kurzum: in alle sozialen Organisationen werden die Zwangs- 
arbeiter vermittelt — angefangen von den paramilitärischen 
bis hin zu den alternativen Varianten der Gemeinwesenarbeit. 
Der Erfolg war durchschlagend: j 
„Bereits die ersten drei Monate des Modellversuchs bestätig- 
ten auf eindrucksvolle Weise die Bereitschaft des Jugendge- 
richts München, dieses Angebot der „Brücke’’ und der mit ihr 


kooperierenden Arbeitsstellen anzunehmen. Von April bis 
Juni 1978 verpflichteten die Richter ca. 750 Jugendliche und 
Heranwachsende zu durchschnittlich 20 Stunden gemeinnüt- 
ziger Arbeit. Das war knapp die Hälfte aller in dieser Zeit 
beim Jugendgericht München angeklagten Straftäter. Im Mo- 
natsdurchschnitt sind dies mehr als doppelt so viel, wie 1977 
in München mit Arbeitsauflagen bedacht wurden. 

Bei den Jugendlichen, die von vornherein ein Geständnis ab- 
legten, waren die Richter überdies meistens bereit, von einer 
anderen — bisher ebenfalls wenig genutzten Möglichkeit des 
geltenden Rechts, Gebrauch zu machen. Sie verzichteten in 
solchen Fällen auf die Durchführung der Gerichtsverhandlung 
und stellten das Verfahren nach Erfüllung der mit dem Ju- 
gendlichen vereinbarten Arbeitsverpflichtung ein. Bei der 
„Brücke’” hat man bisher den Eindruck, daß diese Jugendli- 
chen besonders leicht zur Arbeit zu motivieren sind (welche 
Wunder!, d.A.). Aber auch bei den zur Arbeit Verurteilten 
gab es wenig Schwierigkeiten. Im Gegenteil: insgesamt ist die 
Zahl derer, die freiwillig länger als vom Gericht angeordnet 
arbeiten, bisher doppelt so hoch wie die Zahl der „Drücke- 
berger”.’' (Christian Pfeiffer, a.a.O.) 


Der Kriminologe Schüler-Springorum, Mitinitiator und Be- 
gleitforscher des Projekts, jedenfalls hofft darauf, daß ‚‚Ar- 
beit statt Strafe’’ per Gesetzesänderung auch als Alternative 
für höhere Strafbereiche wie Dauerarrest und Jugendhaftstra- 
fen ausgedehnt wird. 

In England ist „Arbeit statt Strafe’’ wesentlich breiter ausge- 
baut als hierzulande. Der britische „Community Service by 
Offenders’’ war denn auch Vorbild und Anregung für die Be- 
mühungen der Brücke. Seit 1972 besteht in England die Mög- 
lichkeit, erwachsene Straftäter statt zu Freiheitsentzug oder 
zu Geldstrafen zu „unbezahlter Arbeit im Dienste der Ge- 
meinschaft’’ zu verurteilen. Die Arbeitsverpflichtung beträgt 
mindestens 40, maximal 240 Stunden, abzuleisten während 
der Freizeit. Mit gemeinnütziger Arbeit bestraft werden über- 
wiegend Eigentumsdelikte (Diebstahl, Einbruchsdiebstahl, 
Kfz-Entwendung), Verkehrsstrafttaten (Fahren ohne Führer- 
schein, Fahren ohne Versicherung) sowie leichtere Fälle von 
Körperverletzung. Seit es diese Sanktionsform gibt, machen 
die Gerichte zunehmend Gebrauch von ihr, zahlenmäßig rückt 
sie in die Nähe der Strafaussetzungen zur Bewährung; allein 
in London wurden 1976 im Rahmen des Projekts nahezu 
60 000 Arbeitsstunden geleistet. 


Weniger offensichtlich ist der Zusammenhang zwischen Arbeit 
und Bewährung. Hier ist die Einbindung in Arbeitsdisziplin 
einerseits prognostisches Kriterium, ein fester Arbeitsplatz 
gilt natürlich als stabilisierender Faktor und ist wichtiger Be- 
standteil einer „‚günstigen Sozialprognose’, bei der die Strafe 
zur Bewährung ausgesetzt werden soll. Darüberhinaus besteht 
die Möglichkeit, die Bewährung mit Arbeitsauflagen zu ver- 
binden und damit die Teilnahme am Arbeitsprozeß zum ent- 
scheidenden Kriterium für die Nichteinknastung zu machen. 
Gerade jetzt, wo die ‚freie Arbeit’ immer despotische Züge 
annimmt, bedeutet das zumeist nichts anderes als den direk- 
ten staatlichen Zwang in die beschissensten Arbeitsverhältnis- 
se, der über die drohende Einknastung hergestellt wird. 


3.2. Arbeit und Knast 


Über die zentrale Bedeutung der Arbeit für einen funktionie- 
renden Strafvollzug herrscht Einigkeit unter den Vollzugs- 
praktikern und -ideologen. 

Seit jeher leistet die Arbeit der Strafgefangenen einen Beitrag 
zur Deckung der dem Staat durch die Internierung der Krimi- 
nellen entstehenden Kosten (Voltaire: „Es ist augenschein- 
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lich, daß zwanzig kräftige Diebe, für die Dauer ihres Lebens 
zu öffentlichen Arbeiten verurteilt, dem Staate dienen ...., 
während ihr Tod nur dem Scharfrichter Gewinn bringt.”). 
Daneben ist die Gefangenenarbeit das wohl wichtigste Mittel’ 
zur Aufrechterhaltung der Anstaltsdisziplin: 

Die Arbeit „bindet bis zu einem gewissen Grade die physische 
und psychische Energie der Gefangenen, die sich sonst unter 
Umständen in negativen Akten gegen die Anstalt entladen 
könnte. Jedes mehr oder weniger erzwungene Nichtstun birgt 
den Keim der Disziplinlosigkeit in sich. Gerade die schweren 
Zuchthausrevolten der 50er Jahre in den USA sind nicht zu- 
letzt als Folge der großen Arbeitslosigkeit unter den Gefange- 
nen entstanden. Und auch in der BRD hat heute die durch 
den allgemeinen Konjuntkurrückgang zunehmende Arbeitslo- 
sigkeit der Gefangenen in einigen Anstalten bereits zu Diszi- 
plinschwierigkeiten geführt.” 

(Paul Koch: „Gefangenenarbeit und Resozialisierung’’, Stutt- 
gart 1969, S. 71f) 

Von der sozialreformerischen Fraktion der Vollzugswissen- 
schaftler und Kriminologen wird vor allem die resozialisieren- 
de Funktion der Arbeit im Sinne einer positiven Integration 
der Kriminellen in die Gesellschaft hervorgehoben. 

Die Arbeitsorganisation bestimmte und bestimmt neben Si- 
cherheitsaspekten wesentlich die Abläufe in den Vollzugsan- 
stalten, wobei das fiskalische Ziel (möglichst hohe Einnah- 
men durch die Knastarbeit) letztlich die entscheidende Größe 
war und ist. 

Das in der alten Dienstvollzugsordnung festgeschriebene Ziel 
„Arbeit ist die Grundlage eines geordneten und wirksamen 
Strafvollzugs. Sie soll, soweit erforderlich, die Arbeitsgesin- 
nung des Gefangenen wecken, ihn an ein regelmäßiges, auf 
Arbeit aufgebautes Leben gewöhnen sowie körperliche und 
seelische Schäden ausschließen”, basierte ideologisch auf der. 
Hoffnung, daß der arbeitsscheue und disziplinlose Kriminelle 
sich durch die zwangsweise Teilnahme an regelmäßiger Arbeit 
an die Arbeitstugenden gewöhnen und nach seinem Knastauf- 
enthalt solchermaßen resozialisiert, an dieser Arbeitsdisziplin 
auch weiterhin festhalten würde. Praktisch machte man sich 
keine Illusionen darüber, daß die Zwangsarbeit im Knast kei- 
nerlei innere Bindung an die Arbeit schafft und ihr Arm zu- 
meist genau so lange reicht, wie der Aufenthalt im Knast dau- 
ert. 


Mittel, die Gefangenen zur Arbeit zu bringen, war im wesent- 
lichen der unmittelbare Zwang: 

„Die Arbeit des Gefangenen wird vor allem von dem äußeren 
Antrieb des unmittelbaren Zwangs motiviert, der von der An- 
staltsleitung notfalls in Form eines Beugezwangs auch durch- 
gesetzt werden kann.’’ (Koch, a.a.0., S. 44) Arbeitsverweige- 
rer erhalten Disziplinarstrafen. 

Im übrigen heißt „Arbeit auch in der Anstalt Geld verdienen, 
und erst dadurch hat der Gefangene teil am Warenmarkt, der 
einmal im Monat wie eine Art Bescherung in die Anstalten 
schneit. Die Möglichkeit, mit dem verdienten Geld den so 
wichtigen Tabak und Sonderlebensmittel kaufen zu können, 
bildet oft den stärksten Antrieb für die Arbeit der Gefange- 
nen.” (Koch, a.a.O., S. 45) 

Weiteres Motiv zur Teilnahme an der Zwangsarbeit besteht 
darin, ‚„‚das quälende und eintönige Herumsitzen auf der Zelle 
mit irgendeiner Tätigkeit zu überwinden.”’ (Koch, S. 45) „Bei 
den inneren Motiven spielt also die Ablenkung die wichtigste 
Rolle, und selbst arbeitsscheue Gefangene werden sich von 
‚selbst zur Arbeit melden, wenn man ihnen alle anderen ablen- 
kenden Vergünstigungen entzieht.’’ (Koch, S. 46) 


„Neben der Ablenkung durch die Tätigkeit als solche sind es 
vor allem soziale Bedürfnisse, die der Gefangene besonders 
bei der gemeinsamen Arbeit zu befriedigen sucht. (...) Abge- 
sehen von den gemeinsamen Freizeitveranstaltungen tritt er 
vor allem während der gemeinschaftlichen Arbeit in sozialen 
Kontakt zu seinen Mitgefangenen. Deshalb ist gerade für ihn 
der Drang, mit anderen zusammen zu sein, ein wesentliches 
Motiv für seine Teilnahme an der gemeinschaftlichen Arbeit.’ 
(Koch, S. 46f) 

Daß Arbeitszwang ein äußerliches Verhältnis zur Arbeit be- 
gründet, ist den Knast-Ideologen klar. Mehr noch: 

Bei einer starren Durchsetzung der Arbeitspflicht fühlt sich 
der Gefangene oft als reiner Arbeitssklave, und er versucht, 
sich dagegen aufzulehnen. Die Folge sind dann aggressive 
Handlungen gegenüber dem Arbeitszwang und schließlich ge- 
genüber der Arbeit überhaupt. (...) Denn wer nur arbeitet, um 
der Bestrafung zu entgehen, wird erstens nur das absolute Mi- 
nimum leisten. Außerdem kann sein Arbeitseifer bald wieder 
nachlassen, wenn der äußere Zwang wieder weggefallen ist. 
Gerade darin liegt der Grund für das häufige Versagen von 
„guten’”' Gefängnisarbeitern nach ihrer Entlassung.” (Koch, 
a.a.0., S. 91) 


Gefangene schreiben über ihre Arbeitsmotivation 


direkter Zwang: 

Entgegen den Bestimmungen der internationalen Arbeiteror- 
ganisation liegt es nicht im Ermessen des einzelnen Gefange- 
nen, ob er arbeitet, und wenn ja, zu welchen Bedingungen, 
oder ob er nicht arbeitet, sondern, jeder Strafgefangene ist 
grundsätzlich zur Arbeit verpflichtet; falls er diese verweigert, 
kann er dazu gezwungen werden. Zu diesem Zweck steht der 
Anstalt ein bis jetzt immer noch nicht gesetzlich verankertes 
breites Repressionsspektrum zur Verfügung: die in der Diszi- 
plinarordnung festgelegten Hausstrafen, die allerdings in ihrer 
Formulierung über genügend Elastizität verfügen, um dem je- 
weiligen Anstaltsvorstand jede Willkür zu erlauben. Im Falle 
der Arbeitsverweigerung wird in der Regel beim erstenmal 
mit 7 Tagen verschärftem Arrest gestraft. Nach Verbüßung 
dieser 7 Tage wird der Gefangene gefragt, ob er nun bereit 
ist, die Arbeit wieder aufzunehmen (wobei anzumerken bleibt, 
daß es sich häufig nicht einmal um wirkliche Arbeitsverweige- 
rung handelt, sondern lediglich um eine — abgelehnte! — Bit- 
te um Versetzung in einen anderen Betrieb aus gesundheitli- 
chen, persönlichen Gründen usw.; diese Ablehnung erfolgt 
selten aus betriebsinterner Notwendigkeit, sondern dient nur 
als Mittel zur Disziplinierung und Maßregelung). Verweigert 
der Gefangene erneut die Arbeit, so erhält er diesmal 14 Tage 
Arrest, danach 21 Tage, anschließend 28 Tage und so fort — 
und wer die Verfassung nach 28 Tagen verschärftem Arrest 
kennt, der weiß, daß der Betroffene gegen seinen Willen so 
manches zu tun bereit ist, um der sofortigen erneuten Tortur 
von 28 Tagen zu entgehen. Dieses Spielchen läßt sich beliebig 
oft wiederholen, falls man nicht der Einfachheit halber lieber 
auf die Wirksamkeit der zweiten Methode vertraut, dem 


indirekten Zwang: 

Der ‚Wert’ des Menschen wird an seinem Besitz gemessen; das 
gilt in erhöhtem Ausmaße für den Knast. Bei absoluter Besitz- 
losigkeit gewinnt jede Kleinigkeit überdimensionale Bedeu- 
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Genau die innere Bindung an die Arbeit aber ist es, die die 
Reformer herzustellen wünschen. Ihr Projekt besteht in der 
nachholenden Sozialisation zum Lohnarbeiter, für dessen 
produktive Teilnahme am Arbeitsprozeß die „‚normalen‘ ge- 
sellschaftlichen Mechanismen ausreichen und der die Arbeit 
nicht als reine Repression erfährt. 

„Zunächst muß, soweit erforderlich, die Arbeitsgesinnung 
der Gefangenen geweckt werden. Dabei ist vom Sozialen her 
die isolierte und autistische Lebenseinstellung des Kriminel- 
len zu überwinden. Zugleich ist bei ihm das Gefühl sozialer 
Minderwertigkeit umzuformen in das positiver Selbstachtung, 
indem man ihm Arbeit und Beruf als Beteiligung am Schaffen 
sozialer Werte nahebringt. Dabei sind vor allem die trägen 
und zur Faulheit neigenden Tendenzen in der Persönlichkeits- 
struktur des Gefangenen zu überwinden. (...) Jedoch muß 
versucht werden, die innere Bindung des Gefangenen an eine 
Arbeit zu wecken und seine Fähigkeit zu entwickeln, Unlust- 
gefühle bei der Arbeit mit Hilfe des Willens zu überwinden. 
Dabei ist dem Gefangenen auch der persönliche Nutzen der 
Arbeit nahezubringen, der einmal in der inneren Befriedigung 
bei der täglichen Arbeit liegen kann und der zum anderen in 
der Möglichkeit besteht, mit der für die Arbeit gewährten 


tung. Es entsteht eine hierarchische Ordnung, die sich größ- 
tenteils am Besitzstand des einzelnen orientiert. Wer relativ 
gesehen viel verdient, kann viel einkaufen, er kann sich erhöh- 
ten und demonstrativen Konsum als Statussymbol leisten 
(und er kann eventuell andere mitkonsumieren lassen — er 
besitzt also viele ‚Freunde‘); er kann Tabak, Kaffee usw. kurz 
vor dem nächsten Einkauf, wenn die weniger begüterten ner- 


vös am Daumen lutschen, zu 100% Zinsen und mehr verleihen 
und so seinen ‚Reichtum’ vermehren; er kann aufgrund seiner 


größeren Reserven profitable Geschäfte machen, z.B. von 
‚Süchtigen’, die dringend und sofort Tabak benötigen, billigst 
Uhren, Ringe und andere Wertgegenstände erwerben und die- 
se dann ohne Eile und bei passender Gelegenheit wieder weit- 
aus teurer verkaufen; er kann sich diverse Gefälligkeiten er- 
kaufen, wie maßgeschneiderte Kleidung anfertigen, aus der 
Küche zusätzliche und qualitätsmäßig bessere Nahrung mit- 
bringen, von anderen Gefangenen die Wäsche waschen und 
die Zelle reinigen lassen und ähnliches, er kann (...) 

Der Arbeitsverweigerer kann nichts von alledem, gar nichts. 
Er hat keinen Einkauf. Es ist ihm untersagt, auf sein Eigen- 
geld zurückzugreifen, falls er solches besitzt. Er darf nicht 
einmal Toilettenartikel wie z.B. Haarshampoo, Creme und 
ähnliches einkaufen. Er rangiert in der sozialen Rangleiter 
ganz unten, er kann nicht ‚mithalten’. Sollte er unglücklicher- 
weise starker Raucher sein, ist er gezwungen, durch kleine 
Dienstleistungen Mitgefangenen gegenüber sein bißchen Ta- 
bak mehr oder weniger zu erbetteln — je nach Charakter und 
Veranlagung eine ziemlich entwürdigende Situation. Der Ar- 
beitsverweigerer als ‚Außenseiter der Gesellschaft’ im Knast 
gelandet, gerät nun im Knast wiederum in eine Außenseiter- 
position. Für ihn existiert nur eine Möglichkeit, dieser Situa- 
tion zu entgehen: seine Arbeitskraft zu einem Spottpreis zu 
verkaufen! Früher oder später wird er es tun. Dem Beginn der 
segensreichen Einwirkung der Arbeit auf seinen Charakter 
steht nichts mehr entgegen. 

(aus: „Ausbeutung im Knast’’, Kollektiv Rote Hilfe, München) 


Entlohnung materielle Wünsche zu realisieren. Es geht dabei 
also um eine Verzahnung von ideellen und materiellen Erwä- 
gungen.’ (Koch, a.a.O., S. 88) 


Im Interesse dieser Zielsetzung wird die Praxis der Knastar- 
beit kritisiert. Die Arbeit im Knast ist dermaßen stumpfsinnig, 
daß niemand in der Lage ist, ihr einen persönlichen Sinn zu 
verleihen, eine innere Bindung schon allein deswegen nicht 
entstehen kann. Gefordert wird die Sozialisation im Hinblick 
auf das Leben draußen statt der Disziplinierung durch Arbeit 
im Knast für den Knast — also Ausbildung und/oder Arbeit, 
die den Anforderungen draußen entspricht. 

„Die Vorbereitung auf ein geordnetes Erwerbsleben mit si- 
cheren Erwerbschancen und die Vermittlung von dazu not- 
wendigen Kenntnissen und Fertigkeiten sollte den absoluten 
Vorrang vor der bis heute noch weithin üblichen integrations- 
'hemmenden Gefängnisarbeit haben, die in der Regel keine 
besonderen Ansprüche an kreative, konstruktive oder organi- 
satorische Fähigkeiten stellt. Dabei sollte auch beachtet wer- 
den, daß langfristig nichts unrentabler für den Steuerzahler 
ist, als eine auf mehr oder weniger große Etatmittelersparnis 
ausgerichtete Beschäftigung der Gefangenen, die jedoch für 
ihr berufliches Weiterkommen nach der Entlassung wertlos 
ist. 

Der prinzipielle Vorrang der im weitesten Sinne pädagogischen 
Maßnahmen muß jedoch nicht unbedingt bedeuten, daß 
Lohnarbeit gänzlich aus der Strafanstalt verbannt wird. (...) 
Die Erreichung dieser Ziele setzt jedoch voraus, daß organisa- 
torische Vorkehrungen in den Vollzugsanstalten getroffen 
werden müssen, die es gestatten, daß produktive Lohnarbeit 
in den Werkstätten und Maßnahmen zur beruflichen Förde- 
rung pädagogisch sinnvoll miteinander verknüpft werden kön- 
nen. Dazu sind zum einen in Zusammenarbeit von Industrie, 
Gewerkschaften und Arbeitsämtern die Arbeits- und Ausbil- 
dungsmöglichkeiten in den Vollzugsanstalten so zu gestalten, 
daß ein kontinuierlicher Übergang von der Arbeit des Voll- 
zugs zur beruflichen Tätigkeit nach der Entlassung möglich 
wird. 

Das setzt voraus, daß die Arbeit während der Haft möglichst 
unter gleichen Bedingungen geschieht wie in den Betrieben 
außerhalb der Vollzugsanstalten, d.h., daß sie in Bezug auf 
Arbeitstempo, Arbeitszeit und Pausen weitgehend angegli- 
chen wird.” 

(Gerhard Deimling: „Neue Möglichkeiten der Wiedereinglie- 
derung Straffälliger in die Gesellschaft”, in: Zeitschrift für 
Strafvollzug und Straffälligenhilfe, 1978) 


Neben der Art der Tätigkeit und der Arbeitsorganisation 
selbst wird der Entlohnung die größte Bedeutung zugemessen. 
„Vom Standpunkt der Resozialisierung aus wird an der heuti- 
gen Praxis der Arbeitsvergütung erhebliche Kritik geübt. Es 
wird dabei immer wieder auf die Bedeutung des Lohns auch 
bei der freien Arbeit hingewiesen. 

Die Höhe der Entlohnung ist zu einem wenn nicht gar dem 
wesentlichsten Kriterium für den modernen Industriearbeiter 
geworden, da sie als Gradmesser für die persönliche Tüchtig- 
keit angesehen wird und außerdem einen wichtigen Faktor 
für den sozialen Status bildet. Und entsprechend streben heu- 
te die meisten freien Arbeiter nach einer möglichst hohen Ar- 
beitsentlohnung. (...) 

Auch für die Gefangenen gilt, daß ein entsprechender Lohn 
Stimulans bei der Arbeit und sichtbarer Ausdruck ihres Erfol- 
ges ist. (...) Insgesamt gesehen wirkt die oft als Trinkgeldgeste 
des Staates apostrophierte Arbeitsbelohnung auf die meisten 
Gefangenen eher entmutigend; sie verhindert eine positive 
Einstellung zum eigenen Arbeitsaufwand (...).'’ (Koch, a.a.O.., 
S. 132) 
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Was Deimling 1978 als ‚neue Möglichkeiten” bezeichnet, ist 
so neu freilich nicht. Schon in der Entschließung des ‚‚Zwei- 
ten Kongresses der Vereinten Nationen” über Verbrechens- 
verhütung und über die Behandlung Straffälliger im Jahre 
1960 heißt es zur Frage der Arbeitsorganisation: 

„Die Arbeit der Gefangenen muß unter ähnlichen Bedingun- 
gen wie die freie Arbeit geleistet werden. (...) Das Endziel ist 
die Bezahlung einer normalen Entlohnung, die der des freien 
Arbeiters entspricht, vorausgesetzt, daß die Arbeitsleistung 
nach Menge und Güte die gleiche ist. Zu diesem Zweck muß 
die Arbeit der Gefangenen in wirtschaftlicher und rationeller 
Weise organisiert werden. (,..)’' 


In den Vorstellungen von moderner Zwangsarbeit vereinigen 
sich zwei Hoffnungen: 

1. Die Produktivierung der Knastarbeit, der Versuch, die Knä- 
ste im betriebswirtschaftlichen Sinne rentabler zu machen, 
und 

die damit verbundene ‚‚Erziehung” der Gefangenen zum 
Fabrikarbeiter, die Herstellung eines nahtlosen Übergangs 
zwischen Zwangsarbeit und Arbeitszwang. 


Eine Strategie, um diese Ziele zu erreichen, ist die knastinter- 
ne Klassifizierung der Internierten nach Merkmalen der Reso- 
zialisierungsfähigkeit und -bereitschaft und eine entsprechen- 
de Differenzierung der Vollzugsformen. 

„Erst nach Bildung bestimmter Gefangenengruppen und ihrer 
Zusammenfassung in speziellen Anstalten kann man daran ge- 
hen, Arbeit und Arbeitsvergütung diesen Gruppierungen an- 
zupassen. Insbesondere kann jetzt erwogen werden, alle Ge- 
fangenen, bei denen die äußeren Voraussetzungen für eine 
Resozialisierung intakt geblieben sind, im Rahmen eines offe- 
nen oder halboffenen Vollzugs tagsüber außerhalb der Anstalt 
in freien Betrieben arbeiten zu lassen. Umgekehrt sind die 
kaum mehr erzieherisch beeinflußbaren Gefangenen in beson- 
deren Auffangbetrieben mit einfachen Handarbeiten zu be- 
schäftigen.’”’ (Koch, a.a.O., S. 136) 


3.2.1. Offener Vollzug und Freigänger 


Differenzierung der Vollzugsformen ist berbunden mit dem 
Bemühen, einen Teil des arbeitswilligen Potentials der Gefan- 
genen in offenen und halboffenen Anstalten unterzubringen. 
Dort erhält die Arbeit einen noch ganz anderen Stellenwert 
als in traditionellen Knästen. Die Gefangenen arbeiten tags- 
über außerhalb der Anstalt und werden voll entlohnt. Die 
Vorteile dieses Arbeitseinsatzes sind „finanzieller wie auch 
kriminalpädagogischer Art. Einmal arbeitet der Gefangene in 
einem freien Arbeitsbetrieb bei voller Entlohnung wesentlich 
produktiver als in einem Gefängnisbetrieb. Dadurch wird es 
ihm möglich, nicht nur seinen eigenen Lebensunterhalt, son- 
dern auch den seiner Familie zu verdienen söwie Schulden zu 
bezahlen und den angerichteten Schaden wiedergutzumachen. 
(...) Außerdem verliert der Gefangene nicht den Kontakt mit 
den Arbeitsmethoden der freien Wirtschaft (...) Soweit (er) 
an seinem früheren Arbeitsplatz weiterarbeiten kann, entfällt 
auch die Schwierigkeit, einen neuen Arbeitsplatz nach der 
Strafverbüßung zu suchen.”’ (Koch, a.a.O., S. 122) 


Der offene Strafvollzug und die Arbeit als Freigänger schaf- 
fen die Verbindung zwischen nächtlicher Internierung und 
täglichem produktiven Einsatz auf dem „freien” Arbeitsmarkt. 
Die Organisation des Strafvollzugs als „‚offenes Arbeitslager’’ 
für einen nicht unbeträchtlichen Teil der Gefangenen heißt, 
den geforderten „‚nahtlosen’’ Übergang herzustellen zwischen 
der Kontrolle des Knastes und der der Arbeit, zwischen 
Zwangsarbeit und Arbeitszwang. 


Der Vollzug vermittelt die Arbeitsstelle und stellt über die 
Drohung mit dem Entzug der Vergünstigungen (die gegenüber 
dem Normalgefangenen mit der „freien’’ Arbeit verbunden 
sind) die Disziplin sicher; die Zusammenarbeit zwischen Voll- 
zugsanstalt und Arbeitgeber sichert Rückmeldungen über das 
Verhalten der Gefangenen (Nichterscheinen, Verspätung, Al- 
kohol etc.) und ermöglicht darüberhinaus gezielte pädagogi- 
sche Eingriffe. Nach Beendigung der Strafzeit kann das Ar- 
beitsverhältnis weiterbestehen (genügende Dezentralisierung 
vorausgesetzt), für die Betriebe mit bereits erprobter Arbeits- 
kraft, für die Gefangenen ohne Periode der Arbeitslosigkeit 
und Abhängigkeit von Sozialhilfe, die der (Re-)Integration 
eher abträglich sind. 


In dieser Logik steht die vor allem in Skandinavien durchge- 
führte Dezentralisierung des Strafvollzugs: 

Kernstück der schwedischen Vollzugsreform Anfang der 70er 
Jahre war der Aufbau eines dezentralen Netzes kleiner An- 
stalten mit einer durchschnittlichen Kapazität von 20-60 Ge- 
fangenen. 

„Die gesamten Gefängnisse des Landes wurden in nur 2 Kate- 
gorien geteilt, in Ortsanstalten und in Reichsanstalten. Ju- 
gendanstalten und Internierungslager hatten als solche zu be- 
stehen aufgehört, die Insassen aller Kategorien wurden den 
neuen Anstalten zugeteilt: jeweils nach Strafzeit, Art des De- 
likts und nach Sicherheitserfordernissen. Der Hauptzug dieser 
Reform war, daß die meisten Strafen in der Nähe des Wohn- 
ortes, der Familie und der Arbeitsstelle verbüßt werden soll- 
ten. Freigang, womit man in Schweden Arbeit außerhalb der 
Gefängnisse meint, wurde ein Teil und als Vorbereitung zur 
Freilassung in das Programm aufgenommen. Es sollte erstrebt 
werden, daß die sogenannten Freigänger ihre Arbeit auch 
nach der Entlassung fortsetzen konnten. Die Nähe zum Wohn- 
ort, so meinte man, sei auch deswegen vorzuziehen, um nega- 
tive Wirkungen wie Isolierung und Insitutionalisierung in den 
Gefängnissen zu verhindern.” 

(Ursula Ysander: „Neue Trends in der schwedischen Krimi- 
nalpolitik”, in: Bewährungshilfe, 1978) 

1978 gab es ca. 50 Ortsanstalten gegenüber 22 Reichsanstal- 
ten. 90% der Verurteilten befanden sich in Ortsanstalten. Da- 
rüberhinaus wird unterschieden zwischen offenen und ge- 
schlossenen Anstalten. Einer offenen Anstalt soll ein Gefan- 
gener zugeteilt werden, ‚wenn keine andere Form des Voll- 
zugs wegen Fluchtgefahr, aus Sicherheitsgründen oder aus 
Gründen des passenden Arbeitsplatzes, der richtigen Ausbil- 
dung oder einer erforderlichen Spezialbehandlung notwendig 
ist.” (Bernhard Flürmann: „Einige Aspekte des Strafvollzugs 
in Skandinavien’, in: Zeitschrift f. Strafvollzug und Straffäl- 
ligenhilfe, 2/82) 

1978 befanden sich 42% der schwedischen Gefangenen in of- 
fenen Anstalten. 

Wenngleich es eine ähnlich konsequente Dezentralisierung 
und Öffnung in der BRD nicht gegeben hat, arbeiten laut Sta- 
tistik vom 31.12.78 auch hier ca. 30% der Gefangenen außer- 
halb der Knäste, der übergroße Teil von ihnen als Freigänger. 


In den „Genuß der „‚freien’’ Arbeit kommen vor allem 2 Ka- 
tegorien von Gefangenen: 

— Kurzstrafler mit Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr (Berlin) 
bzw. 6 Monaten (BaWü) können seit einiger Zeit schon nach 
einer Woche als Freigänger arbeiten. Voraussetzung ist ein fe- 
stes, zumindest seit einem Vierteljahr bestehendes Arbeitsver- 
hältnis, „sowie die Gewähr dafür, daß der Betreffende keine 
Gefahr für die Allgemeinheit darstellt’’. Ausgeschlossen sind 
Gewalt-, Sexualtäter, Suchtgefährdete und ausdrücklich auch 
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„Täter mit politischen Tatmotiven’. Damit verbunden ist in 
Baden-Württemberg der Aufbau eines „flächendeckenden” 
Netzes von Freigängerheimen mit einer überschaubaren An- 
zahl von Haftplätzen und einer relativ geringen Sicherung. 


— Doch auch ein ausgewählter Teil der sogenannten Lang- 
strafler hat die Möglichkeit, in die privilegierte Position des 
offenen Vollzugs oder Freigangs aufzusteigen; diese Gefange- 
nen müssen allerdings durch ihr Verhalten im Vollzug und/ 
oder ihren bisherigen Lebenswandel ihre Resozialisierungswil- 
‚ligkeit und -fähigkeit unter Beweis gestellt haben. 

Sie werden — zumindest in größeren Bundesländern wie NRW 
oder BaWü — entweder von den Einweisungsanstalten, denen 
eine Begutachtung ihrer Persönlichkeit obliegt, den offenen 
Anstalten zugewiesen oder können von den geschlossenen 
Knästen dorthin verlegt werden. Die Einweisungskommissio- 
nen geben die Empfehlung „offener Vollzug” vor allem dann, 
wenn der Gefangene vor seiner Inhaftierung einen halbwegs 
„geregelten Lebenswandel” hatte. Sowohl die Angabe „ver- 
heiratet’’ bezüglich des Familienstandes als auch die Angabe 
eines geregelten relativ höheren Einkommens und die Angabe 
von speziellen und konkreten Zukunftsplänen bezüglich Be- 
ruf und Familie eröffnen eine größere Chance zur Erreichung 
der offenen Anstalten. 

Die „‚Aufsteiger” aus. den geschlossenen Anstalten, für die der 
offene Vollzug gleichzeitig die Endphase ihrer Strafe darstellt, 
sind ebenfalls eine „‚Positivauswahl’’ im Sinne ihrer Leistungs- 
fähigkeit und Arbeitsmotivation sowie ihres vollzuglichen 
Wohlverhaltens, zumindest aber der nach außen hin demon- 
strierten Anpassungsbereitschaft. Auch hier gibt es den Be- 
:richten der Vollzugspraktiker zufolge viel zu wenig „wirkli- 
che’’ Resozialisierung: statt daß die Gefangenen echtes Inter- 
esse an ihrer Zukunftssicherung durch ‚‚freie’’ Arbeit mitbrin- 
gen, ist ihnen vor allem an den angenehmeren Haftbedingun- 
gen gelegen. Sie wissen das relative Privilegiensystem des Straf- 
vollzugs für sich zu nutzen, indem sie z.B. bestimmte vollzugs- 
übliche Strategien des „Weglobens’’ und Höherstufens durch- 
schauen und ihr Verhalten geschickt darauf einstellen. 

Die größere Bedeutung gegenüber den offenen Anstalten 
kommt allerdings dem ‚„‚Aufstieg’’ zum Freigänger zu (im Ge- 
gensatz zu Schweden z.B. gibt es in der BRD nur wenige Plät- 
ze im offenen Vollzug), der als individuelle Vollzugslocke- 
rung nach dem Ermessen der Anstalten gewährt werden kann, 
bei Verstößen gegen die Disziplin der Anstalt oder am Arbeits- 
platz jedoch jederzeit (und mit wesentlich geringerem Auf- 
wand als ihn eine Rückverlegung aus einer offenen in eine ge- 
schlossene Anstalt erforderte) wieder rückgängig gemacht 
werden kann. 

Als ungeeignet für „freie’’ Arbeit gelten per Verwaltungsvor- 
schrift von vornherein Gefangene, die suchgefährdet sind, ei- 
nen Fluchtversuch unternommen haben, an einer „‚Gefange- 
nenmeuterei’ beteiligt waren oder von denen ein negativer 
Einfluß auf andere Gefangene zu befürchten ist. 


3.2.1. Im Knast: Akkord und Arbeitstherapie 


Sowohl die im Abschnitt „Arbeit statt Knast / Arbeit als Stra- 
fe’’ beschriebenen Maßnahmen als auch die eben geschilder- 
ten Filtermechanismen des Vollzugs selbst haben zur Folge, 
daß im Knast die nicht mehr integrierbaren und durch vorge- 
lagerte Maßnahmen auch nicht mehr kontrollierbaren „‚Seg- 
mente” der Unterklassen einsitzen, um deren Integration es 
dem Regime auch gar nicht mehr geht, für die lediglich die 
Perspektive der repressiven Kontrolle und der Verwertung 
verbleibt. 


Die Zwangsarbeit dieser Gefangenen behält ihre Funktion als 
Mittel der Disziplinierung / Kontrolle von Zeit und zur Sen- 
kung der Internierungskosten. Das Interesse des Regimes und 
der Knastverwaltungen ist darauf ausgerichtet, die Arbeits- 
kraft der Gefangenen intensiv zu verwerten. 841 des refor- 
mierten Strafvollzugsgesetzes verpflichtet die Gefangenen zu 
jeder Arbeit, die zu verrichten sie körperlich in der Lage sind. 


Intensive Vernutzung der gefangenen Arbeitskräfte stellt sich 
den Knästen als Problem der Beschaffung genügend einträgli- 
cher Aufträge und zuallererst als Problem der „Einsetzbarkeit” 
der Gefangenen für die verfügbare Arbeit. Die Gefangenen 
verfügen zumeist weder über irgendwelche Qualifikation noch 
— und das ist zweifellos wichtiger — über eine entsprechende 
Arbeitsmoral: 

„Fraglos sind die Arbeitsleistungen vieler (Gefangener) mit 
den Arbeitsleistungen in der freien Wirtschaft nicht vergleich- 
bar. Der mehrfach rückfällige Durchschnittsgefangene, der ja 
vor allem für einen zeitlich ausreichend befristeten Arbeits- 
einsatz während eines längeren Freiheitsentzugs in Frage 
kommt, ist ja nicht, wie die Öffentlichkeit bisweilen glaubt, 
der kraftvolle und energische ‚„‚Bandenführer‘’, dessen krimi- 
nelle Energien nur in sozialkonstruktive Bahnen gelenkt wer- 
den müssen, sondern vielfach ein Psychopath mit körperli- 
chen und geistigen Defekten, der für eine differenzierte und 
leistungsintensive Arbeit nicht gut zu gebrauchen ist.’ 
(Günter Blau: „Arbeit im Gefängnis’’, in: Strafvollzug in 
Deutschland, Frankfurt 1967) 

Auch der Kieler Kriminalökonom Neu, der sich seit Jahren 
eingehend mit diesem Thema beschäftigt, hält eine mit „frei- 
en’ Betrieben vergleichbare Produktivität der Knastbetriebe 
nicht für möglich. 

„= Eine große Zahl von Gefangenen ist arbeitsunwillig oder 
leistungsschwach. Anstaltsbetriebe können allenfalls durch 
Arbeitsumsetzungen diesen negativen Effekt zu minimieren 
versuchen (Betriebe der gewerblichen Wirtschaft können der- 
artige Mitarbeiter, wenn auch nicht so ohne weiteres, so doch 
im Prinzip entlassen). 

_ Der Anstaltsbetrieb kann nicht wie sonstige Betriebe 
Mitarbeiter frei anwerben. Gerade bei modernen Fertigungen 
dominieren oft mittlere Qualifikationsstufen, die durch Ge- 
fangenenausbildung kaum bereitgestellt werden können. Die- 
se mittleren Qualifikationen, die von den Werkmeistern quasi 
„mit übernommen’’ werden können, bilden für viele Fertigun- 
gen einen die Produktion begrenzenden Faktor. 

_ Innerhalb der Betriebe findet darüberhinaus durch die 
sich ständig verändernde Belegung der Anstalt ein häufiger 
Wechsel der Arbeitskräfte statt. Hierdurch entstehen Unruhe 
und Anlernkosten.”’ 

(Axel Neu: „Arbeitsentgelte, Surrogatleistungen und Verwen- 
dungsauflagen bei einer Reform des Jugendstrafvollzugs”, 
Kieler Arbeitspapiere Nr. 83, 1979) 


Zweifellos hat es während der letzten Jahre Bemühungen ge- 
geben, das traditionelle ‚„‚Tütenkleben’ durch zeitgemäßere 
Fertigungsmethoden zu ersetzen. Schon Koch berichtet auf- 
grund der Ergebnisse einer Fragebogen-Enquete zum Straf- 
vollzug aus den Jahren 66/67, daß neben den traditionellen 
"Gefängnisarbeiten mehr und mehr moderne Tätigkeiten tre- 
ten wie z.B. Autoschlosserarbeiten oder Herstellung von Kon- 
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Eintopf im Knast 


sumartikeln im großen. Das bedeutet allerdings nicht, daß die 
Produktion der Anstaltsbetriebe nennenwert technisiert wur- 
de. Der Einsatz moderner Maschinerie setzt ein gewisses Maß 
an Anpassungsfähigkeit und -bereitschaft an die Normen me- 
chanisierter Produktion voraus, die die Gefangenen nun mal 
nicht mitbringen. Koch schildert in diesem Zusammenhang 
den „Versuch eines Schuhfabrikanten, in einer Strafanstalt 
einen hochmodernen Fließbandbetrieb einzurichten und dort 
wenigstens 80% der in einem freien Betrieb möglichen Lei- 
stung zu erreichen, (er) scheiterte bald wieder an den laufen- 
den Reibereien zwischen den Gefangenen und den Vorarbei- 
tern des betreffenden Betriebs. Es war trotz sorgfältiger Aus- 
wahl der Gefangenen nicht möglich, ein präzises Hand-in- 
Hand-Arbeiten der Gefangenen am Fließband zu erreichen.” 
(Koch, a.a.0., S. 129) 


In einer Veröffentlichung des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung wird die Knastarbeit folgendermaßen be- 
schrieben: 

„Die Organisation der Beschäftigung in der Anstalt wird von 
zwei Betriebssystemen bestimmt, dem Regiebetrieb und dem 
Unternehmerbetrieb. Beim Regiebetrieb führt die Anstalt 
Produktion und Absatz in eigener Regie durch (was dann in 
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manchen Fällen zu einer Produktion für das Anstaltspersonal 
und dessen Bekanntenkreis wurde, d.A.), beim Unternehmer- 
betrieb stellt die Gefängnisverwaltung dem privaten Unter- 
nehmer die Gefangenen zur Arbeitsleistung gegen Zahlung ei- 
nes Entgelts zur Verfügung. (...) 


In der letzten Zeit hat sich die Arbeitsorganisation zuneh- 
mend von den Regiebetrieben zum Prinzip des Unternehmer- 
betriebes hin entwickelt. Die staatlichen Regiebetriebe dek- 
ken in der Regel nur noch den Eigenbedarf der Anstalten 
(oder der öffentlichen Verwaltung: in Berlin und Rheinbach 
z.B. werden Verwaltungsdrucksachen im Knast hergestellt, d. 
A.) und wurden zudem, soweit möglich, auf einige Gefängnis- 
se konzentriert. Die Tätigkeiten, die in diesen Betrieben aus- 
geübt werden, sind ganz auf diese Funktion der Versorgung 
zugeschnitten und umfassen meist Handwerksberufe wie Bäk- 
ker, Metzger, Tischler, Schuster und Drucker. Außerhalb der 
Anstalten übernehmen die Regiebetriebe die Aufgabe von 
Hausbetrieben mit dem Auftrag, anfallende Reparaturen etc. 
auszuführen. In einer im Jahre 1968 in NRW durchgeführten 
Untersuchung im Erwachsenenstrafvollzug verteilten sich die 
Anstalten zu 72% auf Unternehmer- und zu 28% auf Regie- 
und Hausbetriebe. 
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Welche beruflichen Tätigkeiten werden den Gefangenen in 

Unternehmerbetrieben angeboten? In der in NRW durchge- 

führten Erhebung wurde auch eine Einteilung der Tätigkeiten 

nach ihrer Qualität und Produktivität versucht. Es ergab sich 
für die selbständigen (unselbständigen) Anstalten folgende 

Verteilung: 

1. Manuelle Arbeiten einfachster Art ohne 
produktiven Charakter (z.B. Sortieren von 
alten Textilien, Entgratungsarbeiten bei 
alten Metallteilen) 

. Manuelle Arbeiten einfachster Art mit 
produktivem Charakter (z.B. Industrietü- 
tenkleben, Taubenringe stanzen) 

. Manuelle Arbeiten einfachster Art mit 
produktivem Charakter und handwerk- 
lichem Einschlag (z.B. Anfertigung von 
Automatten oder Pferdehalftern) 

. Halbindustrielle Fertigung (Arbeit mit 
Maschinen, z.B. Anfertigung von Schuhen, 
Bearbeitung von Gußstücken) 

. Industrielle Fertigung am Fließband (z.B. 
Zündkabelsätze für Autos nach Plan mon- 
tieren) 9,79 ( 

6. Handwerkliche Tätigkeiten 2,05( — ) 

30% dieser Arbeit wurde darüberhinaus als Zellenarbeit gelei- 

stet.” 


14,64 (26,86) 


51,04 (50,18) 


8,3 ( 1,06) 


14,18 (21,91) 


Zusammengefaßt: 

„Bei den im Rahmen der beruflichen Resozialisierungsmaß- 
nahmen von Gefangenen zu verrichtenden Tätigkeiten han- 
delt es sich in der Regel um repetitiv einfache, zum größten 
Teil in Zellen zu erbringende handwerkliche Tätigkeiten, um 
Mitarbeit in Anstaltsbetrieben bei großenteils veralteten Fer- 
tigungsmethoden, um unfachmännische Hilfsarbeit an Zuliefe- 
rungsteilen für industrielle Produkte und körperliche Schwer- 
arbeit innerhalb teilmechnisierter Vorgänge.” 

(Rüdiger Cyprian: „Ziele, Bedingungen und Wirkungen beruf- 
licher Sozialisation im Strafvollzug”, in: Mitteilungen zur Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung, 1977) 


Diese Untersuchung, die sich auf die Auswertung von Litera- 
tur stützt, ist sicher nicht auf dem aktuellsten Stand; den- 
noch halte ich die Aussagen im Kern nach wie vor für zutref- 
fend. Für die Arbeit im Knast gilt ähnliches wie für die Behin- 
derten-Werkstätten: arbeitsintensive Zulieferarbeit für die Be- 
triebe der Region, die in den Knästen billiger zu haben ist als 
draußen. 


Das Strafvollzugsgesetz unterscheidet zwischen verschiedenen 
Arten der Gefangenenarbeit: 

„a) wirtschaftlich ergiebige Arbeit 

Derartige Arbeiten, die in erster Linie verrichtet werden sol- 
len, sind Tätigkeiten, mit denen ein im normalen Erwerbsle- 
ben stehender einen auskömmlichen Unterhalt erwerben 
kann. 

b) angemessene Beschäftigung 

Ist es nicht möglich, dem Gefangenen eine wirtschaftlich er- 
giebige Arbeit zuzuweisen, ist ihm eine angemessene Beschäf- 
tigung zuzuteilen. Als angemessene Beschäftigung wird in den 
bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften eine Tätigkeit 
definiert, deren Ergebnis wirtschaftlich verwertbar ist und in 
einem vertretbaren Verhältnis zum Aufwand steht. Formen 
der angemessenen Beschäftigung sind in den Vollzugsanstal- 
ten noch recht zahlreich anzutreffen. Man kann hierunter 
praktisch alle einfachen Tätigkeiten nach Art der Heimarbeit 


zusammenfassen, mit denen in Freiheit ein voller Erwerb 
zum Lebensunterhalt zwar nicht zu erreichen ist, denen aber 
eine wirtschaftliche Verwertbarkeit zweifellos nicht abgespro- 
chen werden kann.’ 

(Josef Schaustein: „Auswirkungen des Strafvollzugsgesetzes 
auf die Arbeit und die Ausbildung und Weiterbildung der Ge- 
fangenen’’, in: Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälligen- 
hilfe, 1977) 


Die Unterscheidung zwischen den beiden „Sorten’ von Ar- 
beit ist letztlich nicht besonders entscheiden. Sie bringt nur 
nochmals das Bestreben des Regimes zum Ausdruck, die Knä- 
ste zu Stätten rentabler Produktion zu machen. Für die Ge- 
fangenen ist der Unterschied hingegen unerheblich, die Ar- 
beitshetze, der sie unterworfen werden, ist in beiden Fällen 
die gleiche und von dem „auskömmlichen Unterhalt’, wel- 
cher mit Arbeiten der Kategorie a) zu erwerben ist, bekom- 
men sie sowieso nichts zu sehen. In den Knästen gibt es bei- 
des nebeneinander: in Bremen-Oslebshausen werden Camping- 
mögel zusammengenäht, Uhren repariert, Stereoanlagen ge- 
prüft und verpackt, Rahmen für Bremsprüfstände hergestellt 
und gleichzeitig Tüten geklebt, Putzlappen sortiert, Spitzen 
für Sylvesterraketen zusammengeklebt. In Hamburg-Fuhls- 
büttel gibt es neben einigen wenigen handwerklichen Arbeits- 
plätzen einen Sortierbetrieb (Herstellung von Klappspaten für 
die Bundeswehr, Herstellung von Versandbriefumschlägen für 
den ‚Otto-Versand’, Aktendeckelfalzen für die Staatsanwalt- 
schaft, Nähen von Revolvertaschen für die Polizei, Lötarbei- 
ten für Alarmsysteme, Aufstecken von Nippeln auf Sprühfla- 
schen etc.), einen Valvo-Betrieb (Stanzen und Verpacken von 
Fertigteilen für Radiogeräte), einen Kerzenbetrieb. Die Firma 
Siemens läßt in einem bayerischen Knast Schaltungen verlö- 
ten. 


'Das älles natürlich im Akkord. Hauptproblem der Arbeitsver- 
waltung ist die Frage, wie die Gefangenen bewegt werden 


können, mit möglichst wenig Pausen möglichst viel zu arbei-. 


ten. Dies ist die einzige Qualifikation, die sie sich im Knast 
erwerben sollen. Es gibt ein differenziertes Lohnsystem mit 
Leistungszulagen, die z.T. nach Stückzahl, z.T. auch nach Er- 
messen der Aufseher verteilt werden. Gefangene berichten, 
daß die Höhe der Prämie sich oftmals nicht nur nach der Lei- 
stung, sondern in erster Linie nach dem Wohlverhalten be- 
stimmt. Selbst vom Grundlohn (1979 waren das DM 3,27 pro 
Tag (!) für Vergütungsstufe I, DM 5,45 für Vergütungsstufe V) 
können Abzüge gemacht werden, wenn ‚‚die Arbeitsleistun- 
gen des Gefangenen den Mindestanforderungen nicht genü- 
gen”. 

In Schweden wurde die Reorganisation der Gefängnisse als 
Fabrik schon sehr früh in Angriff genommen. Dort beschäf- 
tigte sich die Baukommission für Knäste bereits Ende der 
50er Jahre mit der unter betriebswirtschaftlichen Gesichts- 
punkten optimalen Anstaltsgröße. Man kam auf eine Zahl 
von ca. 450 Insassen pro Anstalt, die dann nutzbringend mit 
industrieller Produktion beschäftigt werden sollten. Thorsten 
Erikson, Mitglied besagter Kommission und ab 1960 General- 
direktor des schwedischen Strafvollzugs, formulierte das Prin- 
zip der Gefängnisse als Fabrik / der Fabrikgefängnisse: 
„Wenn neue Anstalten gebaut werden, so ist unser Wahlspruch: 
Zuerst bauen wir die Fabriken, und dann bauen wir die übri- 
gen Anlagen!” 

Und die schwedische Kommission stellte auch gleich den Zu- 
sammenhang her zwischen Arbeitsknast und Wohngruppen- 
vollzug. Die 450 Gefangenen sollten zwecks besserer Kontrol- 
le, um jeden Widerstand zu isolieren und im Keim zu erstik- 
ken zu können, in kleinen Einheiten zu je 20 Gefangenen un- 
tergebracht werden. 


Nach diesen Richtlinien wurde das Gefängnis in Kumla errich- 
tet, das als ausbruchsicherstes gilt und in dem die „‚gefährlich- 
sten” und „behandlungsresistentesten”” Gefangenen aus 
Schweden eingesperrt sind. „Das Gefängnis hat 435 Plätze 
und ist in mehrere kleine Einheiten unterteilt. Es hat 5 „‚ge- 
wöhnliche” Abteilungen — die noch mal in je 4 Abteilungen 
mit jeweils 20-25 Gefangenen unterteilt sind —, eine Kran- 
kenabteilung, Isolierungsabteilung, Sicherheitsabteilung/Bun- 
ker, Verwaltung, Werkstätten und anderes. Transporte zwi- 
schen den verschiedenen Abteilungen geschehen unter der Er- 
de in Hunderte von Metern langen Betontunneln, die von Ka- 
meras und Mikrophonen überwacht werden. Die Gefangenen 
sehen nicht viel vom ‚Tageslicht und bekommen kaum mit, 
was für ein Wetter eigentlich draußen ist. Da keines der Ge- 
bäude über das Erdgeschoß hinausgeht, können die Gefange- 
nen auch kaum etwas anderes sehen als das Gefängnisgelände, 
weil der Blick nach draußen durch die hohen Mauern verun- 
möglicht wird. Das Gefängnis von Kumla ist auf industrielle 
Produktion ausgerichtet, und die Gefangenen stellen u.a. Mö- 
bel für IKEA und Kücheneinrichtungen für die „Schlüsselhaus’’ 
AG her. Die monotone Arbeit in den Gefängniswerkstätten 
hat höchste Priorität, und die Produktion ist Kumlas heilige 
Kuh. 

Die Restriktionen in Kumla sind streng, und derjenige, der 
gegen die Ordnungsregeln verstößt, wird zur Bestrafung iso- 
liert. Es gibt eine Isolierungsabteilung mit 20 Plätzen. Außer- 
dem gibt es eine Isolierungsabteilung im ‚‚festen Pavillion”. 
Die Isolierungsabteilung im „festen’’ hat 10 Zellen. Neun da- 
Ivon sind kahle kleine Zementzellen mit am Boden festge- 
schraubtem Bett mit Fesselriemen in der Mitte des Raumes, 
Toilette und Handwaschbecken als einzigem Inventar. In je- 
der Zellentür befindet sich ein optisches Auge, mit dem die 
Wärter jeden Winkel der Zelle übersehen können, ohne die 
Tür öffnen zu müssen. Die zehnte Zelle wird ‚Thorsten Eriks- 
sons Echo-Tempel’' genannt. Das ist eine zu 100% geräusch- 
isolierte Zelle, die an einem Ende der Abteilung liegt. In die- 
ser Zelle gibt es nur das am Boden befestigte Bett mit den 
Fesselriemen. Rundherum um die gesamte Zelle verläuft der 
Korridor, von dem aus eine ständig patroullierende Wache 
den Isolierten durch optische Augen beobachten kann, die 
sich in allen 4 Ecken der Zelle befinden.’ 

(aus einem Bericht schwedischer Genossen, in: Karlsruher 
Stadtzeitung, Sept. 81) 


Gegenüber der Arbeitsmoral als Inhalt und Erfolgskriterium 
jeder Therapie verlieren die anderen Formen der Behandlung 
zunehmend an Gewicht oder sind nur noch als flankierende 
Maßnahmen für die Konditionierung zur Arbeit von Belang. 
Wurde in der Anfangsphase der Vollzugsreform noch relativ 
viel mit dem Einsatz traditioneller psychotherapeutischer 
Techniken herumexperimentiert, so hat sich dies mittlerweile 
als — gemessen am Kostenaufwand — wenig effektiv erwie- 
sen. 

Die Konzepte der sozialtherapeutischen Anstalten, der Modell- 
einrichtungen des Behandlungsvollzugs, beschränken sich auf 
die Erziehung zur Arbeit auf unterster Stufe, die „Ausbil- 
dungsprogramme” bestehen im Training für eine Anlerntätig- 
keit in den Knastwerkstätten oder auf dem „‚freien”’ Arbeits- 
markt. Im ersten Schritt werden im Rahmen arbeitstherapeu- 
tischer Werkstätten die ‚‚wichtigen Beobachtungen über Per- 
sönlichkeit und Verhaltensweisen wahrgenommen (...) Fremd- 
störungen und Arbeitsblockaden sind zu lokalisieren, ihnen 
ist durch therapeutische Behandlungsformen zu begegnen.” 
(Josef Schaustein, „Arbeits- und Sozialtherapie bei sozialthe- 
rapeutischen Vollzugseinrichtungen’’, in: Zeitschrift für Straf- 
vollzug und Straffälligenhilfe, 1977) 
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Der „Unstetigkeit am Arbeitsplatz’’, dem „mangelnden Durch- 
haltevermögen”, der „mangelnden Belastbarkeit’ und den 
„Defiziten hinsichtlich manueller und handwerklicher Ge- 
schicklichkeit’’ wird mit Methoden des operanten Konditio- 
nierens entgegengewirkt. Arbeitslohn und Teilnahme an Frei- 
zeitveranstaltungen werden z.B. davon abhängig gemacht, 
welche Punktzahl der Gefangene auf einem Beurteilungsbo- 
gen durch sein Verhalten bei der Arbeit erreicht. Wenn dann 
eine mehr oder weniger kontinuierliche Teilnahme an der Ar- 
beitstherapie herbeikonditioniert wurde, ist ein „Aufstieg’ 
möglich: 

„Aus der Trainingsphase heraus wird der einzelne Insasse je 
nach Fähigkeiten und Notwendigkeiten entweder in schulpä- 
dagogische Angebote mit Abschlußmöglichkeiten, in gewerb- 
liche Grundkurse, in Produktionsaufgaben in den Werkstät- 
ten oder in Beschäftigungsmöglichkeiten innerhalb der Insti- 
tution (Hausmeisterei, Bibliothek, Küche und dergl.) überge- 
leitet.” 

(Gerhard Rehn: „Sozialtherapie und sozialtherapeutische An- 
stalt”’, in: Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsre- 
form, 2/75) 

Der weitere Ausbau spezieller sozialtherapeutischer Anstalten 
wurde zwar inzwischen gestoppt, aber der arbeitstherapeuti- 
sche Teil ihres Konzepts wurde ins normale Anstaltsprogramm 
aufgenommen, als 3. Kategorie von Zwangsarbeit, die das 
Strafvollzugsgesetz vorsieht: 

Eine arbeitstherapeutische "Beschäftigung „soll Gefangenen 
zugewiesen werden, die zu einer wirtschaftlich ergiebigen Ar- 
beit, aus welchen Gründen auch immer, nicht fähig sind. (...) 
Durch die arbeitstherapeutische Beschäftigung soll neben 
dem Vermeiden von Schäden, die gerade in der Haft durch 
ein Nichtstun entstehen, ermittelt werden, ob und ggf. mit 
welchen Mitteln ein Gefangener befähigt werden kann, wirt- 
schaftlich ergiebige Arbeit künftig auszuführen.” 

(Schaustein, a.a.O.) 


In den Knästen neueren Modells (wie Hameln-Tündern oder 
im Drogenknast Berlin) ist das gesamte Knastmilieu einschließ- 
lich der architektonischen Konzeption auf die Brechung von 
Widerstand und den Arbeitseinsatz ausgerichtet: Sicherung 
des Gewahrsams, Isolation und Vorbereitung auf / Einbindung 
in die unterste Stufe des Arbeitsmarktes — nicht selten da- 
runter. 


Die Reaktionen der Gefangenen auf die nahezu unentlohnte 
Zwangsarbeit und die Knastrepression sind unterschiedlich. 
„Sie reichen von der spontanen Arbeitsverweigerung bis zur 
stillschweigenden Gewöhnung, von der Fügung ins Unabän- 
derliche bis zur Flucht durch Selbstbeschädigung. Auch für 
diejenigen, die sich das Aufbegehren abgewöhnt haben, bleibt 
die Entwertung ihrer Arbeitskraft zum Maßstab für Disziplin 
und Folgsamkeit eine Provokation, an der sie die Widersprü- 
che zwischen Vollzugszielen und Vollzugswirklichkeit able- 
sen können. (...) 

Am Arbeitsverhältnis macht sich die Empörung der Gefange- 
nen über ihre Lebensbedingungen im Strafvollzug, aber auch 
das ihnen verbliebene Widerstandspotential (Arbeitsverweige- 
rung, Meuterei etc.) daher in besonderer Weise fest. Zugleich 
ist es der Punkt, an dem sich eine intern differenzierte Hierar- 
chie zwischen den Gefangenen herauskristallisiert. Das Posi- 
tionssystem des Knasts begünstigt nicht nur bestimmte Ge- 
fangenengruppen (Kalfaktoren, Kostträger, Gangsprecher etc.) 
durch Sonderfunktionen; darüberhinaus richtet es innerhalb 
des subalternen Sozialgefüges noch einmal verschiedene Stu- 
fen ein, auf denen sich angesichts der aufgezwungenen Knapp- 
heit eine bestimmte Loyalität zur Anstalt entwickelt — die 
Loyalität des relativ Privilegierten. Was das Arbeitsverhältnis 
auf der einen Seite durch Zwang produziert, zerstreut es auf 
der anderen Seite durch Differenzierung und Privilegierung.” 
(Joachim Kersten / Christian v. Wolffersdorf-Ehlert: „Jugend- 
vollzug oder Jugendstrafvollzug”, in: Kriminologisches Jour- 
nal 2/82) 

Darüberhinaus wird die Spaltung der Gefangenen untereinan- 
der aufrechterhalten und verstärkt durch den Wohngruppen- 
vollzug: kleine Gruppen sind in ihrer inneren Dynamik über- 
schaubar und damit leicht steuerbar, eine Subkultur und ge- 
meinsamer Widerstand soll durch Verlegung, gegeneinander 
Ausspielen und allerlei therapeutische Tricks frühzeitig zer- 
schlagen werden. Wer dann immer noch nicht spurt, die Zu- 
sammenarbeit mit den Schließern und ‚‚Erziehern’’ verwei- 
gert, wer sich im Vollzug radikalisiert oder den Widerstand 
von draußen im Knast fortsetzt, der oder die landet in den 
Isolierungsabteilungen und den Hochsicherheitstrakten, die 


‚auch in der BRD längst nicht mehr nur den politischen Ge- 


fangenen „vorbehalten sind. 


Schwere Last 
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Arbeitsrehabilitation in New York 


„Die WILDCAT SERVICES CORPORATION, die 1972 
vom VERA INSTITUTE (private Organisation, die „neue 
Wege” der Kriminalpolitik ausprobiert und erforscht, d.A.) 
gegründet wurde, fungiert als Arbeitgeber für Strafentlasse- 
ne, für Sozialhilfeempfänger sowie für Drogenabhängige — 
und zwar sowohl für ehemalige Drogenabhängige wie auch 
für solche, die an Methadon-Programmen teilnehmen. WILD- 
CAT will diese sonst kaum zu vermittelnden Arbeitslosen 
an reguläres Arbeitsverhalten heranführen und ihnen nach 
einiger Zeit behilflich sein, normale Arbeitsstellen zu finden. 
Die bei WILDCAT Beschäftigten erhalten im Vergleich zu 


Sozialhilfeempfängern mit 95 Dollar pro Woche eine höhe- 
res Einkommen, erreichen aber damit andererseits nicht das 
für ihre Arbeiten sonst übliche Lohnniveau. Es besteht also 
genügend Anzreiz für sie, sich um eine normale Arbeit zu 
bemühen. (...) 

Für WILDCAT ist charakteristisch, daß es sich in wenigen 
Jahren zu einem Großunternehmen entwickelt hat. Das Pro- 
jekt beschäftigt gegenwärtig etwa tausend Personen, dazu 
kommen 170 fest Angestellte. Zwischenzeitlich lag die Zahl 
der Beschäftigten schon bei 1 600. Angestrebt wird langfri- 
stig eine Zahl von ca. 1 200. 

Die WILDCAT-Arbeiter setzen sich aus vier Gruppen zusam- 
men. 

Die EX-ADDICTS stellen mit etwa 650 Personen die Mehr- 
heit der Klienten. Ein geringer Teil davon nimmt keinerlei 
Drogen oder Medikamente. Der überwiegende Teil von ih- 
nen steht in Methadon-Behandlung — erhält also laufend re- 
lativ hohe Dosierungen dieses Medikaments. Methadon stellt 
einen Ersatz für harte Drogen dar. Die Abhängigkeit wird — 
zumindest zunächst — nicht abgebaut, sondern auf dieses 
Mittel verlagert. Der Vorteil der Methadon-Behandlung liegt 
darin, daß damit die Drogenbeschaffungskriminalität abge- 
baut wird und daß die konstante Verabreichung dieses Me- 
dikaments in Verbindung mit einer konstanten Beschäfti- 
gung bei WILDCAT allmählich zu einer Stabilisierung des 
Klienten führen kann. Die Erfahrung der vier Jahre WILD- 
CAT zeigt allerdings, daß nur wenige von den EX-ADDICTS 
es schaffen, während ihrer WILDCAT-Zeit das Medikament 
völlig abzusetzen. Die Mehrzahl von ihnen hat wohl auch 
deshalb erhebliche Schwierigkeiten, über längere Zeit halb- 
wegs konstante Arbeitsleistungen zu erbringen. 

Die EX-OFFENDERS sind ehemalige Strafgefangene oder 
Straffällige, die vom Gefängnis über ein work-release-pro- 
gram zu WILDCAT gekommen sind, also als Freigänger an 
diesem Arbeitsprogramm teilnehmen. Im Vergleich zu den 
EX-ADDICTS zeigen sie, den Angaben der Superviser zufol- 
ge, mehr Arbeitsdisziplin. WILDCAT versucht deshalb, ih- 
ren Anteil an der Gesamtgruppe der Beschäftigten zu erhö- 
hen. 

Die arbeitslosen Jugendlichen bilden gegenwärtig mit etwa 
60 Personen die kleinste Gruppe der bei WILDCAT Beschäf- 
tigten. Sie werden als schwierig und unzuverlässig beschrie- 
ben. Es besteht wenig Neigung, ihre Zahl zu erhöhen. 

Seit einem Jahr beschäftigt WILDCAT ferner sogenannte 
„WELFARE MOTHERS'’. Dies sind arbeitslose, alleinste- 
hende Mütter von minderjährigen Kindern, die sogenannte 
AFDC-Unterstützung erhalten. WILDCAT hat mit ihnen 
überaus gute Erfahrungen gemacht und ihre Zahl deshalb 
auf gegenwärtig ca. 200 erhöht. Sie erwiesen sich in der Re- 
gel als fleißig, pünktlich und arbeitswillig und versuchen of- 
fenbar, diese Chance, ins Arbeitsleben hereinzukommen, in- 
tensiv zu nutzen. 

Allen vier Gruppen ist gemeinsam, daß sie vor ihrer Anstel- 
lung bei WILDCAT von Welfare-Unterstützung gelebt haben 


88 


und daß sie zu etwa 90% zur schwarzen oder zur puertori- 
kanischen Minderheit gehören. 
Die ca. 1000 bei WILDCAT Beschäftigten werden zu fol- 
genden Arbeiten eingesetzt (Stand 1. April 1977): 
43% Schreib- und Aushilfsarbeiten im Büro 
20% zu Pförtner-, Instandsetzungs- und Reinigungsarbeiten 
in verschiedenen Gebäuden 
10% Bauarbeiten, Renovierung von Häusern 
9% Botendienste 
11% Verschiedenes 
7% Ausbildungskurse 
Die WILDCAT-Klienten arbeiten maximal 18 Monate in ei- 
nem dieser verschiedenen Bereiche. 


WILDCAT wird in den verschiedenen Jahres- und Forschungs- 
berichten als ein Projekt dargestellt, in dem die zum „‚har- 
ten Kern” der Arbeitslosen gehörenden Personen unter ge- 
schützten Arbeitsbedingungen und anfänglich verminderten 
Leistungsanforderungen schrittweise an reguläres Arbeits- 
verhalten herangeführt werden. 

Bereits im ersten Jahresbericht wird deutlich, daß dieses 
Ziel — die Rehabilitierung von EX-ADDICTS und der ande- 
ren bei WILDCAT beschäftigten Gruppen — in Konflikt zu 
der anderen Zielsetzung des WILDCAT-Programms stehen, 
nämlich für die Stadt New York möglichst zuverlässige 
Dienstleistungen in verschiedenen Bereichen anzubieten. 
WILDCAT kann als Organisation nur überleben, wenn es 
von der Stadt New York und anderen Stellen Arbeitsaufträ- 
ge erhält. (...) Der Jahresbericht 1973 formuliert als die ent- 
scheidende Frage für WILDCAT: Inwieweit darf die Pro- 
duktivität des Unternehmens den Rehabilitationszielen ge- 
opfert werden? (...) 

Fragt man heute die dem Management von WILDCAT ange- 
stellten Personen, wie sie diesen Zielkonflikt sehen, dann 
wird an ihren Antworten deutlich, daß sich das ursprüngli- 
che Gleichgewicht zugunsten der Produktivität verschoben 
hat. (...) 

Die befragten SUPERVISOR wie auch ihre Vorgesetzten 
verstehen sich als „business-manager”’ und betonen, daß sie 
Arbeitsbedingungen schaffen wollen, die denen der Außen- 
welt, was die Leistungsanforderungen angeht, völlig gleichen. 
Einen Unterschied sehen sie nur in zwei Punkten: Zum ei- 
nen darin, daß bei Unpünktlichkeit, schlechten Arbeitslei- 
stungen oder unentschuldigter Abwesenheit der Betreffende 
zuerst verwarnt werden muß, bevor im Wiederholungsfalle 
eine Kündigung ausgesprochen werden kann. (...) Zum an- 
deren gibt es für die WILDCAT-Beschäftigten gegen Ende 
ihrer 18monatigen Zeit bei WILDCAT die Möglichkeit, sich 
in einem sogenannten „‚life-skill-training”’ auf das normale 
Arbeitsleben vorzubereiten und sich von einer „job-place- 
ment”- Abteilung der WILDCAT-Organisation bei der Suche 
nach einer Arbeitsstelle helfen zu lassen. (...) Sowohl die 
„Job-placement’’- wie auch die „‚life-skill’’-Abteilung klagten 
allerdings darüber, daß sie nicht genügend in den Gesamtab- 
lauf des WILDCAT-Programms integriert seien. So komme 
es oft vor, daß gerade die besonders guten Arbeiter von der 
Teilnahme an „‚life-skill’”’-Kursen oder von einer frühzeitigen 
Vermittlung in normale Arbeitsstellen ferngehalten werden, 
weil man sie als Arbeitskräfte nicht missen möchte. 

Ein weiteres Indiz für die Verschiebung des Gleichgewichts 
zugunsten der Produktivität ist Has Ansteigen der Zahl de- 
rer, denen gekündigt wird oder die die Arbeit aufgeben, weil 
sie sich ihr nicht gewachsen fühlen oder unzufrieden sind. 
(...) Fragt man nach den Ursachen dieser Entwicklung 
WILDCATS zu einem vorwiegend produktions- und einnah- 
meorientierten Unternehmen, dann bieten sich zwei Erklä- 
rungen an: 


Zum einen ist sicher die schon oben erörterte wirtschaftli- 

“che Lage der WILDCAT von erheblicher Bedeutung. Zwar 
erhält WILDCAT neben den zu der Gesellschaft umgeleite- 
ten Sozialhilfegeldern auch Unterstützung von Stiftungen 
und aus öffentlichen Mitteln; die Kosten der Organisation 

. und die die Sozialhilfeeinnahmen übersteigenden Lohnko- 
sten für die bei WILDCAT Beschäftigten sind jedoch erst 
dann gedeckt, wenn die Zahlungen der Stadt New York für 
‘die von WILDCAT erbrachten Dienstleistungen die erwarte- 
te Höhe erreichen. (...) 


Der zweite entscheidende Faktor für die beschriebene Ent- 
wicklung WILDCATS war meines Erachtens die Tatsache, 
daß sich das Projekt innerhalb kurzer Zeit zu einem großen 
Unternehmen entwickelt hat. (...) (Dies führte dazu), daß 
die den Produktionsablauf störende Erfüllung der sozialen 
Zielsetzungen vom normalen Arbeitsleben abgetrennt und 
gesondert arbeitenden Abteilungen oder Einzelpersonen zu- 
gewiesen wurde. Diese werden nur außerhalb des Arbeitsbe- 
reichs tätig und nur gegenüber jenen, die den Ausleseprozeß 
überstanden haben. (...)"’ i 
(Christian Pfeiffer: „Arbeit als Konzept der Resozialisie- 
rung’, in: Bewährungshilfe, 1978) 


Der Energiesektor 


als strategischer Sektor 
im Klassenkampf 


Sektoren als Waffen des Kapitals 


Schon am Anfang des Industriekapitalismus im letzten Jahr- 
hundert hat das Kapital einen bestimmten Sektor entwickelt, 
um überhaupt Industrialisierung in Gang zu setzen: den Ei- 
senbahnsektor. Investitionen für den Transport von Waren 
haben diesen Transportsektor zu einem Bereich der kapitali- 
stischen Akkumulation gemacht, den die Kapitalisten zielstre- 
big für ihre Zwecke ausgebaut haben. Ohne Eisenbahn wäre 
es weder zur weiteren — von der Mechanisierung der Textil- 
produktion initiierten — Entfaltung von kapitalistischen Märk- 
ten noch zur Erzeugung einer neuen breiten Industriearbei- 
terklasse gekommen, deren Aufkommen die Eisenbahn, die 
Eisen-, Maschinen- und Kohleindustrie voraussetzt. Die_These 
lautet, daß es zum Bau der Eisenbahn als strategischem Instru- 
ment der Herrschenden erst infolge der Krise der Textilindu- 
strie und einer revolutionären Gärung in England kam, die 
die ganze erste Hälfte des 19. Jahrhunderts über andauerte. 
Die Eisenbahn als Waffe im Klassenkampf. 


1825 wurde die erste bedeutsame Eisenbahnlinie zwischen 
dem Hafen Liverpool und der Baumwollstadt Manchester ge- 
baut. Im Hafen Liverpool kam die Baumwolle aus den Skla- 
venplantagen der amerikanischen Südstaaten an und wurde 
zur Verarbeitung nach Manchester gebracht. Vorher hätte 
man für solchen Transport einen Kanal gebaut, hier wurde 
zum ersten Mal die Eisenbahn ausprobiert, die sich sehr be- 


währte. Zwar steht auch hier der Eisenbahnbau schon im Zu- 
sammenhang der planmäßigen Ausbeutung von Sklaven und 
frühen Textilarbeitern, aber vorläufig war ein Transportpro- 
blem konkreter Art zu lösen und noch nicht die Frage der 
Perspektive einer bestimmten Ökonomie. 

Erst mußten bestimmte Leute den Wert für die Wiederherstel- 
lung des inneren Friedens entdecken, für eine neue Prosperi- 
tät ganz anderer Art als bisher, damit die Eisenbahn „‚bahn- 
brechend’’ dafür benutzt werden konnte. Es waren Männer 
wie Thomas Gray in England und Friedrich List in Deutsch- 
land, die die Eisenbahn als Ausweg aus der Krise empfahlen 
und politische Kampagnen für ihren Ausbau starteten. 

In England geschah das in den dreißiger Jahren, in Deutsch- 
land zehn Jahre später. 

Die Argumente waren zwar meist nicht unmittelbar gegen die 
Unterschichten und ihre Gefährlichkeit gerichtet, sondern 
zielten neben der konkreten Nützlichkeit auf die Hebung des 
Reichtums durch vermehrten Warenaustausch, auf die Erwei- 
terung einer arbeitsteiligen Wirtschaft, auf Kostensenkung für 
die Waren und auf die Vergrößerung der Märkte. Nur Fried- 
rich List postulierte immer wieder, die einzige Möglichkeit, 
mit der Gärung in den traditionellen Unterklassen fertig zu 
werden, bestehe darin, sie im Fabriksystem einzuschließen. 
Dazu bedurfte es eines nationalen Marktes, und der könne 
nur mit Hilfe des Eisenbahnbaus kurzfristig aus dem Boden 
gestampft werden. 
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Der Eisenbahnbau war bekanntlich der Anfang, an den sich 
die rasante Entwicklung von Kohlebergbau, Eisen- und Stahl- 
industrie und Maschinenbau anschloß. Das Programm der Ar- 
beit, der Industriearbeit, wurde somit der neue allgemeinver- 
bindliche Entwurf von Herrschaft. Arbeit eben als Mittel, die 
herumvagabundierenden Armen, die Tumulte, die Kriminali- 
tät, die Ablehnung der Staatsautorität, die Gefahren für den 
Fortbestand jeglicher hierarchischer Ordnung zu bändigen. 
Damals auf den Eisenbahnbau zu setzen, hieß, ein strategisch 
wichtiges Fundament zu legen, auf dem sich ein neues Bau- 
werk gesellschaftlicher Beziehungen aufbauen ließ. 


Wir müssen aber diesen Gedanken einer Initialzündung über 
einen Sektor, der dann eine Menge Folgewirkungen hat, auch 
unter dem Blickwinkel der möglichen historischen Alternati- 
ve betrachten, wodurch dann der strategisch herrschaftssi- 
chernde Charakter des Neuen Sektors klar wird. Ohne das 25- 
jährige Eisenbahnbauprogramm zwischen 1825 und 1850 
hätten die damaligen Massenbewegungen höchstwahrschein- 
lich einen Umsturz in England herbeigeführt und das gesamte 
frühkapitalistische Regiment mitsamt dem Adel hinweggefegt. 
Über diese Massenbewegungen kann bei Thompson nachgele- 
sen werden. Zum Teil waren die Eisenbahnen unmittelbar ge- 
winnträchtig und produktiv, waren Privatbetriebe, zum Teil 
aber eben auch langfristig orientierte Baumaßnahmen des 
Staates, die in beiden Fällen ungeheure Summen verschlan- 
gen. Die Hälfte der damaligen Eisen- und Kohleproduktion 
fand nur für den Eisenbahnbau statt, die Entwicklung des 
Maschinenbaus wurde durch ihn erst gestartet. 

Für Deutschland gilt noch viel stärker als für England der un- 
mittelbar politisch-präventive Charakter der industriellen 
Aufrüstung damals. Es waren ja regelrechte politische Kam- 
pagnen, die vom besagten List gestartet wurden, um zwecks 
Bändigung der Massenarmut des Vormärz sozusagen den „Ka- 
pitalismus einzuführen”. Damit ist hier die Erweiterung vom 
Textilsektor auf den Transportsektor und die Schwerindustrie, 
vom Konsumgütersektor zum Investitionsgütersektor gemeint. 


Das Aufkommen neuer Sektoren kann auch in der weiteren 
Geschichte im Zusammenhang mit Herrschaftsproblemen 
und nicht nur einfach aus dem WTF (wissenschaftlich-techni- 
schem Fortschritt) erklärt werden. 


Interessanterweise 'ist jede grundsätzliche Umstrukturierung 
des Industriesystems auch mit einer Veränderung der energe- 
tischen Grundlage verbunden gewesen. Man kann geradezu 
ein Schema von Umbrüchen und Weltwirtschaftskrisen auf- 
stellen, auf die im Zuge der Rekonstruktion der Klassenkon- 
trolle auch eine Neuorientierung in der Energiepolitik bzw. 


-versorgung erfolgte. Nach der ersten Eisenbahn/Kohle-Epo-' 


che des Kapitalismus folgte die zweite, in der die Elektrizität 
als Antriebs- und Kraftquelle hinzukam. Seit 1872 geriet das 
Kapital international in eine starke Stagnationsphase, die als 
erste große Weltwirtschaftskrise bekannt ist. Offensichtlich 
war die Dynamik der ersten Unterwerfungsetappe unter den 
Arbeitszwang erschöpft. Eine neue Klasse, die Arbeiterklasse 
hatte sich konstituiert, die Brutalität der Anfangszeit gestoppt 
und war zum Gegenangriff angetreten. Sie hatte begonnen, 
organisiert das kapitalistische Kommando infrage zu stellen 
bzw. die bisherigen Formen der Steigerung der Mehrwertab- 
pressung, durch Steigerung des absoluten Mehrwerts haupt- 
sächlich, unmöglich gemacht. Wenn die Kapitalisten wieder 
genügend Arbeitskraft einsaugen wollten, um die Akkumula- 
tion nicht zusammenbrechen zu lassen bzw. eine Revolution 
zu riskieren, mußten sie sich schon auf eine neuerliche Um- 
wälzung des gesamten Produktionsapparates einlassen. Die 
neuen strategischen Sektoren im Klassenkampf waren der 
Elektro- und Chemiesektor. 
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Wenn heute Mikroprozessoren und Chips neue Wunderdinge 
für die Kapitalisten sind, mit denen sie den Arbeitsprozeß 
'ummodeln und Kontrolle wiedererlangen können, waren da- 
mals die Elektromotoren etwas ähnliches. Der Antrieb konn- 
te damit an den Ort der anzutreibenden Maschine gebracht 
werden und komplizierte Übertragungssysteme erübrigten 
sich. Der ganze Aufwand von Arbeit um die Dampfmaschine 
herum wurde überflüssig. Es fehlte zunächst aber noch eine 
Technologie zur Herstellung größerer Mengen Strom. 

Die wurde schließlich Ende des 19. Jahrhunderts mit der 
Dampfturbine in Verbindung mit dem Generator einsatzfähig 
und lieferte damit überhaupt erst die Voraussetzung für das 
neue Zeitalter der Massenproduktion und entsprechender ge- 
sellschaftlicher Veränderungen. 


Während also die erste Phase des Fabriksystems die Kohle als 
energetische Voraussetzung hatte, war es für die zweite Phase 
die Elektrizität, seit 1890 etwa. Dieser Übergang in der Pro- 
duktion beinhaltete ebenfalls eine ‚„‚Energiekrise”. Die neue 
Energiequelle und ihre Durchsetzung stand von vornherein in 
Forschung und Anwendung unter der Kontrolle des Großka- 
pitals (neuer Großkonzerne), eine Zentralität und Diktatur in 
ihrer Durchsetzung schloß das Volk von einer gesellschaftli- 
chen Diskussion über die neuen Möglichkeiten ebenso aus, 
wie es die Eigentumsordnung für den sonstigen gesellschaftli- 
chen Prozeß tut. Mit den wahnsinnigen Möglichkeiten der 
Elektrizität von der Straßenbeleuchtung über Haushaltsgerä- 
te, Nachrichtenübermittlung bis zur Umwälzung der Fabrik- 
technologie hatte sich damals das Kapital (als Monopolkapi- 
tal) zur wirklichen Schaltzentrale der Gesellschaft entwickelt, 
weil alle weiteren Investitionen spürbare gesellschaftliche 
Auswirkungen hatten, das heißt den Reichtum bzw. die Ar- 
mut einer Region über ihre „‚Entwicklung’’ mit Infrastruktur, 
Stromversorgung, Nachrichtennetz, Straßenbau bestimmten. 
Ebenso verschwanden die Möglichkeiten autonomer Entwick- 
lung in Klein- und Mittelbetrieben, in der Landwirtschaft und 
in der familialen/gesellschaftlichen Reproduktion, da sie im- 
mer stärker in den Sog der Neuerungswellen des Großkapitals 
‘gerieten. Die Unterwerfung der Gesamtgesellschaft unter die 
Herrschaft der Konzernzentralen war praktisch gekoppelt mit 
einem Sprung im Antriebs- und Energieversorgungssystem 
der Großindustrie. So leitet(e) sich auch hier der „Fortschritt” 
aus den Kampfzyklen der Arbeiterklasse ab. 


Ich weiß nicht, ob verständlich geworden ist, was ich damit 
meine. Wenn die Kämpfe von unten eine gewisse Stärke 
(Lohnhöhe, Kampf gegen die Arbeit) erreicht haben, drückt 
sich das ökonomisch im Fall der Profitrate aus, wogegen die 
Kapitalisten etwas unternehmen müssen. Denn prinzipiell ist 
der Fall der Profitrate gleichzeitig für das gesamte kapitalisti- 
sche Herrschaftssystem eine Gefahr: lohnt es sich nicht mehr 
zu investieren, oder anders ausgedrückt, gibt es Massenentlas- 
sungen und einen Stop in der Akkumulation, dann sind poli 

tische Radikalisierungen die Folge. Demnach trachten die Ka- 
pitalisten danach, rechtzeitig entgegenwirkende Maßnahmen 
gegen den Fall der Profitrate ins Werk zu setzen. Um diese 
entgegenwirkenden Maßnahmen geht es: Dabei können ver-, 
schärfte Repressionen durch die Polizei etc. und allgemeiner 
Rechtsruck nur die Begleitmanöver für den Strukturwandel 
sein, mit dem das bisher vorhandene Ausbeutungsmodell so 
umgekrempelt wird, daß die Menschen wieder mehr und bes- 
ser arbeiten. Die höhere Leistung der Gesamtmaschinerie, der 
Technologie und die neue Disziplinierung gehen meist Hand 
in Hand. Instrumente der Umkrempelung können neue Tech- 
nologien, neue Spaltungen auf dem Arbeitsmarkt (Frauen, 
Ausländer, regionale und technische Maßnahmen) Industriali- 


Tretmühle in einem englischen Gefängnis zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Vor der Erfindung der 
Dampfmaschine wurde die Energie für den Betrieb von Mühlen und Textilmaschinen von den Ge- 
fangenen erzeugt. Diese Quälerei fand im Wechsel von 10 Minuten Arbeit und 10 Minuten Pause 
statt. 


sierung neuer Regionen und eine veränderte Markt- und Ab- 
satzstrategie sein (ohne Anspruch auf Vollständigkeit). Wenn 
ich von einem strategischen Sektor spreche, dann soll das so 
ein Instrument sein. Ein Sektor wird eingesetzt bzw. entwik- 
kelt, dessen Produkte oder Leistungen eine derartige Bedeu- 
tung haben, daß alle anderen Bereiche der Wirtschaft sich an 
ihnen orientieren müssen. Wenn so ein hebelartig wirkender 
Sektor richtig von oben eingesetzt wird, dann ersparen sich 
die Kapitalisten die Planwirtschaft, weil das, was von dem 
neuen Sektor ausgeht, praktisch vom „Markt’’ kommt. In’ 
nicht so weit industrialisierten Ländern ist es allerdings Auf- 
gabe des Staats, diese strategischen Sektoren voranzubringen, 
weil sonst die Verknüpfung mit dem Weltmarkt nicht klappt 
bzw. die politische Herrschaft im Innern möglicherweise de- 
stabilisiert wird. 

Heute muß Herrschaft „fortschrittlich’’ sein, weil das Konkur- 
renzprinzip des Kapitals, den anderen immer eine Nasenlänge 
voraus zu sein, sich nicht auf die Fabrik beschränkt. In die- 
sem Sinne von strategischen Sektoren zu sprechen, bedeutet 
dann, die Veränderungen in der Branchenstruktur des Kapi- 
tals so zu interpretieren, daß von bestimmten Fixpunkten aus 
Angriffe auf die Zusammensetzung der Unterklassen begon- 
nen wurden. 


In unserer Diskussion zu diesem Artikel wurde die Meinung 
geäußert, daß in den dreißiger Jahren der ‚„‚Staat’” vorüberge- 
hend der strategische Sektor des Kapitals geworden sei. Das 
soll heißen, daß durch den NS-Planstaat nun solche übergrei- 
fenden wirtschaftlich-gesellschaftlichen Modernisierungen ge- 
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macht werden mußten, die von einzelnen Kapitalgruppen 
nicht zu leisten waren. Insgesamt mußten die Folgen der re- 
volutionären Erschütterungen nach dem 1. Weltkrieg einge- 
dämmt und zurückgeschlagen werden. Die Arbeiterklasse in 
ihrer Existenz anerkennen und sie gleichzeitig endgültig besie- 
gen und unterwerfen: das sind die Strukturen, die vom NS- 
Staat geschaffen wurden und heute noch die Arbeitsmoral 
der deutschen Arbeiteraristokratie bestimmen. Wir rechnen 
dazu auf institutioneller Ebene die Nachfolgeorganisation der 
Deutschen Arbeitsfront, den DGB. Eine provokante These 
für die traditionellen Sozialisten, die an die Organisationsfor- 
men wie Politologen herangehen! 

Wenn der (NS)Staat mittels der institutionalisierten Arbeiter- 
bewegung selbst strategischer Sektor war, dann hat er die 
Atomisierung der Klasse in der Massenproduktion durch neu- 
en Städtebau und das Volksauto vorbereitet und damit dem 
Öl eine entscheidende Wichtigkeit zugewiesen. Ich brauch 
hier wohl nicht auszuholen und die Pläne der Nazis für eine 
„unabhängige’’ Energieversorgung zu beschreiben. Die NS- 
Wirtschaft entwickelte jedenfalls zum ersten Mal großtechni- 
sche Verfahren zur Erzeugung von Benzin aus Kohle, da sie 
kaum über genügend „eigene’”’ Ölquellen verfügte. Langfristig 
wollten die Nazis freilich mit Hilfe einer speziell entwickelten 
Blitzkriegsstrategie an die natürlichen Ölquellen als Basis für 
Volksauto, Autobahn und Städtebau herankommen. Und da- 
bei bedienten sie sich vor allem der verstaatlichten Arbeiter- 
bewegung (DAF, s.o.): forcierter Raubbau an Arbeitskraft als 
innerer Akkumulationsquelle sollte vorübergehend den parasi- 
tären Staatssektor (Rüstung) aufblähen, um mit Gewalt an 
die natürliche neue Energiebasis der Massenarmut im führen- 
den Autosektor heranzukommen. 


Das Nachkriegsmodell der Autogesellschaft ist dann sehr stark 
durch die USA auf der Basis des vom NS Erreichten weiter- 
entwickelt worden. Als wesentliche Stütze einer keynesiani- 
schen Nachfrage ist das Auto natürlich überall der Anreiz für 
breiten „Luxus’”. Gern macht Überstunden, wer etwas hat, 
wofür er gern spart und worauf er sich freut. Als Vereinze- 
lungsinstrument wirkt ein Auto durch die Konkurrenz mit 
der Nachbarfamilie, aber auch dadurch, daß es die Massen auf 
der Straße mit einem Blechmantel umgibt und so voneinan- 
der trennt. Ein wesentlicher Teil des Arbeitstages, nämlich 
die Zeit des Transportes zum Arbeitsplatz, wird individuali- 
siert — entmenschlicht und verblecht. Dies ist eine Seite von 
Kontrolle, die in der Konsumtion im Alltag. Die andere be- 
stand wohl darin, daß in einer Allianz von Erdöl und Auto- 
konzernen in den USA die traditionelle Stärke von Bergarbei- 
tern und Transportarbeitern der Eisenbahnen gebrochen wer- 
den konnte. Darüber weiß ich zuwenig, aber ich nehme an, 
daß Autoboom und Disziplinierung bestimmter Klassenfrak- 
tionen im Zusammenhang stehen. In der BRD ist die Neuzu- 
sammensetzung in Richtung auf den Montagearbeiter der 
Autoproduktion sehr stark über einen Verdrängungswettbe- 
werb Öl gegen Kohle auf dem Markt gelaufen. Die US-Erdöl- 
multis schalteten über Billigöl praktisch weite Teile des Ruhr- 
bergbaus aus. 


Ebenso wie die niedrigen Löhne in der Nachkriegszeit ist 
auch das billige Öl eine Voraussetzung des Wirtschaftswun- 


ders gewesen. Dies gilt besonders für den Chemiesektor, also 
das Wiedererstarken der IG-Farbeh Nachfolger (Bayer, Höchst, 
BASF). Insofern war für die BRD-Ökonomie zwar nicht mehr 
eine eigene Strategie der Energieversorgung, "sondern waren 
bestimmte US-Konzerninteressen maßgeblich für diese „stra- 
tegische Erdölabhängigkeit”. Die amerikanische „Penetra- 
tionspolitik’’, das Einfügen des nach-nazistischen Westdeutsch- 
lands in die internationale Arbeitsteilung unter US-Diktat, ist 
in der Literatur nachzulesen (z.B. Jürgen Meinert, Struktur-, 
wandlungen der westdeutschen Energiewirtschaft, Frankfurt/ 
M. 1980, dort weitere Literaturangaben). Unter US-Vorherr- 
schaft ist so alles das, was die Nazis auf eigene Faust nicht ge- 
schafft hatten, umso vehementer in die Tat umgesetzt wor- 
den. 


Im folgenden soll es um die Frage gehen, inwieweit der Ener- 
giesektor, genauer die Ölkrisen der Jahre 1973 und 1979 und 
die anschließende Energiepolitik, als strategisches Instrument 
zur Neuzusammensetzung der Klasse in den Metropolen funk- 
tioniert haben. Ich unterscheide dabei nicht zwischen den be- 
wußten Absichten von Kapitalfunktionären und dem, was sie 
„nur’”’ aus ökonomischen Erwägungen geplant und veranlaßt 
haben. Diese Unterscheidung kriegt man erstens sowieso nicht 
heraus, zweitens ist sie unwichtig, weil das Handhaben „öko- 
nomischer Sachzwänge” genauso Klassenpolitik von oben ist. 


Die Energiekrisen von I973 und 1979 
als Versuch des US Kapitals 
zur Reorganisation der Weltwirtschaft 


Die Verteuerung des Rohöls auf den Weltmärkten seit dem 
Herbst 1973 ist ein Versuch gewesen, nicht nur den Ölmultis 
und der OPEC Riesenprofite zu bescheren, sondern der ge- 
schwächten US-Ökonomie und dem Dollar wieder auf die 
Beine zu helfen. Ich grenze mich also von Interpretationen 
ab, die, wie Massarats Analyse, in der Erhöhung der Ölpreise 
einen einseitigen Erfolg der OPEC gegen die Metropolen se- 
hen, und-andere, die in der Energiekrise das Problem der zur 
Neige gehenden Rohstoffe sehen (Club of Rom). Viel richti- 
ger finde ich dagegen die Elsenhans’sche Rückverlagerungs- 
these, die das handelnde Zentrum des Geschehens in den ÖI- 
multis erblickt und ihre Strategie analysiert, eine Energiepro- 
duktion im Norden, den Industrieländern, aufzubauen. 

Der Dollar war bis Mitte der 60er Jahre stark, weil die US-Ka- 
pitalisten durch Vorsprünge in der Technologie nicht nur in 
ihrer militärischen Weltmachtstärke, sondern auch in der Pro- 
duktivität der Arbeit und damit der einheimischen Mehrwert- 
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produktion anderen Industrieländern überlegen waren. Die 
Stärke der nationalen Industrieproduktion war die Vorausset- 
zung dafür, den Dollar-Kapitalexport als Mittel bzw. Waffe 
zur Durchdringung der westlichen Welt zu benutzen, Die 
Länder Westeuropas, Lateinamerikas und teilweise Asiens 
und Afrikas’ konnten nur deshalb in die Weltwirtschaft unter 
US-Diktat einbezogen werden, weil das Mittel zu ihrer Einbe- 
ziehung, der Dollarexport, durch eine hinreichende Stärke 
der Mehrwertproduktion in den USA selbst fundiert war. Ka- 
pitalexport bedeutete, daß außerhalb der USA entweder Nie- 
derlassungen der US-Firmen mit eigener Produktion aufge- 
macht werden konnten oder Geld zur Unterstützung des be- 
freundeten Landes, sprich der befreundeten Kapitalisten, ver- 
liehen wurde. 

Westeuropa und Japan konnten sich nach dem Krieg zunächst 
überhaupt keinen Kapitalexport leisten, sondern brauchten 
sämtliche Mittel, um ihre nationale Produktion wieder in 


Schwung zu bringen. Der erste Schritt dazu war, die Produk- 
te auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu machen, also den 
Warenexport anzuleiern. Das gelang um so besser, als die ei- 
genen Arbeiterklassen im Verhältnis gesehen unterbezahlt 
wurden („sozialer Dumping’’-Handel) und damit Lohnkosten- 
vorteile die Eroberung der Warenweltmärkte erleichterten. 
Für die Amerikaner war die Stärke des Dollars in dem Falle 
günstig, wenn es um Kapitalexport ging, weil sich alle auslän- 
dischen Güter, Fabriken wie Rohstoffe billig einkaufen ließen, 
im Falle des Warenexports aber ungünstig, weil es die eigenen 
Waren auf dem Weltmarkt verteuerte und damit den konkur- 
rierenden Kapitalen Vorteile verschaffte wie z.B. der export- 
orientierten deutschen Industrie. 


Bis zum Umschalten der BRD-Industrie auf die Strategie des 
Kapitalexports haben die deutschen Kapitalisten in DM-Auf- 
wertungen eine Gefahr gesehen, weil der Export von Waren 
dadurch beeinträchtigt würde. Heute operieren die deutschen 
Konzerne selbst weltweit mit der hungernden Arbeitskraft in 
den drei Kontinenten, weil sie mit einer starken Mark besser 
Produktionen im Ausland aufbauen können. 


Der Dollar geriet ab Mitte der 60er Jahre an drei Fronten 
gleichzeitig in die Defensive, und damit die alte Strategie des 
Kapitalexports, die auf-einer einheimischen Stärke des US-Re- 
gimes beruhte: : 


1. an der inneren Front: Ghettoaufstände der farbigen Bevöl- 
kerung, die blue-collar-Revolte in den alten Industriegebie- 
ten des US-Nordens gegen die Verschärfung der Rhythmen 
an den Bändern und für mehr Lohn, die Anti-Kriegsbewegung 
gegen den Vietnam-Krieg, die Bewegungen der Jugend für ein 
freieres Leben (Hippies etc.), die Konkurrenz ausländischer 
Firmen auf dem US-Binnenmarkt (z.B. VW-Käfer). 
Die Folge waren hohe Lohnausgaben, Zugeständnisse in den 
Sozialausgaben, Vollbeschäftigungspolitik des Staats, die 
ebenfalls viel Geld kostete. Mit anderen Worten ein enorm 
steigender Verbrauch im Innern ohne entpsrechende Steige- 
rung der Produktivität. Der Boom im Innern, die keynesiani- 
sche Integrationspolitik seit Kennedy, die sog. „‚Great Socie- 
ty”-Politik schien durch Dollartransfers aus äußeren Gewin- 
nen der Weltkonzerne finanzierbar zu sein. 


2. an der äußeren militärischen Front: Das Pendant zum 

„friedlichen Kapitalexport war die Militärhilfe an diktato- 
rische Regimes in den drei Kontinenten gewesen. In Vietnam 
hatten Geheimdienstoperationen nicht mehr ausgereicht, 
ebensowenig die Militärberater und US-Waffen, so daß eine 
halbe Million amerikanischer Soldaten 1965 in Vietnam stand. 
Dieser militärische Kapitalexport konnte zwar einen Boom 
der Rüstungsproduktion hervorrufen. Ökonomisch schlagen 
die parasitär-unproduktiven Ausgaben jedoch gegen das Ge- 
samtkapital zurück, wenn sie keine Steigerung in der Intensi- 
tät der Ausbeutung der Arbeitskraft bewirken, keinen tech- 
nologischen Sprung herbeiführen, wie es die Ergebnisse der 
Rüstungsausgaben im Zweiten Weltkrieg getan haben. Die Re- 
volution in Indochina, die natürlich auch die Seite eines Stell- 
vertreterkrieges mit der SU hatte, stärkte in der US-Ökono- 
mie jedoch Sektoren, deren Waren nicht wieder dem Gesamt- 
zyklus hinzugefügt, sondern vernichtet wurden. 


3. an der äußeren ökonomischen Front: Auf den Weltmärk- 

ten verloren die US-Exporteure im Vergleich zu den EG- 
Staaten und Japan zunehmend Terrain. Sowohl die Lohnko- 
stenvorteile der Konkurrenten als auch die Überbewertung 
des Dollars verteuerte die Waren der US-Exporteure. Zusätz- 
lich spielt das Energiekostenniveau herein, das für das US-Ge- 
samtkapital zunehmend ungünstiger wurde. 
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In den sechziger Jahren waren die EG und speziell die BRD 
und Japan als Exportnationen stark genug geworden, um auf 
dem Binnenmarkt der USA zu konkurrieren. Der Verbrauch 
innerhalb der USA, die Nachfrage durch Arbeitereinkommen, 
floß also nicht wieder nur in die Kassen der US-Wirtschaft, 
sondern nach Deutschland beispielsweise. 1970 hatten die 
ausländischen Autohersteller einen Marktanteil von 20 Pro- 
zent auf dem US-Markt, der Käfer war für General Motors ein 
echtes Gespenst geworden. Theoretisch hätte sich schon vor 
1970 die höhere Produktivität des nationalen Gesamtkapitals 
— also einschließlich der Staatsausgaben — im Vergleich zu 
den USA in der BRD entweder in höheren Löhnen oder in 
höherem Staatsverbrauch ausdrücken können. Da das BRD- 
Kapital sparsamer war (und sein mußte, da die DM nicht Leit- 
währung ist), hätte es weiter die Währung aufwerten können. 
Die US-Regierung konnte zur Finanzierung ihrer Schulden 
und zur Finanzierung des inneren Verbrauchs, zur Finanzie- 
rung des Vietnamkrieges, der Vollbeschäftigungspolitik ein- 
fach Dollars nachdrucken, die Geldmenge ausweiten, um alles 
zu bezahlen. Normalerweise hat das in anderen Ländern eine 
Abwertung der entsprechenden Währung gegenüber den 
Fremdwährungen zur Folge, falls nicht die tatsächliche Pro- 
duktivität des Gesamtkapitals, die Wirtschaftskraft des Lan- 
des gestiegen ist. Bei den USA war das nicht der Fall. Sie 
konnten es sich leisten, den Dollar zu inflationieren und die 
eigene Krise in das Weltwirtschaftssystem hineinzutragen 
weil sie selbst, d.h. der Dollar, der Fixpunkt des Weltwirt- 
schaftssystems ist. 


Dadurch, daß alle Staaten den Dollar abnehmen und eigene 
Währungen oder Güter dafür hergeben müssen, bekommen 
die amerikanischen Dollarexporteure mehr für ihr Geld als es 
eigentlich wert ist. (Das heißt, daß mit den Dollars umgekehrt 
nich soviel eingekauft werden kann wie außerhalb der USA.) 
Nochmal einfach zusammengefaßt heißt das also, daß die US- 
Konzerne und der US-Staat mittels des inflationierten Dollars 
und seines Exports den Wohlstand der eigenen Unterklassen 
auf Kosten der anderen Staaten auf dem Erdball finanzieren 
konnten. Die Abwehr aller anderen Nationalstaaten gegen 
diesen Prozeß des „Ausverkaufs’’ ihrer eigenen Produktion 
hätte normalerweise in ständiger Aufwertung bestanden oder 
in anderen Maßnahmen der Zentralbanken zur Geldregulie- 
rung (Geldmenge, Zinssätze). Genau diese Abwehr funktio- 
nierte 1970 nicht mehr, weil die multinationalen Konzerne 
und Großbanken inzwischen ihr eigenes transnationales Geld- 
system in Gestalt des Eurodollarmarktes etabliert hatten. Es 
wurden in London und anderen europäischen Städten Kon- 
ten bei den Großbanken eröffnet (Einlagen ab 100000 DM 
aufwärts), deren Gelder mit dem nationalen Geldmarkt nichts 
mehr zu tun hatten, also staatenlos übernational waren. Mit- 
tels dieser Konten konnten die Multis Millionenbeträge auf 
dem Erdball hin- und hertransferieren und brachten damit 
das System von starren Wechselkursen zum Einsturz (sog. 
Weltwährungskrise). 


So können also die neuen internationalen Geldmärkte von 
denjenigen gesteuert werden, die am stärksten, also mit der 
meisten Kohle, darin beteiligt sind. Und wer wird das schon 
sein. Wiederum die US-Konzerne, die vom Umfang der be- 
wegten Geldmengen am meisten beisteuern und nach wie vor 
die gesamte Weltökonomie regulieren können. Die von den 
US-Multis hin- und hertransferierten Milliardenbeträge sind 


nun mehr denn je in der Lage, nationale Geldpolitik zu kon- 
terkarieren, indem sie ihre Milliarden von einer Währung in 
die andere umtauschen und entweder den einen oder anderen 
nationalen Geldmarkt beanspruchen, sich also in der BRD 
Geld holen und damit die Zinssätze auch national beeinflus- 
sen oder in den USA oder auf den internationalen Eurodol- 
larmärkten usw. (dazu Autonomie Nr. 10, S. 16/17: dort bes- 
ser) 

Auf einer neuen Ebene bestimmt nun wiederum das US-Kapi- 
tal das weltweite Wirtschaftsgeschehen, aber nun nicht mehr 
als nationales US-Kapital, sondern als transnationales Kapital, 
das mit der US-Regierung und dem Staat USA in besonderer 
Weise verbunden ist. Schließlich ist das neue transnationale 
Kapital nach wie vor von der Politik der US-Regierung in der 
Weise abhängig, daß der Staat USA überall auf dem Erdball 
machtpolitisch die Ausbeutungsmöglichkeiten für die Multis 
absichern muß. 


Auf: der politischen Ebene hatte in den 70er Jahren der Wan- 
del des US-Kapitals vom nationalen Kapital zum transnatio- 
nalen dominierenden Weltkapital einige sichtbare und andere 
weniger sichtbare Strategieveränderungen zur Folge: 


— Das US-Kapital versucht, sich auf internationaler Ebene 
mit den konkurrierenden europäischen und japanischen Mul- 
tis unter Einbeziehung von Gewerkschaftsführern neu zu ar- 
rangieren: institutioneller Ausdruck ist unter anderem die 
Trilaterale Kommission (1974 gegründet). 


— Die Ost-West-Konfrontation sollte sowohl in Europa als 
auch in den Spannungs-/Revolutionsgebieten von der militäri- 
schen auf eine ökonomische Ebene gebracht werden: Ent- 
spannungspolitik, Beendigung des Vietnamkrieges, Integra- 
tion der SU und der VR China in die Weltwirtschaft. 


— Restrukturierung der Weltwirtschaft und Reorganisation 
der Arbeitsmärkte über neue Kapitalmobilität aus den Petro- 
dollarmärkten: Energie als strategischer Sektor für die zukünf- 
tige Industriepolitik, Kontrolle der USA über die drei Konti- 
nente über den Nahrungsmittelsektor und ebenfalls über Geld- 
märkte (IWF, Weltbank) und Energiekosten. 


Innerhalb dieser Neuordnung sollte der Energiesektor vom 
Kapital genauso strategisch für die Zurücknahme des Massen- 
arbeiters eingesetzt werden wie für dessen breiten Einsatz in 
den 50er Jahren. Das Wachstum von Automobil- und Chemie- 
industrie war an die Voraussetzung billigen Öls gebunden, 
und diese Voraussetzung wurde vom US-Kapital in den 60er 
Jahren in Westeuropa planmäßig ausgebaut. Und nicht nur 
wurde der Akkumulationsprozeß und die Klassenzusammen- 
setzung, in bestimmter Weise dirigiert, sondern Westeuropa 
wurde auch in eine energiewirtschaftliche Abhängigkeit von 
der us-kontrollierten Ölversorgung gebracht. 

Eine Klassenzusammensetzung, die vom billigen Öl in Pro- 
duktion und Konsum geprägt war, hatte sich sowohl in den 
USA als auch Westeuropa als Ursache nicht mehr zu kontrol- 
lierender Lohnkämpfe und ausufernder Inflation erwiesen. 
Nun ist der Energiesektor in verschiedener Weise auf nationa- 
ler und internationaler Ebene Bestandteil der Ökonomie des 
Kapitals; ‘und so wirken sich einerseits die Kämpfe auf den 
Energiesektor aus, wie sich umgekehrt Verschiebungen inner- 
halb .des: Energiesektors wiederum auf die Kampfdynamik 
zwischen Kapital und Unterklassen auswirken. Diese Wechsel- 
wirkung zwischen Energiesektor und allgemeinem Klassen- 
kampf könnte man für die USA am Ende der 60er Jahre so 
skizzieren: 
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1. Die innere Front: Die Zugeständnisse an die eigenen Un- 

terklassen im Lohnbereich wirken sich (als keynesianische 
Nachfrage) in Gestalt von enormen Steigerungsraten beim 
Bezinverbrauch aus. Die Besonderheiten der USA — anschei- 
nend unbegrenzt vorhandene Flächen für den Städtebau und 
im Inland genügend vorhandene Erdölvorräte — hatten sich 
auf den Boom der Autoindustrie immer besonders ausgewirkt 
(riesige Schlitten mit hohem Verbrauch / jährlicher Modell- 
wechsel / wenig öffentliche Verkehrsmittel); sie hatten zur 
Existenz einer starken einheimischen Ölindustrie mit einer 
vom Weltmarkt abgekoppelten Preisgestaltung geführt, die 
sich mehr und mehr als kostspielige Subventionierung heraus- 
stellte. Neben den Vietnam-Kriegskosten und den letztlich 
unproduktiven Zugeständnissen an die Unterklassen stellte 
die alte Form der autarken Ölversorgung einen inneren Ko- 
stenfaktor in der imperialistischen Konkurrenz dar. Im auf- 
fälligen Kontrast zu den Energiekosten standen die riesigen 
unausgenutzten Kohle- und Ölsandvorräte innerhalb der USA 
(die von Exxon hauptsächlich in den 60er Jahren aufgekauft 
wurden...). 


2. Die äußere militärische Front: Die Kontrolle der Nahost- 

Region durch amerikanisches Kapital und CIA ist nicht 
mehr gewährleistet. Es droht die Gefahr, daß neue nationali- 
stische Regimes einen Teil der Welterdölversorgung aus der 
Kartellherrschaft der Ölmultis herausbrechen und damit die 
Dominanz der US-Kapitals über den Weltenergiesektor insge- 
samt infrage gestellt wird. 


3. Die äußere ökonomische Front: Die US-Zahlungsbilanz 
wird immer mehr durch zunehmende Käufe von Nahostöl 
bzw. anderem OPEC-ÖI (Venezuela) belastet. Gleichzeitig 
profitiert das EG/japanische Kapital von den niedrigen Prei- 
sen (Produktionskosten) des Nah-Ost-Öls, und der ehemalige 
Konkurrenzvorteil der USA durch Energieautarkie droht da- 
mit’ an die Konkurrenten verloren zu gehen. Im schlimmsten 
Falle würde eine von den US-Multis abgekoppelte Energieach- 
se Naher Osten - EG entstehen, womit die Hegemonie des 
US-Kapitals auf Weltebene gekippt wäre. 

Selbstverständlich kann bei einer Analyse der strategischen 
Bedeutung des Energiesektors nur von dem Zentrum USA 
ausgegangen werden, deshalb auch im folgenden die notwen- 
digen Einzelheiten zu den obigen Thesen. 


Seit 1928 bzw. 1934 gibt es eine Spaltung des Welterdölmark- 
tes in den Weltmarkt außerhalb der USA, der durch die Big Se- 
ven beherrscht wird, und den US-Binnenmarkt, der von einer 
Anzahl unabhängiger Großkonzerne (Independents) und klei- 
neren Unternehmen kontrolliert wird. 1928 hatten sich zu- 
nächst der Rockefeller-Konzern ESSO, die Shell und die BP 
(damals unter dem Namen AIOC) in dem Kartell von Achna- 
carry zusammengeschlossen, dem später noch die Firmen 
Gulf, Texaco, Socal und Mobil beitraten. Diese „Sieben 
Schwestern’’ waren aufgrund ihrer Absprachen in der Lage, 
außerhalb der USA sämtliche Preise für Rohöl und die Fertig- 
produkte daraus festzulegen. Der Haken an dem Kartell war, 
daßsich die damaligen Weltmarktpreise an demPreis desRohöls 
ausrichtete, das am Golf von Mexiko verkauft wurde, dem 
US-Öl also. (Heute ist der persische Golf der Fixpunkt für al- 
le anderen Fördergebiete.) Deshalb mußten die Preise des 
US-Rohöls ebenfalls in die Höhe getrieben werden bzw. muß- 
te ein Preisverfall verhindert werden, da einerseits bis 1969 
immer ein Überangebot an Rohöl auf dem Weltmarkt bestand, 
andererseits der US-Markt wegen der Konkurrenz unter den 
zahlreichen Firmen nicht durch ein Kartell zu kontrollieren 
war. In den USA gibt es ungefähr 20 Großkonzerne und 9000 
kleinere Unternehmen, die alle eigene Förderung betreiben. 
Es gehört nämlich dort demjenigen das Öl, auf dessen Boden 
es gefördert wird. Anders als im Nahen Osten oder der BRD 
kann also der Grundeigentümer auf seinem Grundstück in die 


Erde bohren und das Öl fördern, während es anderswo dem 
Staat oder der Gesellschaft gehört, die vom Staat die Rechte 
für die Bodenschätze erworben hat. 


1934 wurde deshalb eine Gesetzgebung verabschiedet, die so- 
wohl den Interessen der Big Seven auf dem Weltmarkt als 
auch den kleinen Ölförderern in den USA entsprach. Unter 
dem Leitbegriff der „Konservierung’’ des einheimischen Öls 
wurde eine Produktionskontrolle eingeführt, die genau die 
Menge festlegte, die mit jeder Ölsonde gefördert werden durf- 
te. Die Quoten für die einzelnen Förderer ergaben sich aus 
der ungefähren Nachfrage auf dem US-Markt. 

Mit der Konservierungspolitik, die auch militärisch begründet 
wurde — die USA wollten im Ernstfall Selbstversorger blei- 
ben —, wurde ein Überangebot auf dem Binnenmarkt und ein 
ruinöser Preiskampf verhindert. Dadurch blieben aber auch 
die weniger ergiebigen Fördersonden in Betrieb, von den ins- 
gesamt 600 000 Ölsonden sollen es 2/3 sein, um an den Quo- 
ten teilzuhaben und die Preise oben zu halten. Diese 2/3 we- 
nig ergiebiger Ölsonden produzierten nur 20% der Gesamt- 
förderung. Während im Nahen Osten die durchschnittliche 
Tagesproduktion pro Sonde im Jahr 1972 in Saudiarabien 
4820 Fass, im Iran sogar 16 144 Fass betrug, waren es in den 
USA nur 19 Fass pro Sonde. (Mommer, S. 192) Das System 
der Binnenproduktion in den USA war seit 1934 letztlich to- 
tal unproduktiv im Sinne des Gesamtkapitals, weil es einen 
viel zu hohen Investitionsaufwand mit sich brachte in Bezug 
auf die Fördermenge. 

„Der extremste Fall ist dabei das berühmte East Texas Field. 
Es wurde 1965 von einerVielzahl von Produzenten mit insge- 
samt 17 200 Sonden ausgebeutet. Nach Expertenschätzungen 
wären bei einem Abbau des Lagers als Einheit 1 500 Sonden 
hinreichend gewesen, um genau dieselbe Tagesförderung zu 
erbringen.” (Mommer, S. 183) 


Die niedrigen Preise auf dem Weltmarkt waren natürlich auch 
vor der Energiekrise immer noch überhöhte Monpolpreise, 
dennoch konnten die EG und Japan, besonders die chemi- 
sche Industrie, das Rohöl billiger beziehen als die Verbrau- 
cher in den USA. In Westeuropa konnte deshalb der Staat di 
die Mineralölsteuer draufschlagen, was zur Folge hatte, daß 
das Benzin tatsächlich teurer war als in den USA, obwohl die 
dahinterstehenden Kosten für das Gesamtkapital genau umge- 
kehrt waren. 1959 führten die USA Importbeschränkungen 
zur Abwehr des billigeren Nahostöls ein, einerseits wohl auf 
Druck der einheimischen Öllobby hin, andererseits aus dem 
schon genannten Ziel der erwünschten Energieautarkie heraus. 


Das nach 1959 praktizierte System der Importquoten be- 
stimmt, wieviel auswärtiges Rohöl die Raffinerien in den 
USA beziehen dürfen. In der Praxis führte es jedoch dazu, 
daß nicht jede Raffinerie die zugeteilte Menge an Importöl 
abnahm, sondern die Raffinerien im Inneren der USA das 
einheimische Öl benutzten und die an der Küste gelegenen 
das importierte, wofür sie den im Inneren gelegenen die zuge- 
teilten Quoten in Form von „Tickets’’ abkauften. 

1969 stieg der Gesamtwert der verteilten Tickets auf 600 Mil- 
lionen Dollar. (Chevalier, S. 54) Es fand also eine merkwürdi- 
ge Art der inneren Subventionierung der einheimischen Erd- 
ölförderung statt: Die US-Produktion wäre normalerweise 
durch die zunehmende Konkurrenz des billigeren Importöls 
reihenweise bankrott gegangen (so wie die Kohlefirmen), 
stattdessen wurden nur die zusätzlichen Mengen, die durch 
steigenden Verbrauch benötigt wurden, importiert und die 
Preise auf dem alten höheren US-Niveau festgeschrieben. Da- 
mit wurden der nationalen Wirtschaft der USA höhere Pro- 
duktionskosten als den Konkurrenten EG und Japan aufer- 
legt, abgesehen von den Mindereinnahmen des Staates durch 
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geringere Besteuerung. „Vor der Krise (1969) versorgte sich 
die USA zu 80% mit Inlandsöl von ungefähr 3,50 Dollar pro 
Barrel und zu 20% aus dem Ausland zu einem Durchschnitts- 
preis von ungefähr 2,17 Dollar pro Barrel. Zur selben Zeit 
versorgten sich Europa und Japan zu 100% mit einem Rohöl 
zu einem Preis von etwa 2 Dollar pro Barrel. Wenn man be: 
denkt, daß die Energiekosten mit etwa 15-20% in den Preis 
aller Industrieprodukte eingehen, dann wird deutlich, daß 
Europa und Japan im Verhältnis zu den USA auf dem Welt- 
markt einen beachtlichen Vorteil genossen haben.’ (Chevalier, 
S. 35) 

Auf diese Situation reagierte die Johnson- und später die Ni- 
xon-Regierung mit der Einsetzung einer Kommission, der Ca- 
binet Task Force, die 1970 einen umfassenden Bericht vor- 
legte. Ihr Vorschlag ging dahin, das innere Energiekostenni- 
veau dadurch zu senken, daß in den USA nur noch die ergie- 
bigeren Förderungen weiterbetrieben werden sollten und die 
Einfuhr von billigerem Importöl auszuweiten sei. „Nixon hat 
diese Vorschläge unter dem Eindruck der Proteste der Chase 
Manhattan Banc, der Hausbank der Standard Oil of New Jer- 
sey (Exxon) und des Office of Emergency Preparedness ver- 
worfen.”’ (Elsenhans, Erdöl, S. 22) = 
Damit wird deutlich, wer bereits im Jahr 1970 die strategi- 
sche Weichenstellung für die Alternative, nämlich steigende 
Weltmarktpreise für Erdöl, besorgte: das US-Bankkapital und 
die Ölmultis unter Führung der Rockefeller-Gruppe in Zusam- 
menarbeit mit den Militärplanern. ' 
Nach der Erhöhung der Erdölpreise ab Herbst 1973 veranstal- 
tete der US-Senat eine Serie von Anhörungen zu den Machen- 
schaften der Erdölkonzerne — im Januar/Februar 1974 —, 
die Jürgen Meinert in seinem Buch auswertet. Dort kam her- 
aus, daß die Ölkonzerne bereits ab 1965 daran gegangen wa- 
ren, weltweit die Erdölförderung in Grenzen zu halten und 
die Überschußkapazitäten abzubauen. (Meinert, S. 311) Mei- 
nert und Chevalier nennen eine Reihe von Hinweisen auf die 
globale Drosselung der Erdölförderung, besser der Drosselung 
in den USA und im Nahen Osten: neu entdeckte Felder wur- 
den nicht ausgebeutet, im Irak sollen Bohrlöcher mit Baggern 
zugeschüttet und nicht markiert worden sein (Mehnert, S.314), 
für den Iran wurde eine Pipeline, die direkt zum Mittelmeer 
führen sollte, nicht gebaut, um damit einen Teil des persi- 
schen Öls von den westlichen Märkten fernzuhalten (Meh- 
nert, S. 316), in den USA wurde die sog. Überschußkapazität 
abgebaut, alles Zeichen dafür, daß die Konzerne ein Interesse 
daran hatten, eine Ölknappheit herbeizumanipulieren. Ich in- 
terpretiere diese bewußte Herbeiführung einer Knappheit so, 
daß sie als Legitimation für spätere Sprünge in den Preisen 
dienen sollte. Auf die Gründe für eine völlig geänderte Preis- 
gestaltung, soweit sie nicht direkt mit der Konkurrenzsitua- 
tion zwischen den USA und EG und Japan zu tun haben, 
möchte ich im folgenden eingehen. 


Festzuhalten wäre bis jetzt, daß unabhängig vom Förderungs- 
verhalten der OPEC bereits 1969 in den USA eine sog. „‚Ener- 
giekrise” bestand. Irgendwie mußte einerseits die Unterschied- 
lichkeit des Energiepreisniveaus zwischen USA und sonstiger 
Welt aufgehoben werden, andererseits gab es bereits große 
Schwierigkeiten im Tempo der Einführung der Atomstromer- 
zeugung und mit den nicht ausgenutzten Kohlevorräten. 

1969 kam im September in Libyen ein neues, radikales Re- 
gime unter Ghaddafi an die Macht. Völlig unabhängig vom 
OPEC-Kartell ließ es sich auf einen Kampf mit den in Libyen 
fördernden Gesellschaften ein, den es gewann. Ich habe keine 
Lust, die einzelnen Forderungen und Taktiken Ghaddafis 


nachzuerzählen. Sie sind überall zu lesen. Interessant ist die 
Antwort der Ölfirmen und des amerikanischen Außenministe- 
riums. Dort fand nämlich zunächst eine Debatte statt, ob es 
möglich sei, durch offensives Vorgehen wie im Iran 1953 die 
Abnehmerländer libyschen Öls zu einem Boykott zu veranlas- 
sen. Das amerikanische Außenministerium verwarf diese Mög- 
lichkeit, weil es befürchtete, daß die Europäer, die 90% des 
Öls abnahmen, sich unter Umgehung der amerikanischen Ge- 
sellschaften auf eine Direktbelieferung mit den Libyern eini- 
gen würden. Statt eines teuren Boykotts wäre für europäische 
Konzerne eine Übernahme amerikanischer Felder denkbar ge- 
wesen und damit eine Stärkung der europäischen nationalen 
Kapitale. Wenn die Libyer unmittelbar ökonomisch nicht zu 
kontrollieren waren, gab es nur zwei Möglichkeiten: entwe- 
der Krieg und Niederhalten des gesamten Nahen Ostens durch 
militärische Mittel oder den Versuch der Integration. Die 
„schnelle Eingreiftruppe’’ der US-Armee gab es damals noch 
nicht, aber man fühlte sich stark genug, eine weltwirtschaftli- 
che „Wende” einzuleiten. Es wurde für die Option allmählich 
steigender Rohölpreise entschieden. (Akins, S. 470-72). 
Plötzlich, ab Oktober 1970, waren es die us-treuesten Nahost- 
staaten wie der Iran, die sich an die Spitze der neuen Forde- 
rungsbewegung der OPEC-Staaten setzten. Wie oben schon 
gesagt, war zu dieser Zeit auch die Absage der Chase Manhat- 
tan Banc und von Exxon an den Vorschlag gegangen, das na- 
tionale Energiepreisniveau in den USA zu senken. In der Lite- 
ratur wird der folgende Zeitraum unter der Bezeichnung 
„Wandlung von einem Käufer in einen Verkäufermarkt’” be- 
schrieben, womit gemeint ist, daß nunmehr die Verkäufer, 
die OPEC-Staaten, gegenüber den Abnehmern einige Erfolge 
in der Anhebung ihres Anteils an den Erdöleinnahmen zu ver- 
zeichnen hatten. Trotzdem meine ich, daß ohne die vorher 
festgelegte Strategie der Ölmultis die Auseinandersetzung 
ganz anders abgelaufen wäre. Hätten beispielsweise die USA 
und die Energiekonzerne echten Widerstand gegen steigende 
Einkünfte der Förderländer geleistet, hätten die Länder, die 
den USA nicht völlig ergeben waren, völlig andere Maßnah- 
men ergriffen, z.B. die Nationalisierung der Ölquellen. Diese 
Möglichkeit ist den US-Planern offensichtlich auch entgegen- 
gehalten worden; darauf haben sie anscheinend die OPEC-ÖI- 
minister mit dem Argument überzeugt, daß eine Übernahme 
der Förderstufe in ihren Ländern und eine eigenständige Ver- 
marktung ihren Interessen schädlich sei. Dann würden sich 
nämlich die verschiedenen Anbieterstaaten auf dem Welt- 
markt eine derartige Konkurrenz um den jeweils nächsten 
Absatz machen, daß statt steigender Einnahmen ein Preissturz 
die Folge wäre. 


Der Hauptanalytiker des Welterdölgeschäfts, Adelman, bringt 
dieses Argument, das dann in der Ankündigung der 1973er 
Energiekrise in den Foreign Affairs wieder auftaucht. (Adel- 
man, S. 224, Akins, S. 483/85) 

Seit der Machtübernahme Ghaddafis 1969 und der Auseinan- 
dersetzung um den Bericht von Nixons Cabinet Task Force 
im Jahre 1970 war dem amerikanischen Außenministerium 
und den Ölkonzernen klar, daß sie in gewisser Weise auf die 
Forderungen der arabischen Ölländer eingehen mußten, falls 
sie dort nicht militärisch intervenieren wollten. Bis zur Lö- 
sung dieses Problems mit der Option „offene weltweite Ener- 
giekrise” wurde in zahlreichen Verhandlungen darum gerun- 
gen. Die Verhandlungsschiene der Amerikaner war immer, 
die Araber der Ölländer von einer Nationalisierung und dem 
Eindringen in die „Down-Stream”-Geschäfte abzubringen 
und als Gegenleistung eine höhere Beteiligung an den Ölein- 
nahmen zuzugestehen. Viel gefährlicher als höhere Ölpreise 
war für die Amerikaner der Fall, daß sie aus den Ölgeschäften 
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im Nahen und Mittleren Osten hinausgedrängt und die Euro- 
päer diesen Platz einnehmen würden. So kam es 1971 in den 
Verhandlungen in Teheran zu einer ersten Anhebung der 
Preise und Anteile für die OPEC-Länder. 1972 gingen die 
Verhandlungen weiter, diesmal ging es nicht um Preise, die 
bis 1975 eigentlich festgelegt waren, sondern um „Partizipa- 
tion”, also um die Mitbestimmung und Übernahme der Ölför- 
derung in den Eigentümerstaaten. In Multikreisen erwog man 
schon, um allen Gefahren vorzubeugen, ein „dramatisch neues 
Angebot zu machen” (Akins, S. 476). Jedoch wurde in Riad 
1972 noch nichts aus dem „dramatisch Neuen”, sondern es 
wurde nur die Erhöhung der Einnahmeanteile der Förderlän- 
der im Laufe der nächsten Jahre auf bis zu 51% vereinbart. 


Trotzdem arbeiteten die Spezialisten von Ölmultis, Großban- 
ken und US-Außenministerium eifrig weiter an einer grund- 
sätzlich neuen Energiekonzeption. In der Zeitschrift „Foreign 
Affairs’’ wurden im Frühjahr und Sommer 1973 die Ergebnis- 
se weltweit bekannt gemacht. Einige Monate vor dem Aus- 
bruch des neuen Nahostkrieges und vor dem Ölschock mit 
Lieferboykott und Preiserhöhungen wurde diese Konstella- 
tion bereits vorweggenommen und die Politik der USA für 
die nächsten 10 Jahre vorgestellt. Die Hauptprobleme der 
USA wurden in der rapide steigenden Einfuhr von Nahostöl 
in die USA gesehen, die sich damit abhängig mache von einer 
völlig labilen Versorgung. Die steigende Macht der Ölländer 
beruhte eben auf dem steigenden Verbrauch der Industrielän- 
der: der keynesianische Boom im Inneren, mit anderen Wor- 
ten der hohe Verbrauch der metropolitanen Unterklassen, 
verschärfte das außenwirtschaftliche Problem auch auf dem 
Energiesektor. Logischerweise ergab sich so im Umkehrschluß, 
daß man die eigene Arbeiterklasse über die Veränderung der 
außenwirtschaftlichen Bedingungen zu Einschränkungen 
zwingen mußte/konnte. Der Angriff auf den einheimischen 
Konsum, speziell Benzinkonsum, war von vornherein ein tra- 
gendes Element der „Option Energiekrise’'. All das ist in den 
„Foreign Affairs’’ im Frühjahr und Sommer 1973 nachzule- 
sen. Für die USA hieß das Projekt „Plan Independence”. Er 
besagte, daß die USA die Einfuhr von Nahostöl von über 30% 
des Gesamtverbrauchs auf unter 10% herabdrücken wollten. 
Im Grunde wurde die völlige Energieautarkie angestrebt. Die- 
sen Plan trug eines der führenden Mitglieder der späteren Tri- 
lateralen Kommission, ein gewisser Carroll L. Wilson, vor. Er 
verglich diese Energiekonzeption mit dem Programm der 
Atombombenherstellung im 2. Weltkrieg und mit dem Welt- 
raumprogramm und nannte es ein „Crash Programm’, das in- 
folge eines nationalen Notstandes erforderlich sei. Den Pla- 
nern war auch klar, daß eine neue Konzeption für den Welt- 
energiemarkt weitreichende Auswirkungen auf Weltwirtschaft, 
Zahlungsbilanzen und Wachstum haben mußte. All diese As- 
pekte einschließlich der Verwendung der steigenden Einnah- 
men der Ölländer werden in den „Foreign Affairs’ bereits 
vor dem Ölschock ausführlich erläutert. Aus der Sicht des 
US-Kapitals stellte die Energiekrise wohl in der Tat einen 
brillianten Entwurf gegen eine Vielzahl von drängenden Pro- 
blemen dar. 


So sehen wir, wie bestimmte Entwicklungen im Energiesek- 
tor, bestimmte Voraussetzungen, diesen einen Sektor als den 
geeigneten erscheinen ließen, grundsätzliche Probleme, die 
das Kapital mit den eigenen Unterklassen in den USA und 
vermittelt über die Regimes der Ölländer mit den Unterklas- 


sen im Nahen und Mittleren Osten hatte, mit einem Schach- 
zug perspektivisch anzugehen. Worin dieser eine Schachzug 
bestand, wissen wir: die Steigerung der Rohölpreise auf dem 
Weltmarkt von etwas über 2 Dollar auf über 10 Dollar pro 
Barrel (Faß) 1973/74. 

Ich möchte noch einmal aufzählen, welche grundsätzlichen 
Vorteile und Auswirkungen dieser Schachzug hatte und ha- 
ben sollte. 

Zunächst bedeutete die Preiserhöhung einen völligen Willkür- 
akt, der nicht durch reale Kostenveränderungen bedingt ist. 
Der Kartellpreis der OPEC lag angeblich nach der Preiserhö- 
hung 5000% über den Produktionskosten. Sie bedeutete die 
strategische Wiedereinführung von Grundrente in die Welt- 
ökonomie: ein Bodeneigentümer, der nicht den geringsten 
Handschlag zu tun braucht, erhebt Abgaben für die Erlaub- 
nis, auf seinem Grund und Boden etwas aus der Erde holen 
zu dürfen, was die Natur an sich auch ohne Bezahlung herge- 
ben würde. Die Grundrente bekommen die Öleigentümerstaa- 
ten, die OPEC-Regierungen, die den westlichen Industriestaa- 
ten, aber auch den Ländern in den drei Kontinenten, damit 
erhebliche Sonderausgaben auferlegen. Die Gelder, die sie da- 
durch hereinbekommen oder bekamen, heißen Petrodollars 
und sind als großer Geldhaufen für die Weltwirtschaft in den 
nächsten Jahren von erheblicher Bedeutung. 

Jonas/Minte nennen diese Anhäufung von Petrodollars ein 
„extern bedingtes Zwangssparen”. 

Wer spart und wofür? Die Abgaben an die Grundeigentümer 
— das externe Zwangssparen durch Einführung von hoher 
Grundrente — spielen eine erhebliche Rolle: indem erstens 
nun die Möglichkeit besteht, den Unterklassen in den Metro- 
polen eine plötzliche Krise, Einschränkungen, Konsumver- 
zicht nicht nur plausibel zu machen, sondern eine tatsächli- 
che Umorientierung aufzuzwingen, und zweitens einen Kapi- 
talfond zu schaffen, aus dem die weltweiten Zukunftsinvesti- 
tionen bezahlt werden. 


Die Verteuerung des Rohöls wirkte in den Metropolen als 
doppelter Hebel: erstens indem nun plötzlich das Öl nicht 
mehr als fast kostenlose Produktions- und Konsumvorausset- 
zung vorhanden ist und in Zukunft gespart werden muß. Ho- 
her Preis und politische Instabilität des OPEC-Öls wirken glei- 
chermaßen in die Richtung, sich von dieser Bezugsquelle per- 
spektivisch unabhängiger zu machen, den Verbrauch einzu- 
schränken. Zweitens als Anreiz, Hebel oder Zwang, nun die 
eigenen Energiequellen beschleunigt auszubauen, seien es nun 
Kohle und Ölschiefer in den USA oder Atomkraft in der 
BRD. Für die USA war diese Interessenlage wie schon gesagt 
ein entscheidender Ausgangspunkt der ganzen Energiekrise: 
die steigende Einfuhr von Nahostöl belastete die Zahlungsbi- 
lanzen, obwohl im Inland eigentlich genug Öl und Kohle vor- 
handen war, die US-Unterklassen konsumierten sowieso ZUu- 
viel im internationalen Vergleich, und drittens gerieten die 
USA in eine militärstrategisch und wirtschaftspolitisch be- 
denkliche Abhängigkeit von den Nahostländern, denen wegen 
des Palästinaproblems sowieso nicht zu trauen war. 

Also war die Schaffung einer Knappheit/Versorgungskrise/ 
Verteuerung des Rohöls als Zündfunken für das Autarkiepro- 
gramm „Project Independence” vonnöten. Wenn es den USA 
yzlänge, selbst mit neuen Energieträgern auf dem Weltener- 
giemarkt die Vorherrschaft zu erringen, mit anderen Worten 
durch Abkopplung vom Öl speziell des Nahen Ostens selbst 
Grundrente in beliebiger Höhe zu kassieren, dann würde auch 
der Dollar gerettet sein. Dann nämlich würde sich das Verhält- 
nis von Dollarexport und -import wieder zugunsten der USA 
umkehren lassen. 

Für die Finanzierung eines solchen Autarkieprogramms oder 
wie in Westeuropa mindestens einer verstärkten Entwicklung 
von Alternativen zum Nahostöl waren jedoch Milliarden, 
Hunderte von Milliarden nötig. Dafür erwiesen sich nun die 
erhöhten Einnahmen der Ölförderländer als hilfreich. Klar 


Hubschrauber der amerikanischen „Mobilen Einsatztruppe” im Manöver über Ägypten 
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war von vornherein, daß die Ölländer selbst nicht alle Einnah- 
men verbrauchen konnten. 

Die Überschüsse sollten auf dem Weg über Großbanken wie- 
der in die Industrieländer zurückkehren, indem die Großkon- 
zerne oder Regierungen sie als Kredite oder Industriebeteili- 
gungen in Anspruch nahmen. Diese Rückkehr der Öleinnah- 
men der Förderländer ist unter dem Namen Petrodollarrecycl- 
ing bekannt. Vielleicht ist nicht ganz so klar, daß genau diese 
Petrodollars, die da zurückkehrten, erstens aus Lohneinbußen 
der Unterklassen in den Metropolen stammten und zweitens 
gegen eben diese Unterklassen verwendet werden sollten. Wie 
schon gesagt waren Hunderte von Milliarden Dollars nötig, 
um überhaupt neue Energieerzeugungen in den Metropolen 
aufzubauen, wofür die Öleinnahmen der Konzerne und das 
Recycling genommen werden konnten. Die neuen Energiean- 
lagen hatten aber nun nicht nur die außenwirtschaftliche Be- 
deutung der Abkopplung vom Nahen Osten, sondern stellten 
gleichermaßen einen entscheidenden Bestandteil beim Über- 
gang zu einer nachindustriellen energiegestützten Produktions- 
weise dar — mit einer völligen Umorganisation der Arbeits- 
märkte. 

Ölpreiserhöhung, Grundrente, „externes Zwangssparen’”’ 
schöpfen Masseneinkommen aus den Metropolen und Ver- 
braucherländern in den drei Kontinenten ab, schaffen riesige 
Geldmärkte und damit erst die finanziellen Voraussetzungen 
für einen ‚von der Seite her’’ geführten Angriff auf die Unter- 
klassen. Der Angriff kommt von der Seite: nicht im direkten 
Kampf zwischen Unternehmern und Lohnempfänger(inne)n, 
nicht im unmittelbaren Verteilungskampf, auch nicht im un- 
mittelbaren Krisenangriff, sondern im Umweg über die Grund- 
rente und einen total kapitalintensiven Sektor, in dem die Ar- 
beitskraft nur einen kleinen Bruchteil der Zusammensetzung 
ausmacht, wird die Wende zum Angriff auf das keynesianische 
Proletariat eingeleitet. 

Die geringe Verwendung von Arbeitskraft im Ölsektor, später 
auch — nach der Bauphase — im AKW-Bereich, macht einen 
entscheidenden Vorteil für das Kapital aus. Die weitgehend 
sehr hohe Kapitalzusammensetzung (organisch und technisch) 
hat für das Kapital den Vorteil, daß durch die riesigen Investi- 
tionen im Energiebereich nicht gleichzeitig riesige Arbeiter- 
heere neu erzeugt werden. Es wird zwar ein Boom in einem 
Sektor erzeugt, dieser Boom ist aber einer, den sich die Klas- 
se kaum zunutze machen kann — jedenfalls nicht in den 
Metropolen. Die Nachfrage nach Arbeitskräften sollte be- 
grenzt bleiben, trotz gigantischer Umstrukturierungen. Damit 
wurde gleichzeitig bezweckt, keine neue Lohnoffensive zu- 
stande kommen zu lassen. Ein sektoraler Boom, der gegen die 
Stärke der Klasse in den traditionellen Zweigen ins Feld ge- 
‚führt werden kann. Konkret kennen wir die Propaganda: Der 
AKW-Bau schafft Arbeitsplätze — einmal während der Bau- 
phase (was es schwierig macht, die AKW-Arbeiter zu gewin- 
nen für den völligen Baustop), zum anderen das Versprechen 
von neuen Industrien nach dem Bau. 


Es handelt sich bei dem strategischen Instrument Energiekri- 
se zumindest um eins, das nicht die Gesamtindustrie lahmle- 
gen soll, sondern Entwicklung neuer Industrien mit der Krise 
der alten verknüpft. An sich mehr ein Gleitmodell als eines 
des totalen Bruchs. Dieses Vorgehen, bei dem die Krisenent- 
wicklung mit den entgegengesetzten aufhebenden Wirkungen 
verknüpft wird, galt ‘73 auch für die außenwirtschaftliche 
Seite der BRD. Daß auf der anderen Seite die Länder der drei 
Kontinente doppelt und dreifach einer neuen Ausplünderung 
ausgesetzt wurden und damit die Einverleibung ihrer Arbeits- 
kräfte in den transnationalen Ausbeutungszusammenhang be- 
schleunigt werden soll, ist die Kehrseite des vergleichsweise 
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milden Angriffs in Westeuropa. Das soll sich erst ab 1979 än- 
dern, wenn sich herausstellt, daß aufgrund der Revolution im 
Iran das Krisentempo auch im Energiesektor der Metropolen 
verschärft werden muß. 

Die Länder mit starken Währungen wurden 1973 ff als Ersatz 
für die steigenden Erdölpreise mit dem sinkenden Dollarkurs 
belohnt. Die USA selbst und die BRD brauchten trotz Preis- 
schocks praktisch nicht mehr für die Öleinfuhren zu bezahlen 
als vorher, da im gleichen Maße, wie der Ölpreis stieg, der 
Dollar, in dem ja alle Ölgeschäfte abgerechnet wurden, an 
Wert verlor, d.h. inflationiert bzw. abgewertet wurde. Für die 
Währungen, deren Inflationsrate noch höher lag als die des 
Dollars, sah es schlecht aus, sie mußten tatsächlich weit mehr 
als vorher bezahlen, so z.B. fast alle Entwicklungsländer. Wir 
haben die Folgen, die sich daraus ergaben, die „‚Zurichtung 
der Entwicklungsstaaten für die Multis” (Tetzlaff) in der letz- 
ten Autonomie (Nr. 10) beschrieben. 

Trotzdem war anscheinend ein großes Durcheinander von 
weltwirtschaftlichen Vorstellungen in den Jahren 1974/75 in 
den herrschenden Kapitalkreisen zu verzeichnen. So galt es 
für das amerikanische Außenministerium unter Kissinger zu- 
nächst, die europäischen Vasallen hinter sich zu bringen und 
Separatverhandlungen mit den Förderländern zu unterbin- 
den. Mit der Begründung, der OPEC-Bedrohung müsse gemein- 
sam begegnet werden, diktierte Kissinger den Europäern die 
Internationale Energie Agentur (IEA) als Gegenkartell auf, 
um die Kontrolle über die jeweiligen nationalen Schritte in 
der Energieversorgung zu gewährleisten. Vordergründig sollte 
im Falle eines Lieferboykotts gegenseitige Unterstützung 
unter den Industrieländern organisiert werden, tatsächlich 
ging es aber um weit mehr, nämlich die Abstimmung auf eine 
Energiekonzeption, die von den amerikanischen Interessen 
geprägt war. Zeitweilig war anscheinend die US-Seite geneigt, 
den Zahlungsbilanzproblemen ihrer Partner insoweit nachzu- 
geben, als man einen gespaltenen Ölpreis erwog. In den Me- 
tropolen sollten die Energiepreise weiterhin steigen (Abschöp- 
fung der Einkommen für neue Projekte, Angriff von der „Sei- 
te’), andererseits sollte die OPEC mit den Preisen wieder run- 
tergehen, wofür auch militärische Schritte nicht ausgeschlos- 
sen wurden. (Nach der sog. Tucker-Studie sollte ein 400 km 
langer Küstenstreifen am Golf besetzt werden, Jonas/Minte, 
S. 67.) 


Schließlich wurde dann doch die „Recycling-Lösung” akzep- 
tiert, die geordnete Rückschleusung der Ölgelder. Eine hohe 
Steigerung in den Einnahmen der Nahostländer war sowieso 
Teil des strategischen Konzepts der US-Konzerne und des 
US-Außenministeriums. Indem sich die amerikahörigsten Re- 
gimes im Nahen Osten, der Iran und Saudiarabien, an die 
Spitze der OPEC gesetzt hatten, war ein Ausbrechen radika- 
ler Länder nicht mehr möglich. Die Saudis konnten jedes an- 
dere Land in seinen radikaleren Preisforderungen (und erst 
recht bei Verstaatlichungen und Ausschaltung der US-Kon- 
zerne) unterlaufen, indem sie ein paar Millionen Barrel mehr 


‚auf den Weltmarkt warfen. Alle Länder der OPEC waren in- 


sofern angebunden an die Linie von Scheich Jamani und vom 
Schah. 


Die US-Ölmultis konnten nun voll weiter im Geschäft blei- 
ben, eine Konkurrenz von Europäern mit einer Direktachse 
in den Nahen Osten oder Down-Stream-Aktivitäten der För- 
derländer waren nicht mehr zu befürchten, da diese reichlich 


‚mit den Öleinnahmen entschädigt waren. Diese Öleinnahmen 


sollten an sich im Nahen Osten eine konterrevolutionäre Wir- 
kung entfalten, indem eine schnelle Industrialisierung die 
Basis der kapitalhörigen Regimes verbreitern, die traditionel- 
len Unterklassen mit Ölgeldern massenhaft bestochen und 
Fortschrittsillusionen genährt werden sollten. Die Folgen ei- 
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ner solchen schnellen Industrialisierung zeigten sich im Iran 
ganz drastisch, in sämtlichen Ländern des Golfs und anderen 
Förderstaaten ergaben sich ähnliche Probleme einer total ge- 
spaltenen oder sich auflösenden Gesellschaft, in der sich die 
Massen „‚dem Fortschritt’’ entgegenstellen. 

Die Käufe der Ölförderstaaten in den USA, Waffen, Investi- 
tionsgüter, Bauten, sollten die Exportwirtschaft in der Metro- 
pole stärken, neue Absatzmärkte und Möglichkeiten der 
Mehrwertabpressung eröffnen. Insofern ist das Zugeständnis’ 
von Grundrente an die Ölstaaten Bestandteil der neuen inter- 
nationalen Arbeitsteilung, die völlig von den Planungen in 
Washington und Wallstreet abhängig ist. Für den weltwirt- 
schaftlichen Ernstfall ist die militärische Option der USA je- 
derzeit offen. 


In der Autonomie haben wir den Einschnitt, den die iranische 
Revolution 1979 brachte, bereits häufig als Ausgangspunkt 
für eine Beschleunigung des Krisenverlaufs analysiert. Das 
Projekt der Energiekrise hatte in den USA unter Carter stag- 
niert, weil sich die einheimischen Produzenten einer Besteue- 
rung, dem Abbau von Subventionen und einer Flurbereini- 
gung bei den Ölförderern widersetzten. Dazu kamen die An- 
laufschwierigkeiten bei der Ingangsetzung von Kohleprojek- 
ten und der Widerstand gegen die Atomenergie. 

Das Tempo, mit dem die grundsätzlichen Energievorhaben 
gefahren wurden, mußte nach dem iranischen Volksaufstand 
revidiert, d.h. beschleunigt werden. Zum ersten Mal stieg der 
Ölpreis schneller als die Inflationsrate des Dollars (von 23 
Dollar auf 35 Dollar pro Barrel 1979/80). Alle Maßnahmen, 
die den Ölverbrauch senken würden, waren willkommen. 


Die Preiserhöhungen für alle Energiearten wurden mehr und 
mehr für eine Entwicklung eingesetzt, die es erlaubte, gegen 
Länder, in denen sozialrevolutionäre, aber auch sonstige 
nicht genehme, Umbrüche stattfinden würden, einen Abnah- 
meboykott zu verhängen. Tatsächlich liefen dann Abnahme- 
boykotts gegen Nigeria (NZZ 3.4.82) wegen zu hoher Preise 
und gegen Libyen. Neben der Abkopplung im Bereich der 
Förderung — statt 96% kommen nur noch knapp 70% des 
Erdöls aus OPEC-Ländern — haben die Umrüstungen im Ener- 
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giebereich (z.B. Erdgas statt Heizöl, Energiesparmaßnahmen 
in der Industrie etc.) und der Rückgang des Benzinverbrauchs 
wegen hoher Benzinpreise und gleichzeitig sinkender Einkom- 
men zu einer Schwemme auf dem Welterdölmarkt geführt. In 
der BRD ist der Mineralölverbrauch 1980/81 um 20% (!) ge- 
sunken. Die Preiserhöhungen beim Erdöl in Verbindung mit 
Neuerungen und Krise haben seit 1979 also schneller als er- 
wartet Erfolg gehabt. Für die Kapitalisten vielleicht zu schnell. 
Nun läßt sich der steigende Energiepreis schwerer durchset- 
zen und taugt deshalb nicht mehr so gut als Stimulans und 
Regler für den sektoralen Umstrukturierungsprozeß der Wirt- 
schaft. Im Gegenteil: der nun tendenziell gefährdete Gesamt- 
energiepreis (durch die Ölschwemme) hat zahlreiche Projekte 
auf Kohlebasis oder Ölsanden wieder in Frage gestellt — eine 
Reihe von ihnen sind bereits gestoppt worden. 


Dieser Wendepunkt seit 1980/81, nämlich Rückgang der welt- 
weiten Erdölproduktion, Überschüsse in den Lagern, Preis- 
senkungen auf seiten der OPEC und das Ausschalten einzel- 
ner Lieferantenländer wie z.B. Libyen von der Belieferung 
der USA, markiert ebenfalls den Übergang zu einer veränder- 
ten weltweiten Krisenstrategie durch die Transnationalen. Bis 
1981 funktionierte das Management der Knappheit auf dem 
Energiesektor, indem mittels steigender Energiepreise der in- 
dustrielle Umstrukturierungsprozeß und die Neuzusammen- 
setzung der metropolitanen Klassen dynamisch vorangetrie- 
ben und gleichzeitig inflationär finanziert werden konnte. 
Dem hohen Energiepreis entsprachen ein niedriger Dollarkurs 
und eine — nicht durch Lohnkämpfe, sondern von den Kon- 
zernen induzierte — Inflation. Nun wird statt der Energie das 
Geld verknappt, die Dollarkurse steigen ebenso wie Zinsen. 
Statt der Energiekrise also eine Geldkrise, die Politik des Mo- 
netarismus. 

Wenn dem Energiesektor im bisherigen Verlauf eine grund- 


‚sätzlich strategische Bedeutung zukam, so waren es im we- 


sentlichen drei Elemente, die ihm diese Bedeutung verschaff- 
ten: 


1. die Umgehung eines direkten Zusammenstoßes mit der 
Klasse; zum einen ist das Energiekapital eines der orga- 


nisch am höchsten zusammengesetzten und erzeugt demnach 
bei einem Boom in diesem Sektor keine wesentliche Stärkung 
der Klasse, zum anderen lief die Abschöpfung im wesentli- 
chen über einen an sich anachronistischen Grundrentenme- 
chanismus (wesentlich der OPEC-Staaten), der als progressive 
Emanzipation von Entwicklungsstaaten gegen die Metropolen 
im internationalen Maßstab spalterisch gegen eine sozialrevo- 
lutionäre Vereinheitlichung eingesetzt wurde. 


2. die zirkulationstechnische Bedeutung des Energiesektors 

auf der Ebene der Weltherrschaft des Dollars; der Einsatz 
des Petrodollarrecyclings als doppelte Entwicklungspolitik. 
für Metropolen und Nahen Osten unter Vorherrschaft der 
USA, die durch den integrativen Mechanismus der Geldmärk- 
te im wesentlichen durch die US-Großbanken gesteuert wur- 
de. 


3. Die Folgen dieser Entwicklungspolitik, indem die stofflich- 
technologische Voraussetzung für die regionale und sekto- 


rale Neuzusammensetzung der metropolitanen Unterklassen 
geliefert wurde, sodann das Modernisierungsdiktat für den 
Nahen Osten und die forcierte Ausplünderung der Staaten 
der drei Kontinente und ihre Zurichtung für den Zugriff der 
transnationalen Konzerne. 


Trotz AKW-Bewegung und aller kompromißlerischen Worte 
von SPD-Politikern hat die BRD-Regierung diese imperialisti- 
sche Weltpolitik der USA voll mitgetragen und sich zu ihrem 
Instrument in der BRD gemacht. Die Energieprogramme, zu- 
letzt die dritte Fortschreibung vom November 1981, sind be- 
wußte und strategische Entwürfe von Klassenpolitik. Sie nur 
auf der Ebene von quantitativen Vorausschätzungen des 
Stromverbrauchs oder des Festhaltens an der Atomenergie 
anzugreifen, ist bürgerliche Opposition. (Taz vom 12.11.81: 
„Die Seriösität der Energieprogrammfortschreibung wird 
auch von Fachleuten in den Bonner Ministerien angezweif- 
felt.””) 


Gesprengter Meteo-Mast bei Gösgen, Schweiz 


Der Energiesektor als Mittel 
zur Neuzusammensetzung der Klasse 


Im letzten Kapitel hatte ich versucht, die strategischen Zu- 
sammenhänge auf ‚„Weltebene’’ zu klären, wobei ich dem US- 
Kapital die entscheidende Rolle zuwies. Im folgenden geht es 
darum, wie sich der deutsche Plan- und Krisenstaat in Einheit 
mit den großen deutschen Konzernen innerhalb der weltpoli- 
tischen Weichenstellungen der USA bewegt hat. Die Energie- 
krise und der Energiesektor sind vom BRD-Kapital durchaus 
als Mittel begriffen worden, die Zusammensetzung der multi- 
nationalen westdeutschen Arbeiterklasse neuzubestimmen 
und die Produktionsstruktur demgemäß zu ändern. Die Festi- 
gung der Rolle der deutschen Konzerne auf dem Weltmarkt 
und die Ummodelung der Klassenverhältnisse im Innern sind 
dabei nicht zu trennen — wie Schon gesagt, Politik und Öko- 
nomie, auch sozialdemokratische, sind ein integrierter Ent- 
wurf von Klassenherrschaft. 

Man kann die Geschichte von der Ökonomie her aufrollen. 
Dann hieße das: Die deutsche Wirtschaft muß technologisch 
immer auf dem neuesten Stand sein, muß mit ihren Produk- 


ten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig sein, weil der Absatz 
der Exportwirtschaft über das Schicksal der gesamten deut- 
schen Wirtschaft entscheidet. Diese Grundsatzentscheidung 
zur technologischen Überlegenheit und zum technologischen 
Vorsprung wird gängigerweise mit dem Profitinteresse des 
Kapitals erklärt. Das ist natürlich keine Erklärung, weil es den 
Kapitalismus mit dem Kapitalismus erklärt. Für uns ist die 
andere Seite, die zur Herrschaft über die Unterklassen, die 
wichtigere in der Analyse. Dann müssen wir die ökonomischen 
Entscheidungen in ihrer Bedeutung für die Neuzusammenset- 
zung der Klasse untersuchen. 

Das deutsche Kapital hat schon seit Nazizeiten immer die 
Vorstellung gehabt, den Klassengegensatz im Innern dadurch 
zu entschärfen, daß dem deutschen Proletariat die angeneh- 
mere Arbeit zugeschanzt wird, während die Dreckarbeit an- 
dere Nationen bzw. das andere Geschlecht machen sollten. 
Deutschland eben als „Blaupausenzentrum’”, in dem die leich- 
tere Planungs- und Konstruktionsarbeit anfällt, während die 
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ausführenden Tätigkeiten Fremdarbeitern überlassen oder die 
entsprechenden arbeitsintensiven Fertigungen woanders auf- 
gestellt werden. Das ist entscheidend wichtig, weil die Atom- 
kraftwerke als technische Spitzenprodukte für den Charakter 
Deutschlands als „‚Blaupausenzentrum” stehen. Die Entschei- 
dung für die AKWs ist also neben der militärischen Option 
von vornherein eine Richtungsentscheidung, mit der das Ka- 
pital auch über die Zusammensetzung der Klasse entschieden 
hat. Es gibt eine Reihe von Veröffentlichungen, die die Inve- 
stitionsentscheidungen, die Kapitalströme, die Einflußnahme 
bestimmter Konzerne, also all das, was so rein ökonomisch 
aussieht, untersuchen. Ich finde den Aufsatz von Susanne 
Polke im Kritischen Tagebuch Nr. 1 von 1977 ganz gut. Da 
wird gezeigt, wie bestimmend die Atomenergie für ganze 
Branchen ist, vom Maschinenbau bis zur Elektroindustrie. 
Was dort wie in den anderen ökonomischen Untersuchungen 
fehlt, sind die Auswirkungen für die direkte Arbeit in den be- 
troffenen Konzernen bzw. welche Firmen pleite gehen oder 
geschlossen werden und in welche investiert wird. 


Die AKWs und die damit verbundenen Strukturentscheidun- 
gen sind exemplarisch. In jeder Branche könnte aufgezeigt 
werden, wie das Jagen nach technischen Spitzenprodukten 
„made in Germany” im Zusammenhang mit der Qualifika- 
tion der Arbeiter/innen, mit dem Aufbau der Produktion und 
demgemäß mit der Zusammensetzung der Klasse steht. In 


den Artikeln über Technologie/Computerisierung wird dazu’ 


mehr gesagt (nächste Nr. der Autonomie). 

Die Idealvorstellung der Planer war, daß in der BRD über- 
haupt keine Industriearbeit stattfindet. Das wurde z.B. für 
die Werften konkret diskutiert, nämlich alle Werften in 
Deutschland zu schließen und nur noch mit Computerver- 
bund gemeinsame Konstruktions- und Entwicklungsabteilun- 
gen für Schiffe aufrechtzuerhalten, die Schiffe selbst aber in 
Lissabon oder Korea zu bauen. Das erwies sich dann als nicht 
durchführbar, weil eine derartige Trennung zwar fein aus der 
Sicht der Arbeitsmarktplaner und Kontrolleure sein mochte, 
aber praktisch nicht hinhaute. Ein Rest von Fertigung mußte 
bei aller Verlagerung in die drei Kontinente oder sonstwohin 
in der BRD bleiben. Die Umstrukturierung der Produktion 
hin zur Entwicklung und weg von der Arbeitsintensität un- 
mittelbarer Handarbeit drückte sich auch in dem Schlagwort 
von der Dienstleistungsgesellschaft aus. Dabei sind Dienstlei- 


stungen für den oder die, die sie machen müssen, natürlich ge- 


nauso beschissene Arbeit wie die andere auch. Für die Arbeits- 
marktplaner stand nur immer der Wunsch dahinter, das alter- 
tümliche Proletariat aus dem Blickfeld verschwinden zu las- 
sen und damit auch einen proletarischen Umsturz. Alles in al- 
lem ging es bei dem sogenannten Strukturwandel der Wirt- 
schaft immer auch um eine Arbeitsmarktkonzeption zur Be- 
friedung der Unterklassen. 


Der Energiesektor sollte als strategischer Sektor in diese Rich- 
tung wirken, und zwar in sektoraler (branchenmäßiger) und 
auch in regionaler Hinsicht. Den Konzern- und Staatsplanern 
war spätestens seit Ende der 60er Jahre (seit der Rezession 
1966/67) klar, daß sie die Atomenergie als Instrument eines 
Übergangs zu einer modernisierten Volkswirtschaft und da- 
mit zu einer Neuzusammensetzung der Klasse benutzen woll- 
ten. Der Angriff auf den Massenarbeiter über den Energiesek- 
tor ist meiner Meinung nach schon in den regionalen Arbeits- 
marktplanungen vor dem großen Einschnitt von 1973 ange- 
legt. Die weitgehend von den Sozialdemokraten betriebene 
planstaatliche Modernisierung im Modell Deutschland sah im 
Kern eine Entballung und Dezentralisierung der alten Indu- 
striestruktur vor. Das hieß, man wollte raus aus den großen 
Städten und Ballungsgebieten und „auf der grünen Wiese” 
neue, viel modernere schön automatisierte Fabriken und 
Siedlungen hochziehen. Schön steril und wohl kontrolliert 


101 


durch eine saubere Planung — das heißt: die Siedlungen von 
der Neuen Heimat einschließlich der Sanierung von Mittelstäd- 
ten (Zentrale-Orte-Modell), das heißt: Bau von Atomkraft- 
werken möglichst in Flußnähe oder an der Küste wegen der 
(Transport/Umwelt) Standortvorteile, und das heißt: energie- 
intensive Großproduktion mit möglichst kleinen Belegschaf- 
ten. 

Als wir diesen Sachverhalt zum ersten Mal in der Autonomie 
(alte Folge) Nr. 12 (,,Region Unterelbe — Industrieansiedlung 
und Arbeitsmarkt’’) analysierten, war uns der Zusammen- 
hang mit der Aufsplitterung der Arbeitsmärkte noch nicht so 
klar. Wir mußten uns noch mit der Propaganda von der Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen auseinandersetzen. Heute wissen wir 
sehr viel mehr über den Zusammenhang von Weltwirtschafts- 
krise und neuer Arbeitsmarktpolitik: ökonomische Probleme. 
sinkender Profitraten sind für die Kapitalisten der Ausgangs- 
punkt, neue Arbeitsmoral zu erzwingen, indem sie für einen 
Teil der Bevölkerung in der Metropole eine regelrechte Ver- 
elendungspolitik betreiben. Die Löhne werden in den „Seg- 
menten” gesenkt, die Arbeitsbedingungen verschlechtert, der 
Zwang zur Arbeit verschärft. In der Rückschau wird klar, daß 
die Kapitalisten sowohl die weltwirtschaftlichen Umpolungen 
im Energiesektor als auch die arbeitsmarktpolitischen Initiati- 
ven zusammengebunden haben, um einen Angriff auf das 
keynesianische Proletariat auszuführen. Die feineren arbeits- 
marktpolitischen Überlegungen zur ‚Dualisierung’ und unsere 
Überlegungen zum „neuen Subjekt’ des prekären nach-keyne- 
sianischen Arbeiters finden sich an anderer Stelle im Heft. 


Ganz global wird also der BRD und der metropolitanen Klas- 
se hier im Rahmen der internationalen Arbeitsteilung eine be- 
stimmte Produktionsstruktur zugewiesen, andererseits bedeu- 
tet diese Produktion gleichzeitig die Neubestimmung von 
Branchen und Produktionsstandorten, also Neuzusammenset- 
zung der Klasse. Die Energiekrise und die Anhebung der Öl- 
preise sind die Instrumente, die sowohl auf Weltebene der 
neuen internationalen Arbeitsteilung als auch im metropolita- 
nen Bereich dem „Strukturwandel” zum Durchbruch verhel- 
fen sollten. Also umgekehrt, wie mensch vielleicht annehmen 
könnte: Die für das Kapital notwendige Beherrschung der 
Unterklassen und die dafür notwendige Neuzusammenset- 
zung gebiert die Energiekrise, bringt sie hervor als notwendi- 
gen Schachzug, um die Sache voranzutreiben. Die Energiekri- 
se, der Ölpreisschock von 1973 sind das Signal zum Angriff 
auf den Widerstand der Massenarbeiter. 

Merkwürdig ist für mich die Gleichzeitigkeit, mit der auf in- 
ternationaler Ebene das Krisensignal paßte. Anscheinend wa- 
ren die Kämpfe der Massenarbeiter/innen auf Weltebene eben- 
so stark, wie wir sie mit dem heißen Frühjahr/Sommer 1973 
in der BRD erlebt haben (s. Roth, K.-H., Die andere Arbeiter- 
bewegung). Mir kam der Ölpreisschock vor, als sei er eine un- 
mittelbare Antwort auf die wilden Streiks in den Fabriken. 


An sich wäre eine Untersuchung über die Veränderung der 
Klassenverhältnisse in den USA als Angelpunkt zu nehmen, 
weil dort der Zusammenhang zwischen den Kämpfen der US- 
Unterklassen und den Maßnahmen der Konzerne auf weltwirt- 
schaftlicher Ebene deutlicher hervortritt als bei uns. Auch 
dort gab es in den Siebzigern eine regionale Neuzusammen- 
setzung gigantischen Ausmaßes: die Industrie ging in den 
SUNBELT, die Südstaaten, um die Massenarbeiterstärke in 
den alten Hochburgen in Detroit usw. zu zerschlagen. Weiter 
oben hatte ich den Zusammenhang zwischen innerer Stärke 
der Klasse in den USA und den Außenhandelsproblemen als 
Hauptursache der neuen Strategie im Ölbereich aufgezeigt. 


In der BRD traf sich die Energiekrise praktisch mit einer 
schon längst angelegten Modernisierungsvorstellung des Kapi- 
tals. Während der 60er Jahre sind in der Großforschung über 
den Staat in verschiedenen Industriezweigen die Grundlagen 
für die Ablösung eines widerständigen Arbeiters in der Mas- 
senproduktion gelegt worden. Dazu gehören neben der Atom- 
technologie die Luft- und Raumfahrttechnik und die Daten- 
verarbeitung. Der „technische Fortschritt” wurde aus Kon- 
kurrenzgründen mit den USA von Staat und Kapital gemein- 
sam gefördert (aus Steuermitteln), gleichzeitig waren die Er- 
gebnisse die Voraussetzung einer Umwälzung der Klassen- 
struktur. 

Der US-Schlag von 1973 paßte also auch voll in das vom 
BRD-Kapital vorbereitete Modernisierungskonzept. Nämlich: 
weg vom Öl bedeutete hin zu neuen Verkehrssystemen (weg 
vom Auto), bedeutete weg von der Ölheizung und hin zu der 
mit Atomstrom betriebenen Nachtspeicherheizung oder 
stromgetriebenen Wärmepumpen. Das „Weg vom Öl” und das 
später zusätzlich zum Hauptthema erhobene Energiesparen 
bedeutete auch die rationalisierte Energieverwendung beim 
Übergang zur großtechnologischen Automation. 
Unzweifelhaft sollte in der Perspektive nicht mehr das impor- 
tierte billige Öl die tragende Säule der Volkswirtschaft sein, 
sondern im Inland erzeugter Strom und andere Energieträger. 
Es ist klar, daß auf dieser Schaltebene das Profitinteresse 
der deutschen Konzerne verschmolzen war mit ihren gesell- 
schaftspolitischen Zukunftsvorstellungen. Wenn sich Konzern- 
interessen (Maschinenbau, Elektro, Energie etc.) umsetzen in 
Gesellschaftspolitik, heißt das für uns immer: hier geht es um 
die Reorganisation der Kontrolle von oben. 


Defacto lief also der Krisenangriff seit ‘73 über die Außen- 
wirtschaft hausgemacht, von der her dem Binnenkapital klar- 
gemacht wurde, daß von nun an zu sparen sei. Es sollte beim 
Benzin- und Heizölverbrauch gespart werden und auch bei 
den Löhnen. Mit dem von den Energiemultis eingezogenen 
Sparkapital sollten dann sowohl die OPEC-Staaten mit Grund- 
rente bezahlt als auch der Aufbau einer neuen metropolita- 
nen Energieerzeugung finanziert werden. Dazu kam das Re- 
cycling für die Finanzierung anderer Umstrukturierungsmaß- 
nahmen. Dieser Zusammenhang war ja schon des öfteren be- 
nannt worden. 

Der Energiepreis bei Benzin, Heizöl und Strom bewirkt selbst- 
redend „durch Marktkräfte”’ eine Steuerung im Verbrauch, 
die für neue Richtungen, für Investitionen in die Zukunfts- 
branchen die Impulse liefert. Der steigende Benzinpreis wird 
tendenziell zum Disziplinierungsmittel, mit dem der Verzicht 
aufs Auto für die neuen Armutsschichten klar gemacht wird. 
Wer kein Auto mehr fährt und modernerweise aufs Rad oder 
die neue Elektroschnellbahn umsteigt, der kann auf den Teil 
seines Einkommens verzichten, den er bislang fürs Auto 
brauchte, um ihn den Stromkonzernen zu geben. Wenn’s 
Heizöl teurer wird, wird eben eine „alternative Energieversor- 
gung” mit Wärmepumpe angeschafft und die Bauwirtschaft 
mit Abdichtung der dünnen Stellen am Haus beauftragt. Auf 
jeden Fall wird mit den weiter steigenden Energiepreisen der 
Strukturwandel vorangetrieben. Strobo tut so erst recht not. 


Ich möchte nochmal auf den Zusammenhang von neuen Ener- 
giezentren und der Neuordnung der Arbeitsmärkte eingehen. 
Zunächst bringt die AKW-Planung von vonherein einen über- 
regionalen neuen Zugriff auf die Energie und damit die Indu- 
strieproduktion, weil sie eine völlig anders geartete Standort- 
planung notwendig macht als die herkömmliche Kohle-Stahl- 
Verbindung. 


In den 60er Jahren wurden die ersten neuen Gesamt-BRD- 
Raumplanungen im Zusammenhang mit den Kriegsvorberei- 
tungen entwickelt. Im Kriegsfalle sollten keine Abhängigkei- 
ten von den alten Industriegebieten (Ruhrgebiet, Hamburg, 
Hannover-Salzgitter u.a.) mehr bestehen, sondern es sollten 
eigenständige Teilverteidigungswirtschaften geschaffen wer- 
den mit eigener AKW-Energieversorgung. Diese Dezentralisie- 
rung für den Ernstfall fand sich im zivilen Bereich genauso 
wieder. (Zu der Teilverteidigungswirtschaft s. Autonomie 4/5, 
S. 90) Dort heißt das Leitmotto sehr demokratisch: Gleiche 
Lebensbedingungen überall in der BRD. Dahinter verbirgt 
sich aber ein gewaltiger Angriff auf die gewachsene Struktur 
von Industriestädten, alten Zentren und agrarischen Gebie- 
ten. Die nationale Raumplanung von oben (die in der BRD 
an sich Ländersache ist) möchte praktisch geometrisch eine 
Rangfolge von Oberzentren, Mittelzentren und Unterzentren 
über das ganze Land spannen und hat dies auch schon mit der 
Verwaltungsreform und den fast überall durchgeplanten Flä- 
chennutzungen und Infrastrukturausstattungen getan. 

Nur: Was gebraucht wird, sind ebenso gleichmäßig verteilte 
Arbeitsplätze bzw. Produktionsstätten, und dafür brauchte es 
die AKWs. Die naturwüchsige Zuordnung von Industriegebie- 
ten zu den vorhandenen Bodenschätzen oder besonderen geo- 
graphischen Vorteilen war mit der Entwicklung einer weitge- 
hend standortunabhängigen Energiequelle aufzuheben. Jetzt 
konnte das Kapital gegen die alten Ballungen aus dem letzten 
Jahrhundert einen geographischen Angriff starten. Nunmehr 
kam es auf Planung aus des Politikers Hand an, wo etwas 
Neues entstehen sollte, und nicht mehr auf das, was im Bo- 
den steckte. 


Tatsächlich ist der Widerstand gegen AKWs, der ganze Regio- 
nalismus ja die Konsequenz dieser übergeordneten Unterwer- 
fungsabsichten gegen die gewachsenen Regionen. 

Nun wäre genauer zu beschreiben, welche Industriezweige in 
den alten Ballungsgebieten stecken und welche in den neuen 
auf der grünen Wiese aufgebaut werden sollen. Beispielsweise 
das Ruhrgebiet als typisches Gebiet für die Kopplung von 
Kohleförderung, Stahlproduktion, Maschinenbau, aber auch 
arbeitsintensiver taylorisierter Fabrik (das Bochumer Opel- 
Werk). Vor allem, was der Niedergang des einen und die Mo- 
dernisierung des anderen Gebietes für die Menschen, die dort 
leben, bedeutet, wie sie aus einer anscheinend notwendigen 
ökonomischen Entwicklung zu Objekten degradiert werden 
und nur Spielball in einem rasanten Prozeß sind. Der ökologi- 
sche Widerstand, der Häuserkampf, der Kampf gegen Stille- 
gungen (sehr ambivalent allerdings) stehen alle diesem überre- 
gionalen geplanten Raumordnungs- und Neuzusammenset- 
zungsprozeß gegenüber. Ja, wie gesagt, das wäre genauer zu 
beschreiben. An dieser Stelle allerdings nicht. Ich kann nur 
versuchen, einige „Rahmenbedingungen” zu nennen. 

Heute sieht es so aus, daß sowohl der Schrumpfungsprozeß 
im Ruhrgebiet weitaus dramatischer verläuft als ursprünglich 
von oben vorgesehen als auch daß die Errichtung neuer Zen- 
tren ziemlich verlangsamt wurde und erst jetzt mit dem neu- 
esten Krisenprogramm wieder beschleunigt werden soll. 


Im Ruhrgebiet sollen, um sozusagen einen Aufstand der dort 
anschwellenden Massenarmut zu verhindern und gleichzeitig 
den (Geld-)Hunger der Leute auszubeuten, neue Möglichkei- 
ten nach Art einer „freien Produktionszone” für die Multis 
geschaffen werden. Mit der Verlagerung und dem Rückgang 
der Stahlproduktion einerseits, mit den nicht eingelösten 
Hoffnungen auf umfangreiche neue Kohleprojekte, mit der 
Krise der arbeitsintensiven Fließbandproduktion ist dort die 
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Verarmung der Leute schon so weit vorangeschritten, daß 
selbst eine regionale „Reagonomics”-Politik denkbar erscheint. 
Das heißt, daß die „Errungenschaften” des Sozialstaats und 
der arbeitsrechtlichen Absicherung, des Arbeitsschutzes, des 
Umweltschutzes, all die sogenannten administrativen Hemm- 
nisse, die den Unternehmern Kosten bereiten, abgeschafft 
werden sollen: — Singapur in Dortmund? — unter dieser Fra- 
gestellung wird allen Ernstes unter Regionalplanern bereits 
diskutiert (in: Stadtbauwelt Nr. 74 (1982)). Wenn die Planer 
auch das Maximalprogramm verwerfen, es zeigt doch die 
Richtung an, in der es weitergehen soll. In den besonders be- 
troffenen Krisengebieten sollen die Arbeitskosten, also nicht 
nur die Löhne, sondern die ganzen „social costs’' soweit ge- 
senkt werden, daß sich das Investieren für neue Fabriken usw. 
lohnt. Damit würden dann tendenziell die Standortvorteile 
von sog. Billiglohnländern wieder wettgemacht durch andere 
hier in der BRD. Wie wir das bisher schon kennen wird es 
nicht mit der Brechstange auf einmal kommen, sondern stu- 
fenweise, dosiert und jeweils am Widerstand orientiert, der 
ihnen zeigt, wo es für sie geht und wo der Widerstand noch 
zu groß ist. Wir müssen also auch die kleinen Vorstöße der 
Gegenseite ernstnehmen, weil sie Teil eines größeren Pro- 
gramms sind. 

Während regionalisierte Krisenpolitik nach dem einen Vor- 
schlag den ‚Rückzug‘ des Staates aus den verelendenden Ge- 
bieten vorschlägt, um die neuen Investitionen anzulocken, 
wollen die anderen eine noch genauere Feinplanung von oben. 
So stellt sich z.B. eine Regionaluni, die Oldenburger, auf die 
Krise ein, indem die Forschung Ostfriesland und den Nord- 
westraum sozialwissenschaftlich neu vermißt. Es wird nach 
dem Vorbild tayloristischer Arbeitswissenschaften der letzte 
Vorrat an Arbeitszeitressourcen in der Freizeit der Bevölke- 
rung aufgespürt. Als Modell und Anregung für die Kontrolle 
der armen ostfriesischen Bevölkerung, arm, weil es wenig In- 
dustrie und viele Arbeitslose gibt (auch schon früher gab), 
dient die Alternativszene. Deren Alternativökonomie dient 
Forschern wie Vonderach, Krafft und anderen dazu, den „‚in- 
formellen Sektor’ oder eine Subsistenzökonomie der Land- 
bevölkerung als Bestandteil von „Daseinsgrundfunktionen’’ 
zu entdecken. 


Im Grunde passiert etwas, was in den drei Kontinenten seit 
Anfang der Siebziger genauso abgelaufen ist. Schrebergärten, 
kleine Landwirtschaft, Schwarzarbeit, Nachbarschaftshilfe 
usw. werden als Mittel zur Deckung des Lebensunterhalts an- 
erkannt. Die Oldenburger Studentenzeitung schreibt: „Beson- 
ders in den Randzonen (z.B. der Nordwestraum Niedersach- 
sens) kann die Verallgemeinerung des Konzepts zu einer teil- 
weisen Subsistenzwirtschaft (Gartenbau plus notwendige 
Schwarzarbeit) verbunden mit einem ‚alternativwirtschaftli- 
chen Kreislauf’ eine besonders prekäre Verelendungsstrategie 
herbeiführen.’ (OSZ, S. 43) 

Daß diese und ähnliche Verelendungspolitiken die genaue 
Kehrseite des Atomprogramms seien, darauf versuchen wir 
schon seit ein paar Jahren hinzuweisen. Nicht nur in den drei 
Kontinenten werden die Energiezentren und modernen Fa- 
briken als „Kathedralen in der Wüste’’ entwickelt, auch bei 
uns bringt die Brutalität des Spätkapitalismus eine ähnliche 
Erscheinung hervor. Was Claudia v. Werlhof als die Hausfraui- 
sierung der Arbeit bezeichnet hat, ist konkret die Verarmung 
der ehemaligen Massenarbeiterfamilien, der Frauen, Jugendli- 
chen und Ausländer im Umland der Festungen des Kapitals. 


Die breite Diskussion möglicher Alternativen zum „Atompro- 
gramm” ist bekanntlich ein Ergebnis der Anti-AKW-Bewe- 
gung, die zwar praktisch einen Teil des Modernisierungspro- 
gramms für die Klassenherrschaft blockiert hat, aber theore- 
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tische Entwürfe fast nur für den Energiebereich bzw. den 
Umweltbereich thematisiert hat, statt den zugrunde liegen- 
den Plan des Kapitals zu diskutieren. Das ist insofern sehr 
schlimm, weil selbst der weltgrößte Energiekonzern Exxon 
die Ergebnisse der Alternativen Forscher akzeptiert hat und 
nicht mehr auf Atomenergie setzt. Amory Lovins durfte in 
den „Foreign Affairs’’, also einem Hausblatt der größten US- 
Konzerne und des US-Außenministeriums, seine Vorschläge 
für den sanften Weg vortragen. Unter Carter hatte sich im- 
merhin ein Teil’ des US-Kapitals von der unbedingten Priori- 
tät des „harten Wegs’” abgewandt (was sich z.B. im Harvard 
Energie Report ablesen läßt). Der Anti-AKW-Bewegung fehlte 
meiner Meinung die weitertreibende theoretisch revolutionä- 
re Konzeption und Analyse, was sich heute noch als Defizit 
in der Strategiedebatte bemerkbar macht. Wir haben in unse- 
rer Nummer zum AKW-Kampf schon einiges zum Freiburger 
Öko-Institut und Florentin Krause gesagt. Ich kann diese Ein- 
schätzungen nur noch mal wiederholen, weil sich sein Gerede 
von der Energiewende und das von anderen über die „Unver- 
nunft” der Energieplanung in der BRD (Dieter Teufel und 
Barbara Ruske, Das sanfte Energie Handbuch) auf die Pro- 
grammatik der Grün-Alternativen niederschlägt. So wichtig 
die Blockade des Atomprogramms ist, so sehr sollten wir uns 
davor hüten, mit einem Alternativprogramm — womöglich 
zur Arbeitsbeschaffung mit Niedriglöhnen — den Kapitalisten 
unter die Arme zu greifen. Die gemeinsamen Programme von 
Grünen, Eppler-Fans und dem DGB liegen schon fertig in der 
Schublade und werden der SPD-Opposition zum Einfangen 
der Linken dienen. 

Die dezentrale arbeitsintensive Energieproduktion in kleinen 
bürgernahen Kraftwerken ist für den DGB ein erwägenswertes 
Mittel gegen die Arbeitslosigkeit. Ein gewisser Botho Riegert, 
verantwortlich für Fragen der Energiepolitik beim DGB-Bun- 
desvorstand, betrachtet die Untätigkeit der Arbeitslosen als 
brachliegendes volkswirtschaftliches Kapital, das man kosten- 
los — also in Form unbezahlter oder niedrigbezahlter Arbeit — 
für neue dezentrale Kraftwerke bzw. Energiesparmaßnahmen 
anderer Art einsetzen könne. Interessant wie die Dezentrali- 
sierung der Produktion und Energieerzeugung von ihm mit 
der Spaltung der Arbeitsmärkte verbunden werden. (in: V. 
Hauff, Argumente in der Energiediskussion: Energieversor- 
gung und Lebensqualität, S. 247 f.) 


A 


Die Erforschung der regionalen Untergrundwirtschaft soll 
herausbekommen, wie die .Arbeit der neuen Teilzeitkräfte 
und Heimarbeiter mit der ‚„Eigenarbeit’’ so ineinandergreift, 
daß die tatsächliche Verarmung und Lohndrückerei möglichst 
unsichtbar bleibt. Vieileicht wird der unmittelbare Austausch 
von Lebensmitteln und ein Schwarzmarkthandel schon in die 
absehbare Elendspolitik eingebaut. Genauso wahnsinnig finde 
ich den „Reichweitenansatz” in der Regionalforschung. Es 
wird geguckt, wie groß die optimale Entfernung vom Heim 
zum Arbeitsplatz und zu den kommunalen Einrichtungen ist, 
um daraus den Schluß zu ziehen, welche Arbeitskräfte auf 
ein Auto verzichten können und welche nicht. Und wieviel 


bei den Infrastrukturausgaben gespart werden kann usw. Auf - 


allen Ebenen wird der Rückwärtsgang eingelegt, um den Rück- 
zug aus der Konzeption von Nachfragesteigerung -(Keynesia- 
nismus), also allmählich steigenden Reallöhnen, in der gesam- 
ten Infrastrukturplanung umzusetzen. Das hat enorme Aus- 
‚wirkungen auf den Städtebau, wenn dort das alte Konzept 
der „Charta von Athen” aus den dreißiger Jahren, nämlich 
die Trennung der Funktionen Wohnen, Arbeiten und Konsu- 
mieren, aufgehoben wird. Das ist nämlich möglich, seitdem 
die Großfabrik menschenleer gemacht wird und möglichst al- 
les an nerviger Arbeit in die dezentralen Klitschen (Kleinbe- 
triebe, Mittelbetriebe, Heimarbeit, Subsistenz-, Alternativöko- 
nomie) verlagert wird. Dann kann und darf der Arbeitsplatz 
wieder in der Nachbarschaft sein, weil es ja nur immer ganz 
kleine Ansammlungen vom „Störfaktor Mensch’’ sind. Also 
nicht mehr die Gefahr wie z.B. in Danzig besteht, daß aus der 
Nachbarschaft von Hochhaus-Mietskasernen und Großwerft 
der Massenarbeiteraufstand losbricht. 

Die Planung verläßt sich darauf, daß gerade die Durchmi- 
schung von Menschen ganz unterschiedlicher Klassenlage ge- 
genseitige Kontrolle garantiert, ja es geht soweit, daß in ein 
und demselben Menschen die Art der Beschäftigung wechseln 
kann — und damit sein jeweiliges Kampfbedürfnis. Arbeits- 
kämpfe sind sinnlos: Wem’s nicht paßt, der kann ja gehen — 
z.B. Pflaumenkuchen für den Nachbarn backen und damit 
2,50 DM pro Stunde verdienen (Hausfrauisierung der Ar- 
beit!?). 

An dieser Stelle breche ich ab, einerseits, weil ich keine Zeit 
mehr habe, andererseits muß in jedem Fall eine Menge kon- 
kreter Untersuchungsarbeit in den Regionen „vor Ort” gelei- 
stet werden. Zum ersten Mal könnte innerhalb einer sozialre- 
volutionären Perspektive das Wissen aus der AKW-Bewegung 
mit der alltäglichen Erfahrung von neuen Unterdrückungs- 
maßnahmen zusammenkommen. Daraus müßte dann ein 
Konzept für den autonomen regionalen Befreiungskampf ent- 
wickelt werden. Von sozialrevolutionärer Seite muß eine ei- 
genständige Kritik an alternativ-grünen Vorstellungen über 
die Zukunft der Arbeit formuliert werden, wenn wir nicht 
Objekte einer neuen „linken” Mehrheit werden wollen, die in 
scheinbar fortschrittlicher Weise an die Ziele der AKW-Bewe- 
gung anknüpft. 
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PERSPEKTIVEN NACH DEM REGIERUNGSWECHSEL 


(Zusammenfassung einer Diskussion in der Hamburger Redaktion) 


1. 

Verfolgt man die auch in der Linken geführte Diskussion über 
den Regierungswechsel, so wundert man sich über die vorherr- 
schende Sprach- und Begrifflosigkeit, die allenfalls der neuen 
Schießbuden- und Gallionsfigur ironisierende Prädikate zuer- 
kennt und mit erstaunlicher Vergeßlichkeit dem sozialdemo- 
kratischen Krisenmanagement nachtrauert, dem wir immer- 
hin den deutschen Herbst, die Trakte, die Hochrüstung, den 
Weg in den Atomstaat verdanken. Die Furcht vor Zimmer- 
mann, so berechtigt sie sein mag, läßt Nostalgie gegenüber der 
Epoche aufkommen, in der Baum mit dem Ex-Terroristen 
Mahler konferierte. 

Die jüngsten Haushaltsbeschlüsse des neuen Regimes werfen 
die Frage auf, ob die Inhalte des Lambsdorff-Papiers, die die 
„Reagonomics’’ auch für die BRD auf die Tagesordnung set- 
zen und die immerhin für einen Koalitionsbruch gut genug 
waren, inzwischen Makulatur sind und ob Stoltenberg ge- 
zwungen ist, für eine Kontinuität der ehemals sozialliberalen 
Krisenpolitik zu sorgen. Aus der Retrospektive läßt sich ein- 
deutig sagen, daß die Politik der Sozialdemokratie in den ver- 
gangenen Jahren darin bestanden hat, die Auswirkungen der 
metropolitanen Krise der 70er Jahre dosiert in Mechanismen 
des Krisenmanagements zu transformieren. Die CDU steht 
nun vor dem Problem, entweder diese Politik modifiziert fort- 
zuführen, wobei die Möglichkeiten des staatlichen Deficit- 
Spending schon seit Jahren ausgeschöpft scheinen, ocer aber 
die Schleusen zu öffnen und auch für BRD eine Krise in eng- 
lisch-italienisch-amerikanischen Verhältnissen zu inszenieren. 
Letzteres stellt freilich das Risiko des Verlusts jeglicher Legi- 
timationsbasis für das gegenwärtige Regime dar — zumal an- 
gesichts einer Reihe bevorstehender Wahlen, die dies Regime 
als „ Übergangsregierung’’ kennzeichnen. 

Gegenüber der Anberaumung eines Wahltermins für Anfang 
kommenden Jahres steht diese Übergangsregierung in einem 
Patt, weil die FDP die Wahl nicht will (denn ihr Zerfall ist 
nicht mehr aufzuhalten) und sich die CDU/CSU durchaus 
nicht sicher sein kann, gegenüber einer sich anbahnenden 
Koalition aus SPD und Grünen eine absolute Mehrheit zu er- 
reichen. Somit würde der Wahltermin auf 1984 fallen, was 
aber nach allen Prognosen der Zeitpunkt sein wird, zu dem 
Wirtschaftskrise und Arbeitslosigkeit vor dem Höhepunkt ste- 
hen werden. Zumal der Regierungswechsel, via Genscher, mit 
amerikanischer Absegnung erfolgt ist, fragt sich dann, ob und 
wann das gegenwärtige Regime überhaupt wieder geneigt sein 
kann, sich einer Wahl zu stellen, oder ob das nun abgelaufene 
Szenario der erste Teil eines Putschversuches ist. 

Wenn nun einerseits Schmidt das Scheitern der sozialliberal- 
spätkeynesianischen Politik der mangelnden Kooperation der 
Bundesbank anlastet und andererseits Kohl/Stoltenberg der 
sozialliberalen Regierung unseriöse Haushaltsführung nachsa- 
gen, deren Folgen wir in der Zukunft zu tragen hätten, so 
steckt dahinter nichts als das gemeinsame Wissen, daß in den 
80er Jahren der Angriff auf die metropolitanen Klassen zu- 
ende geführt werden muß: jegliche Investitionswelle, jegliche 
Modernisierung der Mittelstandsbetriebe und auch die Privati- 
sierung öffentlicher Funktionen heißt nichts, als Zunahme 
der Massenarbeitslosigkeit, Prekarisierung der Arbeitsmärkte, 
Arbeitszwang und Rekonstruktion der Mehrwertraten in den 
Metropolen. Auch die schon von der SPD seit 1980 betriebe- 
ne Einkassierung staatlicher Sozialleistungen ist von welcher 
Regierung auch immer nicht zu umgehen. 


„Kontinuität oder Reagonomics’’ ist also unserer Auffassung 
nach eine Scheinalternative, da das keynesianistische Verhält- 
nis Kapital/Klasse unweigerlich zuende ist und es lediglich 
um unterschiedliche sozialtechnische Konzepte für den Über- 
gang vom Welfare- zum Workfare-State geht. 


2. 

Bei der Ironisierung des Cuts und der plumpen Rethorik eines 
Kohl wird nur zu leicht übersehen, daß die CDU/CSU durch- 
aus über eine sozialpolitische Programmatik verfügt. Die Kohl- 
sche Phrase „‚Gemeinnutz geht vor Eigennutz” enthält einer- 
seits die Fortsetzung der Adenauerschen nachnazistischen 
Restaurationspolitik (eine modernisierte Fassung der Einbin- 
dung der Produktivität von unten, der ideologischen Auflö- 
sung der „Klasse an sich”, des Appells an das Subsidaritäts- 
prinzip in rechtskatholischer Fassung: jeder soll sehen, wie er 
durchkommt — und dies verkauft als Eigenverantwortlich- 
keit). 

Zu diesem nur schlecht verschleierten darwinistischen Kon- 
zept wird notwendigerweise die breite Marginalisierung un- 
produktiver und unangepaßter Klassenteile gehören — eine 
Marginalisierung, die über die vom Konsens des SPD-Modells 
Deutschland abweichenden Minoritäten hinausreichen wird. 
Es ist nicht zu übersehen, daß sich ein solcher „‚Klimawech- 
sel’’ auf der unteren Ebene bereits jetzt bemerkbar macht: 
die neue Frechheit der Vertrauensärzte oder der Beamten auf 
den Sozialämtern, die staatliche Inszenierung der Ausländer- 
feindlichkeit, die Kürzung des Bafög... Auf der anderen Sei- 
te scheint es ungeine Fehleinschätzung zu glauben, daß sich 
ein Kohl- oder ein Straußregime das Risiko einer Mobilisie- 
rung einer faschistischen Massenbasis würde leisten können. 
Denn es müßte sich dann zugleich zutrauen, die sozialen As- 
pirationen einer solchen Bewegung in einem neuen 1934 un- 
ter Kontrolle bringen zu können. Vielmehr besteht die Mo- 
dernität auch eines christdemokratischen Regimes darin, über 
einen technologisch-datenmäßigen Zugriff auf die Klassenrea- 
lität zu verfügen, demgegenüber jegliche soziale Mobilisierung 
anachronistisch wäre. Die ideologische Restauration der Ei- 
genverantwortlichkeit korreliert geradezu mit der informatio- 
nellen Auflösung sozialer Beziehungen. 

Die Frage, die uns am Regierungswechsel zunächst am nähe- 
sten angeht, ist, ob vom gegenwärtigen Regime eine massive 
Verschärfung der Repression in einem Ausmaß, wie es etwa 
in Italien der Fall gewesen war, zu erwarten ist. 

Zweifellos werden Angriffe gegen Minderheiten benutzt wer- 
den, um einen repressiven Konsens ohne soziale Öffentlich- 
keit herzustellen und so dem Regime eine Mehrheit zu ver- 
schaffen — andererseits erscheint ein Angriff gegen die Linke 
(anders als gegen die Ausländer) von italienischen Dimensio- 
nen gegenwärtig nicht wahrscheinlich, einerseits weil die 
CDU/CSU fürchten müßte, damit ein mögliches Bündnis zwi- 
schen SPD und Grünen zu stabilisieren, in dem Teile der Lin- 
ken repräsentiert wären; andererseits würde eine solche Poli- 
tik das Auseinanderbrechen der FDP gegenwärtig beschleuni- 
gen, weil sich dann ein Flügel der FDP zu einem solchen 
Bündnis gesellen würde. Für die gegenwärtige Übergangsphase 
erwarten wir deshalb keine breite Repressionswelle, die über 
das bisher gängige Ausmaß wesentlich hinausgehen würde. 
Die Rebmann-Linie braucht konsolidierte Machtverhältnisse. 
Hierbei ist nicht berücksichtigt, daß es im Verlauf der NATO- 


Rüstungseskalation zu einer Nord/Süd und Ost/West-Krisen- 
konstellation kommen kann, die sich nach innen als Notstands- 
situation übersetzen lassen und dem Regime die Handhabe 
für den zweiten Teil eines kalten Putsches liefern würde. Al- 
lerdings können wir nicht übersehen, daß zwischen der NATO- 
Servilität eines Genscher und der Strauß/Kohlschen Aufwär- 
mung der deutsch-französischen Allianz Adenauerscher Prä- 
gung durchaus Unterschiede bestehen. 


3 

Die Fähigkeit der SPD, sich bereits vor dem Verschleiß ihrer 
Macht zum Integrationspunkt einer Oppositionsbewegung 
aufzuwerten, der gewissermaßen nur noch die Konsensfähig- 
keit der Grünen fehle, stellt die Ranmenbedingung dar für die 
Konstitution eines neuen Widerstandes von unten. Diese Inte- 
grationskraft, breite soziale Bewegungen in herrschaftskon- 
forme politische Repräsentanz zu übersetzen, hat die SPD 
schon bei der Atomrüstung der 50er und 60er Jahre und 
dann 1969 bis ‘72 im Aufkauf der Studentenbewegung be- 
wiesen, nun geht es um die Friedensbewegung und die ökolo- 
gischen Strömungen. Diese Integrationskraft hat freilich bis- 
lang funktioniert, weil die SPD vermittels der Gewerkschaf- 
ten über eine stabile Mitte verfügte. Obwohl das soziale Fun- 
dament dieser sozialen Mitte schmilzt und obwohl syndikali- 
stische Einkommensforderungen und grün-alternativer Kon- 
sumverzicht grundsätzlich nicht vereinbar sind (Löwenthal 
gegen Glotz, Schmidt gegen Brandt), erscheint eine SPD-grü- 
ne Koalition auch jetzt noch in der Lage, die sozialen Bewe- 
gungen der 70er Jahre institutionell zu hegemonisieren. 
Jenseits der ideologischen Ungereimtheiten eines rot-grünen 
Bündnisses zeichnet sich ein neo-sozialdemokratisches Pro- 
jekt ab, dessen Realitätsgehalt in einem Funktionswandel der 


Mittelklassen liegt: in einem Verfall der traditionellen Mittel- 
schichten, die das Wählerpotential der FDP gestellt hatten, 
und dem Aufstieg jener Mittelschichten, die aus den eigenen 
Erfahrungen der 70er Jahre über ein sozialtechnisches Senso- 
rium verfügen, das sich in Gestalt der Grünen als Bestandteil 
eines sozialgrünen Herrschaftsblocks anbietet. Offenkundig 
sind die Grün-Alternativen zur Zeit dabei, diese Erfahrung 
aus der Bewegung über ein ökologisches Programm hinaus zur 
Okkupation des sozialen Terrains nach unten hin zu benut- 
zen: in Richtung auf Organisation der Arbeitslosen, grüne Ar- 
beitsbeschaffungsprogramme usw. Zur Fraktion eines neoso- 
zialdemokratischen Machtblocks — sei es in der Opposition 
oder als Regime — empfehlen sich die Grünen erst dadurch, 
daß sie in der Lage scheinen, nicht nur die AKW- oder die 
Friedensbewegung zu pazifizieren, sondern über ihre sozial- 
technische Mittelstandsfunktion eine Alternative zur repressi- 
ven Herrschaftssicherung über die neu zusammengesetzten 
Unterschichten zu bieten. 


4. 

Haben wir damit die Machtblöcke der kommenden Jahre: 
links gegen rechts, gekennzeichnet, so wird alles darauf an- 
kommen, diese Auseinandersetzung zu verlassen und uns zu 
konzentrieren auf die entscheidende Auseinandersetzung: un- 
ten gegen oben, wofür eine Programmatik und organisatori- 
sche Voraussetzung allererst zu schaffen sind. Wir müssen um 
der Notwendigkeit eines revolutionären Durchbruchs willen 
verhindern, daß die künftigen sozialen Konfliktpunkte in lin- 
ke politische Positionen übersetzt und regierbar gemacht wer- 
den. Wir müssen beanspruchen, nicht nur eine minoritäre Fa- 
cette, sondern die Totalität des Widerstands von unten prä- 
sent zu machen. 


alternative 


137 Louis Althusser 


Frühe Schriften zu Literatur und Kunst (dt. Erst- 
veröffentlichungen) — Heiner Müller: «Mich inter- 
essiert der Fall Althusser ... .» 


138 «Wird Zeit, daß wir leben» 


Sprache unter Verhör. Siebtes bremer Literatur- 
esprächb' mit Beiträgen von H. Bicknaese, 
iR Buche, K. H. Roth, G. Will, P. P. Zahl — 
Knastzeitungen: legale-illegale — Die Dachbe- 
steiger von Tegel: «politische» oder «soziale» Ge- 
fangene? 


Unversöhnlich. Frauen zwischen 
Befreiung und Vereinnahmung 


Die Schützengraben-Mentalität der westdeutschen 
Frauenbewegung — Frauenhaus Köln: Politische 
Arbeit oder Dienstleistung für den Sozialstaat? 
— Berliner Hausbesetzerinnen: Mehr als ein 
«Zimmer für Frauen allein» — Universität Bielefeld: 
Entweder ein Institut für Frauenforschung ohne 
Männer oder gar keines — Stefan Schütz: Das 
Haus der Mütter stehet still 


Volksfeind — Staatsfeind 


Was heißt jüdische, Identität? — Antisemitismus 
und Nationalsozialismus — «Utopische Kampf- 


maschine» / Das Magische am Faschismus — 
Staatsfeinde und Feindbilder in der BRD — 
Sprachlosigkeit« als sozialer Topos 


alternative 
no 


EINZELHEFT EDM 
A200 34 F 


Indiz «Sprachlosigkeit; ? 
Eine Dokumentation 


Kein Verzicht auf Gewalt. Aus der «Kukuck- 
Diskussion zwischen 68er Linken, Startbahn-West- 
Gegnern und berliner Hausbesetzern — Aufzeich- 
nungen aus besetzten Häusern. Scene-Sprachen — 
«In Dachau ist nichts mehr los»: Rocktexte. 
Punk-Rock-Gruppen sprechen über sich selber — 
Die alltäglichen Gewaltphantasien der «ordent- 
lichen leute — H. Nagel: Sprachlosigkeit als 
sozialer Topos (II) 


Projektionsraum Romantik 


Dokumentation: Romantik in der Akademie 1982 — 
Margaretha Huber: Grenzgänge des Denkens. 
Zur romantischen Philosophie der Weiblichkeit — 
Brief der Caroline an Bettine zu zwei jüngst 
publicirten Tractaten aus dem Hannöverschen — 
Henriette Beese: «Lucinde, oder Die neue Liebes- 
religion — Christa Wolf: «Kultur ist, was ge- 
lebt wird» 


Jahresabonnement 25 DM (Ausland 30 DM): nur über 
den Alternative yerlag, 1 Berlin 15, Postfach 150 230. 
Einzelnummer 6 DM, Doppelnummer 9 DM: über jede 
Buchhandlung 


WECHSEL 
ONMNUIM 


Zeitschrift 


fur 


TECHNIK NATURWISSENSCHAFT 
GESELLSCHAFT 


WECHSELWIRKUNG berichtet über 
politische Aktivitäten im naturwis- 
senschaftlich-technischen Bereich, 
Gewerkschaftsarbeit und soziale Kon- 
flikte. 

WECHSELWIRKUNG analysiert die 
soziale, politische und ökonomische 
Funktion von Wissenschaft und Tech- 
nik und zeigt deren Perspektiven und 
Alternativen auf. 
WECHSELWIRKUNG ist ein Diskus- 
sionsforum für Naturwissenschaftler, 
Ingenieure und Techniker. 
WECHSELWIRKUNG erscheint vier- 
teljährlich. 


Schwerpunkt: 

Technische Kommunikation — Kanalisie- 
rung der Sinne: ONLINE ’82 « Entwick- 
lung der Telekommunikation «» Computer 
sprechen, Menschen reagieren » Wer 
verstopft den offenen Kanal = Eiszeit 
statt Freizeit « Aufstehen gegen Kabel- 


fernsehen * VIDEO - ich sehe « 

Weitere Themen: 

Der Untergang des math.-naturw. Unter- 
richts * Angepaßte Technologie * Der 


Forscher * AGÖF am Scheideweg + 
Kriegsforscherquote « Wissenschaftsläden 
in der BRD « 


Bestellungen an WECHSELWIRKUNG 
Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 
DM 5.- Einzelheft 
DM 20.— Abonnement für 4 Hefte 
(incl. Versandkosten). 

erscheint vierteljährlich 


En 


DSTEURDPA-INFO 


SOZIALISTISCHES OSTEUROPAKOMITEE 


Heft 3/1982 
ANTIMILITARISMUS IN OSTEUROPA 
mit Beiträgen aus der DDR, CSSR, Ungarn, 

der Sowjetunion und Polen 
104 Seiten, DM 8,- 
Jahresabonnement (4 Nummern): DM 30,- 
Bestellungen richten an: 
Junius Verlag, Von-Hutten-Straße 18 
2000 Hamburg 50 
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Außerdem: 


Tschad 
Das Ende des Krieges 


Guatemala 
Völkermord wird 
fortgesetzt 


US-Indianer 
Campingplatz oder 
Kultstätte? 


Eskimos 
Keiner lebt mehr im Iglu 


Rüstung 
Bremen — Waffen- 
N handel in alle Welt 


l.andkauf in Paraguay 
ETRENEIDSSTTN 


Einzelpreis: DM 4, —;; Jahresabo: DM 35, — (DM 25, — füı 
einkommensschwache Gruppen) bei 8 Ausgaben im Jahr 
Informationszentrum Dritte Welt, Postf. 5328, 7800 Freiburg 
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